
einheit 31.12.2013 31.12.2012 31.12.2011 31.12.2010 31.12.2009

Absatz

Strom Mio. kWh 11.024 9.973 9.919 8.609 7.616

Gas Mio. kWh 15.169 14.268 12.017 14.077 14.802

Wärme Mio. kWh 2.027 1.841 1.914 1.973 1.867

Wasser Mio. m3 45,2 41,5 42,1 41,8 41,3

Umsatz Mio. € 2.211,2 2.009,2 1.785,5 1.670,6 1.661,0

Ergebnis vor Ertragsteuern (EBT) Mio. € 136,6 119,6 104,4 144,2 90,6

Konzernergebnis (1) Mio. € 114,4 95,8 96,3 115,4 54,2

Bilanzsumme 2.868,4 2.667,4 2.522,7 2.548,1 2.206,5

Investitionen in immaterielle 
Vermögenswerte und Sachanlagen Mio. € 119,5 127,5 134,7 110,3 97,9

Beteiligungen / Tochterunternehmen Mio. € 12,2 41,4 12,1 7,5 484,5

Mitarbeiter (31.12.) Anzahl 2.810 2.943 2.970 2.884 2.859

 

(1) bezogen auf die von der Mainova gehaltenen Anteile

unsere kennzahlen 
im überblick

Ergebniskennzahlen  
Stromversorgung

Ergebniskennzahlen  
Wärmeversorgung

Ergebniskennzahlen  
Gasversorgung

Ergebniskennzahlen  
Wasserversorgung

tsd. € 2013

Umsatz 1.237.364

EBT – 8.647

tsd. € 2013

Umsatz 786.271

EBT 73.264

tsd. € 2013

Umsatz 74.734

EBT – 1.016

tsd. € 2013

Umsatz 129.432

EBT 2.962
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leistung mit  
Wert

mainova ag

Eine Energiewelt im Wandel verlangt auch der Mainova aG 
ihr volles Leistungspotenzial ab. Dennoch halten wir an 
unseren bekannten Werten fest. Denn erst unsere Verläss- 
lichkeit in der Versorgung, unsere vertrauensvolle Zusam-
menarbeit mit allen Anspruchsgruppen und unsere regionale  
Verbundenheit haben uns auch im abgeschlossenen 
Geschäftsjahr wieder befähigt, Entscheidendes zu leisten. 
Leistung mit Wert lautet deshalb folgerichtig unser Motto 
für den Geschäftsbericht 2013.

sichere  
versorgung 

Die Mainova aG bündelt 
langjährige Erfahrung und 
umfassendes Know-how für 
alle Versorgungsbereiche – 
Strom, Erdgas, Wärme und 
Wasser. Gerade Frankfurt am 
Main ist als Finanzzentrum 
elementar auf eine sichere 
Energieversorgung angewie-
sen. Die Stromversorgung der 
Main metropole basiert daher 
auf einem eng vermaschten 
Netz und dezentralen Kraft-
werken. Dieses System ist 
eines der sichersten über-
haupt. 

umweltschonende  
erzeugung 

Das Thema Nachhaltigkeit 
spielt bei der Mainova aG eine 
bedeutende Rolle. Die aktuelle 
Strategie sieht vor, allein bis 
2020 Investitionen in Erzeu-
gungs projekte im Gesamtvolu-
men von rund 500 Millionen 
Euro zu tätigen. Dabei investie- 
ren wir in erneuerbare Energien 
und Kraft-Wärme-Kopplung – 
eine Investition in die Versor-
gungssicherheit der Region 
und den nach haltigen Klima-
schutz. 

günstige  
preise

Verbraucherfreundlichkeit hat 
für die Mainova aG höchste 
Priorität, dazu gehören für das 
Unter nehmen auch möglichst 
günstige Preise. Bei der Ge - 
stal tung der Tarife orientiert 
sich die Mainova aG an den 
Rat schlägen von Verbraucher-
vertretern, die einen sehr guten 
Service, lange Preisgarantien 
und kurze Kündigungs fristen 
bei insgesamt günstigen Prei- 
 sen fordern. Mit diesem An - 
gebot gehört die Mainova aG 
zu den Top-Strom anbietern 
Deutschlands.
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ausgewählte ereignisse  
2013

15.02.2013

Der Aufsichtsrat der Mainova aG hat 
dem Abschluss des Aufhebungsver- 
trages mit dem Vorstandsmitglied 
Dr. Marie-Luise Wolff-Hertwig zuge- 
stimmt. Dr. Wolff-Hertwig verlässt die 
Mainova auf eigenen Wunsch, um 
sich neuen Aufgaben zuzuwenden. 

17.04.2013

Die Vorsitzende des Aufsichtsrats der 
Mainova aG Oberbürgermeisterin 
a. D. Dr. h. c. Petra Roth scheidet aus 
ihrem Amt aus. Sie hat dem Aufsichts- 
rat mitgeteilt, dass sie ihr Amt zum 
30. Mai niederlegen wird. Nachfolger 
als Aufsichtsratsvorsitzender wird der 
Frankfurter Stadtkämmerer Uwe 
Becker.

03.07.2013

Baubeginn der Strom-zu-Gas-Demons-
trationsanlage. In der Anlage wird 
Strom aus Wind und Sonne durch Elek- 
trolyse in Wasserstoff umgewandelt 
und in das Gasnetz eingespeist. In 
einem dreijährigen Betrieb wollen 
13 Partner der Thüga-Gruppe die 
Speichertechnologie erproben.

19.02.2013

Die Mainova aG erwirbt einen Solar-
park in Eggebek / Schleswig-Holstein. 
Die PV-Anlage hat eine Leistung von 
23,4 MW und ist Teil eines der größten 
PV-Parks Deutschlands. Die Mainova 
produziert dort im Jahr rund 22 Mio.
KWh regenerativen Strom aus Son- 
nenkraft. Dies entspricht dem Bedarf 
von rund 6.300 Haushalten.

05.06.2013

Die Mainova aG hat einen Windpark 
im französischen Migé erworben. Die 
fünf Windkraftanlagen haben eine 
Gesamtkapazität von 10,25 MW. Sie 
sollen Anfang 2014 in Betrieb gehen. 
Mit einer jährlichen Stromerzeugung 
von rund 26 Mi. KWh decken sie den 
Bedarf von über 10.000 Haushalten. 

17.12.2013

Die Mainova aG und die Hamburger 
Beteiligungsgesellschaft CEE erwer- 
ben vorbehaltlich einer kartellrecht- 
lichen Genehmigung gemeinsam 
einen Windpark im mittelhessischen 
Kirchhain. CEE, eine Tochtergesell-
schaft des Bankhauses Lampe, hält 
70 % der Anteile.

19.03.2013

Die Mainova aG erwirbt einen Wind-
park im unterfränkischen Remmlingen. 
Rund 35 Mio. KWh Strom pro Jahr 
sollen die je 2,4 MW starken Anlagen 
insgesamt produzieren. Das reicht, um 
14.000 Haushalte mit klimafreundli-
cher Energie zu versorgen.

01.07.2013

Norbert Breidenbach ist neuer Vor- 
stand der Mainova aG. Breidenbach 
verantwortet künftig Vertrieb, Handel 
und Beschaffung. Er ist vom Aufsichts- 
rat für fünf Jahre bestellt. 

20.12.2013

Seit 100 Jahren versorgt die Mainova aG 
Bad Soden zuverlässig mit Erdgas. Bad 
Soden war die dritte Kommune in der 
Region, die 1913 ans Frankfurter Gas-
netz angeschlossen wurde. Heute ver- 
sorgt das 62 Kilometer lange Verteilnetz 
rund 3.500 private Haushalte sowie 
Großkunden mit über 130.000 MWh 
Erdgas im Jahr.

erzeugungsstandorte  
deutschland
(mit Beteiligung)

erzeugungsstandorte  
rhein-main-gebiet

(1)  im Besitz des Wasser- und Schifffahrtsamts Aschaffenburg
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Ihre Mainova aG blickt auf ein zufriedenstellendes Geschäftsjahr 2013 zurück. Der 
Umsatz ist um 10 Prozent gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Insgesamt stehen 
2,2 Milliarden Euro zu Buche. 

Den größten Anteil am Umsatz hat mit über 50 Prozent das Stromgeschäft. Es folgt 
das Segment Gas mit knapp 30 Prozent. Die übrigen Umsätze entfallen auf die 
Segmente Wärme, Wasser, Netzentgelte und Neben geschäfte. Das Ergebnis vor 
Steuern (EBT) beträgt 136,6 Millionen Euro. 

Wie in den letzten Jahren haben Kundengewinne zur Verbesserung des Ergebnisses 
geführt. Auch der kühlere Witterungsverlauf, insbesondere die kalten Monate 
Februar und März, sind uns zugutegekommen. 

Nachhaltig wird das Ergebnis durch das im Jahr 2011 vom Vorstand ver abschiedete 
Effizienzprogramm „EINS“ stabilisiert. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 
große Kraftanstrengungen unternommen. Unternehmensweit hat dies rund 40 Milli-
onen Euro zum Ergebnis beigetragen. Damit wir auch in den kommenden Jahren 
unser Ergebnis halten, werden weitere Anstrengungen notwendig sein. Die Fortfüh-
rung des Programms „EINS“ ist eine wichtige Voraussetzung für unseren künftigen 
Erfolg. Bereits jetzt ist festzustellen, dass sich alle Einheiten an Dynamik, Kostenbe-
wusstsein und Prozessorientierung deutlich steigern konnten.

An dieser Stelle möchte ich Ihr Augenmerk auf weitere Mainova-Spezifika lenken. 
Das Ergebnis des Segments Stromversorgung haben wir Dank Kundengewinnen und 
Mengen zuwächsen deutlich verbessert. In Summe bleibt es aber weiterhin unter 

brief an die aktionäre

 »Ihre Mainova aG ist ein 
wirtschaftlich starkes und  
gesundes Unternehmen.  
Daran arbeiten wir täglich 
mit hoher Dynamik.«

dr. constantin h. alsheimer
vorsitzender des vorstands  
der Mainova aG

Druck. 2013 beträgt der Verlust 8,6 Millionen Euro (2012: – 29,2 Millionen Euro). 
Insbesondere die Vermarktung der eigenerzeugten Strommengen hat sich hier 
ergebnisbelastend ausgewirkt. Das operative Ergebnis im Segment Gasversorgung 
bleibt stabil. Verantwortlich für das insgesamt gesunkene Ergebnis ist vor allem die 
Bildung einer Risikovorsorge für das Biogasgeschäft.

Trotz zahlreicher Herausforderungen bestehen wir im Wettbewerb. Dabei ist gerade 
der Frankfurter Energiemarkt heftig umkämpft. Die Zahl der Anbieter von Strom und 
Erdgas steigt weiterhin. Am Jahresanfang 2014 haben 160 Stromversorger insgesamt 
586 Tarife angeboten. Ähnliches gilt für den Gasmarkt, wo 107 Gas -versorger mit 
365 Tarifen um Kunden werben. Dennoch konnte die Mainova ihre Kundenzahlen im 
vergangenen Jahr weiter steigern: Die Zahl der Privat- und Gewerbe kundenverträge in 
den Segmenten Strom und Erdgas stieg um 17.000 auf 656.000.

Die Rahmenbedingungen haben natürlich auch Auswirkungen auf unsere Belegschaft. 
Eine ist, dass die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Mainova-Konzern 
zum Jahresende mit 2.810 (2012: 2.943) leicht zurückging. Im Jahr 2013 haben 
80 Auszubildende ihre Ausbildung bei der Mainova absolviert. Der Personalauf-
wand beläuft sich auf 202,0 Millionen Euro. 

Nach einem ersten Überblick über 2013 möchte ich Ihnen nun einen Ausblick auf das 
kommende Jahr geben. Für das Jahr 2014 rechnen wir aufgrund unseres konsequent 
weitergeführten Effizienzprogramms mit einer Stabilisierung des operativen Ergebnis-
ses. Wie alle Energieversorger sind wir aber von nicht steuerbaren Komponenten wie 
dem Wetter abhängig. Die ersten drei Monate des Jahres waren deutlich wärmer als 
prognostiziert. Der Blick auf die Ergebnissituation des ersten Quartals 2014 zeigt 
daher für die witterungsabhängigen Segmente Gas- und Wärmeversorgung, dass die 
Zahlen deutlich unter unseren Erwartungen liegen. Unsere Anstrengungen sind trotz 
dieser schwierigen Ausgangslage darauf ausgerichtet, ein Konzernergebnis von 
mehr als 100 Millionen Euro zu erzielen. Personell konnte sich der Vorstand Ihrer 
Mainova im letzten Jahr verstärken. Mit Norbert Breidenbach hat Mainova einen in 
der Energiebranche höchst erfahrenen Manager als Vorstand für Vertrieb und 
Handel gewonnen. Herr Breidenbach ist mit hohem Engagement und Verve ans 
Werk gegangen. 

Auch in diesem Jahr gilt unser Dank allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Wir 
wissen, dass die Herausforderungen der Energiewende mit ihren Unabwägbarkeiten 
auf die Energiemärkte enorm viel Kraft kosten. Wir können stolz sein auf die Leistung 
von 2.810 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die mit viel Fleiß, Zuverlässigkeit und 
Engagement diese Aufgabe bewältigen. 

Auch 2013 hat uns das Vertrauen unserer Kunden getragen, auch dafür sind wir 
dankbar. Dieses Vertrauen immer wieder aufs Neue zu rechtfertigen war, ist und 
bleibt unser wichtigstes Unternehmensziel.

dr. constantin h. alsheimer 
vorsitzender des vorstands 
der Mainova aG
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auch im Geschäftsjahr 2013 war die Arbeit des Aufsichtsrats maßgeblich von der 
kontinuierlichen Auseinandersetzung mit den durch die Energiewende ausgelösten 
Herausforderungen gekennzeichnet. Der Aufsichtsrat hält an seiner Aussage fest, 
dass er die Energiewende klar befürwortet, muss aber feststellen, dass die politische 
Umsetzung für Fehlentwicklungen sorgt. Hierbei sei etwa das Paradox stetig stei gen - 
der Stromkosten für die Verbraucher bei gleichzeitig sinkenden Großhandelspreisen 
angesprochen.

Die Mainova aG steht weiterhin zu ihrer Verantwortung bei der Mitgestaltung der 
Energiewende, ist als im Wettbewerb stehendes Unternehmen jedoch zuerst ihren 
Aktionären und Mitarbeitern verpflichtet und muss bei ihren Investitionen auf eine 
ausreichende Rendite und Sicherheit achten.

Angemessene und verlässliche politische Rahmenbedingungen sind aus Sicht des 
Aufsichtsrats daher unerlässlich, um das gesellschaftliche Großprojekt der Energie-
wende zu einem erfolgreichen Ende zu führen.

zusammenarbeit mit dem vorstand
Der Aufsichtsrat hat im Berichtsjahr die ihm nach Gesetz, Satzung und Geschäfts-
ordnung obliegenden Aufgaben wahrgenommen.

Der Aufsichtsrat hat den Vorstand bei der Führung des Unternehmens regelmäßig 
beraten und seine Tätigkeit kontinuierlich überwacht. Dabei war er in alle Entschei-
dungen von grundlegender Bedeutung für das Unternehmen eingebunden. Um die 

Erfüllung seiner zentralen Aufgabe, der Beratung des Vorstands, insbesondere bei 
der Strategie, der Planung, der Geschäftsentwicklung, der Rentabilität, der Risikolage, 
dem Risikomanagement und der Compliance des Unternehmens, und der Überwa-
chung von dessen Geschäftsführung zu gewährleisten, hat sich der Aufsichtsrat 
regelmäßig, zeitnah und umfassend durch den Vorstand schriftlich informieren lassen. 
Diese Informationen wurden fortlaufend von mündlichen Berichten und Auskünften 
begleitet und ergänzt. Sämtliche wichtigen, die Gesellschaft und den Geschäftsverlauf 
betreffenden Sachverhalte und Maßnahmen waren Gegenstand der Unterrichtungen 
und Diskussionen in den Aufsichtsratssitzungen. Standen darüber hinaus kurzfristig 
berichtsrelevante Vorgänge an, so erfolgte eine Unterrichtung ad hoc.

Alle Maßnahmen, die aufgrund gesetzlicher oder satzungsmäßiger Regelungen der 
Zustimmung des Aufsichtsrats bedurften, haben eine eingehende Beratung und 
Vorlage zur Beschlussfassung erfahren.

Während des gesamten Geschäftsjahres standen die bzw. der Vorsitzende des Auf - 
sichtsrats sowie in Einzelfragen auch die übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats auch 
zwischen den Sitzungen in regelmäßigem Kontakt mit dem Vorstand. Über Gespräche 
mit dem Vorstand zwischen den Sitzungen sind die Aufsichtsratsmitglieder durch 
die Aufsichtsratsvorsitzende bzw. den Aufsichtsratsvorsitzenden zeitnah schriftlich 
und mündlich informiert worden.

sitzungen des aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat tagte im Geschäftsjahr 2013 in sechs ordentlichen sowie zwei 
außer ordentlichen Sitzungen.

Im Umlaufverfahren wurde im Februar 2013 eine Anpassung der Entsprechenserklä-
rung zum Deutschen Corporate Governance Kodex beschlossen.

Der Vorstand hat sich im Juli 2013 – wie in der Unternehmenssatzung ermöglicht – 
aufgrund der bestehenden Eilbedürftigkeit die vorherige Einwilligung des Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats sowie seiner zwei Stellvertreter zum Abschluss eines Vergleichs 
zur Beendigung der Rechtsstreitigkeit mit der Bundesnetzagentur zur Anerkennung 
der Personalzusatzkosten in der Sparte Strom eingeholt und den Aufsichtsrat hierüber 
unmittelbar informiert. Die nachträgliche Genehmigung durch den Aufsichtsrat 
erfolgte in der Sitzung am 28. August 2013.

Sämtliche Aufsichtsratsmitglieder haben – soweit die Dauer ihrer Mitgliedschaft dies 
zugelassen hat – an mindestens vier der Sitzungen teilgenommen. Die Mitglieder 
Oesterling und Wissgott konnten aufgrund eines unterjährigen Eintretens bzw. Aus - 
scheidens nicht an sämtlichen Sitzungen des Jahres teilnehmen, haben aber an mehr 
als der Hälfte der Sitzungen während ihrer Amtszeit teilgenommen. Im Durchschnitt 
lag die Präsenz bei über 85 %. Der externe Abschlussprüfer, die KPMG AG, hat sowohl 
an der Bilanzsitzung des Aufsichtsrats als auch der des Prüfungsausschusses im 
April 2013 teilgenommen.

schwerpunkte der tätigkeit des aufsichtsrats
Die Schwerpunkte der Beratungen und Beschlussfassungen des Aufsichtsrats waren 
die laufende Geschäftsentwicklung, die wirtschaftliche Lage und Entwicklung, die 
Planung, die Strategie, die Rentabilität sowie die Risikosituation des Unternehmens. 
Dabei hat sich der Aufsichtsrat insbesondere laufend über die aktuelle Situation an 
den Beschaffungs- und Vertriebsmärkten sowie die laufenden Projekte und Entwick-
lungen aus dem Technikressort informiert und sich regelmäßig über die Compliance, 
das Risikomanagement und die Tätigkeit der internen Revision unterrichten lassen. 

bericht des aufsichtsrats

uwe becker
vorsitzender des aufsichtsrats der 
Mainova aG

 »Die Mainova aG steht 
weiterhin zur Energiewende. 
Sie ist jedoch im gleichen 
Maße ihren Aktionären und 
Mitarbeitern verpflichtet.«
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Neben dieser Regelberichterstattung waren insbesondere die folgenden Themen 
Gegenstand eingehender Berichterstattung, Beratung und, soweit erforderlich, 
Beschlussfassung:

 ›  In der außerordentlichen Sitzung vom 17. Januar hat der Aufsichtsrat die Aufhebung 
des Dienstvertrags mit Frau Dr. Wolff-Hertwig sowie den Widerruf ihrer Bestellung 
zum Mitglied des Vorstands der Mainova aG beraten. 

 ›  In der ersten regulären Sitzung am 14. Februar 2013 beschloss der Aufsichtsrat die 
Aufhebung des Dienstvertrags mit Frau Dr. Wolff-Hertwig sowie den Widerruf ihrer 
Bestellung zum Mitglied des Vorstands der Mainova aG. Gegenstand weiterer Er ör -
terung und Beschlussfassung waren die Zustimmung zu dem Erwerb von Windparks 
in Nieder-Erlenbach und Migé, der Gründung einer gemeinsamen Dienstleistungs-
gesellschaft mit der Gas-Union GmbH, dem Erwerb weiterer Anteile am Grundkapital 
der ABO Wind AG, der Einlegung von Beschwerden gegen Festlegungen der Bundes-
netzagentur zum Thema Redispatching sowie der Durch führung von Ertüchtigungs-
maßnahmen am Umspannwerk in der Gutleutstraße.

 ›  In der außerordentlichen Sitzung vom 12. März 2013 wurden die Bestellung von 
Herrn Breidenbach zum Mitglied des Vorstands mit den Geschäftsbereichen Mar ke - 
ting, Vertrieb, Handel sowie Mainova ServiceDienste, die Genehmigung seines 
Dienstvertrags, die erneute Bestellung von Herrn Dr. Alsheimer zum Mitglied und 
Vorsitzenden des Vorstands bis 31. Dezember 2018 sowie die Gewährung eines 
Darlehens der Mainova Beteiligungsgesellschaft mbH an die Thüga Holding GmbH 
Co. KGaA beschlossen.

 ›  In der ordentlichen Sitzung am 17. April stimmte der Aufsichtsrat dem Verkauf der 
Aktien an der European Energy Exchange AG, dem Abschluss eines Vergleichs 
betreffend einen langfristigen Stromliefervertrag mit E.ON Energy Sales sowie der 
Umfinanzierung bei der Biomasse Kraftwerk Fechenheim GmbH und der Sanierung 
zweier Kesselhäuser am Heizkraftwerk West zu.

 ›  In der ordentlichen Sitzung am 29. Mai wurde ausführlich über aktuelle Entwick-
lungen im Technikressort berichtet.

 ›  In der ordentlichen Sitzung am 26. Juni stimmte der Aufsichtsrat einer Kapitalerhö-
hung der Gas-Union GmbH sowie der Aufnahme zweier neuer Gesellschafter gegen 
Sacheinlage in Gestalt der Beteiligung an einem Gasspeicherprojekt zu.

 ›  In der ordentlichen Sitzung am 28. August wurde der Erhöhung der Strompreise in 
der Grundversorgung für Privatkunden und der Umstellung der Fernwärmeabrech-
nung in der Nordweststadt zugestimmt.

 ›  In der ordentlichen Sitzung am 4. Dezember wurde dem gemeinsamen Erwerb eines 
Windparks in Kirchhain, der Auflösung zweier Beteiligungsgesellschaften im Bereich 
der Off-Shore-Windenergie, dem Verkauf der Anteile an der WV Energie AG, der 
Bewerbung um die Stromkonzession der Stadt Mörfelden-Walldorf sowie dem Neu - 
abschluss bzw. der Änderung der Gewinnabführungsverträge mit der Energiever-
sorgung Main Spessart GmbH, der Mainova EnergieDienste GmbH, der Mainova 
ServiceDienste GmbH, der StraßenBeleuchtung Rhein-Main GmbH sowie der Bio - 
masse Kraftwerk Fechenheim GmbH vor dem Hintergrund der Änderung der steuer - 
lichen Gesetzeslage zugestimmt. Wie in den Vorjahren waren aktuelle Entwicklun-
gen der Corporate Governance auch in der diesjährigen Dezember-Sitzung weiterer 
Schwerpunkt der Diskussion. Dabei hat sich der Aufsichtsrat insbesondere mit  
den von der Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex am 
13. Mai 2013 beschlossenen Kodexänderungen befasst und am gleichen Tag ge-
meinsam mit dem Vorstand eine aktualisierte Entsprechenserklärung abgegeben.

arbeit der ausschüsse
Die Arbeit des Aufsichtsrats wurde durch die bewährte Form der Vorbereitung und 
Unterstützung durch die Ausschüsse erleichtert. Die Vorsitzenden der Ausschüsse 
erstatteten dem Aufsichtsrat regelmäßig über die Arbeit der betreffenden Ausschüsse 
Bericht. Die Ausschüsse bereiteten Beschlussvorschläge für den Aufsichtsrat vor, 
insbesondere bei Entscheidungen von erheblicher finanzieller Relevanz.

Das Präsidium tagte im Geschäftsjahr 2013 fünfmal und befasste sich mit Vorstands-
angelegenheiten, insbesondere der Vorberatung der Vorstandsvergütung, des 
Wider rufs der Bestellung von Frau Dr. Wolff-Hertwig, der Nachfolgersuche sowie 
der Bestellung von Herrn Breidenbach.

Der Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungsausschuss trat im Geschäftsjahr 2013 zu drei 
ordentlichen Sitzungen zusammen und befasste sich dabei mit Geschäftsvorfällen 
von wesentlicher Bedeutung, dem Jahres- und Konzernabschluss 2012, den Lagebe-
richten, den Prüfungsberichten der Abschlussprüfer, den Zwischenberichten und 
den relevanten externen Faktoren, die das strategische Geschäft der Mainova als 
Energielieferant maßgeblich beeinflussen. Der Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungs-
ausschuss überzeugte sich von der Wirksamkeit des internen Risikomanagementsys-
tems und überwachte den Rechnungslegungsprozess, dessen Geeignetheit vom 
Abschlussprüfer festgestellt wurde. Daneben beriet der Wirtschafts-, Finanz- und 
Prüfungsausschuss über die Erteilung des Prüfungsauftrags an den Abschlussprüfer 
für das Geschäftsjahr 2013, die Bestimmung der Prüfungsschwerpunkte und dessen 
Vergütung. Dabei prüfte er die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers nach den 
Anforderungen des Deutschen Corporate Governance Kodex und überzeugte sich 
davon, dass beim Abschlussprüfer keine Interessenkonflikte vorliegen.

Der Personalausschuss tagte im Jahr 2013 zweimal. Er prüfte und billigte die Personal-
berichterstattung für das Geschäftsjahr 2012 sowie die kurz- und mittelfristige Planung 
der Personalstärke und der Personalkosten.

Der Vermittlungsausschuss gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG musste in dem abgelaufenen 
Geschäftsjahr nicht einberufen werden. 

jahresabschluss, konzernabschluss und gewinnabführung 
Die für den 29. Mai 2013 einberufene Hauptversammlung wählte die KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, als Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2013. In Umsetzung dieses Beschlusses erteilte der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft den schriftlichen Auftrag zur Prüfung 
des Jahres- und Konzernabschlusses der Mainova aG für das Geschäftsjahr 2013. 

Der vom Vorstand nach den Regeln des Handelsgesetzbuches aufgestellte Jahresab-
schluss der Mainova aG, der nach International Financial Reporting Standards (IFRS), 
wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315 a HGB anzuwen-
denden handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellte Konzernabschluss sowie die 
Lageberichte für die Mainova aG und den Konzern für das Geschäftsjahr 2013 
wurden von der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft unter Einbeziehung der 
Buchführung geprüft, mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen 
und allen Mitgliedern des Aufsichtsrats vom Vorstand rechtzeitig zugeleitet. Die 
Berichte über Art und Umfang sowie das Ergebnis der Prüfungen des Abschlussprü-
fers (Prüfungsberichte) lagen allen Mitgliedern des Aufsichtsrats vor.

Der Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungsausschuss setzte sich in seiner Sitzung am 
26. März 2014 eingehend mit den Jahresabschlüssen der Mainova aG und des 
Konzerns, den Lageberichten für die Mainova aG und den Konzern sowie den 
Prüfungsberichten auseinander und empfahl dem Aufsichtsrat, die Abschlüsse zu 
billigen. 
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uwe becker 
vorsitzender

Der Vorsitzende des Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungsausschusses berichtete dem 
Gesamtaufsichtsrat hierüber in der Bilanzsitzung am 2. April 2014 und erläuterte die 
Empfehlung des Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungsausschusses.

Der Aufsichtsrat prüfte den Jahresabschluss der Mainova aG, den Konzernabschluss, 
die Lageberichte für die Mainova aG und den Konzern und die Prüfungsberichte des 
Abschlussprüfers seinerseits eingehend und erhob keine Einwendungen. Die Berichte 
des Abschlussprüfers wurden zustimmend zur Kenntnis genommen. Wie vom Wirt - 
schafts-, Finanz- und Prüfungsausschuss empfohlen, stimmte der Aufsichtsrat dem 
Ergebnis der Prüfung beider Abschlüsse durch den Abschlussprüfer zu, stellte den 
Jahresabschluss der Mainova aG zum 31. Dezember 2013 fest und billigte den 
Konzernabschluss zum 31. Dezember 2013. Den Lageberichten für die Mainova aG 
und den Konzern, insbesondere den Aussagen zur weiteren Unternehmensentwick-
lung, wurde zugestimmt.

Die Vertreter des Abschlussprüfers berichteten in den Sitzungen des Wirtschafts-, 
Finanz- und Prüfungsausschusses am 26. März 2014 und des Aufsichtsrats am 
2. April 2014 über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung, standen für Fragen zur 
Verfügung und erteilten ergänzende Auskünfte. In beiden Sitzungen wurden die 
Abschlussunterlagen von dem Vorstand auch mündlich erläutert und eingehend mit 
diesem sowie den Vertretern des Abschlussprüfers diskutiert.

gewinnabführungsvertrag
Aufgrund eines Gewinnabführungsvertrages ist das Jahresergebnis an die Mehr-
heitsaktionärin Stadtwerke Frankfurt am Main Holding GmbH abzuführen. Es beläuft 
sich abzüglich der vertragsgemäß bereits gezahlten Steuerumlage sowie der auf die 
Ausgleichszahlung an außen stehende Aktionäre entfallenden Ertragssteuern auf 
58,7 Mio. Euro (Vorjahr 51,4 Mio. Euro). Die Ausgleichszahlung der Mehrheitsaktio-
närin an die außen stehenden Aktionäre beträgt 9,48 Euro je Stückaktie.

Personelle veränderungen im aufsichtsrat
Mit Schreiben vom 27. März 2013 hat Frau Dr. h. c. Petra Roth dem Vorstand gegen -
über erklärt, dass sie ihr Amt mit Wirkung zum 30. Mai 2013 niederlegt. Als 
Nachfolger für Frau Dr. h.c. Roth hat die Hauptversammlung am 29. Mai 2013 mit 
Wirkung zum 30. Mai 2013 Herrn Klaus Oesterling für die verbleibende Amtszeit 
von Frau Dr. h. c. Roth bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung 
2014 in den Aufsichtsrat gewählt. Der Aufsichtsrat hatte bereits zuvor Herrn Uwe 
Becker zum neuen Vorsitzenden des Aufsichtsrats für die Zeit nach dem Ausschei-
den von Frau Dr. h. c. Roth gewählt.

Frau Rosemarie Heilig, die mit gerichtlichem Beschluss vom 11. Dezember 2012 
anstelle von Frau Dr. Manuela Rottmann bis zum Ablauf der Hauptversammlung  
am 29. Mai 2013 zum Mitglied des Aufsichtsrats bestellt worden war, wurde von 
der Hauptversammlung am 29. Mai 2013 für die verbleibende Amtszeit von Frau 
Dr. Rottmann bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung 2014 in den 
Aufsichtsrat gewählt.

Herr Thomas Wissgott hat sein Mandat zum 31. März 2013 niedergelegt. Aufgrund 
des Verzichts des gewählten Ersatzmitglieds, Herrn Alexander Klein, wurde Herr 
Jürgen Wachs auf Vorschlag der ver.di Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft 
Landesbezirk Hessen mit gerichtlichem Beschluss vom 25. März 2013 mit Wirkung 
zum 1. April 2013 zum Mitglied des Aufsichtsrats bis zur nächsten Wahl der 
Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer bestellt.

Der Aufsichtsrat dankt Frau Dr. h. c. Roth und Herrn Wissgott für die jahrelange gute 
Zusammenarbeit und das bemerkenswerte Engagement für die Mainova aG.

Personelle veränderung im vorstand
Der Aufsichtsrat hat mit Beschluss vom 12. März 2013 Herrn Norbert Breidenbach 
mit Wirkung zum 1. Juli 2013 zum neuen Mitglied des Vorstands und Nachfolger 
der durch Beschluss des Aufsichtsrats vom 14. Februar 2013 abberufenen Frau 
Dr. Marie-Luise Wolff-Hertwig bestellt.

corporate governance und entsprechenserklärung
Der Deutsche Corporate Governance Kodex wurde im Jahr 2013 angepasst. Der 
Aufsichtsrat hat die jährliche Entsprechenserklärung nach § 161 Aktiengesetz am 
4. Dezember 2013 beschlossen und mit dem Vorstand am 5. Dezember 2013 auf der 
Internetseite unter www.mainova.de/entsprechenserklaerung dauerhaft zugänglich 
gemacht. Die Entsprechenserklärung aus dem Jahr 2012 hatte zuvor im schriftlichen 
Umlaufverfahren am 28. Februar 2013 eine unterjährige Anpassung im Hinblick auf 
die Zielvorgaben zur Diversity erfahren.

dank
Der Aufsichtsrat dankt dem Vorstand, den Unternehmensleitungen der Konzernge-
sellschaften, dem Betriebsrat sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ihren 
enormen persönlichen Einsatz, ihre Leistungen sowie das fortwährende Engagement. 
Insbesondere aufgrund der aktuellen Herausforderungen durch die Energiewende 
wird den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Verbunds Mainova ein hohes Maß 
an Flexibilität, Loyalität und Einsatzbereitschaft abverlangt, was der Aufsichtsrat 
auch an dieser Stelle ausdrücklich honorieren möchte.

Frankfurt am Main, im April 2014

Für den Aufsichtsrat
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leistung mit  
Wert

Der Mainova-Vorstand (von links nach rechts): 
norbert breidenbach, dr. constantin h. alsheimer, Prof. dr. Peter birkner, lothar herbst

Genau mit der Kombination aus  
Leistungsvermögen und festen Werten 
will die Mainova die Energiewende 
gestalten. Wie sich dieser Anspruch in 
der Unternehmensstrategie und ihrer 
Realisierung widerspiegelt, erläutert 
der Gesamtvorstand im Interview.
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deutschland hat seit 2013 eine 
neue regierung und auch in 
hessen sind neue koalitionspläne 
unterschrieben. Wie lautet ihr 
erstes fazit aus energiepolitischer 
sicht?

herr Professor birkner, wie  
schwer ist es, angesichts der sich 
schnell verändernden rahmen­
bedingungen eine zuverlässige und 
zukunftssichere versorgung zu 
gewährleisten?

herr dr. alsheimer, 2013 hat die 
mainova ihre strategie für ihr 
unternehmerisches handeln 
weiterentwickelt. Wird dies 
spürbare änderungen mit sich 
bringen?

Mit einer Strategieanpassung ist die Mainova aG im Jahr 2013 gestartet. 
Damit reagieren wir auf die wohl größten energiepolitischen Umwälzungen 
im neuen Jahrtausend. Alle vier Vorstände der Mainova beziehen im 
Interview zu den Kernelementen der Strategie Stellung und verdeutlichen 
an ausgewählten Beispielen unsere Antworten auf das Zukunftsprojekt 
Energiewende.

alsheimer: Fukushima liegt nun drei Jahre zurück. Die Katastrophe hat 
eine nie da gewesene Dynamik ausgelöst, die für die Energiewirtschaft 
tiefgreifende Konsequenzen nach sich zieht. Genau deshalb haben wir 
unseren Kurs überprüft. 

Für mich ist dabei ein Gedanke zentral: Wie sichern wir die Zukunft der 
Mainova aG – für unsere Kunden, unsere Mitarbeiter, unsere Anteilseigner 
und die Region? Wo sehen wir Chancen und wo Risiken? Wo ist unser 
Kapital gut und richtig eingesetzt? 

Die Antworten auf diese Fragen haben wir in unserer weiterentwickelten 
Unternehmensstrategie beschrieben. Im Kern ist unser Bestandsgeschäft 
die tragende Säule. Dieses wollen wir in allen Bereichen sichern, sei es im 
Vertrieb, in der Energieerzeugung, im Handel und bei den Netzen. Ein 
aktuelles Beispiel: Wir bauen unser Fernwärmenetz in Frankfurt am Main 
aus – eine Investition in unser Kerngeschäft. Im zweiten Schritt wachsen wir 
in den Bereichen, die wirtschaftlich sinnvoll sind. So bewerben wir uns um 
neue Netzkonzessionen in der Region und nehmen den Wettbewerb in 
diesem Sektor an. 

Als dritte Säule folgt: Wo immer wir innovative, marktfähige Geschäftsmodelle 
und Produkte erkennen oder mit vorhandenen Marktlösungen wirtschaftlich 
erfolgreich sein können, ergreifen wir die Chance. Oder wir verzichten bei zu 
hohen Risiken auf ein Invest, wie bislang bei Off-Shore-Windanlagen. 

Und nicht zuletzt: Im gesamten Unternehmen haben alle Mitarbeiter gemein-
sam viel Kraft investiert, um unser Ergebnis auf Dauer stabil zu halten. 
Unsere Maßgabe ist es, knapp 90 Millionen Euro bis 2018 nach haltig zu 
heben. Das hat Auswirkungen bis in jedes einzelne Sachgebiet und fordert 
jeden unserer rund 2.800 Mitarbeiter. Mein Zwischenfazit fällt positiv aus: 
Wir werden unsere Ziele erreichen und sind damit auch in Zukunft leis-
tungs- und wettbewerbsfähig.

alsheimer: Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung geht aus 
meiner Sicht in die richtige Richtung. Die EEG-Reformpläne sind dringend 
notwendig, um die Kosten wieder in den Blickpunkt zu rücken. Die Energie-
wende kann nur erfolgreich sein, wenn sie bezahlbar bleibt. So begrüße ich 
die geplante verpflichtende Direktvermarktung für alle neu zu errichtenden 
Ökostromanlagen. 

Im Koalitionsvertrag der Landesregierung lese ich, dass in Hessen der 
Anteil der Windenergie an Land weiter ausgebaut werden soll. Dies ist für 
die Mainova ein positives Signal. Doch noch ist es zu früh, über weitere 
Investitionen zu sprechen. Erst bei verlässlichen Rahmenbedingungen und 
wirtschaftlich seriösen Chancen werden wir unternehmerisch aktiv. Wir 
bekennen uns strategisch zu den erneuerbaren Energien. Aber nur, wenn 
sie wirtschaftlich sinnvoll und mit den betroffenen Bürgern und Kommunen 
einvernehmlich umsetzbar sind.

 
birkner: Ich rate davon ab, ein allgemeingültiges Rezept zu erwarten, mit 
dem wir ein so komplexes technisches System wie unsere Netzinfrastruktur 
und Erzeugungslandschaft von heute auf morgen grundlegend verändern 
können. Natürlich müssen wir unsere Hausaufgaben machen, aber wir 
müssen uns auf einen längeren Transformationsprozess einstellen.

Mein erster Punkt zielt auf unsere Versorgungsnetze. Frankfurt am Main 
nimmt hier deutschlandweit eine herausragende Rolle ein. Unsere Infra-
struktur ist vorbildlich. Das beweisen auch die hohen installierten Leitungs-
kapazitäten und die geringen Ausfallzeiten. Im europäischen Maßstab sind 
wir Spitzenreiter. Genau das erwarten unsere Geschäftskunden, egal ob 
Flughafen, Rechenzentren, Banken oder Industrie, aber von uns. Diese 
Position müssen wir halten, was bei Stromnetzen, die der Anreizregulierung 
unterliegen, nur mit viel Kraft gelingt. Deshalb plädiere ich dafür, unsere 
Stromnetze künftig mit Informationstechnologie zu koppeln. Wir haben 
bereits erste „intelligente“ Niederspannungsnetze und Ortsnetzstationen 
installiert. In Kürze planen wir weitere „smarte“ Innovationen auf der 
Mittelspannungsebene. Mein zweiter Punkt zielt auf unsere Erzeugungsan-
lagen. Hier wollen wir unsere Effizienz und die Flexibilität steigern. Deshalb 
schließen wir unsere vorhandenen einzelnen Fernwärmeinseln zu einem 

 »Mein Zwischenfazit fällt 
positiv aus: Wir werden 
unsere Ziele erreichen 
und sind damit auch in 
Zukunft leistungs- und 
wettbewerbs fähig.«

dr. constantin h. alsheimer
vorsitzender des vorstands 

 »Die EEG-Reformpläne sind not- 
wendig, um die Kosten wieder in  
den Blickpunkt zu rücken.«

dr. constantin h. alsheimer
vorsitzender des vorstands 
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herr breidenbach, welche strate­ 
gischen herausforderungen stehen 
bei ihnen als neuem vertriebsvor­
stand ganz oben?

 
sehen sie in ihrem vorstandsres­
sort raum für innovationen oder 
neue vermarktungsstrategien?

 

ist der kraftwerkspark der 
mainova für die zukunft gut 
aufgestellt?

 

großen Verbund zusammen. So können wir unsere Kraftwerke künftig 
flexibel, die Stromerzeugung entkoppelt von der Wärmeerzeugung, steuern 
und den Brennstoffeinsatz optimieren. Das schont Ressourcen und ist 
umweltfreundlich. In der Fernwärme steckt zudem ein großes Potenzial zur 
Energiespeicherung durch Strom-zu-Wärme-Technologien – vor allem in 
einer dicht besiedelten Stadt wie Frankfurt am Main.

birkner: Selbstverständlich, die Flexibilität macht unsere Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen zu idealen Partnern der erneuerbaren Energie. Zudem 
kann eine Großstadt wie Frankfurt am Main nicht auf eigene Kraftwerke 
verzichten. Das Stichwort Versorgungssicherheit ist ja bereits gefallen. 

Erneuerbare Energien stehen nur volatil zur Verfügung und erfordern daher 
Ergänzungskraftwerke und mittelfristig auch Energiespeicher. Ich bin davon 
überzeugt, dass wir mit unseren geplanten Investitionen in unsere vorhan-
denen Kraftwerke das Richtige tun. Wir setzen auf moderne, effiziente 
Technik und sorgen für einen flexibleren Einsatz. Das Thema Strom zu 
Wärme, also die Nutzung von überschüssigem Strom zur Fernwärmepro-
duktion, haben wir in der Planung. Ein großes Zukunftsthema bleiben 
reversible Energiespeicher. Perspektivisch haben wir mit der Strom-zu-Gas-
Anlage einen großen Schritt in diese Richtung gemacht. Zum ersten Mal 
überhaupt testen wir mit unseren Partnern ein Verfahren, welches deutsch-
landweit bisher nur unter Laborbedingungen existiert, die Einspeisung von 
Wasserstoff in unsere Erdgasnetzte. Damit wird das Gasnetz zur Batterie der 
Energiewende. Durch die zeitweilige Überlastbarkeit der Elektrolyseanlage 

können wir künftig auch Fluktuationen bei den erneuerbaren Energien 
ausregeln. Zuerst wollen wir aber das gesamte Verfahren erproben, 
austesten und optimieren. 

Perspektivisch kann Wasserstoff auch für chemische Zwecke oder für 
Mobilität verwendet werden. Zudem ist durch das Hinzufügen von Kohlen-
dioxid die Weiterverarbeitung von Wasserstoff zu Methan, also Erdgas, 
möglich. 

breidenbach: Zunächst einmal kann ich auf einem gut bestellten Feld 
arbeiten. Die Mainova ist in der Region eine bekannte und anerkannte 
Marke. Unser Service erhält seit Jahren Bestnoten und wir gewinnen täglich 
Kunden hinzu. Genau diese gewonnenen und zufriedenen Kunden wollen 
wir weiterhin dauerhaft an uns binden. Bei unseren Privatkunden funktio-
niert dies durch faire Konditionen und Verlässlichkeit. 

Bei unseren Geschäftskunden kämpfen wir bundesweit in einem wettbe-
werbsintensiven Umfeld. In diesem Wettbewerb gewinnt das Unternehmen, 
das durch eine gute Einkaufspolitik marktfähige Preise anbietet und 
zusätzlich durch überzeugende Energiedienstleistungen punktet. Unser 
gemeinsames Ziel heißt: Kunden binden. Dazu haben wir unsere interne 
Organisation optimiert. Wir orientieren unsere Prozesse noch näher am 
Bedarf unserer Kunden und haben als Folge davon unseren Geschäfts-
kundenvertrieb neu aufgestellt. Um im eingangs benutzten Bild zu bleiben: 
Heute säen wir neu aus und ich bin mir sicher, dass wir für die Mainova 
auch zukünftig gute Ernten einfahren werden.

breidenbach: Es wäre mit Blick auf unser Kerngeschäft Erdgas, Strom, 
Wärme und Wasser zu kurz gedacht, wenn wir auf innovative Produkte ver - 
zichten würden. Gleiches gilt für fortschrittliche Energiedienstleistungen. 
Doch unsere Strategie ist, wie es Herr Dr. Alsheimer ja ausgeführt hat, zu 
Recht mehrschichtig. Wir wollen nicht jedes Thema als „First Mover“ an - 
gehen. Vielmehr setzen wir auf bestehende marktfähige Lösungen. Genau 

 »Eine Großstadt wie Frankfurt am 
Main kann nicht auf eigene Kraft-
werke verzichten.«

prof. dr. peter birkner
technikvorstand

 »Bei unseren Erzeugungs-
anlagen wollen wir  
die Effizienz und die 
 Flexibilität steigern.«

prof. dr. peter birkner
technikvorstand

 »Unser wichtigstes Ziel 
heißt: Kunden binden. 
Um jedoch nachhal-
tig zu wachsen, wollen 
wir auch neue Kunden 
 gewinnen.«

norbert breidenbach 
vertriebsvorstand 
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muss die mainova in zeiten wie 
diesen nicht umdenken und eher 
arbeitsplätze abbauen, wie es die 
großen der branche vormachen?

herr herbst, welche reaktionen 
löst das Wort „energiewende“ bei 
den mainova­mitarbeitern aus?

diesen Ansatz verfolgen wir ja bereits. Durch Contracting können wir unsere 
Wertschöpfungskette verlängern und langfristig Kunden binden. Gleich-
zeitig erhöhen wir bei unseren Kunden die Energieeffizienz. Somit zahlen 
wir neben der Kundenbindung auf ein weiteres strategisches Ziel ein: Wir 
helfen dabei, Ressourcen zu schonen und die Klimaschutzziele der Stadt 
Frankfurt am Main zu erfüllen. 

 

Der zweite Teil der Frage zielt auf das Thema „Vermarktungsstrategien“. 
Hier verweise ich auf die bereits erwähnten politischen Rahmenbedingungen. 
Ich sehe durchaus Chancen bei der Direktvermarktung von Strom, der aus 
erneuerbaren Energiequellen stammt. Im Gegensatz zu den einzelnen 
kleineren Betreibern von Windparks und Photovoltaikanlagen haben wir die 
entsprechenden Marktzugänge und können somit Strom aus erneuerbaren 
Energien besser handeln. Diese Dienstleistung können wir kompetent 
anbieten. Bei der Direktvermarktung ist die Mainova strukturell ein guter 
Ansprechpartner. 

herbst: Ich denke, es vergeht kein Tag, an dem die Mitarbeiter nicht direkt 
oder indirekt mit diesem Thema konfrontiert sind. Genau wie wir jede 
Gelegen heit nutzen, die Chancen zu schildern, die meine Vorredner bereits 
betont haben, so erkennen wir dennoch auch Unsicherheiten. So gesehen, 
ist die Energiewende für jeden Mitarbeiter elementar. Veränderungen, wie 

sie unsere Branche durchmacht, sind eine Kraftanstrengung für alle Betrof - 
fenen. Wir müssen gewohnte Pfade verlassen und uns neuen Aufgaben 
stellen. 

Doch für mich gehören Veränderungen zum Leben und davon nehme ich 
die Arbeitswelt nicht aus. Deswegen ist es so wichtig, über diese Zukunfts-
fragen zu sprechen, für das Gelingen der Energiewende zu werben und 
Perspektiven aufzuzeigen. So verstehe ich die Angst, die das Wort „Energie-
wende“ auslösen kann, doch gleichzeitig kann ich nur jeden ermutigen: 
Unsere Strategie wird erfolgreich sein, wenn alle ihr Möglichstes geben.

herbst: Die Zahlen in diesem Geschäftsbericht belegen, dass die Mainova 
ein wirtschaftlich gesundes Unternehmen ist. Wir haben in den Jahren der 
großen Gewinne nicht überproportional Arbeitsplätze aufgebaut und müssen 
daher in schwierigen Zeiten auch keine Entlassungswellen lostreten. An 
dieser Strategie halten wir fest. 

Dass wir unseren Personalbestand verantwortungsvoll anpassen müssen, ist 
allerdings eine wirtschaftliche Konsequenz aus der bisherigen energiewirt-
schaftlichen Entwicklung. Es ist uns in den beiden vergangenen Jahren gelun - 
gen, unseren Personalstamm zu senken. Allein Arbeitsplätze zu streichen, 
reicht jedoch nicht aus um die Energiewende zu bewältigen. Hierfür 
brauchen wir qualifiziertes Personal an den richtigen Stellen. 

Wir greifen daher zu einer Doppelstrategie: Wo es der Markt erfordert, 
verstärken wir uns zielgerichtet mit qualifiziertem Personal. Wir suchen 
Spezialisten, beispielsweise in der IT. Andererseits verfügen wir bereits über 
großes Potenzial in unserer Beleg schaft. Durch Weiterbildung, Umschulung 
oder andere Förderungsinstrumente entwickeln wir unsere Mitarbeiter. 
Außerdem qualifizieren und fördern wir unsere Leistungsträger für zukünf-
tige Aufgaben. 

 

Unsere Verantwortung als Arbeitgeber stellen wir dadurch unter Beweis. 
Durch die in aller Kürze geschilderte Doppelstrategie binden wir Mitarbeiter 
an uns und erhalten der Mainova in diesen für die Energiebranche eher 
rauen Zeiten ein wichtiges Gut: Wissen. Dieses ist in unseren Reihen bereits 
vorhanden, wird kontinuierlich fortentwickelt und zum Wohl unseres 
Unternehmens eingesetzt.

 »Veränderungen, wie  
sie unsere Branche  
durchmacht, sind eine 
Kraftanstrengung für  
alle Betroffenen.«

lothar herbst 
Personalvorstand

lothar herbst 
Personalvorstand

 »Indem wir Mitarbeiter an uns  
binden, erhalten wir der Mainova 
in diesen Zeiten ein wichtiges  
Gut: Wissen.«

norbert breidenbach 
vertriebsvorstand 

 »Ich sehe perspektivisch gute Chancen 
bei der Direktvermarktung von 
Strom, der aus erneuerbaren Ener-
giequellen stammt.«
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Als börsennotiertes Unternehmen hat die Mainova 
 Aktiengesellschaft (Mainova ag) ihren Konzern­
abschluss (im Folgenden wird der Mainova­Konzern 
als Mainova bezeichnet) nach den International Fi­
nancial Reporting Standards (IFRS), wie sie in der Eu­
ropäischen Union (EU) anzuwenden sind, und den er­
gänzend nach § 315a Abs. 1 HGB zu beachtenden 
handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellt.

grundlagen	des	konzerns

Geschäftsmodell

Mainova ist in der Versorgung mit leitungsgebunde­
nen Energieträgern und Wasser sowie in artverwand­
ten Dienstleistungen tätig. Wir versorgen rund eine 
Million Menschen in Hessen, Rheinland­Pfalz, Nord­
rhein­Westfalen, Bayern und Baden­Württemberg 
mit Energie und Wasser sowie Geschäftskunden bun­
desweit mit Strom und Gas. Zudem beliefern wir re­
gionale Gas­ und Stromversorger (Energiepartner). 
Als Betreiber von Versorgungsnetzen stellen wir den 
Netzzugang und Netzanschluss Dritten zur Verfü­
gung und gewährleisten den sicheren Transport von 
Energie und Wasser.

Unser operatives Kerngeschäft wird insbesondere 
von der Mainova ag und vier Tochterunternehmen 
wahrgenommen. Die NRM Netzdienste Rhein­Main 
GmbH (NRM) pachtet das Strom­ und Gasnetz der 
Mainova ag und betreibt dieses auf eigene Rech­
nung, während für die Fernwärme­ und Wasserver­
sorgungsnetze die Betriebsführung übernommen 
wird. Die Mainova EnergieDienste GmbH betreibt 
das Energiedienstleistungsgeschäft (Contracting) mit 
Geschäftskunden und das technische Facility 
 Management. Die Aufgaben der Mainova Service­
Dienste Gesellschaft mbH erstrecken sich auf das 
Messwesen, die Abrechnung der gelieferten Strom­, 
Gas­, Wasser­ und Wärmemengen, die Kundenbe­
treuung sowie das Forderungsmanagement. Die SRM 
StraßenBeleuchtung Rhein­Main GmbH betreut das 
Straßenbeleuchtungsnetz der Stadt Frankfurt am 
Main.

Der Ausbau unserer Aktivitäten im Bereich der erneu­
erbaren Energien im aktuellen Geschäftsjahr sowie 
im Vorjahr erfolgte vorrangig durch die Gründung be­
ziehungsweise den Erwerb von Tochterunternehmen, 
welche die Onshore Windparks und Photovoltaikan­
lagen betreiben.

Unser Geschäft ist in folgende Segmente unterteilt:

	› Wärme-	und	Stromerzeugung
	› Stromversorgung
	› Gasversorgung
	› Wärmeversorgung
	› Wasserversorgung
	› Beteiligungen
	› Sonstige	Aktivitäten

 
Das Segment Wärme­ und Stromerzeugung umfasst 
das Geschäft der Wärme­ und Stromerzeugungsan­
lagen der Mainova ag und der Tochterunternehmen. 

Die Segmente Strom­, Gas­, Wärme­ und Wasserver­
sorgung decken jeweils die Wertschöpfungskette 
vom Bezug bzw. Handel über die Verteilung und den 
Vertrieb unserer Produkte ab.

Dem Segment Beteiligungen ist unser gesamtes Be­
teiligungsportfolio von 23 nach der Equity­Methode 
einbezogenen Gemeinschaftsunternehmen und asso­
ziierten Unternehmen sowie 17 weiteren Beteili­
gungsgesellschaften zugeordnet.

Strategien	und	Ziele

energiewirtschaft	im	wandel
In den vergangenen Jahren hat die Häufigkeit politi­
scher Eingriffe und deren Unvorhersehbarkeit deut­
lich zugenommen. Insbesondere die Energiewende 
mit ihren ehrgeizigen CO2­Einsparzielen, dem Aus­
bau erneuerbarer Energien sowie den hohen Anfor­
derungen an das Thema Energieeffizienz beeinflusst 
die Branche maßgeblich. In diesem Zusammenhang 
wird derzeit auch über die Kosten der Energiewende 
politisch diskutiert. Ziel ist dabei die Stabilisierung 
der Strompreise für die Verbraucher. Dazu wurde 
eine Reihe von Vorschlägen wie die Reduzierung der 
Vergütungssätze für Strom aus erneuerbaren Ener­
gien, die Senkung der Stromsteuer oder die stärkere 
Beteiligung der Industrie an den Kosten der Energie­
wende eingebracht. Ferner verschärfen weltweite po­
litische Spannungen, die schwelende Finanz­ und 
Wirtschaftskrise sowie die Einspeisung der erneuer­
baren Energien die Volatilität der Energiepreise.

Die politischen Vorgaben im Rahmen der Energie­
wende wirken sich durch den Trend weg von Groß­
kraftwerken hin zu grüner und dezentraler Energie 
massiv auf die Energieerzeugung aus. Im aktuellen 
Strommarktdesign definiert die sogenannte Merit 
 Order die Reihenfolge der Einspeisung der Erzeu­

lagebericht	des	mainova-konzerns	für	das		
geschäftsjahr	2013 gungsanlagen zur Deckung der Stromnachfrage. Hier­

bei führen der Vorrang erneuerbarer Energien und ihr 
stetiger Ausbau dazu, dass konventionelle Kraftwerke 
immer weniger zum Einsatz kommen. Die so verur­
sachte Reduzierung von Betriebsstunden macht ins­
besondere die oftmals hocheffizienten Gaskraftwerke 
unwirtschaftlich. Niedrige Preise für CO2 verstärken 
diesen Trend. Eine entsprechende neue Marktord­
nung, die erneuerbare Energien in ein bestehendes 
System mit hocheffizienten konventionellen Kraftwer­
ken integriert, bildet eine zentrale Herausforderung 
im Erzeugungsbereich.

Im Vertrieb ist sowohl im Strom­ als auch im Gas­
geschäft eine steigende Intensität des Wettbewerbs 
zu verzeichnen. Dies zeigt nicht nur die immer grö­
ßer werdende Anzahl an Energieanbietern, sowohl 
regional als auch bundesweit, sondern auch der Ein­
tritt branchenfremder Anbieter, wodurch der Ener­
giemarkt heterogener geworden ist. Gleichzeitig ver­
ändern sich die kundenseitigen Anforderungen. 
Kunden werden bei der Wahl ihres Anbieters zuneh­
mend anspruchsvoller hinsichtlich Preis und Service­
qualität, was sich in steigenden Wechselquoten be­
merkbar macht. Ziel des Vertriebs ist es, trotz der 
sich verschärfenden Wettbewerbssituation das hohe 
Kundenbindungsniveau zu halten und in den überre­
gionalen Vertriebsgebieten wertorientiert zu wach­
sen. Ein stärkeres Nachhaltigkeitsbewusstsein sowie 
der Wunsch nach Transparenz bei der Preisgestal­
tung sind ebenfalls festzustellen. Hinzu kommt die 
steigende Anzahl der Selbstversorger beispielsweise 
durch Blockheizkraftwerke oder Photovoltaikanlagen.

Die Erträge im Netzgeschäft werden durch die staat­
liche Regulierung in Form der sogenannten Anreiz­
regulierung begrenzt. Hinzu kommt der Trend zur 
Rekommunalisierung der Energienetze. Kommunen 
betreiben die Netze häufig wieder selbst oder über 
einen Dienstleister und beabsichtigen damit einen 
Ergebnisbeitrag für den vielerorts unter Druck ste­
henden kommunalen Haushalt zu erwirtschaften.

strategische	Planung	als	kontinuierlicher	
	entwicklungsprozess

Die dargestellten Veränderungen, die auf den Markt 
der Energieversorgung einwirken, zwingen Energie­
versorger, ihr bisheriges Geschäftsmodell zu über­
denken und zu priorisieren, in welchen Wertschöp­
fungsstufen künftig das Kapital investiert wird. Dabei 
können auch langfristig neue, das Kerngeschäft er­
gänzende Geschäftsfelder wie Contracting, Smart 
Meter, Smart Home oder Energieberatung eine Rolle 
spielen.

Auch im abgelaufenen Jahr wurde unsere Strategie 
strukturiert überprüft, mit allen Unternehmensberei­
chen verzahnt und weiterentwickelt. Hierzu wurden 

detaillierte Markt­ und Unternehmensanalysen ent­
lang der gesamten Wertschöpfungsstufen durchge­
führt, um zu einer Standortbestimmung für unseren 
Konzern zu kommen. Um die beschriebenen Unsi­
cherheiten der Unternehmensumwelt zu berücksich­
tigen, wurden zudem Instrumente der langfristigen 
Szenario­ und Portfolioanalyse im Rahmen der Stra­
tegieentwicklung eingesetzt.

Die Ergebnisse haben unseren bisherigen Kurs im 
Wesentlichen bestätigt. Die Umsetzung der Strategie 
wird durch den jährlich rollierenden Strategieprozess 
sichergestellt. Durch die quantitative Verzahnung mit 
der Wirtschaftsplanung wird dafür gesorgt, dass die 
strategischen Ansätze über Ziele und Maßnahmen in 
die finanzielle Mittelfristplanung übersetzt werden.

strategische	leitlinien
Unter dem motto	„leistung	mit	energie“ haben wir 
Leitlinien festgelegt, die den Rahmen für die Weiter­
entwicklung unseres Unternehmens bilden und zur 
Wettbewerbsfähigkeit und nachhaltigen Zukunftssi­
cherung beitragen:

	› 	regional:	Wir	sind	der	führende	Energiedienst-
leister	im	Rhein-Main-Gebiet.

	› 	integriert:	Wir	bedienen	die	gesamte	Wertschöp-
fungskette	–	von	der	Erzeugung	über	die	
Verteilung	bis	zum	Vertrieb.

	› 	innovativ:	Wir	gehen	neue	Wege,	setzen	moderns-
te	Technik	ein,	vermarkten	fortschrittliche	Dienst-
leistungen	und	nutzen	neue	Geschäftschancen.

	› 	kooperativ:	Wir	verhalten	uns	partnerschaftlich	
und	fair	–	untereinander,	gegenüber	allen	
Partnern	und	ganz	besonders	gegenüber	unseren	
Kunden.

	› 	effizient:	Wir	sind	motiviert,	beweglich	und	
optimieren	beständig	unsere	Kosten	und	Abläufe.	

	› 	Fokussiert:	Wir	konzentrieren	uns	auf	unsere	
Kernkompetenzen	und	wachsen,	wo	es	sich	
lohnt –	für	uns	und	unsere	Kunden.	

Die Sicherung des Kerngeschäfts als tragende wirt­
schaftliche Säule hat dabei Vorrang vor ausgewähl­
ten Wachstumsfeldern und innovativen Konzepten.

schwerpunkte	der	strategischen	ausrichtung
Die Voraussetzung für unseren zukünftigen Erfolg 
sind kosteneffiziente und transparente Geschäftspro­
zesse über alle Wertschöpfungsstufen hinweg. Dies 
umfasst insbesondere die Förderung einer Leistungs­ 
und Innovationskultur, eine verstärkte interdiszipli­
näre und bereichsübergreifende Zusammenarbeit so­
wie das intensivere Nutzen von Synergien. Die 
Entwicklung neuer Finanzierungsmodelle wird 
ebenso erforderlich sein wie die Weiterentwicklung 
unserer IT­Strukturen. Darüber hinaus müssen ge­
zielte Maßnahmen der Personalentwicklung unsere 

Der	Vorrang	
erneuerbarer	Energien	
hat	immer	noch	
Auswirkungen	auf	
hocheffiziente	
Gaskraftwerke,	die	
mehrheitlich	nicht	
wirtschaftlich	zu	
betreiben	sind.

Die	Sicherung	des	
Kerngeschäfts	hat	für	
uns	oberste	Priorität.

Bei	Kunden	steigen	die	
Ansprüche	hinsichtlich	
Preis	und	Service.	Dies	
beweisen	steigende	
Wechselquoten.
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Mitarbeiter in die Lage versetzen, die zukünftigen 
Anforderungen zu erfüllen.

Auf Basis der strategischen Leitlinien wurden kon­
krete strategische Stoßrichtungen verabschiedet.

In der erzeugung erfolgt die Sicherung des Be­
standsgeschäfts in erster Linie durch die Optimie­
rung und Flexibilisierung der Erzeugung in unseren 
Kraftwerken in Frankfurt am Main. Hier beabsichti­
gen wir, im Rahmen unseres neuen Fernwärmekon­
zepts in den kommenden Jahren erhebliche Investi­
tionen zu tätigen. Unter anderem wurden Maßnahmen 
zur Verbesserung der Kraftwerkseinsatzplanung mit 
dem Ziel der Vermarktung von Minutenreserve und 
Sekundärregelenergie sowie der Brennstoffkostenre­
duzierung durchgeführt.

Das Wachstum im Bereich der Erzeugung soll durch 
ausgewählte Investitionen in Onshore­Windparks 
und Photovoltaikanlagen mit schwerpunktmäßig re­
gionalem Fokus erfolgen. Als Zukunftsfeld wird zu­
dem der Einsatz von Speichertechnologien auf tech­
nische Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit hin 
untersucht.

Die Kernaufgabe des handels beziehungsweise der 
beschaffung ist die kostenoptimierte Beschaffung 
mit dem Ziel, unseren Vertrieb mit wettbewerbs­ und 
marktfähigen Preisen zu bedienen. Darüber hinaus 
ist die bestmögliche Vermarktung der Eigenerzeu­
gungsmengen unserer Kraftwerke zu gewährleisten.

Ein Wachstumsbereich ist die Intensivierung des Ge­
schäfts mit Energiepartnern durch den kontinuierli­
chen Ausbau von Kooperationen und Dienstleistun­
gen. Über die Energielieferung hinaus können unsere 
Energiepartner weitere Dienstleistungen von uns in 
Anspruch nehmen. Hierzu zählen Windparkbeteili­
gungen, die Nutzung eines Business­Portals oder 
energiewirtschaftliche Leistungen wie beispielsweise 
Bilanzkreis­, Portfolio­ sowie Prognosemanagement.

Für den vertrieb hat die erfolgreiche Kundenbin­
dung sowohl im eigenen Netzgebiet als auch im ex­
ternen Vertriebsgebiet Vorrang. Dabei kommen uns 
eine hohe Markenbekanntheit und starke Marktposi­
tion in der Region zugute.

Da wettbewerbsbedingte Absatz­ und Margenrück­
gänge auch in unserem Stammgebiet nicht ausge­
schlossen werden können, müssen – vorrangig im 
Geschäftskundenbereich – überregional entspre­
chende Absatzpotenziale unter Berücksichtigung 
 einer ausreichenden Marge generiert werden.

Ergänzend hierzu werden Energiedienstleistungen 
als Kundenbindungsinstrument entwickelt und getes­
tet, die unser klassisches Liefergeschäft wirtschaft­
lich ergänzen können.

Als Antwort auf Rekommunalisierung und Regulie­
rungsdruck stehen im netzbereich die Sicherung der 
Konzessionen und der Versorgungszuverlässigkeit 
sowie ein funktionsfähiges Regulierungsmanage­
ment an erster Stelle. Durch den Ausbau erneuerba­
rer Energien, eine vermehrt dezentrale Erzeugung 
sowie Speichermöglichkeiten ändert sich die Auf­
gabe von Netzen. Daher kommen der Erprobung und 
dem Einsatz neuer Technologien zur Sicherung des 
wirtschaftlichen Betriebs und der Versorgungszuver­
lässigkeit, beispielsweise im Rahmen unseres Pro­
jekts zur intelligenten Ortsnetzstation (iNES), eine 
steigende Bedeutung zu.

Der Trend zur Rekommunalisierung erfordert es, im 
Rahmen der Bemühungen um Konzessionen ver­
mehrt Kooperationsmodelle anzubieten. Dabei bleibt 
es das Ziel, attraktive Gebiete auch unter strategisch 
technisch sinnvollen Gesichtspunkten zu gewinnen. 
Die Prüfung von Geschäftsoptionen im unregulierten 
Bereich betrifft Dienstleistungen wie zum Beispiel 
Netz­, Speicher­, Leitwartenbetrieb und Anlagenbau.

nachhaltigkeit
Einen Beitrag zur Zukunftssicherung unseres Unter­
nehmens leistet die konsequente Anwendung unse­
res Nachhaltigkeitsverständnisses. Die Maxime un­
seres Handelns ist es, die Ausgewogenheit von 
wirtschaftlichen Zielen, Umweltschutz und sozialer 
Verantwortung zu gewährleisten. Wir wollen zukünf­
tigen Generationen eine intakte Umwelt hinterlassen 
sowie stabile wirtschaftliche und soziale Bedingun­
gen schaffen.

Um unser Verständnis von Nachhaltigkeit ganzheit­
lich abbilden zu können, haben wir ein Konzept mit 
fünf Kernelementen verabschiedet: Langfristiger Er­
folg, Leistungsfähige Technik, Zukunftsfähige Ver­
sorgung, Faire Partnerschaft sowie Regionale Verant­
wortung.

Für ausführliche Informationen zu unseren Nachhal­
tigkeitsaktivitäten verweisen wir auf unseren Nach­
haltigkeitsbericht 2013, der ab dem 21. Mai 2014 im 
Internet unter www.mainova­nachhaltigkeit.de abruf­
bar ist.

Steuerungssystem	und	Leistungs-
indikatoren

Um unsere strategischen Ziele zu erreichen, benöti­
gen wir konkrete Steuerungsgrößen, anhand derer 
wir den Erfolg unserer Maßnahmen messen können. 
Die Grundlage dafür ist ein zuverlässiges und konsis­
tentes Steuerungssystem, welches einen geschlosse­
nen Kreislauf aus strategischer Planung, rollierender 
Mittelfristplanung, regelmäßigen Forecasts und dem 
Controlling der Zielerreichung bildet, um frühzeitig 
Hinweise auf die künftige Geschäftsentwicklung zu 
erhalten. Ein Teil des Steuerungssystems ist auch die 
turnusmäßige Berichterstattung über die wirtschaft­
liche Entwicklung des Beteiligungsportfolios. 

Die wesentlichen Steuerungsgrößen der Mainova 
sind die im Folgenden beschriebenen Leistungsindi­
katoren, welche zum Teil auch in den Zielvereinba­
rungen des Vorstands und der Führungskräfte veran­
kert sind.

Finanzielle	leistungsindikatoren
Unsere zentrale finanzielle Steuerungskennzahl ist  das 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (EBT). 
Im Rahmen des monatlichen Berichtswesens wird das 
EBT in Form einer Matrixdarstellung nach den 
 Segmenten Wärme­ und Stromerzeugung, Stromver­
sorgung, Gasversorgung, Wärmeversorgung, Wasser­
versorgung und Beteiligungen sowie nach den Wert­
schöpfungsstufen Erzeugung, Handel, Netz und 
Vertrieb differenziert, analysiert und mit den Verant­
wortlichen diskutiert. 

nichtfinanzielle	leistungsindikatoren
Entsprechend ihrer Steuerungsrelevanz stellen Ab­
satz­ und Erzeugungsmengen sowie die Mitarbeiter­ 
und Kundenzufriedenheit unsere bedeutenden nicht­
finanziellen Leistungsindikatoren dar. Diesbezüglich 
verweisen wir auf die Ausführung im Wirtschaftsbe­
richt.

Technische	Innovationen

Als zukunftsorientierter Energiedienstleister analysie­
ren, bewerten und testen wir mit unserem technischen 
Innovationsmanagement neue Technologien. Unsere 
Studien und Feldtests im Jahr 2013 konzentrierten 
sich auf die Erprobung innovativer Zukunftslösungen 
im Hinblick auf ressourcenschonende Energieerzeu­
gung, intelligente Netzsteuerung sowie Speicherung 
von Energie. Unser Ziel ist es, intelligente Lösungen 
für die Herausforderungen der Energiewende mit­ 
bzw. weiterzuentwickeln und diese in Zusammenar­
beit mit engagierten Partnern umzusetzen. 

In diesem Zusammenhang prüfen wir Fördermöglich­
keiten und bewerben uns um Fördermittel. Unser 
Know­how weiten wir durch Entwicklungs­ und For­
schungskooperationen kontinuierlich aus und beglei­
ten u. a. Hochschulförderprojekte. 

Im Rahmen eines Gemeinschaftsprojekts mit zwölf 
anderen Unternehmen der Thüga­Gruppe haben wir 
eine Power­to­Gas­Demonstrationsanlage in Frank­
furt am Main in Betrieb genommen. Die Anlage ist 
die bundesweit erste, die Strom in Wasserstoff um­
gewandelt und in das kommunale Gasnetz einge­
speist hat. Damit wird die in Photovoltaik­ und Wind­
kraftanlagen erzeugte Energie gespeichert und bei 
Bedarf wieder in Strom und Wärme umgewandelt. 
Der Demonstrationsbetrieb ist bis zum Jahr 2016 
 geplant.

Des Weiteren testen wir derzeit eine Anlage zur 
Stromerzeugung aus organischer Photovoltaik. Die 
Technologie gilt als zukunftsweisend für die Erschlie­
ßung erneuerbarer Energien, da sie umweltfreund­
lich und kostengünstig herzustellen und flexibel ein­
setzbar ist. Die transparenten Kunststofffolien, 
sogenannte organische Halbleiter, erzeugen schon 
bei geringer Sonneneinstrahlung oder künstlichem 
Licht Strom. Die Einsatzmöglichkeiten sind im Ge­
gensatz zu den herkömmlichen starren Photovoltaik­
modulen vielfältig. So lassen sich die flexiblen Folien 
großflächig an Fassaden anbringen oder in Fenster­
glas integrieren.

Ferner haben wir mit dem Projekt für intelligente 
Netzsysteme (iNES) eine Systemlösung entwickelt, 
die es uns ermöglicht, die Auswirkungen einer erhöh­
ten dezentralisierten Stromerzeugung auf das Nie­
derspannungsnetz effizient zu analysieren. Dadurch 
können netzkritische Situationen identifiziert und 
rechtzeitig verhindert werden. Zukünftig kann iNES 
durch eine intelligente Regelung einen kosteninten­
siven Netzausbau vermeiden und garantiert die Ver­
sorgungssicherheit bei gleichzeitiger Integration von 
erneuerbaren Energien.

In Kooperation mit der Universität Gießen haben wir 
ein Pilotprojekt zur CO2­Reduzierung gestartet. Auf 
dem Dach des Heizkraftwerks West betreiben wir 
eine Algenzuchtanlage, mit deren Hilfe klimaschäd­
liches CO2 in Algen gebunden und zu Biomasse um­
gewandelt werden kann.

Erfolgreiche Kunden-
bindung	ist	das	oberste	
Ziel	unserer vertrieb-
lichen	Arbeit.

Für	ausführliche	
Informationen	zu	
unseren	Nachhaltig-
keitsaktivitäten	
verweisen	wir	auf	
unseren	Nachhaltig-
keitsbericht	2013	
im	Internet	unter		
www.mainova-	
nachhaltigkeit.de.

Mehr	zu	diesem	
Projekt	finden	Sie	im	
Geschäftsbericht	2012,	
S.	48	ff.

Mehr	zu	iNES	finden	
Sie	im	Geschäfts-
bericht	2012,	S.	54	f.
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wirtschaftsbericht

Rahmenbedingungen

energiepolitik
Viele der energiepolitischen Entscheidungen im Ge­
schäftsjahr 2013 stehen im Zusammenhang mit stei­
genden Energiekosten, insbesondere infolge der 
Energiewende, deren Auswirkungen wir im Kapitel 
„Ziele und Strategien“ dargestellt haben. 

Die vier Übertragungsnetzbetreiber veröffentlichten 
im Oktober die Höhe der EEG­Umlage für das Jahr 
2014. Demnach erhöht sich die EEG­Umlage um 
rund 18 % von 5,28 auf 6,24 Cent pro kWh, nachdem 
diese bereits im Vorjahr um rund 47 % gestiegen ist. 
Die Erhöhung der EEG­Umlage führt zu einem wei­
teren deutlichen Anstieg der staatlich festgelegten 
Bestandteile des Strompreises.

Einen weiteren Einfluss auf die Strompreisentwick­
lung hat der im Dezember gefasste Beschluss des Eu­
ropaparlaments, das Angebot für Emissionshandels­
zertifikate temporär zu verknappen, um den 
Handelspreis zu erhöhen. Durch den Zertifikateüber­
schuss und den damit einhergehenden niedrigen 
CO2­Preis gingen vom Handel mit Emissionszerti fi­
katen bisher kaum Investitionsanreize für klima­
freundliche Technologien und Verfahren aus.

Nachdem unsere Netzgesellschaft NRM gemeinsam 
mit weiteren regionalen und überregionalen Netzbe­
treibern gegen die Festlegung der Bundesnetzagen­
tur (BNetzA) zur Abwicklung der Netzentgeltbefrei­
ung für stromintensive Betriebe geklagt hatte, hat das 
Oberlandesgericht Düsseldorf im März 2013 die 
Festlegung der BNetzA aufgehoben. Zudem urteilte 
das Gericht, dass es keine Rechtsgrundlage für die 
Befreiung der stromintensiven Betriebe von den 
Netzentgelten gibt. Durch die geplanten Änderungen 
der Netzentgeltverordnungen für Strom und Gas so­
wie der Anreizregulierungsverordnung sollen die 
stromintensiven Verbraucher zukünftig durch ein ge­
staffeltes Netzentgelt angemessen an den Kosten der 
Energiewende beteiligt werden. Des Weiteren ist ge­
plant, die Vorgaben für die Ermittlung der Netzkos­
ten anzupassen und die Bedingungen für Investitio­
nen in Hochspannungsnetze zu verbessern. 

Nicht nur bezüglich der Energiekosten, sondern auch 
im Hinblick auf die Versorgungszuverlässigkeit ste­
hen wir vor großen Herausforderungen. Um diese 
dauerhaft gewährleisten zu können, muss die Integ­
ration der erneuerbaren Energien in das bestehende 
System deutlich verbessert werden. Mit Blick auf die 
Versorgungszuverlässigkeit ist die von der Bundes­
regierung verabschiedete Reservekraftwerksverord­
nung im Juli 2013 in Kraft getreten und hat eine Lauf­
zeit bis zum 31. Dezember 2017. Die Verordnung 
regelt das Verfahren und die Bedingungen von Kraft­
werksstilllegungen sowie die Vergütung der Kraft­
werke in der Netzreserve. Unseres Erachtens ist die 
Verordnung als Übergangslösung zur Schaffung von 
Rechtssicherheit im Hinblick auf den Umgang mit Re­
servekraftwerken zweckmäßig. Dennoch ist dies 
keine Lösung auf Dauer, da sie das eigentliche Prob­
lem einer fehlgeleiteten Marktsteuerung nicht löst. 

Bereits vor dem Inkrafttreten der Reservekraftwerks­
verordnung wurde für das Gemeinschaftskraftwerk in 
Irsching in Abstimmung mit der BNetzA eine Verein­
barung geschlossen, die für das Vorhalten von Kraft­
werksleistung zugunsten der Netzstabilität in den 
nächsten drei Jahren eine Vergütung durch den Über­
tragungsnetzbetreiber vorsieht. Für die Zeit danach 
gehen wir von einer gesetzlichen Regelung aus, wel­
che die Vorhaltung von Leistung honoriert und somit 
einen wirtschaftlich sinnvollen Betrieb des Kraft­
werks ermöglicht.

konjunkturelle	entwicklung
Nach den aktuellen Berechnungen des Statistischen 
Bundesamts ist die deutsche Wirtschaft im Jahr 2013 
mit einem Plus von 0,4 % kaum gewachsen. Die Krise 
in der Eurozone hat zum Jahresbeginn insbesondere 
die exportabhängige Industrie belastet. Positive Im­
pulse kamen hingegen vorwiegend aus der Bauwirt­
schaft sowie von den gestiegenen Konsumausgaben 
der Haushalte, bedingt durch die günstige Arbeits­
marktsituation und höhere Einkommen.

entwicklung	des	Primärenergieverbrauchs
Vorläufigen Schätzungen der Arbeitsgemeinschaft 
Energiebilanzen (AGEB) zufolge wird sich der Ener­
gieverbrauch in Deutschland im abgelaufenen Jahr 
2013 voraussichtlich auf 477,7 Mio. Tonnen Stein­
kohleeinheiten belaufen und somit um 2,6 % über 
dem Vorjahresniveau liegen. Für den höheren Ener­
gieverbrauch sorgten insbesondere der kühle Witte­
rungsverlauf in der ersten Jahreshälfte sowie niedri­
gere Marktpreise für Mineralöl und Steinkohle.

Der Primärenergieverbrauch verteilt sich in Deutsch­
land im Jahr 2013 wie folgt:
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Primärenergieverbrauch
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1 Mineralöl 33,0	%

2 Erdgas 22,5	%

3 Braunkohle 11,6	%

4 Steinkohle 12,7	%

5 Kernenergie 7,6	%

6 Erneuerbare	Energieträger 11,8	%

7 Sonstige	Energieträger 0,8	%
	
Quelle:	Pressedienst	Nr.	8/2013	der	Arbeitsgemeinschaft	Energie-
bilanzen	e.	V.,	Berlin

Der Mix der Energieträger blieb im Vergleich zum 
Vorjahr nahezu unverändert. Der wichtigste Energie­
träger war auch im Jahr 2013 das Mineralöl mit ei­
nem relativ konstanten Anteil von 33,0 %. Durch die 
kalte Witterung in der ersten Jahreshälfte stieg der 
Anteil des Erdgases am Energiemix um 0,9 Prozent­
punkte auf 22,5 %. Aufgrund einer geringeren Ver­
fügbarkeit reduzierte sich der Beitrag der Atom­
energie um 0,4 Prozentpunkte. Die erneuerbaren 
Energien konnten hingegen einen Anstieg um 
0,3  Prozentpunkte verzeichnen und machen nun 
11,8 % des gesamten Energieverbrauchs aus.

entwicklung	der	energiepreise	und	des	co2-	
emissionshandels

Die Entwicklung der Energiepreise war im Jahr 2013 
von der Schuldenkrise in Europa, mäßigem Wachs­
tum der Weltwirtschaft sowie gewaltsamen Konflik­
ten im Nahen Osten und in Nordafrika geprägt. Zudem 
wirkten sich der weitere Ausbau der erneuerbaren 
Energien, die kühlere Witterung in Deutschland in 
der ersten Jahreshälfte sowie politische Entscheidun­
gen zur Reformierung des europäischen Emissions­
handels auf die Energiepreise aus.

Der durchschnittliche kohlepreis für das Frontjahr 
(API2) in der ARA­Region (Amsterdam, Rotterdam, 
Antwerpen) zeigte sich mit 88,83 US­Dollar pro 
Tonne um 14,0 % günstiger als im Vorjahreszeit­
raum. Ausschlaggebend für den Preisrückgang bis 
zur Jahresmitte waren eine schwache Nachfrage und 
ein tendenziell verbessertes Angebot. Maßgeblich für 
die Stabilisierung im Laufe der zweiten Jahreshälfte 
waren anziehende Eindeckungskäufe für die Winter­
monate und ein abnehmendes Angebot. Zudem 
wirkte sich im späteren Jahresverlauf die Hoffnung 
auf eine konjunkturelle Belebung der Weltwirtschaft 
im nächsten Jahr – insbesondere in China – aus.

Der durchschnittliche Preis für rohöl der Sorte Brent 
mit Lieferung im Folgejahr lag mit 103,42 US­Dollar 
pro Barrel um rund 3,1 % unter dem vergleichbaren 
Vorjahreszeitraum. Nach einer schwächeren Ent­
wicklung in den eher nachfrageschwachen Monaten 
April und Juni zog der Terminkontraktpreis bis zum 
Jahresende wieder an. Preistreibend wirkten sich der 
gewaltsame politische Machtwechsel in Ägypten und 
eine drohende militärische Intervention der USA im 
syrischen Bürgerkrieg aus. Größeren Preissteigerun­
gen wirkten deutliche Produktionserhöhungen in 
Nordamerika und eine erste Annäherung im Konflikt 
um das iranische Atomprogramm Ende November 
entgegen.

Die Preise für Rohöl und Kohle entwickelten sich wie 
folgt:
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Preisentwicklung Kohle und Rohöl

Mit einem Rückgang um 0,5 % zeigte sich der durch­
schnittliche erdgaspreis im Marktgebiet NCG (Net­
Connect Germany) in Höhe von 26,73 Euro pro MWh 
nahezu unverändert zum Vorjahr. Der unterjährige 
Kursverlauf orientierte sich eng am stark witterungs­
abhängigen Spot­Preisverlauf. Auch die Preisschwan­
kungen vom Ölmarkt sowie ein gegenüber dem Vor­
jahr zunehmender Wettbewerb mit asiatischen 
Abnehmern um Flüssigerdgas (LNG) aus Katar be­
einflussten die stabile bis leicht steigende Entwick­
lung der Gasterminpreise im Jahresverlauf.

Der	Gesamtenergie-
verbrauch	im	Jahr	2013	
betrug	in	Deutschland	
477,7	Mio.	Tonnen	
Steinkohleeinheiten.

Die	Erhöhung	der	
EEG-Umlage	führt		
zu	einem	weiteren	
deutlichen	Anstieg	der	
staatlich	festgelegten	
Bestandteile	des	
Strompreises.

Der	durchschnittliche	
Preis	für	Steinkohle		
lag	2013	bei	88,83	
US-Dollar	pro	Tonne.

Der	durchschnittliche	
Preis	für	Rohöl	der	
Sorte	Brent	lag	2013	
bei	103,42	US-Dollar	
pro	Barrel.

Der	durchschnittliche	
Erdgaspreis	lag	2013	
bei	26,73	Euro	pro	
MWh.
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Der Preis für Erdgas zeigte folgende Entwicklung:
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Preisentwicklung Erdgas

Im Vergleich zum Vorjahr sank der Durchschnitts­
preis für emissionsrechte (EU Allowances – EUA) an 
der European Climate Exchange (ECX) mit Fälligkeit 
im Folgejahr um 40,9 % auf 4,69 Euro pro Tonne. Die 
größten Verluste verzeichnete der Kontrakt dabei in 
der ersten Jahreshälfte, nachdem politische Signale 
zur Eindämmung des Überangebots an Emissions­
rechten durch europäische Entscheidungsträger aus­
blieben. Insbesondere eine Ablehnung des sogenann­
ten Backloadings – einer zeitlich nach hinten 
verlagerten Ausgabe von Zertifikaten an Emittenten –  
Mitte April durch das Europäische Parlament ließ die 
Preise auf zeitweise unter 3 Euro pro Tonne fallen. 
Nach erneuter Abstimmung des EU­Parlaments An­
fang Juli stabilisierte sich der Preis für Emissions­
rechte im zweiten Halbjahr.

Der Preis für Emissionsrechte weist folgenden Ver­
lauf auf:
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Preisentwicklung Emissionsrechte

Am Terminmarkt für strom sank der Durchschnitts­
preis für den Baseload­Kontrakt 2014 im Vergleich 
zum Vorjahr um 20,8 % auf 39,07 Euro pro MWh. 
Sinkende Kosten für Kohle und Emissionsrechte so­
wie um rund 5 Euro gefallene Spotpreise bei der 

Grundlast ließen keine Trendwende zu. Wie schon im 
Jahr zuvor wirkte sich der Einfluss des wachsenden 
Angebots aus erneuerbaren Energien weiter preis­
dämpfend aus. Eine in der zweiten Jahreshälfte von 
eher stabilen Brennstoffpreisen getragene Festigung 
der Spotpreise sowie die Aussicht auf eine konjunk­
turell bedingt höhere Energienachfrage im Jahr 2014 
führten auch am Terminmarkt zu einer leichten Preis­
stabilisierung.

Der Strompreis hat sich wie folgt entwickelt:
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Preisentwicklung Strom

Geschäftsverlauf

gesamtaussage	des	vorstands
Das Ergebnis vor Ertragsteuern (EBT) des Geschäfts­
jahres 2013 beläuft sich auf 136,6 Mio. Euro und 
übertrifft das Vorjahresergebnis somit um 17,0 Mio. 
Euro. Damit wurde auch das geplante Ergebnis deut­
lich übertroffen. Dazu haben neben den Ergebnisver­
besserungen aus unserem Effizienzprogramm EINS 
sowohl Kundenzuwächse als auch ein positiver Wit­
terungsverlauf beigetragen.

Das EBT nach Segmenten hat sich wie folgt entwickelt:

t	01

mio.	€ 2013 2012 veränderung

Wärme-	und	Strom-
erzeugung 15,6 18,8 –	3,2

Stromversorgung –	8,6 –	29,2 20,6

Gasversorgung 73,3 82,7 –	9,4

Wärmeversorgung 3,0 –	0,1 3,1

Wasserversorgung –	1,0 –	10,0 9,0

Beteiligungen 57,5 77,4 –	19,9

Sonstige	Aktivitäten	/		
Konsolidierung –	3,2 –	20,0 16,8

konzern 136,6 119,6 17,0

Im Segment Erzeugung ist ein leichter Ergebnisrück­
gang gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. Posi­
tive Effekte aus witterungsbedingt gestiegenen Wär­
meerzeugungsmengen sowie eine Vereinbarung über 
das Vorhalten von Kraftwerksleistung im Rahmen des 
Strombezugs vom Gemeinschaftskraftwerk Irsching 
wirken dem marktbedingten Ergebnisrückgang in der 
Stromeigenerzeugung zum Teil entgegen. Weiterhin 
wird das Ergebnis durch den Wegfall der kostenlosen 
Zuteilung von Emissionszertifikaten belastet.  

Das Ergebnis der Stromversorgung konnte sich im 
Vergleich zum Vorjahr deutlich verbessern. Während 
das operative Vertriebsergebnis in einem zunehmend 
wettbewerbsintensiven und preissensitiven Umfeld 
durch Kundengewinne und Mengenzuwächse zufrie­
denstellend verlaufen ist, stand die Vermarktung der 
eigenerzeugten Strommengen aufgrund der ange­
spannten Margensituation auf den Großhandelsmärk­
ten weiterhin unter erheblichem Druck. Infolgedes­
sen mussten die bereits im Vorjahr gebildeten 
Risikovorsorgen angepasst werden. Positiv wirkte 
sich im aktuellen Jahr die Bewertung von derivativen 
Finanzinstrumenten auf das Ergebnis aus.

Das operative Gasergebnis liegt im Vergleich zum 
Vorjahr auf einem stabilen Niveau. Hierzu haben 
Kundengewinne im Individualkundenbereich, witte­
rungsbedingte Mengensteigerungen sowie eine 
leichte Verbesserung der Beschaffungskostenstruk­
tur beigetragen. Ursächlich für das gesamthaft ge­
sunkene Ergebnis war primär die Bildung einer Droh­
verlustrückstellung für das in der Vermarktung 
schwierige Biogasgeschäft. 

Das Ergebnis der Wärmeversorgung liegt aufgrund 
des Witterungseinflusses und von positiven perioden­
fremden Effekten über dem Vorjahr.

Das Ergebnis der Wasserversorgung ist durch die Ab­
wicklung des letztjährigen Vergleichs zur Beendi­
gung des Wasserkartellverfahrens geprägt. Die Ver­
besserung gegenüber dem Vorjahr resultiert aus den 
im Jahr 2012 gebildeten Risikovorsorgen, welche auf 
der einen Seite das Vorjahresergebnis stark belaste­
ten und auf der anderen Seite die diesjährigen Ergeb­
nisbelastungen zum Teil kompensieren konnten. 
Gleichwohl konnte das Segment Wasser keinen posi­
tiven Ergebnisbeitrag erwirtschaften.

Das Ergebnis im Segment Beteiligungen reduzierte 
sich einerseits aufgrund der gesunkenen Ergebnis­
beiträge der nach der Equity­Methode bilanzierten 
Finanzanlagen und andererseits durch Abschreibun­
gen. Das Vojahresergebnis war hingegen durch ei­
nen positiven Saldo aus Zuschreibungen und Ab­
schreibungen von Beteiligungen beeinflusst.

Das Ergebnis des Segments Sonstiges erhöhte sich 
im Vergleich zum Vorjahr insbesondere durch Er­
träge aus einem Anlagenverkauf.

Die insgesamt positive Ergebnisentwicklung wirkte 
sich erhöhend auf den Cashflow aus der laufenden 
Geschäftstätigkeit aus. Zudem führten die gestiege­
nen Verbindlichkeiten zu einer weiteren Verbesse­
rung des Cashflows. Zur Aufrechterhaltung der Ver­
sorgungssicherheit halten wir unsere Investitionen in 
Netze auf konstant hohem Niveau. Die unsicheren 
politischen Rahmenbedingungen haben hingegen zu 
einem verhalteneren Ausbau in erneuerbare Ener­
gien geführt. Der insgesamt gestiegene Mittelabfluss 
aus der Investitionstätigkeit ist durch höhere Auszah­
lungen aus Geldanlagen im Rahmen des Cash Poo­
lings mit der Stadtwerke Frankfurt am Main Holding 
GmbH (SWFH) verursacht. Der negative Cashflow aus 
der Finanzierungstätigkeit ist im Wesentlichen durch 
die Gewinnabführung an die SWFH sowie die plan­
mäßige Tilgung unserer Kredite geprägt, welche die 
Neuaufnahmen übersteigt.

ertragslage
Nachfolgend wird die Entwicklung der einzelnen Pos­
ten der Gewinn­ und Verlustrechnung erläutert.

Die umsatzerlöse sind um 202,0 Mio. Euro bzw. 
10,1 % gestiegen und stellen sich wie folgt dar:

t	02

mio.	€ 2013 2012 veränderung

Strom 1.185,9 1.008,7 17,6	%

Gas 644,6 598,8 7,6	%

Wärme,	Dampf,	Kälte 142,9 125,1 14,2	%

Wasser 70,1 64,8 8,2	%

Netzentgelte 90,3 118,3 –	23,7	%

Sonstige 77,4 93,5 –	17,2	%

2.211,2 2.009,2 10,1	%

Im Stromgeschäft konnten wir unseren Umsatz um 
177,2 Mio. Euro steigern. Durch Kundengewinne so­
wie Mengenzuwächse im Bereich der Individualkun­
den und Energiepartner sowie die weitgehend ergeb­
nisneutrale Erhöhung der EEG­Umlage stiegen die 
Vertriebserlöse um 25,1 %. Ferner war ein Umsatz­
anstieg durch den in unseren letztjährig erworbenen 
Windparks erzeugten Strom zu verzeichnen. Im 
Stromhandel hingegen wirkten sich trotz einer Men­
gensteigerung deutlich geringere Notierungen so­
wohl auf dem Termin­ als auch auf dem Spotmarkt 
aus und führten zu einem Umsatzrückgang von 
6,8 %. 

Das	Ergebnis	vor	
Ertragsteuern	(EBT)	
des	Geschäftsjahres	
2013	beläuft	sich	auf	
136,6	Mio.	Euro.

Der	Durchschnittspreis	
für	Strom	am Termin-
markt	für	den Base-
load-Kontrakt	2014	lag	
bei	39,07	Euro	pro	
MWh.

Die	Umsatzerlöse	
betragen	2,2	Mrd.	
Euro.

Der	Durchschnittspreis	
für	Emissionsrechte	
lag	2013	bei	4,69	Euro	
pro	Tonne.
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Die Gaserlöse sind im Vergleich zum Vorjahr um 
45,8 Mio. Euro gestiegen. Hauptgrund hierfür war 
der kühlere Witterungsverlauf (Anstieg der Gradtags­
zahl um 5,0 %). Zudem sorgten Kundengewinne bei 
den Individualprodukten und Energiepartnern für ein 
Umsatzwachstum im Gasvertrieb von 7,6 %. 

Im Wärmegeschäft führten die kühlere Witterung so­
wie periodenfremde Effekte zu einem Umsatzanstieg 
von 17,8 Mio. Euro.

Der gestiegene Wasserumsatz ist insbesondere auf 
periodenfremde Effekte zurückzuführen.

Die niedrigeren Umsatzerlöse aus Netzentgelten ent­
fallen sowohl auf Strom­ als auch auf Gaserlöse. 

Die sonstigen	betrieblichen	erträge sind um 7,3 Mio. 
Euro auf 87,6 Mio. Euro gestiegen. Ursächlich hierfür 
sind insbesondere die Erlöse aus einem Grundstücks­
verkauf in Höhe von 20,4 Mio. Euro. Gegenläufig ha­
ben sich die um 16,5 Mio. Euro geringeren Erträge aus 
Rückstellungsauflösungen ausgewirkt.

Der materialaufwand betrifft überwiegend den 
Strom­, Gas­, Wärme­ und Wasserbezug, die Kosten 
für den Primärenergieeinsatz in den eigenen Kraft­
werken sowie Netzentgelte. Der Anstieg um 
179,3 Mio. Euro auf 1.767,0 Mio. Euro resultiert im 
Wesentlichen aus dem absatzbedingt gestiegenen 
Strom­ und Gasbezug. Höhere Aufwendungen für die 
EEG­Umlage haben sich ebenfalls deutlich niederge­
schlagen. Zudem nahm der Netznutzungsaufwand 
für Strom und Gas im Wesentlichen durch Kunden­
zuwächse außerhalb unseres Netzgebiets zu. Darü­
ber hinaus erhöhten sich die Aufwendungen für 
Emissionsrechte aufgrund des Wegfalls der kosten­
losen Zuteilung.

Der Personalaufwand liegt mit 202,0 Mio. Euro na­
hezu auf dem Vorjahresniveau. Dabei wurden die 
tariflich bedingten Gehaltsanpassungen durch den 
gesunkenen Mitarbeiterbestand kompensiert.

Die sonstigen	betrieblichen	aufwendungen betra­
gen 183,6 Mio. Euro und sind um 6,8 Mio. Euro ge­
sunken. Durch unser Effizienzprogramm EINS konn­
ten die Aufwendungen für Fremdleistungen und 
Beratung signifikant gesenkt werden. Aufwandserhö­
hend wirkten sich die Maßnahmen im Rahmen der 
Neuausrichtung der IT­Infrastruktur aus. Ferner 
machten sich geringere Rückstellungsdotierungen 
bemerkbar. Im Vorjahr war eine Drohverlustrückstel­
lung für das Wasserkartellverfahren enthalten. Dem­
gegenüber war im Geschäftsjahr vor allem die Bil­
dung einer Risikovorsorge für das Biogasgeschäft 
erforderlich. 

wirkten sich die im Vorjahr enthaltenen Ansprüche aus 
der Überzahlung der EEG­Umlagen aus.

Auf der Passivseite führte insbesondere die Einstel­
lung des über die Gewinnabführung an die SWFH hi­
nausgehenden Konzernergebnisses in die Gewinn­
rücklagen, vermindert um die Veränderung der 
erfolgsneutral gebildeten Rücklagen, insgesamt zu ei­
nem Anstieg des Eigenkapitals um 55,3 Mio. Euro. Die 
Eigenkapitalquote beträgt 35,4 % (Vorjahr 36,0 %). 

Die Schulden erhöhten sich insgesamt um 145,7 Mio. 
Euro. Dabei stiegen die erhaltenen Zuschüsse um 
16,6 Mio. Euro. Die Zunahme der Finanzschulden um 
20,3 Mio. Euro steht im Zusammenhang mit dem Aus­
bau unseres Windpark­ und Photovoltaikportfolios. 
Des Weiteren erhöhten sich die Verbindlichkeiten aus 
dem Lieferungs­ und Leistungsverkehr um 22,7 Mio. 
Euro, welche im Wesentlichen den Energiebezug und 
Netzentgelte für Kunden außerhalb unseres Netzge­
biets betreffen. Die Zunahme der übrigen Verbindlich­
keiten um 71,2 Mio. Euro betrifft vorwiegend Verbind­
lichkeiten aus Energiesteuern sowie Umsatzsteuer. 
Darüber hinaus legten die kurzfristigen Rückstellun­
gen unter anderem aufgrund von Risikovorsorgen für 
das Biogasgeschäft zu.

Die Investitionen gliedern sich wie folgt:

t	03

mio.	€ 2013 2012

Erzeugungsanlagen 54,9 46,4

Verteilungsanlagen 48,2 54,7

Grundstücke	und	Gebäude 1,7 5,0

Sonstiges 14,7 21,4

investitionen	in	immaterielle	
vermögenswerte	und	sachanlagen 119,5 127,5

Erwerb	von	Tochterunternehmen 8,4 26,5

Erwerb	von	Beteiligungen 3,8 14,9

131,7 168,9

Die Investitionsprojekte für den Ausbau und den Er­
halt der Verteilnetze für die Strom­, Gas­, Wasser­ und 
Wärmeversorgung stellen weiterhin einen Schwer­
punkt der Sachanlageinvestitionen dar. Die Investitio­
nen in Erzeugungsanlagen stehen im Zusammenhang 
mit dem Erwerb von Photovoltaik­ und Windparks. 
Hierauf entfallen auch überwiegend die Investitionen 
in Tochterunternehmen und Beteiligungen. 

Finanzlage
Die finanzielle Entwicklung des Unternehmens zeigt 
die nachfolgende Kapitalflussrechnung:

t	04

mio.	€ 2013 2012 veränderung

Cashflows	aus	der	
laufenden	Geschäfts-
tätigkeit 211,4 132,4 79,0

Cashflows	aus	der	
Investitionstätigkeit –	143,8 –	110,7 –	33,1

Cashflows	aus	der	
Finanzierungstätigkeit –	61,6 –	21,4 –	40,2

Zahlungswirksame	
Veränderung	des	
Finanzmittelfonds 6,0 0,3 5,7

Der Finanzmittelfonds in Höhe von 16,7 Mio. Euro 
(Vorjahr 10,7 Mio. Euro) besteht ausschließlich aus 
Kassenbeständen und Bankguthaben. Unter Berück­
sichtigung der Guthaben aus dem Cash Pooling bei 
der SWFH ergibt sich ein Finanzmittelbestand in Höhe 
von 172,6 Mio. Euro (Vorjahr 65,8 Mio. Euro).

Der positive Cashflow aus der laufenden Geschäftstä­
tigkeit nahm gegenüber dem Vorjahr um 79,0 Mio.
Euro zu und beträgt 211,4 Mio. Euro. Neben einem 
 gestiegenen Jahresüberschuss ist der Anstieg insbe­
sondere durch die Entwicklung der Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und Leistungen und Steuerverbind­
lichkeiten verursacht. 

Im Geschäftsjahr 2013 liegen die Mittelabflüsse aus 
Investitionstätigkeit um 33,1 Mio. Euro über dem Vor­
jahr und betragen 143,8 Mio. Euro. Ursächlich hierfür 
sind im Wesentlichen höhere Auszahlungen aus Geld­
anlagen im Rahmen des Cash Poolings mit der SWFH. 
Gegenläufig haben sich die höheren Einzahlungen aus 
Anlageabgängen sowie die geringeren Investitionen 
in Sachanlagen und Tochterunternehmen ausgewirkt.

Der mit 61,6 Mio. Euro negative Cashflow aus Finan­
zierungstätigkeit ist gegenüber dem Vorjahr um 
40,2 Mio. Euro gestiegen. Dies ist vor allem auf ge­
ringere Darlehensaufnahmen und höhere Darlehens­
tilgungen zurückzuführen.

Insgesamt konnten die Mittelabflüsse aus der lnves­
titions­ und Finanzierungstätigkeit aus der laufenden 
Geschäftstätigkeit gedeckt werden, sodass sich der 
Finanzmittelbestand um 5,7 Mio. Euro auf 6,0 Mio. 
Euro erhöht hat.

Das ergebnis	aus	nach	der	equity-methode	bilan-
zierten	Finanzanlagen liegt um 11,5 Mio. Euro un­
ter dem Vorjahresniveau und beträgt 81,4 Mio. Euro. 
Dabei reduzierten sich die Erträge im Rahmen der 
planmäßigen Fortschreibung der Buchwerte um 
5,5 Mio. Euro. Ferner stehen der Ergebnisbelastung 
aus einer Wertminderung im Geschäftsjahr von 
1,4 Mio. Euro im Vorjahr positive Sondereffekte aus 
Wertminderungen und Wertaufholungen in Höhe von 
4,6 Mio. Euro gegenüber. 

Die Finanzerträge sind im Wesentlichen aufgrund 
geringerer Erträge aus Beteiligungen und Geldanla­
gen um 1,3 Mio. Euro auf 9,8 Mio. Euro gesunken. 
Die Finanzaufwendungen liegen mit 38,6 Mio. Euro 
um 1,0 Mio. Euro über dem Vorjahresniveau insbe­
sondere durch Abschreibungen auf Finanzanlagen 
sowie den höheren Zinsaufwand für Darlehen. Ge­
genläufig reduzierte sich der Aufwand aus der Auf­
zinsung langfristiger Rückstellungen.

Das ebt in Höhe von 136,6 Mio. Euro ist gegenüber 
dem Vorjahr um 17,0 Mio. Euro gestiegen. Nach Ab­
zug von Ertragsteuern ergibt sich ein ergebnis	nach	
ertragsteuern von 116,0 Mio. Euro (Vorjahr 95,9 Mio. 
Euro), welches mit 1,7 Mio. Euro (Vorjahr 0,0 Mio. 
Euro) auf nicht beherrschende Anteile entfällt.

vermögenslage
Die Bilanzsumme erhöhte sich im Vergleich zum Vor­
jahr um 201,0 Mio. Euro auf 2.868,4 Mio. Euro. 

Auf der Aktivseite nahm das langfristig gebundene 
Vermögen um 107,2 Mio. Euro zu. Der Anstieg ent­
fällt mit 82,6 Mio. Euro überwiegend auf das Sach­
anlagevermögen und steht insbesondere im Zusam­
menhang mit dem Ausbau unseres Photovoltaik­ und 
Windparkportfolios. Des Weiteren erhöhte sich der 
Buchwert der nach der Equity­Methode bilanzierten 
Finanzanlagen um 17,5 Mio. Euro überwiegend 
durch die planmäßige Fortschreibung der Buchwerte. 
Der Anstieg der latenten Steueransprüche resultiert 
im Wesentlichen aus steuerlich nicht ansetzbaren 
Rückstellungen. Der Anteil des langfristigen Vermö­
gens an der Bilanzsumme beträgt 79,0 % (Vorjahr 
80,9 %). Das langfristige Vermögen ist zu 44,8 % 
(Vorjahr 44,5 %) durch Eigenkapital gedeckt. 

Die kurzfristigen Vermögenswerte sind um 93,8 Mio. 
Euro gestiegen. Aufgrund des Wegfalls der kostenlo­
sen Zuteilung von Emissionszertifikaten erhöhten sich 
die Vorräte insbesondere durch deren Erwerb um 
13,3 Mio. Euro. Die Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen legten im Wesentlichen durch Umsatzzu­
wächse um 44,6 Mio. Euro zu. Die sonstigen Vermö­
genswerte erhöhten sich um 27,7 Mio. Euro überwie­
gend durch ein gestiegenes Stichtagsguthaben aus 
dem von der SWFH geführten Cash Pool. Gegenläufig 

Der	Personalaufwand	
liegt	mit	202,0	Mio.	
Euro	nahezu	auf	dem	
Vorjahresniveau.

Das	Ergebnis	nach	
Ertragsteuern	beträgt	
116,0	Mio.	Euro.

Unsere	Eigenkapital-
quote	beträgt	35,4	%.
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entwicklung	der	nichtfinanziellen	leistungs-
indikatoren

Absatz
Der Absatz hat sich wie folgt entwickelt:

t	05

einheit 2013 2012
ver-

änderung

Strom Mio.	kWh 11.024 9.973 10,5	%

Gas Mio.	kWh 15.169 14.268 6,3	%

Wärme,	Dampf,	
Kälte Mio.	kWh 2.027 1.841 10,1	%

Wasser Mio.	m³ 45,2 41,5 8,9	%

Durch Kundengewinne sowie Mengenzuwächse im 
Vertrieb an Individualkunden und Energiepartner er­
höhte sich der Absatz im Stromvertrieb um 14,5 % auf 
6.683 Mio. kWh. Die Stromhandelsmengen erhöhten 
sich um 5,0 % auf 4.341 Mio. kWh. 

Die Steigerung des Gasabsatzes um 6,3 % betrifft so­
wohl den Vertrieb an Endkunden als auch das Geschäft 
mit Energiepartnern. Hauptgründe für diese Entwick­
lung waren die um 5,0 % höhere Gradtagszahl infolge 
der im Vorjahresvergleich kühleren Witterung sowie 
Kundengewinne bei den Individualprodukten und den 
Energiepartnern. 

Auch im Wärmegeschäft führten die kühlere Witterung 
sowie periodenfremde Effekte zu einer Absatzsteige­
rung. 

Der Mengenzuwachs im Wasser resultiert überwie­
gend aus periodenfremden Effekten.

Erzeugungsmengen	
In unseren Anlagen wurden im Geschäftsjahr 2013 
 folgende Mengen erzeugt:

t	06

einheit 2013 2012
ver-

änderung

mainova

Strom Mio.	kWh 1.495 1.468 1,8	%

Wärme Mio.	kWh 1.751 1.658 5,6	%

beteiligungen

Strom Mio.	kWh 322 521 –	38,2	%

Wärme Mio.	kWh 375 341 10,0	%

Der Ausbau unseres Windparkportfolios wirkte sich 
gegenüber dem Vorjahr positiv auf unsere erzeugten 
Strommengen aus. Gegenläufig haben sich die Men­
gen unserer konventionellen Kraftwerke aufgrund der 
angespannten Marktsituation entwickelt. Die Erzeu­

Der Energieeinsatz der Kraftwerke im Jahr 2013 stellt 
sich wie folgt dar:
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Energieeinsatz der Kraftwerke
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1 Steinkohle 38,4	%

2 Erdgas 31,5	%

3 Heizöl 0,8	%

4 Biomasse 6,1	%

5 Abfall 18,2	%

6 Wind 3,9	%

7 Solar 1,1	%

Der Einsatz von Erdgas sank um 3,1 Prozentpunkte 
insbesondere durch geringere Betriebsstunden auf­
grund der Marktpreisentwicklung. Der Anteil von 
Wind und Solar erhöhte sich hingegen um insgesamt 
3,3 Prozentpunkte.

Im Jahr 2013 emittierten unsere Heizkraft­ und Heiz­
werke wie im Vorjahr insgesamt 1,3 Mio. Tonnen CO2. 
Zuzüglich der Emissionen infolge der Energieerzeu­
gung bei den Beteiligungsunternehmen betragen un­
sere CO2­Emissionen unverändert zum Vorjahr insge­
samt 1,4 Mio. Tonnen. Die Emissionen aus dem 
Einsatz von Biomasse und Abfall als Brennstoff sind 
als CO2­neutral zu bewerten.

Der	Anteil	unserer	
Windparks	an	der	
Stromerzeugung	liegt	
bei	6,2	%.

Mitarbeiterzufriedenheit
Zur Erhebung der Mitarbeiterzufriedenheit führen wir 
im jährlichen Wechsel eine Voll­ und eine Zwischen­
befragung durch. Themen der Vollbefragungen sind 
die Motivation, die Situation am Arbeitsplatz, die Ar­
beitsinhalte und das Arbeitsumfeld, die Mitarbeiter­
führung, die Zusammenarbeit mit Kollegen sowie die 
Arbeitsbelastung. Ferner wird die Gesamtzufrieden­
heit auf einer Skala von 0 bis 100 Punkten bewertet. 
Die Vollbefragung 2013 ergab eine Mitarbeiterzufrie­
denheit, die annähernd auf dem Niveau des Jahres 
2011 und über dem Durchschnitt vergleichbarer Un­
ternehmen lag. Mit der im Folgejahr stattfindenden 
Zwischenbefragung möchten wir in erster Linie den 
Umsetzungsprozess aus den Ergebnissen der Vollbe­
fragungen bewerten und die Meinung zu aktuellen 
Themen einholen.

Kundenzufriedenheit
Der Erhalt langfristiger Kundenbeziehungen steht für 
uns im Mittelpunkt. Da der Kundenzufriedenheit in 
diesem Zusammenhang eine große Bedeutung zu­
kommt, führen wir dreimal jährlich repräsentative Um­
fragen in Zusammenarbeit mit externen Sachverstän­
digen durch. Als Ergebnis der Befragungen wird ein 
Potenzialindex ermittelt, der die Bereiche Zufrieden­
heit, Überzeugung und Kommunikationsleistung ab­
deckt. Der Potenzialindex gibt die Kundenzufrieden­
heit auf einer Skala von 0 bis 100 Punkten an. Im Jahr 
2013 konnten wir den Potenzialindex nach einem star­
ken Anstieg im Jahr 2012 nochmals leicht steigern.

gungsmengen bei der Wärme liegen witterungsbe­
dingt über dem Vorjahr. 

Die Stromerzeugungsmengen unserer Beteiligungen 
reduzierten sich im Vergleich zum Vorjahr im Wesent­
lichen aufgrund der geringeren Betriebsstunden des 
Gemeinschaftskraftwerks Irsching. 

Die folgenden Darstellungen zeigen den prozentualen 
Anteil der Kraftwerke an der Strom­ und Wärmeerzeu­
gung:
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Stromerzeugung
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1 Heizkraftwerke 70,5	%

2 MHKW	Nordweststadt 13,0	%

3 Biomassekraftwerk	Fechenheim 5,1	%

4 Sonstige	dezentrale	Anlagen 0,7	%

5 Gemeinschaftskraftwerk	Irsching 2,9	%

6 Windparks 6,2	%

7 Solaranlagen 1,6	%
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Wärmeerzeugung
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1 Heizkraftwerke 70,9	%

2 MHKW	Nordweststadt 17,6	%

3 Biomassekraftwerk	Fechenheim 0,9	%

4 Sonstige	dezentrale	Anlagen 10,6	%
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Mitarbeiter

Wir beschäftigten zum Jahresende 2.810 (Vorjahr 
2.943) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, von denen 
sich 102 (Vorjahr 127) in der Ruhephase der Alters­
teilzeit (Blockmodell) befanden. Die SWFH erbringt 
für den Konzern wesentliche Teile einer qualitativ 
erstklassigen Berufsausbildung. Sie beschäftigte für 
uns zum Jahresende 80 (Vorjahr 98) Auszubildende.

Die Energiebranche ist insbesondere vor dem Hinter­
grund der Energiewende und der ungewissen Rah­
menbedingungen einem starken Wandel ausgesetzt. 
Die aktuelle Situation stellt die Mainova vor große 
Herausforderungen. Vorhandene Programme, Pro­
zesse und Strukturen wurden bereits und werden zu­
künftig auf den Prüfstand gestellt. Der Personalbe­
reich hat an den entscheidenden Stellen die 
erforderlichen Veränderungsprozesse erfolgreich be­
gleitet und dabei die Unternehmensbereiche unter­
stützt, substanzielle Optimierungspotenziale zu rea­
lisieren.

Zur Unterstützung der Veränderungsprozesse wur­
den schwerpunktmäßig Trainings angeboten, welche 
die Themenbereiche „Projektmanagement“, „Profes­
sionelles Führen“ und „Führen in Zeiten der Verän­
derung“ abdecken. Die Trainingsserie wird im nächs­
ten Jahr fortgesetzt und um Themen aus den 
Bereichen Kostenmanagement und Leistungssteue­
rung ergänzt.

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 
haben wir zur Stärkung unserer Arbeitgebermarke 
sowie zur Mitarbeiterbindung unsere unterstützen­
den Angebote erweitert. Insbesondere sind hier die 
erfolgreiche Umsetzung verschiedener Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu nennen 
sowie die Zertifizierung „AgeCert“ für eine altersge­
rechte Personalpolitik. Unser Informations­ und 
Schulungsangebot wurde durch entsprechende Ver­
anstaltungen ergänzt. So wurden beispielsweise Vor­
träge zu den Themen „Pflege“ und „Kinderbetreu­
ung“ angeboten sowie ein Workshop zum Thema 
„Frauen im Beruf“. Diese Reihe wird im nächsten 
Jahr fortgeführt und durch weitere Angebote, bei­
spielsweise Webinare für Frauen in Führungspositi­
onen, ausgebaut.

Fester Bestandteil des Personalkalenders ist das Mit­
arbeiterforum. Nach dem Zufallsprinzip werden Mit­
arbeiter aus unterschiedlichen Bereichen eingeladen, 
um – unter der Moderation von Betriebsrat und Per­
sonalbereich – den jeweils teilnehmenden Vorstän­
den direkt Fragen stellen zu können. Ungefähr 300 
Mitarbeiter hatten im Jahr 2013 die Gelegenheit, Ant­
worten unter anderem zur strategischen Ausrichtung 
der Mainova, zur Wirksamkeit der eingeleiteten Ver­

besserungsmaßnahmen oder zu Investitionsvorhaben 
zu erhalten. Das Mitarbeiterforum ergänzt die 
Change­Kommunikation sehr wirksam und schafft 
Transparenz bei Entscheidungen von unternehmens­
politischer Tragweite.

Im Jahr 2013 fand die Rezertifizierung der Personal­
prozesse statt. DEKRA hat die Prozesse überprüft und 
das Zertifikat nach DIN EN ISO 9001 erneuert. Für 
die nächste Zertifizierungsperiode werden die Pro­
zesskosten überprüft und anschließend optimiert.

Die Entwicklung des Personalbestands sowie der Per­
sonalkosten stand im Jahr 2013 im Fokus. Um die aus 
der Energiewende als auch den Markttrends im Ener­
giesektor resultierenden Ziele zu realisieren, haben 
wir auf die Entwicklung von strategischen Manage­
ment­Steuerungstechnologien mittels SAP BW ge­
setzt. Für die personalwirtschaftliche Ausrichtung 
stehen dadurch standardisierte Transparenz und die 
Weiterentwicklung der Business­Intelligence­Tech­
nologie im Vordergrund. Neben der systemgestütz­
ten und ganzheitlichen HR­Kostensteuerung mithilfe 
von Cockpits lassen sich hierdurch Prognosen schnell 
und mit hohem Genauigkeitsgrad abgeben.

nachtragsbericht

Es haben sich keine Vorgänge von besonderer 
 Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres er­
geben.

Prognose-,	chancen-	und	risiko-
bericht

Prognosebericht

gesamtaussage	des	vorstands	über	die	voraus-
sichtliche	unternehmensentwicklung

Wir gehen davon aus, dass die Entwicklung der Rah­
menbedingungen, die bereits das aktuelle und die vo­
rangegangenen Geschäftsjahre geprägt hat, unser 
Geschäft auch in Zukunft maßgeblich bestimmen 
wird. Im Fokus stehen dabei die Themen Energieef­
fizienz, der Ausbau der erneuerbaren Energien, die 
CO2­Emissionsreduzierung sowie der Netzausbau. 
Zudem tragen politische Spannungen und die euro­
päische Finanzkrise auch künftig zu einem volatilen 
Umfeld bei. Wir haben uns mit unserer strategischen 
Ausrichtung an diese Rahmenbedingungen ange­
passt, sodass wir unser Unternehmensergebnis mit 
Unterstützung des Effizienzprogramms „EINS“ nach­
haltig sichern können.

erwartete	konjunkturelle	entwicklung
Nach der moderat positiven Entwicklung der deut­
schen Wirtschaft im Jahr 2013 gehen die führenden 
Wirtschaftsforschungsinstitute davon aus, dass diese 
im kommenden Jahr wieder an Dynamik gewinnt. Der 
Aufschwung dürfte überwiegend binnenwirtschaft­
lich getragen werden. Das derzeit niedrige Zinsni­
veau sowie die positiven Absatz­ und Gewinnerwar­
tungen der Unternehmen fördern die Investitionen. 
Die anhaltend positive Entwicklung auf dem Arbeits­
markt und höhere Einkommen regen den privaten 
Verbrauch an. Die anziehende Weltkonjunktur be­
günstigt die deutsche Exportindustrie.

erwartete	entwicklung	der	energiepreise	und	des	
co2-emissionshandels

Die kohlenotierungen dürften nach dem starken 
Wertverlust seit Januar 2012 einen Tiefststand errei­
chen, da sich für viele Unternehmen weltweit die 
Kohleförderung als zunehmend unrentabel erweist 
und dementsprechend bei anhaltend niedrigem 
Preisniveau das bestehende Überangebot sukzessive 
abgebaut werden sollte. Gleichzeitig könnte eine 
stärker wachsende Weltwirtschaft im Jahr 2014 – wie 
es von den führenden Wirtschaftsforschungsinstitu­
ten prognostiziert wird – eine Belebung der Kohle­
nachfrage zur Folge haben. 

Der Einfluss der Ölpreisentwicklung auf die Gasno­
tierungen hat in den letzten Jahren sukzessive abge­
nommen. Wir rechnen damit, dass sich dieser Trend 
auch in Zukunft fortsetzen wird. Weiterhin gehen wir 
von einem stabilen Ölpreis im Jahr 2014 aus, einer­
seits bedingt durch eine stärker anziehende Ölnach­
frage am Weltmarkt trotz schnell wachsender Ange­
botsmengen in Nordamerika, andererseits aufgrund 
anhaltender Spannungen im Nahen Osten. Vor die­
sem Hintergrund dürften die Gasterminpreise an den 
liquiden Handelsmärkten im kommenden Jahr unter 
den Notierungen ölgebundener, traditioneller Liefer­
verträge verbleiben.

Bei den Preisen für erdgas wird für das kommende 
Jahr mit einer stabilen Entwicklung gerechnet. Die 
leicht rückläufig erwartete Gasnachfrage in Europa 
dürfte durch ein kräftiges Nachfragewachstum nach 
Flüssigerdgas (LNG) in Asien sowie Mittel­ und Süd­
amerika bei einem zumindest bis Mitte des Jahres 
2015 stagnierenden Weltmarktangebot kompensiert 
werden. Deutliche Preissteigerungen über die 
Höchststände vergangener Jahre sollten vor dem Hin­
tergrund der schwachen Nachfrageaussichten für 
Erdgas in Europa und einer in den letzten Jahren ver­
besserten Angebotsflexibilität am deutschen und 
kontinentaleuropäischen Markt schwer durchsetzbar 
sein. 

Daneben ist auch bei den emissionszertifikaten die 
Annahme begründet, dass nach den politischen Un­
klarheiten über mögliche Reformen beim EU­Emissi­
onshandel zukünftige temporäre bzw. strukturelle 
Reformmaßnahmen die Preise wieder in den oberen 
einstelligen Bereich führen.

Die stromkontrakte mit Liefertermin im Jahr 2014 
verloren im bisherigen Jahresverlauf sukzessive an 
Wert. Im kommenden Jahr rechnen wir nicht mit wei­
ter fallenden Strompreisen und erwarten zunächst 
eine Stabilisierung, wobei im Jahresverlauf ein An­
stieg durchaus denkbar ist. Unsere Einschätzung 
 beruht dabei auf der Annahme, dass die Preisent­
wicklung der Stromterminkontrakte eng an die Ent­
wicklung der Brennstoffpreise gekoppelt ist. 

Größtes Risiko für die Energiepreise bleiben aus un­
serer Sicht eine erneute Zuspitzung der europäischen 
Schuldenkrise und mögliche Auswirkungen auf die 
langsame Stabilisierung im Euroraum sowie das 
Wirtschaftswachstum in großen Schwellenländern, 
die Hauptträger des weltweiten Zuwachses beim 
Energieverbrauch sind.

zukünftige	geschäfts-	und	ergebnisentwicklung
Die Auswirkungen des volatilen Marktumfelds sowie 
die unsicheren gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen zeigen sich entlang der gesamten Wert­
schöpfungskette.

Im Energiehandel wirkt sich der überproportionale 
Rückgang der Börsenpreise in Relation zu den Be­
schaffungskosten (insbesondere Brennstoffe) nega­
tiv auf die Rohmargen aus der Kraftwerksvermark­
tung aus. Hinsichtlich der weiteren Marktentwicklung 
zeichnet sich derzeit keine signifikante Verbesserung 
ab. Einhergehend mit geringeren Betriebsstunden 
konventioneller Kraftwerke aufgrund der vorrangigen 
Einspeisung erneuerbarer Energien hat dies eine Re­
duktion der Ergebnisbeiträge zur Folge. Geringere 
Preisspielräume am Markt zur Erzielung von Margen 
im Stromeigenhandelsgeschäft belasten das Ergeb­
nis des Energiehandels zusätzlich.

Vertriebsseitig prägt der intensive Wettbewerb, vor 
allem in den Segmenten Strom und Erdgas, das Ener­
giegeschäft in allen Kundengruppen. Insbesondere 
im Gasvertrieb an Privat­ und Kleingewerbekunden 
spielen Wettbewerber mit Niedrigpreisprodukten 
eine wesentliche Rolle. In einem immer preisbewuss­
teren Marktumfeld steigt die Wechselbereitschaft der 
Kunden. Verschärft wird diese Entwicklung durch 
den steigenden Strompreis aufgrund der höheren 
staatlich festgelegten Bestandteile des Strompreises 
(wie z. B. die EEG­Umlage). Mit dem sukzessiven Auf­
bau des Dienstleistungsgeschäfts für Privat­ und Ge­
werbekunden wollen wir mit neuen, innovativen Pro­

Wir	beschäftigten	zum	
Stichtag	31.	Dezember	
2013	genau	2.810 Mit-
arbeiter.
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dukten die Kunden auf dem Weg zur Energiewende 
begleiten und so in ein wachsendes Geschäftsfeld in­
vestieren. 

Ergebnisseitig ist der Bereich Netz von Regulierungs­
vorgaben geprägt. Die behördlich festgelegte Erlös­
obergrenze im Strom als Grundlage der Netzentgelte 
steigt zu Beginn der zweiten Regulierungsperiode. 
Dieser Anstieg ist unter anderem auf die umfassen­
den Netzinvestitionen der letzten Jahre zurückzufüh­
ren, welche bei der Kostenprüfung zu einem Anstieg 
des Ausgangsniveaus für die zweite Regulierungspe­
riode geführt haben. Das Ergebnis im Segment Strom 
wird dennoch ab dem Jahr 2014 von neuen Effizienz­
vorgaben aus der Anreizregulierungsverordnung 
(ARegV) belastet. Im Segment Gas wirken sich die 
Vorgaben zur Senkung der Erlösobergrenze in der 
zweiten Regulierungsperiode (2013 bis 2017) stär­
ker als in der ersten Regulierungsperiode aus.

Wesentliche Ergebnisstütze der Mainova ist wie 
auch in den Vorjahren das Ergebnis im Segment Gas. 
Sowohl die Absatzmengen als auch das Ergebnis be­
wegen sich unter Berücksichtigung witterungsbe­
dingter Schwankungen auf einem geringfügig unter­
halb des Vorjahres liegenden Niveau. Im Segment 
Strom planen wir, unsere Marktposition weiter aus­
zubauen und durch leichte Absatz­ und Umsatz­
steigerungen operativ einen moderaten Ergebnisan­
stieg erzielen zu können. Das Jahr 2013 war jedoch 
durch Risikovorsorgen deutlich belastet. Im Segment 
Wärme­ und Stromerzeugung gehen wir von einer 
konstanten Mengenentwicklung aus, erwarten jedoch 
aufgrund der Entwicklung der Spreads einen deutli­
chen Ergebnisrückgang. Die Ergebnisplanung für das 
Segment Wasser ist dagegen weiterhin von den Aus­
wirkungen des Wasserkartellverfahrens geprägt und 
bewegt sich auf Vorjahresniveau.

Insgesamt planen wir trotz des weiterhin volatilen 
Marktumfelds im Jahr 2014 eine stabile Ertragslage. 
Wir gehen jedoch davon aus, dass das Ergebnis vor 
Ertragsteuern im Jahr 2014 aufgrund des 2013 ver­
einnahmten Ertrags aus einem Anlagenverkauf leicht 
unter dem Niveau des abgelaufenen Geschäftsjahres 
liegen wird. Maßgeblich für die Kompensation der 
schwierigen Marktlage sind nachhaltig wirkende Pro­
duktivitätssteigerungen und Kostenreduzierungen, 
welche wir durch die weiterhin konsequente Umset­
zung der im Rahmen unseres Effizienzprogramms 
EINS definierten Maßnahmen erwarten. 

Bezüglich der Leistungsindikatoren Mitarbeiter­ und 
Kundenzufriedenheit gehen wir für das Jahr 2014 
von einer stabilen Entwicklung auf Vorjahresniveau 
aus.

zukünftige	investitionen	und	Finanzlage
Wesentliche Bestandteile unserer Unternehmensstra­
tegie sind die Sicherstellung der Versorgungssicher­
heit sowie die umweltschonende Energieerzeugung.

Unser geplantes Gesamtinvestitionsvolumen für das 
Jahr 2014 beläuft sich auf rund 129 Mio. Euro. Da­
mit bewegt sich das Investitionsniveau deutlich über 
dem Durchschnitt der vorherigen Jahre.

Im Jahr 2014 und in den darauffolgenden Jahren liegt 
ein bedeutender Investitionsschwerpunkt in der Um­
setzung unseres neuen Konzepts zur Fernwärmever­
sorgung und den damit verbundenen Investitionen in 
das Fernwärmenetz und unsere bestehenden Erzeu­
gungsanlagen.

Von den Gesamtinvestitionen entfallen rund 62 Mio. 
Euro auf den Ausbau und die Erweiterung unserer 
Versorgungsnetze, wodurch ein hohes Maß an Ver­
sorgungssicherheit und ­qualität im Interesse unse­
rer Kunden gewährleistet werden soll. Ferner trägt 
der Ausbau der Netzinfrastruktur im Fernwärmebe­
reich zur weiteren Verbesserung der Klimabilanz der 
Stadt Frankfurt am Main bei. Zur Erweiterung des be­
stehenden Netzgebiets sowie zur Nutzung von Syn­
ergieeffekten ist der Erwerb neuer Konzessionen vor­
gesehen. 

Den zweiten Investitionsschwerpunkt mit rund 
19 Mio. Euro bildet unsere konventionelle Erzeugung 
in Frankfurt am Main, um weiterhin die Verfügbar­
keit der Erzeugungsanlagen sowie den Ausbau der 
Kraft­Wärme­Kopplung sicherzustellen. Effizienzstei­
gerungen im Bereich der Kraftwerke leisten mittel­ 
und langfristig einen wesentlichen Ergebnisbeitrag.

Für Investitionen in regenerative Energien sind rund 
19 Mio. Euro vorgesehen. Damit setzen wir unsere 
Erzeugungsstrategie mit dem Ziel des Ausbaus er­
neuerbarer Energien konsequent um. Durch Un­
sicherheiten bei den rechtlichen und politischen 
Rahmenbedingungen könnten in der Umsetzung 
aller dings Verzögerungen eintreten.

Des Weiteren sind aufgrund laufender Änderungen 
der regulatorischen Rahmenbedingungen Anpassun­
gen der IT­Infrastruktur erforderlich.

Wir gehen davon aus, dass unsere zukünftigen Inves­
titionen insbesondere im Bereich der Energieerzeu­
gung nicht ausschließlich durch Eigenmittel finan­
zierbar sind. Wir werden daher zum gegebenen 
Zeitpunkt die für uns geeigneten Finanzierungsmög­
lichkeiten prüfen.

Chancen-	und	Risikobericht

beurteilung	der	risikosituation	durch	die	unter-
nehmensleitung

Insbesondere im Hinblick auf die anhaltend unsiche­
ren Rahmenbedingungen ist zur Gewährleistung des 
langfristigen Unternehmenserfolgs ein nachhaltiges 
Risikomanagementsystem von großer Bedeutung. 
Alle von den Unternehmensbereichen gemeldeten 
 Risiken werden gemäß der Risikomanagement­Richt­
linie zentral erfasst. Im Vergleich zum Vorjahr hat 
sich der Gesamtumfang der Risiken und Chancen nur 
geringfügig verändert. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
sind keine Risiken erkennbar, die den Fortbestand 
des Unternehmens gefährden könnten.

risikomanagementsystem
Die Risikoeinschätzungen werden über ein systema­
tisches Risikomanagement abgebildet. Dabei verste­
hen wir das Risikomanagement als systematische 
Identifizierung, adäquate Bewertung sowie Steue­
rung von Chancen und Risiken. Risiko ist hierbei als 
eine negative Abweichung von unternehmerischen 
Zielen oder Planwerten definiert. Demgegenüber be­
zeichnen wir Chancen als positive Abweichungen 
vom geplanten Unternehmensergebnis. Die Basis für 
die Chancen­ und Risikobewertung bilden Einschät­
zungen sowie Annahmen über denkbare zukünftige 
Entwicklungen und Ereignisse.

Wir unterscheiden zwischen Markt­ und Unterneh­
menschancen bzw. ­risiken sowie übergeordneten 
und strategischen Sachverhalten. Marktchancen und 
­risiken entstehen im Wesentlichen durch Preisver­
änderungen an den Absatz­ und Beschaffungsmärk­
ten. Daneben beziehen sich die Unternehmenschan­
cen und ­risiken auf die operative Geschäftstätigkeit. 
Aus übergeordneten bzw. strategischen Sachverhal­
ten ergeben sich zudem sonstige ereignisgebundene 
Einzelchancen und ­risiken.

Die Risikotragfähigkeit wird auf der Basis des Eigen­
kapitals und des geplanten Ergebnisses des jeweili­
gen Geschäftsjahres ermittelt. Die Risikosteuerung 
erfolgt, insbesondere in Bezug auf die Marktrisiken, 
anhand eines Limitsystems, welches die Gegenüber­
stellung von Risiken und der entsprechenden Tragfä­
higkeit beinhaltet. 

Im Rahmen eines Früherkennungssystems, der Risi­
koinventur, werden alle Risiken von unseren Unter­
nehmensbereichen bzw. den einbezogenen Tochter­
unternehmen systematisch und eigenverantwortlich 
erfasst und differenziert bewertet. In deren Verant­
wortung liegt es ebenfalls, Maßnahmen zur Vermei­
dung, Reduzierung und Kontrolle von Risiken zu ini­
tiieren und ihre Wirksamkeit sicherzustellen. 
Daneben erfolgt das Monitoring der Marktrisiken im 

Rahmen der monatlichen Sitzungen des Markt­ 
Risiko­Komitees (MRK).

Die zentrale Koordination und die Steuerung des 
 Risikomanagements sind dem Bereich „Finanzen, 
Rechnungswesen und Controlling“ zugeordnet. Die­
ser ist für die Berichterstattung über die Chancen­ 
und Risikolage an den Vorstand sowie unseren 
 Aufsichtsrat verantwortlich. Unvorhergesehene we­
sentliche Veränderungen der Risikosituation werden 
vom zentralen Risikomanagement oder von den ver­
antwortlichen Unternehmensbereichen ad hoc an die 
Unternehmensleitung berichtet.

Die Identifikation und Nutzung von Chancen liegen 
in der Verantwortung der Unternehmensbereiche. 
Die sich bietenden Marktchancen werden zudem im 
MRK erörtert.

Die Wirksamkeit des Risikomanagementsystems wird 
regelmäßig von der internen Revision geprüft. Zudem 
begutachtet der Wirtschaftsprüfer die Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen nach § 91 Abs. 2 AktG.

marktchancen	und	-risiken
Das sich verändernde Branchenumfeld führt nachhal­
tig zu immer stärkeren und schwerer zu prognosti­
zierenden Preisbewegungen an den Rohstoff­ und 
Energiebeschaffungsmärkten. Die zunehmende 
Preisvolatilität birgt sowohl im Rahmen der Beschaf­
fung von Strom und Gas für unsere Kunden als auch 
bei der Vermarktung der in unseren eigenen Kraft­
werken erzeugten Energie vielfältige Chancen und 
Risiken auf der Beschaffungs­ und auf der Absatz­
seite.

Der steigende Anteil an vorrangig ins Netz ein­
gespeistem Strom aus erneuerbaren und schwanken­
den Energiequellen hat zu einem Verfall der Preise 
am Großhandelsmarkt geführt. Gleichzeitig kommen 
unsere Kraftwerke zur Deckung von Nachfragespit­
zen, wie beispielsweise zur Mittagszeit, immer selte­
ner zum Einsatz, da zu diesen Zeiten ausreichend 
 Solar­ und Windstrom vorhanden ist. Sinkende 
Strompreise und geringere Betriebsstunden beein­
trächtigen daher die Erlöspotenziale aus unseren 
 Erzeugungsanlagen. Dieser Marktentwicklung be­
gegnen wir mit einer langfristig und risikodiversifi­
ziert ausgelegten Vermarktungsstrategie, die einer 
regelmäßigen Überprüfung und Anpassung auf der 
Basis der Entwicklungen an den Energie­ und Roh­
stoffmärkten unterliegt.

Für die zuletzt aufgrund von geringen Markteinsatz­
möglichkeiten angespannte Ergebnissituation unse­
rer Beteiligung am Gemeinschaftskraftwerk Irsching 
konnte im April 2013 gemeinsam mit der BNetzA und 
dem Übertragungsnetzbetreiber TenneT eine Lösung 

Unser	geplantes	
Gesamtinvestitions-
volumen	für	das	Jahr	
2014	beläuft	sich	auf	
rund	129	Mio.	Euro.	
Damit	bewegt	sich	das	
Investitionsniveau	
deutlich	über	dem	
Durchschnitt	der	
vorherigen	Jahre.

Insgesamt	planen	wir	
trotz	des	weiterhin	
volatilen	Marktumfelds	
im	Jahr	2014	eine	
stabile	Ertragslage.	Wir	
gehen	jedoch	davon	
aus,	dass	das	Ergebnis	
vor	Ertragsteuern	im	
Jahr	2014	aufgrund	des	
2013	vereinnahmten	
Ertrags	aus	einem	
Anlagenverkauf	leicht	
unter	dem	Niveau	
des abgelaufenen Ge-
schäftsjahres	liegen	
wird.

Wesentliche Ergebnis-
stütze	der	mainova	ist	
wie	auch	in	den Vor-
jahren	das	Ergebnis	im	
Segment	Gas.	
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gefunden werden. Die Einigung sieht vor, dass die 
Vorhaltung von systemrelevanter Kraftwerksleistung 
vom Übertragungsnetzbetreiber vergütet wird.

Zur Absicherung der Preisrisiken aus der Brennstoff­
beschaffung setzen wir Kohle­, Gas­ und Öl­Swaps 
als Sicherungsinstrumente ein. Gleichzeitig wird zur 
Sicherung der Stromerlöse ein Vermarktungsge­
schäft (Forward) für die eigenerzeugten Mengen ab­
geschlossen. Bei der bilanziellen Darstellung konnte 
für einzelne Kohle­, Gas­ und Öl­Swaps keine Siche­
rungsbeziehung gebildet werden, obwohl diese öko­
nomisch besteht.

Strommengen für unser Vertriebsportfolio decken wir 
an den Großhandelsmärkten ein. Preisrisiken mini­
mieren wir an dieser Stelle durch eine gestreute 
 Beschaffung. Diese Beschaffungsstrategie gewähr­
leistet zum einen marktorientierte Beschaffungskon­
ditionen und zum anderen schließt sie spekulative 
Elemente aus.

Zu Beginn des Gaswirtschaftsjahres 2013/2014 sind 
langfristige Vollversorgungsverträge zur Gasbeschaf­
fung ausgelaufen. Unsere neue Bezugsstrategie sieht 
analog zum Strombezug nun eine marktnahe und 
deutlich differenziertere Beschaffung vor. Den dar­
aus resultierenden Marktopportunitäten stehen Men­
gen­ und Preisrisiken gegenüber. Zur Begrenzung 
dieser Risiken wurde ein entsprechendes Limitsys­
tem installiert, welches zudem eine zeitliche Streu­
ung der Beschaffungsaktivitäten sicherstellt.

In einem begrenzten und regelmäßig überprüften 
Rahmen betreiben wir Eigenhandel mit definierten 
Commodities mit dem Ziel, Handelsmargen aus den 
Preisbewegungen am Markt zu generieren. Daraus 
resultieren sowohl die Chance auf die Erzielung po­
sitiver Ergebnisbeiträge sowie das Risiko des Ab­
schlusses von verlustreichen Geschäften.

Bezüglich der Risiken aus der Verwendung von 
 Finanzinstrumenten verweisen wir auf den Abschnitt 
7 im Anhang.

Für die Steuerung und Überwachung der Marktchan­
cen und ­risiken, welche sich aus den Kerngeschäfts­
prozessen Energiebezug und Handel, Vertrieb und 
Erzeugung ergeben, ist das MRK verantwortlich.

Um Marktrisiken beherrschbar zu machen, haben wir 
klare Strategien und Rahmenbedingungen definiert, 
in deren Grenzen Beschaffungs­ und Vermarktungs­
aktivitäten sowie finanzielle Sicherungs­ und Eigen­
handelsgeschäfte durchgeführt werden können. Die 
Basis hierfür bildet das Risikomanagementhandbuch, 
welches vom MRK freigegeben und regelmäßig über­
prüft wird.

Die Grundlage für die Risikosteuerung ist ein ent­
sprechendes von den operativen Einheiten unabhän­
giges Berichtswesen, das kontinuierlich die Risiken 
auf der Basis der zugelassenen Instrumente über­
wacht. Die zentrale Kennzahl zur Steuerung der 
 Risiken ist der Value­at­Risk (VaR). Dieser zeigt mög­
liche Ergebnisschwankungen auf, die aus offenen Po­
sitionen des Energiehandels­Portfolios entstehen 
können. Der VaR bezieht sich dabei auf das aktuelle 
sowie die drei folgenden Geschäftsjahre. Darüber hi­
naus werden Volumen­ und absolute Verlustlimite als 
Steuerungsgröße definiert. Zum 31. Dezember 2013 
betrug der VaR rund 12 Mio. Euro, was einer Aus­
schöpfung des Limits von 24 % entspricht.

unternehmenschancen	und	-risiken	sowie	
übergeordnete	sachverhalte

Die allgemeinen Unternehmenschancen und ­risiken 
sowie übergeordneten Sachverhalte umfassen alle 
Arten von Chancen und Risiken, die sich aus unserer 
Geschäftstätigkeit ergeben, sowie sonstige ereignis­
gebundene Einzelchancen und ­risiken aus überge­
ordneten bzw. strategischen Sachverhalten. 

Die Unternehmensrisiken werden entlang der Wert­
schöpfungsstufen in die Kategorien Erzeugung, Ver­
trieb, Netz und Regulierung, Finanzen und Beteili­
gungen, Shared Service sowie Recht und Compliance 
und Revision eingeteilt.

Der Erwartungswert aller erfassten Risiken entfällt 
mit 2 % auf die Erzeugung, 52 % auf den Vertrieb, 
19 % auf Netz und Regulierungsrisiken und 27 % auf 
sonstige Risiken. Der Erwartungswert nach bereits 
ergriffenen Gegenmaßnahmen beläuft sich zum 
31. Dezember 2013 auf 27 Mio. Euro, wovon 6 Mio. 
Euro auf die zehn größten Risiken entfallen.

Erzeugung
Aus dem Kraftwerksbetrieb können sich trotz regel­
mäßiger Überwachung und Modernisierung von Er­
zeugungsanlagen Risiken aufgrund von technischen 
Störungen bzw. des Ausfalls von Anlagen ergeben. 
Die sachgerechte Instandhaltung und Wartung der 
Anlagen reduziert diese Risiken. Bei auftretenden 
Schäden und Ausfällen können wir die finanziellen 
Auswirkungen in begrenztem Ausmaß durch abge­
schlossene Versicherungen verringern.

Durch die Energiewende und die vorrangige Einspei­
sung von Strom aus erneuerbaren Energien ergeben 
sich neben den Risiken aus sinkenden Erzeugungs­
mengen auch Chancen. Wir ergreifen diese, indem 
wir in regenerative Erzeugungsanlagen investieren. 
Unser Engagement konzentriert sich überwiegend 
auf Beteiligungen an Photovoltaik­ und Onshore­
Windparks. Dabei bilden, insbesondere in Bezug auf 
zukünftige Investitionsentscheidungen, zuverlässige 

politische Rahmenbedingungen die Grundlage für 
eine ausreichende Planungssicherheit. 

Ferner steigern wir durch Optimierungsmaßnahmen 
die Rentabilität unseres konventionellen Kraftwerks­
parks. Bereits im letzten Jahr konnten wir unsere gro­
ßen Kraftwerksblöcke an den Standorten West und 
Niederrad für die Teilnahme am sogenannten Minu­
tenreserve­ und Sekundärregelmarkt qualifizieren. 
Diese sind somit in der Lage, Netzschwankungen 
kurzfristig auszugleichen. Dadurch leisten sie einen 
zunehmenden Beitrag zur Sicherstellung der Netz­
stabilität und Versorgungssicherheit. Zudem optimie­
ren wir die Rentabilität unseres Kraftwerksparks 
durch die Vermarktung kurzfristig verfügbarer Erzeu­
gungskapazitäten im Rahmen des Intraday­Handels.

Vertrieb
Aus dem sich weiter intensivierenden Wettbewerb 
auf den Privat­ und Geschäftskundenmärkten erge­
ben sich für uns sowohl Chancen als auch Risiken in 
der Strom­ und Gasversorgung. Die Chancen nutzen 
wir, indem wir unser Vertriebsgebiet gezielt und fo­
kussiert erweitern und so neue Kunden gewinnen. 
Darüber hinaus ist die Bestandskundenpflege ein 
wichtiger Baustein zur Sicherung unserer bisherigen 
Marktanteile und mindert somit das Risiko von Men­
genverlusten. Wir übernehmen für unsere Kunden 
zunehmend die Funktion eines umfassenden Ener­
giedienstleisters.

Die Absatzmengen für Erdgas und Fernwärme sind 
in hohem Maße witterungsabhängig. Planerisch ge­
hen wir diesbezüglich jeweils von einem durch­
schnittlichen Witterungsverlauf aus. Abweichungen 
davon können sowohl Chancen als auch Risiken dar­
stellen. So war das Jahr 2013 im Durchschnitt deut­
lich kälter als das Vorjahr, wodurch der Absatz an Pri­
vathaushalte bei Erdgas und Wärme gestiegen ist.

Der Bundesgerichtshof hat in verschiedenen Urteilen 
gegen Energieversorgungsunternehmen Preisanpas­
sungsklauseln für unwirksam erklärt. Die bisher als 
rechtssicher geltende Übernahme der gesetzlichen 
Preisanpassungsklauseln wurde durch das Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs verworfen. Unsere Preis­
anpassungsklauseln in den Sparten Strom, Gas und 
Wärme waren mehrfach Gegenstand gerichtlicher 
Auseinandersetzungen. Bis heute liegt jedoch kein 
gerichtliches Urteil vor, welches unsere Preisanpas­
sungsklauseln für unwirksam erklärt.

Infolge einer kartellrechtlichen Überprüfung unserer 
Wasserpreise haben wir uns im Jahr 2012 im Rah­
men eines Vergleichs mit dem Wirtschaftsministe­
rium des Landes Hessen verpflichtet, die Wasser­
preise in den Jahren 2012 bis 2014 für alle Kunden 

im Tarif „Aqua Classic“ unabhängig vom Jahresver­
brauch um 20 % gegenüber dem Jahr 2011 zu redu­
zieren. Die wirtschaftlichen Belastungen aus der Ver­
gleichsvereinbarung sind überwiegend durch 
bilanzielle Vorsorgen gedeckt.

Netz	und	Regulierung
Regulatorische Risiken ergeben sich insbesondere 
aus den Vorgaben des EnWG einschließlich der Ver­
ordnungen sowie den Festlegungen der BNetzA zu 
den Kosten und Erlösen der Netzbetreiber. Diese 
zwingen die Netzbetreiber, die Kosten zu senken und 
gleichzeitig weiterhin eine angemessene Versor­
gungsqualität zu gewährleisten.

Für die zweite Regulierungsperiode Gas (ab 2013) 
liegt die endgültige Festlegung der Erlösobergrenze 
aufgrund der Novellierung der Netzentgeltverord­
nungen noch nicht vor. Beim Strom hat die BNetzA 
die Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsni­
veaus für die zweite Regulierungsperiode durchge­
führt. Mit dem anstehenden Effizienzvergleich sind 
dann die wesentlichen Schritte bei der Vorbereitung 
auf die zweite Regulierungsperiode abgeschlossen. 

Die Position der BNetzA, die Personalzusatzkosten 
unserer Netzgesellschaft aufgrund der Mitarbeiter­
überlassung in die Effizienzvergleiche einzubezie­
hen, hat den Kostensenkungsdruck weiter verschärft. 
Beim Stromnetz konnten wir einen Vergleich mit der 
BNetzA schließen, beim Gasnetz werden wir in Ab­
hängigkeit von der Festlegung zur Erlösobergrenze 
reagieren.

Die geplanten Verordnungen des Bundesministeri­
ums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) zum flä­
chendeckenden Einsatz intelligenter Messsysteme 
können in der von deren Gutachtern empfohlenen 
Form zu erheblichem zusätzlichen Aufwand führen. 

Bei der rechtlichen Sicherung der Nutzung öffentli­
cher Verkehrswege für die Verlegung und den Be­
trieb von Strom­ und Gasinfrastruktureinrichtungen 
müssen die konzessionsgebenden Städte und Ge­
meinden inzwischen strukturierte Vergabeverfahren 
umsetzen. Beim Auslaufen der Verträge ergibt sich 
durch die Vergabevorschriften ein höherer Anreiz für 
Wettbewerber, ein Angebot zu platzieren. Auch wir 
bewerben uns in einem definierten Radius rund um 
das Stammgebiet um weitere Strom­ und Gaskonzes­
sionen. Parallel tendieren Städte und Gemeinden im 
Umland dazu, die Konzession an eine kommunale 
Netzeigentumsgesellschaft zu vergeben, an der sie 
als Gesellschafter beteiligt sind. Der Netzbetrieb 
 erfolgt dann in der Regel wiederum über einen etab­
lierten Netzbetreiber, mit dem die kommunale Gesell­
schaft einen Pachtvertrag abschließt. Eine Variation 
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sind Kooperationsgesellschaften der Kommune mit 
einem anderen Energieversorgungsunternehmen, die 
sich im Rahmen der Vergabeverfahren gemeinsam 
um die Konzession bewerben. Dieser Konzessions­
wettbewerb bietet den etablierten Netzeigentümern 
sowie Netzbetreibern jeweils Wachstumschancen. 
Gleichzeitig birgt er aber auch das Risiko, eigene 
Konzessionen an andere Netzeigentümer und ­betrei­
ber vollständig zu verlieren oder die Konzession nur 
im Rahmen eines Kooperationsmodells mit dem Kon­
zessionsgeber weiterführen zu können. 

Finanzen	und	Beteiligungen
In der Kategorie „Finanzen und Beteiligungen“ wer­
den finanzielle und steuerliche Risiken sowie Chan­
cen und Risiken aus Beteiligungen erfasst. Die 
 fin anziellen Risiken umfassen Liquiditäts­ und Zins­
änderungsrisiken, Forderungsausfallrisiken und Ri­
siken aus der Nichteinhaltung vereinbarter Finanz­
kennzahlen (Covenants) aus der Fremdkapitalauf­
nahme. 

Liquiditätsrisiken können bestehen, wenn die erfor­
derlichen Finanzmittel zur Einhaltung von Zahlungs­
verpflichtungen nicht zur Verfügung stehen. Durch 
die Einbindung in das systematische Liquiditätsma­
nagement der SWFH wirken wir diesen Risiken ent­
gegen. Wir verfügen bei der SWFH über eine Kredit­
linie in Höhe von 40 Mio. Euro. Darüber hinaus 
besteht grundsätzlich die Möglichkeit, mit der SWFH 
Termingelder zur Abdeckung von Liquiditätsunterde­
ckungen zu vereinbaren. Bei Banken liegen keine 
Kreditlinien vor.

Zinsänderungsrisiken resultieren aus marktbeding­
ten Schwankungen der Zinssätze und wirken sich auf 
die Höhe der Zinsaufwendungen aus. Bei uns beste­
hen diese Risiken für verzinsliche Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten, bei denen die Laufzeiten 
die vereinbarten Zinsbindungsfristen übersteigen. 
Wir begegnen derartigen Zinsänderungsrisiken zum 
Teil durch den Abschluss von Verträgen mit langfris­
tigen Zinsbindungsfristen. Darüber hinaus werden in 
Einzelfällen Zinsswaps abgeschlossen.

Forderungsausfallrisiken bestehen in Bezug auf die 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage einer­
seits bei den Kunden und andererseits bei den Kon­
trahenten im Energiehandel. Ein anforderungsge­
rechtes Forderungsmanagement sowie strenge 
Bonitätsrichtlinien für den Abschluss von neuen Ver­
trägen und die Gewährung von Ratenplänen führten 
hier zu einer Risikoreduktion.

Das Beteiligungscontrolling stellt im Rahmen der tur­
nusmäßigen Berichterstattung die Überwachung der 
Chancen und Risiken aus Beteiligungsgesellschaften 
sicher. Dabei werden Plan­Ist­Abweichungen, die ne­

gative Auswirkungen auf die Vermögens­, Finanz­ 
und Ertragslage haben können, analysiert und, falls 
es erforderlich ist, gemeinsam mit der Gesellschaft 
Maßnahmen zur Risikominimierung erarbeitet. Dar­
über hinaus werden insbesondere mit den großen Be­
teiligungsgesellschaften regelmäßige Gespräche zur 
wirtschaftlichen Entwicklung geführt, in denen auch 
die Unternehmensstrategie, Regulierungseinflüsse 
und Rentabilität größerer Investitionsvorhaben erör­
tert werden. Sofern Ereignisse oder veränderte Um­
stände darauf hindeuten, dass die Buchwerte unse­
rer Beteiligungsgesellschaften in ihrem Wert 
gemindert sind, wird eine Werthaltigkeitsprüfung 
vorgenommen.

Shared	Service
In dieser Kategorie werden insbesondere Risiken aus 
den Bereichen Personal und IT erfasst. Im Personal­
bereich sind wir einem zunehmenden Wettbewerb 
um qualifiziertes Personal ausgesetzt. Um Risiken 
aus der Abwanderung von Leistungsträgern in 
Schlüsselfunktionen und dem damit verbundenen 
Verlust von Know­how entgegenzuwirken, setzen wir 
auf eine bedarfsgerechte, stärkenorientierte Perso­
nalentwicklung und ­förderung sowie die Weiterent­
wicklung der Unternehmenskultur. Ein betriebliches 
Gesundheitsmanagement sowie eine regelmäßige 
Mitarbeiterbefragung tragen ebenfalls dazu bei.

Im IT­Bereich entstehen Risiken aufgrund einer ein­
geschränkten Systemverfügbarkeit sowie aus Daten­
schutz­ und Integritätsgründen. Diesen Risiken tre­
ten wir durch redundante Systemstrukturen, 
technische und organisatorische Schutzmaßnahmen 
und ein effizientes Berechtigungskonzept aktiv ent­
gegen. Die Aufrechterhaltung und Optimierung der 
komplexen IT­Systeme werden maßgeblich durch 
den Einsatz qualifizierter interner und externer Fach­
kräfte sowie die kontinuierliche Modernisierung von 
Hard­ und Software erreicht.

Recht,	Compliance	und	Revision
Rechtliche Risiken können sich aus Änderungen der 
Rechtslage durch das Inkrafttreten neuer oder geän­
derter Gesetze und Verordnungen sowie aus höchst­
richterlicher Rechtsprechung ergeben. Die seitens 
der EU­Kommission geforderte Novellierung der Fi­
nanzmarktrichtlinie, kurz MiFID (Markets in Finan­
cial Instruments Directive), sieht vor, dass Teile des 
Energiemarkts in die Finanzmarktregulierung einbe­
zogen werden. Nach dem aktuellen Entwurf sind wir 
nicht unmittelbar betroffen. Mittelbar können jedoch 
Risiken entstehen, wenn Vorlieferanten unter die 
 Finanzmarktregulierung fallen.

Durch die Einführung der REMIT (Regulation on 
Energy Market Integrity and Transparency) ergeben 
sich für uns als Energieerzeuger und ­händler Ver­

pflichtungen zu Datenmeldungen und zur Daten­
transparenz, die unter anderem die Veröffentlichung 
von Kraftwerksdaten umfassen. Durch die Neugestal­
tung interner Prozesse, Initiierung von Projekten im 
IT­Bereich und im Handel sowie die Schulung aller 
relevanten Mitarbeiter kommen wir diesen neuen An­
forderungen nach.

Die finale Ausgestaltung der EMIR (European Market 
Infrastructure Regulation)­Verordnung ist im März 
2013 in Kraft getreten. Von Clearingpflichten sind wir 
derzeit nicht betroffen. Die Überprüfung der entspre­
chenden Schwellenwerte erfolgt für alle Konzernge­
sellschaften zentral durch die SWFH auf der Basis der 
von der Mainova gelieferten Daten. Von den Daten­
meldepflichten ist der Handel ab dem 1. Januar 2014 
betroffen. 

Compliance­relevante Risiken umfassen Verstöße ge­
gen interne Richtlinien und Verhaltensregeln sowie 
gesetzliche Vorgaben, wie z. B. Regelungen zu Kor­
ruption, Datenschutz oder Umweltschutz­ und 
 Arbeitssicherheitsbestimmungen. Zur Verminderung 
der Compliance­Risiken führt das Compliance 
 Management regelmäßig Risikoanalysen durch und 
entwickelt hieraus konzerneinheitliche Grundsätze 
und Maßnahmen, mit denen erreicht wird, dass sich 
Mainova und die für sie handelnden Personen 
rechts­ und richtlinienkonform verhalten und die Un­
ternehmenswerte beachten. Zu diesen Maßnahmen 
zählen z. B. ein Verhaltenskodex und Compliance­
Schulungen für Mitarbeiter und Führungskräfte. Zu­
dem wird sichergestellt, dass für die betroffenen 
Compliance­Risiken ein hinreichender Versiche­
rungsschutz besteht.

sonstige	angaben

Internes	Kontroll-	und	Risikomanage-
mentsystem	bezogen	auf	den	Konzern-
rechnungslegungsprozess	nach	§	315	
Abs.	2	Nr.	5	HGB
Die Zielsetzung des rechnungslegungsbezogenen in­
ternen Kontroll­ und Risikomanagementsystems ist 
es, die Ordnungsmäßigkeit sowie die Verlässlichkeit 
der Rechnungslegung und Finanzberichterstattung 
durch die Implementierung von Kontrollen sicher­
zustellen. Das System beinhaltet Grundsätze, Ver­
fahren, Regelungen und Maßnahmen, um eine voll­
ständige, korrekte und zeitnahe Erfassung von 
Geschäftsvorfällen unter Einhaltung der gesetzlichen 
Vorgaben zu gewährleisten. Die Grundlage hierfür 
sind die Identifikation möglicher Fehlerquellen und 
die wirksame Begrenzung daraus resultierender 
 Risiken.

Das interne Kontroll­ und Risikomanagementsystem 
ist ein integraler Bestandteil des Rechnungslegungs­
prozesses der Mainova und erstreckt sich auf die 
 Finanzberichterstattung im gesamten Konzern. Es 
beinhaltet eine klare Funktionstrennung zwischen 
den beteiligten Bereichen, die darüber hinaus in 
quantitativer wie qualitativer Hinsicht angemessen 
ausgestattet sind. Bei allen rechnungslegungsrele­
vanten Prozessen finden regelmäßig analytische Prü­
fungen statt. Die im Risikomanagementsystem er­
fassten und bewerteten Risiken werden im 
Jahresabschluss berücksichtigt, sofern bestehende 
Bilanzierungsregelungen dies vorschreiben.

Die für die Rechnungslegung eingesetzten IT­Sys­
teme sind durch Sicherheitsvorkehrungen vor unbe­
fugten Zugriffen geschützt. Soweit es möglich ist, 
wird Standardsoftware eingesetzt. Erhaltene oder 
weitergegebene Rechnungslegungsdaten werden re­
gelmäßig in Stichproben auf Vollständigkeit und 
Richtigkeit überprüft. Durch die eingesetzte Software 
finden programmierte Plausibilitätsprüfungen statt.

Der Konzernabschluss wird mithilfe einer SAP­Kon­
solidierungssoftware erstellt. Die von den einzelnen 
Gesellschaften nach den konzernweit geltenden  
Bilanzierungsrichtlinien erstellten Abschlüsse werden 
bei der Mainova ag zum Konzernabschluss zusam­
mengefasst. Die Mainova ag trägt die Ver antwortung 
für die Betreuung des Konsolidierungs systems, den 
konzerneinheitlichen Kontenrahmen und die Durch­
führung der Konsolidierungsmaßnahmen.

Für die Umsetzung dieser Regelungen und die Nut­
zung der Instrumentarien sind die beteiligten Berei­
che und Abteilungen zuständig.
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Die Verantwortlichkeit für die Implementierung, Auf­
rechterhaltung und Wirksamkeit des internen Kont­
roll­ und Risikomanagementsystems sowie die Über­
wachung der Einhaltung der Vorgaben liegt bei dem 
für Finanzen zuständigen Mitglied des Vorstands der 
Mainova. Diese Verantwortung ist in der Geschäfts­
ordnung des Vorstands festgehalten. Die Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschriften und konzerninternen 
Richtlinien für das Kontroll­ und Risikomanagement­
system wird von der internen Revision im Rahmen 
von risikoorientierten Prüfungen überwacht.

Der Aufsichtsrat überwacht regelmäßig als überge­
ordnete Instanz das interne Kontroll­, Risikoma­
nagement­ und Revisionssystem auf seine Angemes­
senheit.

Grundzüge	des	Vergütungssystems	für	
den	Vorstand

Für die Festlegung der Gesamtbezüge der einzelnen 
Vorstandsmitglieder ist gemäß dem am 5. August 
2009 in Kraft getretenen Gesetz zur Angemessenheit 
der Vorstandsvergütung (VorstAG) das Aufsichts­
ratsplenum zuständig.

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich aus 
einer fixen und einer variablen Vergütung zusam­
men. Die fixe Vergütung besteht aus einer Grundver­
gütung und einem Tantiemeanteil. Lediglich die 
Grundvergütung ist ruhegehaltsfähig. Zusätzlich er­
halten die einzelnen Vorstandsmitglieder Sachleis­
tungen. Diese umfassen im Wesentlichen marktübli­
che Versicherungsleistungen und Dienstwagen. Die 
variable Vergütung teilt sich in eine kurzfristige vari­
able Vergütungskomponente sowie ein langfristiges 
Anreizprogramm (LAP) auf.

Die Höhe der kurzfristigen variablen Vergütungskom­
ponente ist an das Erreichen von Finanzzielen gekop­
pelt. Sie bemisst sich dabei am Ergebnis der gewöhn­
lichen Geschäftstätigkeit (EBT Mainova­Konzern) 
zuzüglich des außerordentlichen Ergebnisses gemäß 
§ 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB des Mainova­Konzerns.

Um die Nachhaltigkeit und Langfristigkeit der Vergü­
tungsstruktur zu erhöhen und den Anforderungen 
des VorstAG in vollem Umfang zu genügen, nehmen 
die Vorstandsmitglieder an dem langfristigen Anreiz­
programm LAP teil. Die Auszahlung im Rahmen des 
LAP erfolgt am Ende eines dreijährigen Performance­
zeitraums. Dabei bestimmt das Erreichen von vorab 
definierten finanziellen und qualitativen Erfolgszie­
len die Höhe der Auszahlung. Als finanzielles Erfolgs­
ziel dient dabei das erreichte kumulierte Ergebnis der 
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (EBT Mainova­Kon­
zern) zuzüglich des außerordentlichen Ergebnisses 

gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB des Mainova­ 
Konzerns während des Performancezeitraums. Als 
qualitative Erfolgsziele werden die „Mitarbeiterzufrie­
denheit“ und „Kundenzufriedenheit“ herangezogen.

Die Auszahlung der langfristigen variablen Vergü­
tungskomponente ist nach oben hin begrenzt (Kap­
pung). Werden die Mindestziele in allen Komponen­
ten nicht erreicht, so entfällt eine Auszahlung der 
langfristigen variablen Vergütung vollständig.

Für die kurzfristige und langfristige variable Vergü­
tung hat der Aufsichtsrat eine Anpassungsmöglich­
keit für außerordentliche Entwicklungen vereinbart.

Übernahmerelevante	Angaben	nach	
§ 315	Abs.	4	HGB

Das Grundkapital der Mainova ag beträgt 
142.336.000 Euro und ist in 5.560.000 nennbetrags­
lose Stückaktien, jeweils mit einem rechnerischen 
Anteil am Grundkapital von 25,60 Euro je Aktie, ein­
geteilt. Davon lauten 5.499.296 (rund 98,9 %) auf 
den Namen und 60.704 (rund 1,1 %) auf den Inha­
ber. Die Inhaberaktien sind zum regulierten Markt an 
der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen. Die mit 
den Aktien verbundenen Rechte und Pflichten rich­
ten sich nach dem Aktiengesetz. Aktien mit Sonder­
rechten, die Kontrollbefugnisse verleihen, wurden 
nicht ausgegeben. Die am Kapital der Gesellschaft 
beteiligten Arbeitnehmer können ihre Stimmrechte 
uneingeschränkt selbst ausüben.

Nach Kenntnis der Gesellschaft hält die Mehrheits­
aktionärin SWFH 4.170.002 Namens­Stückaktien 
und 12.078 Inhaber­Stückaktien (insgesamt rund 
75,22 %). Diese Aktien werden der Stadt Frankfurt 
am Main zugerechnet. Von der Minderheitsaktionä­
rin Thüga Aktiengesellschaft, München (Thüga), wer­
den nach Kenntnis der Gesellschaft 1.329.294 Na­
mens­Stückaktien und 31.216 Inhaber­Stückaktien 
gehalten (insgesamt rund 24,47 %). Diese Aktien 
werden der Thüga Holding GmbH & Co. KGaA (Thüga 
Holding) zugerechnet. Die restlichen Aktien befinden 
sich im Streubesitz (rund 0,31 %). Die SWFH und die 
Thüga stimmen die Ausübung der Stimmrechte aus 
den Aktien nach Maßgabe der konsortialvertragli­
chen Vereinbarungen ab.

Die Namens­Stückaktien sind nur mit Zustimmung 
der Gesellschaft übertragbar, soweit diese nicht auf 
die SWFH übertragen werden. Die Hauptversamm­
lung entscheidet über die Zustimmung. 

Der Vorstand ist nicht zur Ausgabe oder zum Rück­
kauf von Aktien befugt. Die Zwangseinziehung von 
Aktien ist gemäß § 5 der Satzung zugelassen.

Gemäß § 6 der Satzung besteht der Vorstand aus 
mindestens zwei Personen. Im Übrigen bestimmt der 
Aufsichtsrat die Mitglieder des Vorstands. Für die 
 Bestellung von Vorstandsmitgliedern ist gemäß § 31 
MitbestG eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
der Stimmen der Mitglieder des Aufsichtsrats erfor­
derlich. Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des 
Vorstands gemäß § 84 Abs. 1 Satz 1 AktG auf höchs­
tens fünf Jahre. Der Aufsichtsrat ist gemäß § 84 Abs. 3 
AktG auch für den Widerruf der Bestellung zuständig.

Soweit nicht gesetzlich zwingend etwas anderes vor­
geschrieben ist, bedürfen Satzungsänderungen der 
einfachen Kapital­ und Stimmenmehrheit. 

Von den von der Gesellschaft in Anspruch genomme­
nen Darlehen könnten im Falle eines Kontrollwech­
sels insgesamt Darlehen in Höhe von 48,2 Mio. Euro 
vom Darlehensgeber gekündigt werden. Dies würde 
sich belastend auf die Liquidität der Gesellschaft aus­
wirken. Diese Kündigungsrechte bestehen jedoch 
nicht uneingeschränkt. So können sie bei einigen 
Darlehen nicht ausgeübt werden, wenn zusätzliche 
Sicherheiten gestellt werden (17,3 Mio. Euro) bezie­
hungsweise bei anderen Darlehen keine Bonitäts­
verschlechterung des Darlehensnehmers eintritt 
 (6,2 Mio. Euro). Bei weiteren Darlehen (24,7 Mio. 
Euro) ist der Darlehensgeber zwar zur Kündigung be­
rechtigt, kann aber auch eine Anpassung der Sicher­
heiten verlangen.

Die Mainova hat mit ihren Mitgesellschaftern in der 
Thüga Holding Vereinbarungen geschlossen, die ge­
genseitige Call­Optionen für den Fall eines Kontroll­
wechsels bei einer Partei vorsehen. Abweichend von 
den Vorschriften der §§ 289 Abs. 4 Nr. 8, 315 Abs. 4 
Nr. 8 HGB und des Deutschen Rechnungslegungs­
standards Nr. 20 (DRS 20) liegt ein Kontrollwechsel 
im Sinne dieser Vereinbarung dann vor, wenn eine 
Person, die zuvor keine Mehrheit der Stimmen oder 
des Kapitals an einer Partei hält oder anderweitig kei­
nen direkten oder indirekten beherrschenden Ein­
fluss im Sinne des § 17 AktG auf eine Partei ausübt, 
eine solche Mehrheit beziehungsweise einen solchen 
direkten oder indirekten beherrschenden Einfluss er­
langt. Jede von einem Kontrollwechsel nicht betrof­
fene Partei ist jeweils nach dem Verhältnis ihrer 
 Beteiligung berechtigt, von der durch den Kontroll­
wechsel betroffenen Partei die Übertragung der be­
treffenden Aktien zu verlangen. Der Kaufpreis für die 
von der Call­Option betroffenen Aktien entspricht 
dem anteiligen Ertragswert.

Nachfolgend sind die weiteren wesentlichen Verein­
barungen aufgeführt, die unter der Bedingung eines 
Kontrollwechsels stehen:

Im Partnerschaftsvertrag über den Bau und Betrieb 
eines Gas­ und Dampfkraftwerks am Standort 
 Irsching haben die Vertragsparteien vereinbart, sich 
im Falle eines bei einer Partei eintretenden Kontroll­
wechsels die jeweils gehaltenen Geschäftsanteile an 
der Gemeinschaftskraftwerk Irsching GmbH gegen­
seitig zum Kauf anzubieten. 

Der Konsortialvertrag mit der Beteiligungsholding 
der Stadt Hanau und der Gesellschaftsvertrag der 
NRM stehen unter dem Vorbehalt der Kündbarkeit 
für den Fall des Kontrollwechsels.

Der Gesellschaftsvertrag der Müllheizkraftwerk 
Frankfurt am Main GmbH sieht die Möglichkeit der 
Kündigung für den Fall vor, dass es bei der Mainova 
oder dem Vertragspartner, der Frankfurter Entsor­
gungs­ und Service GmbH, zu einem Kontrollwech­
sel kommt. 

Im Konsortialvertrag der Dynega Energiehandel 
GmbH ist die Möglichkeit des Ausschlusses eines 
Gesellschafters durch Gesellschafterbeschluss vor­
gesehen, wenn dieser nicht mehr zumindest über­
wiegend unmittelbar oder mittelbar in kommunalem 
Eigentum steht oder nicht mehr kommunaler Kon­
trolle unterliegt.

Der Gesellschaftsvertrag der Gemeinschaftskraftwerk 
Bremen GmbH & Co. KG sieht vor, dass die Komman­
ditisten einen der ihren aus der Gesellschaft aus­
schließen können, falls es bei diesem zu einem Kon­
trollwechsel kommt.

Für den Fall, dass die Stadt Frankfurt am Main mit dem 
ihr direkt und indirekt zuzurechnenden Anteil nicht 
mehr die Mehrheit am stimmberechtigten Grundkapi­
tal der Mainova innehat (Kontrollwechsel), oder im 
Falle eines Rechtsformwechsels gemäß § 190 ff. 
UmwG oder bei Abschluss eines wirksamen Vertrags, 
der die Mainova der Beherrschung eines anderen Un­
ternehmens außerhalb des Konzerns der SWFH unter­
stellt (Beherrschungsvertrag gemäß § 291 Abs. 1 S. 1 
1. Alt. AktG), gewährt die Mainova dem Vorsitzenden 
des Vorstands ein Sonderkündigungsrecht und das 
Recht zur Niederlegung seines Amts. Für den Fall der 
wirksamen und fristgerechten Kündigung und Amts­
niederlegung erhält der Vorsitzende des Vorstands 
eine Abfindung in Höhe des Zweifachen seiner letzt­
maligen Jahresgesamtbezüge. Die maximale Ober­
grenze ist jedoch die Höhe der Gesamtvergütung für 
die Restlaufzeit des Dienstvertrags.

Das	Grundkapital	der	
mainova	ag	beträgt	
142.336.000	Euro	und	
ist	in	5.560.000	
nennbetragslose	
Stückaktien,	jeweils	
mit	einem	rechneri-
schen	Anteil	am	
Grundkapital	von	
25,60 Euro	je	Aktie,	
eingeteilt.	
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versicherung	der	gesetzlichen	
	vertreter

Wir versichern nach bestem Wissen, dass gemäß den 
anzuwendenden Rechnungslegungsgrundsätzen der 
Konzernabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens­, Finanz­ und Er­
tragslage des Konzerns vermittelt und im Konzernla­
gebericht der Geschäftsverlauf einschließlich des Ge­
schäftsergebnisses und die Lage des Konzerns so 
dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen Verhältnis­
sen entsprechendes Bild vermittelt wird sowie die we­
sentlichen Chancen und Risiken der voraussichtlichen 
Entwicklung des Konzerns beschrieben sind.

Frankfurt am Main, den 10. März 2014

dr.	alsheimer	 Prof.	dr.	birkner		 breidenbach	 herbst

44	 mainova	geschäftsbericht	2013 2013	mainova	geschäftsbericht	 45

lagebericht	
versicherung	der	gesetzlichen	vertreter

lagebericht
versicherung	der	gesetzlichen	vertreter



Konzernabschluss

03

S.	 48 Gewinn-	und	Verlustrechnung

S.	 49 Gesamtergebnisrechnung

S.	 50 Bilanz

S.	 52 Eigenkapitalveränderungsrechnung

S.	 54 Kapitalflussrechnung

S.	 56
S.	 56	
S.	 57	
S.	 74	
S.	 75	
S.	 77
S.	 82
S.	 93	
S.	106
S.	108
S.	108

Anhang
	 1.	 Allgemeine	Grundlagen	
	 2.	 Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden	
	 3.	 Konsolidierungsgrundsätze	
	 4.	 Konsolidierungskreis	und	Änderungen	des	Konsolidierungskreises
	 5.	 Erläuterungen	zur	Gewinn-	und	Verlustrechnung	
	 6.	 Erläuterungen	zur	Bilanz
	 7.	 Berichterstattung	zu	Finanzinstrumenten
	 8.	 Segmentberichterstattung
	 9.	 Angaben	zur	Kapitalflussrechnung
	10.	Sonstiges

S.	118 Bestätigungsvermerk

V

mnS jl

i t r t t

ü

nta nche rmk tb hov yt

v gm

onv a ymt cc stü gh dvj d

iaw hao vn üi ls okd vl

cos t mnK SB wsi hn mvt äy

uät h BSn vk

dio c

k G

odi h

o

m lb

gjx

ko

tgA c

o

vj dv

ü okd v

w mvt äy

u

osn xb

uät hd

o ci

k

o

b o dvj d

okd vl

ov q ym

u yc söh

alz tgd fs rj

t cc stü gh dvj d

ztw hoi vu üi ls okd vl

ra i ao ml unu il idaz

t z yp w go ovtg

vj dv

okd v

mvt äy

o xb

uäh

osn xbuäh

tK A p

E

i

r l u

A

Sn & Vi nwEG

m ö G ErV E n

l

c v c n r

K zno rE h l u S SS cBAn

ikä B hv ij fam ioE r l ö S E

ls t

h

n r

uäh BSn vk hv i

on

s



Gewinn-	und	Verlustrechnung	des	mainova-Konzerns
	vom	1.	januar	bis	31.	dezember	2013

t	01

tsd.	€ AnhAng 2013 2012	(1)

Umsatzerlöse (1) 2.211.161 2.009.155

Bestandsveränderungen 1.112 –	2.248

Andere	aktivierte	Eigenleistungen 12.542 12.297

Sonstige	betriebliche	Erträge (2) 87.640 80.362

Materialaufwand (3) 1.766.982 1.587.679

Personalaufwand (4) 201.978 202.624

Abschreibungen	und	Wertminderungen (5) 75.935 65.902

Sonstige	betriebliche	Aufwendungen (6) 183.573 190.323

Ergebnis	aus	nach	der	Equity-Methode	bilanzierten	Finanzanlagen (7) 81.444 92.992

Ergebnis	vor	zinsen	und	Steuern	(EBit) 165.431 146.030

Finanzerträge (8) 9.769 11.098

Finanzaufwendungen (9) 38.557 37.538

Ergebnis	vor	Ertragsteuern	(EBt) 136.643 119.590

Ertragsteuern (10) 20.594 23.732

Ergebnis	nach	Ertragsteuern 116.049 95.858

Gesellschaftern	der	Mainova	AG	zurechenbares	Jahresergebnis 114.366 95.842

Nicht	beherrschenden	Anteilen	zurechenbares	Jahresergebnis 1.683 16

Ergebnis	je	Stückaktie	der	Stadtwerke	Frankfurt	am	main	holding	Gmbh	als	
organträger	in	Euro Abschnitt	10

Unverwässert 27,35 22,92

Verwässert 27,35 22,92

(1)	Anpassung	der	Vorjahreszahlen	siehe	Anhang	Abschnitt	2	unter	Änderung	der	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden

Gesamtergebnisrechnung	des	mainova-Konzerns	
vom	1.	januar	bis	31.	dezember	2013

t	02

tsd.	€ 2013 2012	(1)

Ergebnis	nach	Ertragsteuern 116.049 95.858

Versicherungsmathematische	Gewinne/Verluste	aus	leistungsorientierten		
Pensionszusagen	und	Deputaten	(2) –	1.148 –	9.479

Nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	Finanzanlagen	(2) 639 –	4.145

Erfolgsneutrale	Aufwendungen	und	Erträge	ohne	zukünftige	umgliederung	in	die		
Gewinn-	und	Verlustrechnung –	509 –	13.624

Cashflow	Hedges	(2) –	3.609 –	18.561

Nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	Finanzanlagen	(2) 2.392 1.167

Erfolgsneutrale	Aufwendungen	und	Erträge	mit	zukünftiger		
umgliederung	in	die	Gewinn-	und	Verlustrechnung –	1.217 –	17.394

Sonstiges	Ergebnis –	1.726 –	31.018

Gesamtergebnis 114.323 64.840

davon	den	Gesellschaftern	der	Mainova	AG	zurechenbares	Gesamtergebnis 112.705 65.031

davon	Anteile	nicht	beherrschender	Gesellschafter	am	Gesamtergebnis 1.618 –	191

(1)	Anpassung	der	Vorjahreszahlen	siehe	Anhang	Abschnitt	2	unter	Änderung	der	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden
(2)	nach	Steuern
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Bilanz	des	mainova-Konzerns

Summe	Vermögenswerte

t	03

tsd.	€ AnhAng 31.12.2013 31.12.2012	(1)

langfristige	Vermögenswerte

Immaterielle	Vermögenswerte (11) 59.964 60.298

Sachanlagen (11) 1.254.411 1.171.834

Nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	Finanzanlagen (12) 804.356 786.834

Langfristige	sonstige	finanzielle	Vermögenswerte (13) 115.108 119.348

Latente	Steueransprüche (17) 32.483 20.805

2.266.322 2.159.119

Kurzfristige	Vermögenswerte

Vorräte (14) 43.834 30.579

Forderungen	aus	Lieferungen	und	Leistungen (15) 314.935 270.384

Forderungen	aus	Ertragsteuern (16) 28.230 25.987

Sonstige	Vermögenswerte (13) 198.286 170.614

Zahlungsmittel	und	Zahlungsmitteläquivalente 16.752 10.678

602.037 508.242

2.868.359 2.667.361

Summe	Eigenkapital	und	Schulden	

t	03

tsd.	€ AnhAng 31.12.2013 31.12.2012	(1)

Eigenkapital

Anteile	des	Konzerns

Gezeichnetes	Kapital (18) 142.336 142.336

Kapitalrücklage 207.082 207.082

Gewinnrücklagen (19) 640.575 586.325

Gesellschaftern	der	Mainova	zurechenbares	Eigenkapital 989.993 935.743

nicht	beherrschende	Anteile (20) 25.163 24.132

1.015.156 959.875

langfristige	Schulden

Erhaltene	Zuschüsse (21) 87.531 70.911

Langfristige	Finanzschulden (24) 719.945 678.243

Übrige	langfristige	Verbindlichkeiten (25) 29.043 30.846

Pensionsrückstellungen (22) 56.192 53.674

Andere	langfristige	Rückstellungen (23) 94.206 96.863

Latente	Steuerschulden (17) 117.191 117.686

1.104.108 1.048.223

Kurzfristige	Schulden

Kurzfristige	Finanzschulden (24) 40.579 61.938

Verbindlichkeiten	aus	Lieferungen	und	Leistungen 236.527 213.801

Sonstige	kurzfristige	Rückstellungen (23) 134.705 124.050

Verbindlichkeiten	aus	Ertragsteuern 11.301 6.465

Übrige	kurzfristige	Verbindlichkeiten (25) 325.983 253.009

749.095 659.263

2.868.359 2.667.361

(1)	Anpassung	der	Vorjahreszahlen	siehe	Anhang	Abschnitt	2	unter	Änderung	der	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden
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Eigenkapitalveränderungsrechnung	des	mainova-Konzerns
t	04

gewinnrücklAgen

tsd.	€
gezeichnetes	

kApitAl
kApitAl-	

rücklAge

pensions-/		
deputAte-

bewertung
cAshflow	

hedges

nAch	der	
equity-methode	

bewertete		
unternehmen

sonstige		
gewinn-	

rücklAgen gesAmt

gesellschAf-
tern	der		
mAinovA		

zurechenbAres	
eigenkApitAl

nicht	beherr-
schende	Anteile	
Am	eigenkApitAl

eigenkApitAl		
gesAmt

Stand	01.01.2012 142.336 207.082 –	7.159 1.543 –	4.002 595.574 585.956 935.374 27.840 963.214

Änderungen	gem.	IAS	8 – – – – – –	13.444 –	13.444 –	13.444 –	2.171 –	15.615

Stand	01.01.2012	nach	änderungen	gem.	iAS	8 142.336 207.082 –	7.159 1.543 –	4.002 582.130 572.512 921.930 25.669 947.599

Periodenergebnis – – – – – 95.842 95.842 95.842 16 95.858

Im	Eigenkapital	erfasste	erfolgsneutrale	Wertänderungen – – –	9.479 –	18.561 –	2.771 – –	30.811 –	30.811 –	207 –	31.018

Gesamtergebnis	der	periode – – –	9.479 –	18.561 –	2.771 95.842 65.031 65.031 –	191 64.840

Ergebnisabführung	Mainova – – – – – –	51.404 –	51.404 –	51.404 – –	51.404

Gewinnausschüttungen	nicht	beherrschende	Anteile – – – – – – – – –	1.320 –	1.320

Sonstige	Veränderungen	nicht	beherrschende	Anteile – – – – – 186 186 186 –	26 160

Stand	31.12.2012	nach	änderungen	gem.	iAS	8	(1) 142.336 207.082 –	16.638 –	17.018 –	6.773 626.754 586.325 935.743 24.132 959.875

Stand	01.01.2013	nach	änderungen	gem.	iAS	8 142.336 207.082 –	16.638 –	17.018 –	6.773 626.754 586.325 935.743 24.132 959.875

Periodenergebnis – – – – – 114.366 114.366 114.366 1.683 116.049

Im	Eigenkapital	erfasste	erfolgsneutrale	Wertänderungen – – –	1.148 –	3.609 3.096 – –	1.661 –	1.661 –	65 –	1.726

Gesamtergebnis	der	periode – – –	1.148 –	3.609 3.096 114.366 112.705 112.705 1.618 114.323

Ergebnisabführung	Mainova – – – – – –	58.669 –	58.669 –	58.669 – –	58.669

Gewinnausschüttungen	nicht	beherrschende	Anteile – – – – – – – – –	1.320 –	1.320

Sonstige	Transaktionen	mit	Minderheitsgesellschaftern – – – – – 214 214 214 733 947

Stand	31.12.2013	nach	änderungen	gem.	iAS	8	(1) 142.336 207.082 –	17.786 –	20.627 –	3.677 682.665 640.575 989.993 25.163 1.015.156

(1)	siehe	Erläuterungen	Abschnitt	2	und	Abschnitt	6	(18)	bis	(20)
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Kapitalflussrechnung	des	mainova-Konzerns	(1)

für	das	Geschäftsjahr	2013

t	05

tsd.	€ 2013 2012	(2)

Ergebnis	vor	Ertragsteuern 136.643 119.590

Abschreibungen	und	Wertminderungen	auf	immaterielle	Vermögenswerte	und	Sachanlagen 75.935 65.902

Zinsergebnis 22.190 18.339

Veränderung	der	Rückstellungen 10.176 32.225

Ergebnis	aus	dem	Abgang	von	Anlagevermögen –	16.251 471

Veränderung	der	Vorräte,	der	Forderungen	aus	Lieferungen	und	Leistungen		
sowie	anderer	Vermögenswerte –	40.989 –	61.852

Veränderung	der	Verbindlichkeiten	aus	Lieferungen	und	Leistungen	sowie	anderer	Schulden 75.277 1.069

Zahlungsunwirksame	Effekte	aus	der	Bewertung	nach	der	Equity-Methode –	84.475 –	90.344

Sonstige	zahlungsunwirksame	Aufwendungen	und	Erträge –	527 –	13.712

Einzahlungen	aus	Baukostenzuschüssen 18.361 28.092

Gezahlte	Zinsen –	31.508 –	28.085

Erhaltene	Zinsen 9.360 9.773

Erhaltene	Dividenden 64.409 61.532

Gezahlte	Ertragsteuern –	27.159 –	10.557

cashflows	aus	der	laufenden	Geschäftstätigkeit 211.442 132.443

Immaterielle	Vermögenswerte	und	Sachanlagen

Auszahlungen	für	Investitionen –	119.450 –	127.491

Einzahlungen	aus	Abgängen 24.163 1.932

Cash	Pooling	Stadtwerke	Konzern –	43.043 53.456

Vollkonsolidierte	Unternehmen	(siehe	Erläuterungen	zu	Abschnitt	4)

Auszahlungen	für	Investitionen –	8.421 –	26.478

Nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	Finanzanlagen

Auszahlungen	für	Investitionen –	2.713 –	7.247

Kapitalrückzahlungen 2.964 –

Sonstige	Beteiligungen

Auszahlungen	für	Investitionen –	1.053 –	7.659

Langfristige	Ausleihungen

Auszahlungen	für	Dritten	gewährte	Darlehen –	5.041 –	4.848

Einzahlungen	aus	der	Tilgung	von	Dritten	gewährten	Darlehen 3.519 3.281

Einzahlung	aus	der	Tilgung	von	Leasingforderungen 4.410 4.086

Sonstige	Veränderungen 900 280

cashflows	aus	der	investitionstätigkeit –	143.765 –	110.688

t	05

tsd.	€ 2013 2012	(2)

Gewinnabführung	an	das	Mutterunternehmen –	51.404 –	57.663

An	nicht	beherrschende	Anteile	gezahlte	Dividenden –	1.320 –	1.320

Aufnahme	von	Finanzschulden 33.523 56.671

Auszahlungen	aus	der	Tilgung	von	Krediten –	46.044 –	31.298

Termingeldaufnahmen 2.318 –	1.485

Einzahlungen	von	Minderheitsgesellschaftern 1.324 108

Sonstige	Veränderungen – 13.546

cashflows	aus	der	Finanzierungstätigkeit –	61.603 –	21.441

Veränderung	des	Finanzmittelfonds 6.074 314

Finanzmittelfonds	zum	Anfang	der	Berichtsperiode 10.678 10.364

Finanzmittelfonds	zum	Ende	der	Berichtsperiode	(3) 16.752 10.678

(1)		siehe	auch	Erläuterungen	zu	Abschnitt	9	 	
(2)		Anpassung	der	Vorjahreszahlen	siehe	Anhang	Abschnitt	2	unter	Änderung	der	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden	
(3)		unter	Berücksichtigung	der	Guthaben	aus	dem	Cash	Pooling	bei	der	Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH	ergibt	sich	ein	Finanz-

mittelbestand	in	Höhe	von	172,6 Mio.	Euro	(Vorjahr	65,8 Mio.	Euro)
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Anhang	des	mainova-Konzerns	für	das	
Geschäftsjahr	2013

1.	 Allgemeine	Grundlagen

Der Konzernabschluss der Mainova Aktiengesellschaft (Mainova aG) mit Sitz in der Solmsstr. 38, 
Frankfurt am Main, wurde nach den International Financial Reporting Standards (IFRS), wie sie in 
der Europäischen Union (EU) anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB zu be-
achtenden handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellt.

Die Mainova aG sowie die in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen werden im Folgen-
den als „Konzern“ oder „Mainova“ bezeichnet.

Das oberste Mutterunternehmen der Mainova ist die Stadtwerke Frankfurt am Main Holding GmbH 
(SWFH), Frankfurt am Main, die einen Konzernabschluss für den größten Kreis von Unternehmen 
nach HGB aufstellt, der im Bundesanzeiger veröffentlicht wird.

Das vollkonsolidierte Tochterunternehmen Hotmobil Deutschland GmbH (HMD) macht von der Be-
freiungsvorschrift des § 264 Abs. 3 HGB Gebrauch und verzichtet auf die Veröffentlichung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts.

Für die Bilanzierung, Bewertung und den Ausweis im Konzernabschluss 2013 haben wir die Anfor-
derungen der am Abschlussstichtag veröffentlichten und verpflichtend anzuwendenden Standards 
des International Accounting Standards Boards (IASB) sowie die Interpretationen des IFRS Interpre-
tations Committees (IFRS IC) – vormals International Financial Reporting Interpretations Committee 
(IFRIC) bzw. Standing Interpretations Committee (SIC) – ausnahmslos erfüllt.

Der Konzernabschluss der Mainova vermittelt ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage.

Mainova erstellt diesen Konzernabschluss aufgrund der Aufstellungspflicht für börsennotierte Akti-
engesellschaften nach § 291 Abs. 3 Nr. 1 HGB.

Der Konzernabschluss der Mainova wird vom Vorstand am 19. März 2014 zur Weitergabe an den 
Aufsichtsrat freigegeben. Der Aufsichtsrat wird am 2. April 2014 über die Billigung des Konzernab-
schlusses entscheiden. Anschließend wird der Konzernabschluss im Bundesanzeiger offengelegt.

Mainova ist in der Versorgung mit leitungsgebundenen Energieträgern und Wasser sowie in art-
verwandten Dienstleistungen tätig. Wir versorgen rund eine Million Menschen in Hessen, Rhein-
land-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-Württemberg mit Energie und Wasser sowie 
Geschäftskunden bundesweit mit Strom und Gas. Zudem beliefern wir regionale Gas- und Stromver-
sorger (Energiepartner). Als Betreiber von Versorgungsnetzen stellen wir den Netzzugang und Netz-
anschluss Dritten zur Verfügung und gewährleisten den sicheren Transport von Energie und Wasser. 
Weitere Informationen hierzu sind auch im Abschnitt 8 „Segmentberichterstattung“ enthalten.

Zur übersichtlicheren Darstellung sind in der Gewinn- und Verlustrechnung sowie der Bilanz Posten 
zusammengefasst und im Anhang gesondert aufgeführt und erläutert. Die Beträge werden, soweit 
dies nicht anderweitig vermerkt ist, auf Tsd. oder Mio. Euro gerundet.

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.

Der vorliegende Abschluss umfasst das Geschäftsjahr 2013 auf der Basis der Berichtsperiode vom 
1. Januar bis 31. Dezember des Jahres mit einer Vergleichsperiode.

2.	 Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind – mit Ausnahme der in diesem Abschnitt unter 
„Änderung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden“ beschriebenen Änderungen – unverändert 
zum Vorjahr. Die Erstellung des Konzernabschlusses der Mainova erfolgt grundsätzlich unter der 
Anwendung des Anschaffungskostenprinzips. Davon ausgenommen sind die derivativen Finanzinst-
rumente und die zur Veräußerung verfügbaren finanziellen Vermögenswerte, die grundsätzlich zum 
beizulegenden Zeitwert bewertet werden.

Die Realisierung der umsatzerlöse erfolgt grundsätzlich mit dem Übergang der wesentlichen Chan-
cen und Risiken aus einem Verkaufsgeschäft bzw. mit der Erbringung einer Dienstleistung. Die Um-
satzerlöse der Mainova bestehen im Wesentlichen aus Energie- und Wasserlieferungen. Sie werden 
zu dem Zeitpunkt realisiert, zu dem der Kunde die Energie bzw. das Wasser abnimmt. Ferner bein-
halten die Umsatzerlöse auch die statistische Hochrechnung zwischen dem Abrechnungszeitpunkt 
und dem Bilanzstichtag.

Der Geschäfts-	oder	Firmenwert (Goodwill) wird zu Anschaffungskosten abzüglich Wertminderun-
gen angesetzt. Der Geschäfts- oder Firmenwert unterliegt gemäß IAS 36 keiner planmäßigen Ab-
schreibung, sondern wird mindestens einmal jährlich einer Werthaltigkeitsprüfung unterzogen. Beim 
Eintritt besonderer Ereignisse, die dazu führen können, dass der Buchwert einer zahlungsmittelge-
nerierenden Einheit (ZGE) bzw. von Gruppen von ZGE nicht mehr durch den erzielbaren Betrag ge-
deckt ist, wird auch unterjährig ein Werthaltigkeitstest durchgeführt. Der im Rahmen der Werthal-
tigkeitsprüfung verwendete Vorsteuerzinssatz liegt zum Stichtag zwischen 8,0 % und 9,8 % (Vorjahr 
6,35 %). Der Ermittlung der diskontierten Cashflows liegt die vom Vorstand genehmigte und vom 
Aufsichtsrat gebilligte Fünfjahresplanung zugrunde. Eine Wertaufholung in späteren Perioden ist 
nicht möglich. Es wurden ein Eigenkapitalkostensatz von 6,25 % (Vorjahr 5,85 %) und ein Betafak-
tor von 0,6 berücksichtigt.

Sonstige immaterielle	Vermögenswerte werden mit den fortgeführten Anschaffungs- bzw. Herstel-
lungskosten bilanziert und linear, entsprechend ihrer wirtschaftlichen Nutzungsdauer, abgeschrieben:

t	06

jAhre

Software 3	–	10

Nutzungs-	und	Gestattungsverträge	je	nach	Vertragslaufzeit 15	–	30

Nutzungsdauer und Abschreibungsmethoden werden jährlich überprüft. Es liegen keine immateriel-
len Vermögenswerte mit unbestimmbarer Nutzungsdauer vor. Bezüglich der Überprüfungen auf Wert-
minderungen verweisen wir auf die Erläuterungen zum Sachanlagevermögen in diesem Abschnitt.

Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich planmäßiger nutzungs-
bedingter Abschreibungen und Wertminderungen bewertet. Bei selbst erstellten Sachanlagen wer-
den die Herstellungskosten anhand der direkt zurechenbaren Einzel- und Gemeinkosten ermittelt. Es 
wird die lineare Abschreibungsmethode angewandt. Wesentliche Ersatzinvestitionen sowie die Groß-
revisionen der Kraftwerke werden aktiviert. Aufwendungen für Reparaturen und Wartungen, die keine 
wesentlichen Ersatzinvestitionen darstellen, werden in dem Geschäftsjahr aufwandswirksam in der 
Gewinn- und Verlustrechnung erfasst, in dem sie angefallen sind.

Jeder Teil einer Sachanlage mit wesentlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten im Verhältnis 
zum gesamten Wert des Vermögenswerts wird hinsichtlich der Nutzungsdauer und Abschreibungs-
methode getrennt von den anderen Teilen der Sachanlage beurteilt und entsprechend abgeschrie-
ben (Komponentenansatz).

Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten werden nur dann als Buchwert des Vermögens-
werts erfasst, wenn es wahrscheinlich ist, dass daraus dem Konzern zukünftig ein wirtschaftlicher 
Nutzen zufließen wird und die Kosten des Vermögenswerts zuverlässig ermittelt werden können.
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Die planmäßigen linearen Abschreibungen für unsere typischen Anlagen werden nach folgenden 
konzerneinheitlichen Nutzungsdauern bemessen:

t	07

jAhre

Gebäude 20	–	70

Kraftwerke	und	Heiz(kraft)werke 9	–	60

Stromverteilungsanlagen 12	–	60

Gasverteilungsanlagen 12	–	60

Wasserverteilungsanlagen 10	–	70

Wärmeverteilungsanlagen 15	–	45

Andere	Anlagen	sowie	Betriebs-	und	Geschäftsausstattung 5	–	30

Sachanlagen werden auf wertminderungen überprüft, wenn Ereignisse oder veränderte Umstände 
vermuten lassen, dass eine Wertminderung eingetreten sein könnte. Darauf können insbesondere neue 
energiepolitische Rahmenbedingungen, eine deutliche Änderung der Preissituation an den Absatz- und 
Beschaffungsmärkten, geänderte regulatorische Vorgaben sowie eine Verschlechterung der zugrunde 
gelegten Plandaten hinweisen. In solchen Fällen erfolgt eine Werthaltigkeitsprüfung nach IAS 36.

Eine Wertminderung eines Vermögenswerts ist erforderlich, wenn der Buchwert über dem erziel-
baren Betrag des Vermögenswerts liegt. Dabei ist gemäß IAS 36.6 der erzielbare Betrag der höhere 
Wert aus dem Nutzungswert und dem beizulegenden Zeitwert abzüglich Verkaufskosten. Der Nut-
zungswert ergibt sich aus dem Barwert der geschätzten, zukünftig nachhaltig erzielbaren betrieb-
lichen Cashflows aus der fortgeführten Nutzung des Vermögenswerts zuzüglich eines am Ende der 
Nutzungsdauer realisierbaren Restwerts. Als Grundlage für die Ermittlung des Nutzungswerts dient 
die vom Vorstand genehmigte und vom Aufsichtsrat gebilligte Fünfjahresplanung.

Ist es nicht möglich, den erzielbaren Betrag für einen einzelnen Vermögenswert zu bestimmen, wird 
die Wertminderung auf der Basis des erzielbaren Betrags der ZGE ermittelt. Diese ist als kleinste 
identifizierbare Gruppe von Vermögenswerten definiert, die unabhängig von anderen Vermögens-
werten in der Lage ist, Mittelzuflüsse aus der fortgesetzten Nutzung zu erzielen. Bei Mainova beste-
hen im Wesentlichen ZGE für die Verteilnetze „Stromnetz“, „Gasnetz“ und „Wassernetz“ sowie „Kraft-
werke“. Die ZGE „Kraftwerke“ setzt sich aus mehreren Heizkraftwerken (HKW West, Mitte, Niederrad 
und dem MHKW Nordweststadt) mit zugehörigen Verbindungsnetzen zusammen, da diese sowohl 
bei unvorhergesehenen Produktionsausfällen als auch bei geplanten Revisionen die Versorgung der 
Kunden des Wärmenetzes gegenseitig sicherstellen. Das MHKW Nordweststadt wurde im Geschäfts-
jahr 2013 aufgrund einer geänderten Erzeugungsstrategie erstmals in die ZGE „Kraftwerke“ einbe-
zogen. Bei der ZGE „Kraftwerke“ wird eine begrenzte Nutzungsdauer der langfristigen Vermögens-
werte unterstellt, sodass als Grundlage die Cashflow-Prognosen für die verbleibende Nutzungsdauer 
angesetzt werden. Bei den ZGE der Verteilnetze wird eine unbestimmbare Nutzungsdauer unterstellt, 
sodass die Planjahre um ein Normjahr als Basis für die ewige Rente ergänzt werden. Die dabei an-
gesetzte Wachstumsrate von 0,5 % liegt unterhalb der angenommenen Inflationsrate, da damit ge-
rechnet wird, dass auch zukünftig die inflationsbedingten Kostensteigerungen nicht vollständig 
weiter gegeben werden können.

Die Barwerte werden unter Zugrundelegung folgender Parameter ermittelt:
t	08

2013 2012

Risikofreier	Zinssatz	(%) 2,65 2,25

Marktrisikoprämie	(%) 6,00 6,00

Betafaktor	(verschuldet)

Wassernetz 0,60 0,60

Kraftwerke 0,75 0,75

Fremdkapital-Spread	(%) 1,60 1,60

Fremdkapitalanteil	(%)

Wassernetz 33,33 33,33

Kraftwerke 33,33 33,33

Die verwendeten Parameter werden aus verfügbaren Marktdaten zum Teil direkt (risikofreier Zins-
satz, Marktrisikoprämie und Fremdkapital-Spread) und zum Teil unter Verwendung einer Peergroup 
(Betafaktoren und Fremdkapitalanteil) abgeleitet. Durch die aufgeführten Parameter ergibt sich für 
die ZGE „Wassernetz“ ein Vorsteuerzinssatz von 7,45 % (Vorjahr 6,6 %) und für die ZGE „Kraft-
werke“ von 7,76 % (Vorjahr 7,21 %).

Wenn der Grund für eine früher vorgenommene Wertminderung entfällt, werden die Vermögens-
werte erfolgswirksam zugeschrieben, wobei der infolge der Zuschreibung erhöhte Buchwert nicht 
die fortgeführten Anschaffungs- und Herstellungskosten übersteigen darf. An jedem Bilanzstichtag 
wird geprüft, ob ein Anhaltspunkt vorliegt, dass ein für einen Vermögenswert in früheren Perioden 
erfasster Wertminderungsaufwand nicht länger besteht oder sich vermindert haben könnte.

Fremdkapitalkosten, die im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Herstellung eines sogenann-
ten qualifizierten Vermögenswerts (qualifying asset) vom Zeitpunkt der Anschaffung bzw. ab dem 
Herstellungsbeginn bis zur Inbetriebnahme entstehen, werden als Teil der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten dieses Vermögenswerts aktiviert. Bei spezifischer Fremdfinanzierung werden die je-
weiligen direkt zurechenbaren Fremdkapitalkosten berücksichtigt. Bei Mainova wird in der Regel 
nicht spezifisch finanziert, d. h., es besteht kein direkter Zusammenhang zwischen den aufgenomme-
nen Fremdmitteln und den getätigten Investitionen. Zur Berechnung der zu aktivierenden Fremdka-
pitalkosten wird ein durchschnittlicher Fremdkapitalkostensatz ermittelt. Im Geschäftsjahr 2013 
wurde ein durchschnittlicher Fremdfinanzierungszinssatz von 3,03 % (Vorjahr 3,74 %) zugrunde ge-
legt. Andere Fremdkapitalkosten werden als Aufwand erfasst.

leasingtransaktionen, bei denen Mainova Leasinggeber ist und die wesentlichen Chancen und Ri-
siken aus der Nutzung des Leasingobjekts auf den Vertragspartner übertragen werden, sind als Fi-
nanzierungsleasingverhältnisse erfasst. Die Summe des Barwerts der ausstehenden Mindestleasing-
zahlungen und des nicht garantierten Restwerts werden als Leasingforderung bilanziert. Die 
Zahlungen des Leasingnehmers werden in Tilgungsleistungen sowie Zinserträge aufgeteilt. Werden 
die Chancen und Risiken nicht auf den Vertragspartner übertragen, liegt ein Operating-Leasingver-
hältnis vor, d. h., dass das Leasingobjekt weiterhin bei Mainova bilanziert wird und die Leasingzah-
lungen als Ertrag erfasst werden. Bei den Geschäften, bei denen Mainova Leasingnehmer ist, liegen 
ausschließlich Operating-Leasingverhältnisse vor, d. h., das Leasingobjekt wird beim Leasinggeber 
bilanziert und Mainova erfasst die Leasingzahlungen aufwandswirksam.

IFRIC 4 „Feststellung, ob eine Vereinbarung ein Leasingverhältnis enthält“ beinhaltet Kriterien zur 
Identifikation von Leasingelementen in Verträgen, die formal nicht als Leasingverträge bezeichnet 
werden. Vertragselemente, welche die Kriterien des IFRIC 4 erfüllen, sind nach den Vorschriften des 
IAS 17 als Leasingverträge zu bilanzieren. Bei Mainova fallen Contracting-Projekte in den Anwen-
dungsbereich des IFRIC 4. Bei diesen Projekten erstellt Mainova eine Energieerzeugungsanlage für 
einen Kunden bei gleichzeitigem Abschluss eines Energieliefervertrags.
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Gemäß IFRIC 18 werden die von Kunden erhaltenen zuschüsse gesondert unter den langfristigen 
Schulden ausgewiesen und über die Nutzungsdauer der bezuschussten Vermögenswerte linear zu-
gunsten der Umsatzerlöse aufgelöst.

nach	der	Equity-methode	bilanzierte	Finanzanlagen werden zunächst zu Anschaffungskosten an-
gesetzt und deren Buchwert in den Folgeperioden in Höhe der anteiligen Veränderungen des Netto-
vermögens fortgeschrieben. Dabei werden die Buchwerte jährlich um die anteiligen Ergebnisse, aus-
geschütteten Dividenden und sonstigen Eigenkapitalveränderungen erhöht beziehungsweise 
vermindert. Ein bilanzierter Geschäfts- oder Firmenwert wird im Beteiligungsansatz ausgewiesen. 
Erfolgsneutrale Eigenkapitalveränderungen bei nach der Equity-Methode bilanzierten Finanzanla-
gen werden im sonstigen Ergebnis erfasst. Nach der Equity-Methode bilanzierte Finanzanlagen wer-
den auf Wertminderungen überprüft, wenn Ereignisse oder veränderte Umstände vermuten lassen, 
dass eine Wertminderung eingetreten sein könnte. Eine Wertminderung liegt vor, wenn der er-
zielbare Betrag den Beteiligungsbuchwert unterschreitet. Der erzielbare Betrag wird als Barwert der 
geschätzten, erwarteten künftigen Cashflows ermittelt. Als Grundlage für die Ermittlung des Nut-
zungswerts dienten die von den Gesellschaften erstellte und von deren Aufsichtsräten gebilligte 
Fünfjahresplanungen. Dabei wird ein risikofreier Zinssatz von 2,65 % (Vorjahr 2,25 %) zuzüglich 
einer Marktrisikoprämie von 6,00 % (Vorjahr 6,00 %) unter der Nutzung folgender Betafaktoren 
(verschuldet) verwendet:

t	09

2013 2012

Beteiligungen	mit	Garantiedividende 0,40 0,40

Beteiligungen	mit	anteiligen	Jahresergebnissen

Erzeugung 0,75 0,71

Sonstige 0,60 0,60

Dabei wurde grundsätzlich ein Eigenkapitalkostensatz von 6,25 % (Vorjahr 5,85 %) und bei Erzeu-
gungsgesellschaften ein Eigenkapitalkostensatz von 7,15 % (Vorjahr 6,75 %) verwendet sowie ein 
Wachstumsabschlag wie im Vorjahr in Höhe von 0,50 % angesetzt. Bei Beteiligungen mit einer 
Garantiedividende im Rahmen eines Ergebnisabführungsvertrags wird für den Anteil der Garantie-
dividende ein Eigenkapitalkostensatz von 5,05 % (Vorjahr 4,65 %) zugrunde gelegt.

Unter den langfristigen	finanziellen	Vermögenswerten werden im Wesentlichen Ausleihungen und 
sonstige Beteiligungen zusammengefasst.

Ausleihungen werden zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet. Marktüblich verzinsliche Aus-
leihungen sind zum Nominalwert und zinslose bzw. niedrig verzinsliche Ausleihungen werden mit 
dem Barwert bilanziert.

Die Anteile an den übrigen Beteiligungen gehören ausnahmslos der Kategorie „Zur Veräußerung 
verfügbar“ an. Die Bewertung erfolgt grundsätzlich zum beizulegenden Zeitwert. Sofern die beizu-
legenden Zeitwerte der im Abschluss enthaltenen Beteiligungen nicht zuverlässig ermittelt werden 
können, werden diese sowohl bei der Erstbilanzierung als auch in den Folgeperioden zu Anschaf-
fungskosten bewertet. Liegen objektive und substanzielle Hinweise auf eine Wertminderung eines 
Vermögenswerts vor, wird dieser in erforderlichem Umfang wertgemindert. Eine Wertminderung 
liegt vor, wenn der erzielbare Betrag den Beteiligungsbuchwert unterschreitet. Der erzielbare Betrag 
wird als Barwert der geschätzten, zukünftig nachhaltig erzielbaren Cashflows ermittelt. Die verwen-
deten Bewertungsparameter entsprechen den nach der Equity-Methode bilanzierten Finanzanlagen. 
Sofern ein Börsenpreis verfügbar ist, wird dieser herangezogen.

Die Vorräte werden zu Anschaffungs- beziehungsweise Herstellungskosten angesetzt. Fremdkapi-
talkosten werden nicht aktiviert, es sei denn, es liegt ein qualifizierter Vermögenswert vor. Die Be-
wertung erfolgt grundsätzlich zu gewogenen Durchschnittskosten. Die Herstellungskosten enthalten 
gemäß IAS 2 die direkt zurechenbaren Einzelkosten zuzüglich angemessener Gemeinkosten. Risiken 
aus einer geminderten Verwertbarkeit wird durch angemessene Abschläge Rechnung getragen. So-
weit es erforderlich ist, wird der im Vergleich mit dem Buchwert niedrigere realisierbare Nettover-

äußerungswert angesetzt. Wertaufholungen bei früher abgewerteten Vorräten werden als Minderung 
des Materialaufwands erfasst.

Forderungen	und	sonstige	Vermögenswerte werden bis auf derivative Finanzinstrumente und Lea-
singforderungen zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet. Erforderliche Wertberichtigungen 
orientieren sich am tatsächlichen Ausfallrisiko. Das tatsächliche Ausfallrisiko orientiert sich einer-
seits an der Überfälligkeit, wobei in Abhängigkeit vom Zeitraum des Zahlungsverzugs pauschalierte 
Einzelwertberichtigungen vorgenommen werden. Andererseits werden Einzelwertberichtigungen 
aufgrund der wirtschaftlichen Situation eines Schuldners vorgenommen. Wertberichtigungen von 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen werden auf separaten Wertberichtigungskonten er-
fasst. Eine direkte Absetzung vom Buchwert oder eine Ausbuchung von zuvor gebildeten Wertbe-
richtigungen erfolgt erst, wenn eine Forderung uneinbringlich geworden ist. In den Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen sind erhaltene Abschlagszahlungen auf den abgegrenzten, noch nicht 
abgelesenen Verbrauch unserer Kunden verrechnet. 

Fremdwährungsforderungen	und	-verbindlichkeiten werden zu konzerneinheitlich vorgegebenen 
Umrechnungskursen, die den Mittelkursen am Bilanzstichtag entsprechen, bewertet. Nichtmonetäre 
Fremdwährungsposten sind bei Mainova nicht vorhanden. Zum Bilanzstichtag lagen keine Fremd-
währungsforderungen und -verbindlichkeiten vor.

Die zahlungsmittel	und	zahlungsmitteläquivalente umfassen Kassenbestände und Guthaben bei 
Kreditinstituten und werden zum Nennwert bilanziert. 

zur	Veräußerung	gehaltene	Vermögenswerte werden zum niedrigeren Wert aus dem Buchwert und 
dem beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten bilanziert. Diese Vermögenswerte wer-
den nicht planmäßig abgeschrieben.

Die pensionsrückstellungen umfassen die Rückstellungen für Einzelpensionszusagen sowie für die 
Gewährung von Energiedeputaten an Mitarbeiter, Pensionäre und deren Hinterbliebene. Der Ermitt-
lung der leistungsorientierten Verpflichtungen liegt zum Abschlussstichtag ein versicherungsmathe-
matisches Gutachten eines qualifizierten versicherungsmathematischen Sachverständigen zugrunde. 
Die Berechnung erfolgt entsprechend IAS 19 nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren. Dieses Ver-
fahren berücksichtigt neben den Renten und Anwartschaften auch zukünftig zu erwartende Gehalts- 
und Rentensteigerungen. Versicherungsmathematische Gewinne und Verluste aus der Bewertung 
der leistungsorientierten Pensionsverpflichtung (sog. Neubewertungskomponente) werden in der Pe-
riode des Anfallens im sonstigen Ergebnis der Gesamtergebnisrechnung erfasst. Diese resultieren 
aus einer Abweichung der tatsächlichen Entwicklung von den unterstellten Annahmen oder aus ei-
ner Änderung der Annahmen. Die übrigen Komponenten des Pensionsaufwands (sog. Dienstzeit- und 
Nettozinskomponente) werden im Gewinn oder Verlust der Periode berücksichtigt. 

Daneben sind alle Mitarbeiter im Rahmen der Bindung an die Tarifverträge des öffentlichen Diensts 
sowie auf der Basis einzelvertraglicher Regelungen bei der Zusatzversorgungskasse der Stadt Frank-
furt am Main (ZVK) nach den Regeln der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst pflicht versichert.

Nach IAS 19 handelt es sich bei dieser Form der Altersvorsorge um einen leistungsorientierten Plan 
(Defined Benefit Plan), da die individuellen Versorgungsleistungen der ZVK an frühere Mitarbeiter 
der Mitgliedsunternehmen nicht von eingezahlten Beiträgen abhängen. Da zudem in der ZVK Mitar-
beiter mehrerer Mitgliedsunternehmen versichert sind, gilt diese Form der Altersvorsorge als ge-
meinschaftlicher Plan mehrerer Arbeitgeber (Multi-Employer Plan), für welche die besonderen Vor-
schriften des IAS 19 anzuwenden sind.

Die Beiträge werden im Rahmen eines Umlageverfahrens erhoben. Aufgrund der Umverteilungen 
der Leistungen der ZVK auf die an ihr beteiligten Unternehmen und der unzureichenden Daten über 
die Altersstruktur, die Fluktuation und die Gehälter dieser Mitarbeiter liegen keine Informationen 
über den auf Mainova entfallenden Teil der zukünftigen Zahlungsverpflichtungen vor (wirtschaftli-
che Verpflichtung). Somit ist eine Rückstellungsbildung nach IFRS nicht zulässig und die Behand-
lung erfolgt wie bei einem beitragsorientierten Plan (Defined Contribution Plan) gemäß IAS 19.34(a). 
Die laufenden Zahlungen an die ZVK stellen demnach Aufwendungen des Geschäftsjahres dar. Der 
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Umlagesatz der ZVK Frankfurt am Main beläuft sich auf 6,0 %; hiervon übernimmt der Arbeitgeber 
5,6 %, die Eigenbeteiligung der Arbeitnehmer beträgt 0,4 %. Daneben wird gemäß § 63 der ZVK-
Satzung vom Arbeitgeber ein steuerfreies Sanierungsgeld von 3,5 % erhoben. Für einen Teil der 
Pflichtversicherten wird für das ZVK-pflichtige Entgelt, das über der tariflich festgesetzten Beitrags-
bemessungsgrenze liegt, eine zusätzliche Umlage von 9 % gezahlt. Derzeit liegen keine gesicherten 
Erkenntnisse vor, dass das Sanierungsgeld steigen wird. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass auch 
künftig Beitragserhöhungen erfolgen werden. Der Aufwand aus ZVK-Umlagen (Arbeitgeberanteil) ist 
unter den Aufwendungen für Altersversorgung ausgewiesen.

Im Zusammenhang mit den leistungsorientierten Pensionsplänen ist die Mainova den allgemeinen 
versicherungsmathematischen Risiken wie beispielweise Langlebigkeits- und Zinssatzänderungs-
risiko ausgesetzt.

Verpflichtungen für Beiträge zu beitragsorientierten Plänen werden als Aufwand erfasst, sobald die 
damit verbundene Arbeitsleistung erbracht wird.

Die	sonstigen	rückstellungen berücksichtigen sämtliche am Bilanzstichtag erkennbaren rechtlichen 
oder faktischen Verpflichtungen gegenüber einer anderen Partei aufgrund von Ereignissen in der 
Vergangenheit, die der Höhe und/oder dem Eintrittszeitpunkt nach unsicher sind und wahrschein-
lich zu einem Abfluss von Ressourcen führen werden. Die Rückstellungen werden mit dem bestmög-
lichen Schätzbetrag angesetzt. Die Bewertung erfolgt mit dem Erwartungswert, wenn die zu bewer-
tende Rückstellung eine große Anzahl von Positionen umfasst, bzw. mit dem Betrag, der über die 
höchste Eintrittswahrscheinlichkeit verfügt, wenn eine einzelne Verpflichtung bewertet wird. Für we-
sentliche Rückstellungen (Altlasten, Altersteilzeit u. a.) wurden Bewertungsgutachten bzw. Berech-
nungen von sachverständigen Dritten eingeholt.

Alle langfristigen Rückstellungen werden mit ihrem auf den Bilanzstichtag abgezinsten bestmögli-
chen Schätzbetrag bilanziert, soweit der Zinseffekt nicht von untergeordneter Bedeutung ist. Der 
bestmögliche Schätzbetrag umfasst auch die am Bilanzstichtag zu berücksichtigenden Kostensteige-
rungen. Ausgenommen davon sind Pensionsrückstellungen, für die gemäß IAS 19 gesonderte Rege-
lungen angewandt werden.

Die Mainova aG ist seit 2001 als Organgesellschaft in eine ertragsteuerliche Organschaft mit der 
SWFH eingebunden. tatsächliche	Steuerzahlungen	und	-erstattungen treten – mit Ausnahme der 
Körperschaftsteuerzahlung für Ausgleichszahlungen an außenstehende Aktionäre – auf der Ebene 
des Organträgers ein. Bei der Mainova aG werden die ermittelten laufenden Steuerverpflichtungen 
bzw. -ansprüche über Steuerumlagen abgebildet. Die Ermittlung der Steuerumlagebeträge erfolgt 
auf Einzelbasis, d. h., die Mainova aG wird wie ein selbstständiger Steuerzahler behandelt. 

latente	Steuern werden gemäß der Verbindlichkeitsmethode auf sämtliche temporären Bilanzie-
rungs- und Bewertungsunterschiede zwischen Steuerbilanz und IFRS-Bilanz der einzelnen in den 
Konzernabschluss einbezogenen Gesellschaften gebildet. Latente Steuern aus Konsolidierungsvor-
gängen werden gesondert ermittelt und angesetzt. Die latenten Steueransprüche umfassen grund-
sätzlich auch Steuerminderungsansprüche, die sich aus der erwarteten Nutzung bestehender Ver-
lustvorträge in Folgejahren ergeben. Eine Aktivierung erfolgt, wenn deren Realisierung mit 
ausreichender Sicherheit gewährleistet ist. Latente Steueransprüche und latente Steuerschulden wer-
den miteinander verrechnet, wenn der Konzern einen einklagbaren Anspruch zur Aufrechnung der 
tatsächlichen Steuererstattungsansprüche gegen tatsächliche Steuerschulden hat und diese sich auf 
Ertragsteuern des gleichen Steuersubjekts beziehen, die von der gleichen Steuerbehörde erhoben 
werden. Die latenten Steuern werden auf der Basis der Steuersätze ermittelt, die zum Realisations-
zeitpunkt gelten bzw. erwartet werden. Der Steuersatz des Mutterunternehmens Mainova aG beträgt 
30,70 %. Er ergibt sich aus dem Körperschaftsteuersatz von 15,00 %, dem Solidaritätszuschlag von 
5,50 % auf den Körperschaftsteuersatz und dem Gewerbeertragsteuersatz von 14,88 %.

Verbindlichkeiten werden grundsätzlich mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet. Verbindlichkei-
ten aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstige finanzielle Verbindlichkeiten werden unter An-
wendung der Effektivzinsmethode mit den fortgeführten Anschaffungskosten bewertet.

Die von Kunden erhaltenen	Anzahlungen werden unter den übrigen Verbindlichkeiten ausgewiesen.

derivative	Finanzinstrumente werden zur Sicherung von Commodity-Risiken eingesetzt, die mit 
den Aktivitäten des Unternehmens verbunden sind. Zudem werden derivative Finanzinstrumente im 
Rahmen des Strom- und Gashandels (zur Erzielung von Handelsmargen) eingesetzt. Verträge, die für 
Zwecke des Empfangs oder der Lieferung von nicht finanziellen Posten gemäß dem erwarteten Ein-
kaufs-, Verkaufs- oder Nutzungsbedarf des Unternehmens abgeschlossen und in diesem Sinne ge-
halten werden (Eigenverbrauchsverträge), werden gemäß IAS 39 nicht als derivative Finanzinstru-
mente, sondern nach IAS 37 als schwebende Geschäfte bilanziert und sind insofern in der Angabe 
zu den sonstigen finanziellen Verpflichtungen enthalten. Ferner werden derivative Finanzinstrumente 
zur Begrenzung des Risikos marktbedingter Schwankungen der Zinssätze eingesetzt.

Die erstmalige Bilanzierung erfolgt zum Handelstag.

Derivate werden als finanzielle Vermögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten bilanziert, mit 
dem beizulegenden Zeitwert bewertet und in die Kategorie „held for trading“ eingeordnet, sofern 
kein Hedge Accounting angewendet wird. Änderungen des beizulegenden Zeitwerts werden ergeb-
niswirksam in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.

Die beizulegenden Zeitwerte der derivativen Finanzinstrumente werden auf Basis marktgängiger Be-
wertungsmodelle durch Abzinsung der zukünftig erwarteten Zahlungsströme ermittelt. Dabei basie-
ren die Zahlungsströme der Commodityinstrumente auf Forward-Preisen. Die Zahlungsströme für 
Zinsswaps ergeben sich über die zum Stichtag gültige Zinsstrukturkurve und der daraus abgeleite-
ten Forward-Zinsen. Die verwendeten Preise spiegeln ähnliche am Hauptmarkt getätigte Transakti-
onen des jeweiligen Instruments wider. Bei finanziellen Vermögenswerten werden die Ausfallrisiken 
der Gegenpartei berücksichtigt, da aus Sicht der Mainova das Risiko besteht, dass die Gegenpartei 
ausfällt und demzufolge ihren Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Neben der Berück-
sichtigung des Kreditrisikos der Gegenparteien im Falle von finanziellen Vermögenswerten wird bei 
finanziellen Schulden korrespondierend das eigene Ausfallrisiko berücksichtigt.

Bei den derivativen Finanzinstrumenten, die in einer Sicherungsbeziehung (Hedge Accounting) 
 stehen, handelt es sich um Cashflow Hedges. Cashflow Hedges dienen der Absicherung einer mit 
 hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden geplanten Transaktion gegen das Risiko schwankender Zah-
l ungsströme.

Bei einem Cashflow Hedge werden die unrealisierten Gewinne und Verluste des Sicherungsgeschäfts 
zunächst in der Rücklage für Cashflow Hedges im sonstigen Ergebnis (Eigenkapital) erfasst und erst 
dann in der Gewinn- und Verlustrechnung gebucht, wenn das abgesicherte Grundgeschäft erfolgs-
wirksam erfasst wird. Dabei darf nur der effektive Teil einer Sicherungsbeziehung erfolgsneutral im 
sonstigen Ergebnis berücksichtigt werden. Der ineffektive Anteil der Veränderung des beizulegen-
den Zeitwerts eines Sicherungsgeschäfts, für das zuvor ein Cashflow Hedge gebildet wurde, wird so-
fort erfolgswirksam erfasst. Entfällt das gesicherte Grundgeschäft, wird die im sonstigen Ergebnis 
für das Sicherungsgeschäft gebildete Rücklage sofort erfolgswirksam reklassifiziert. Diese wird eben-
falls als erfolgswirksam reklassifiziert, wenn das Hedge Accounting ineffektiv wird oder eine nomi-
nelle Übersicherung eintritt.

Für die Anwendung von Hedge Accounting gemäß IAS 39 ist eine ausführliche Dokumentation der 
Sicherungsbeziehung zwischen Grund- und Sicherungsgeschäft sowie der Sicherungsstrategie 
 erforderlich. Die Anforderungen umfassen weiterhin die regelmäßige retrospektive und prospektive 
Effektivitätsmessung (Regressionsanalyse). Bei der Beurteilung der Effektivität werden sämtliche 
 Bestandteile der Veränderung des beizulegenden Zeitwerts von Derivaten berücksichtigt. Das Hedge 
Accounting wird als effektiv angesehen, wenn die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des Si-
cherungsgeschäfts sowohl prospektiv als auch retrospektiv in einer Bandbreite von 80 % bis 125 % 
der gegenläufigen Änderungen des beizulegenden Zeitwerts des Grundgeschäfts liegt.

Von der Möglichkeit, Finanzinstrumente beim erstmaligen Ansatz als erfolgswirksam zum beizule-
genden Zeitwert einzustufen (sog. Fair Value Option), wird kein Gebrauch gemacht.
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Unentgeltlich zugeteilte Emissionsrechte werden mit null Euro und für den Eigenerzeugungsbedarf 
entgeltlich erworbene Emissionsrechte mit ihren Anschaffungskosten bilanziert. Werden sie zu Han-
delszwecken gehalten, erfolgt am Stichtag eine Bewertung zum Marktwert. Für eine etwaige Unter-
deckung am Stichtag wird eine Rückstellung in Höhe des beizulegenden Zeitwerts am Bilanzstich-
tag für zusätzlich benötigte Emissionsrechte gebildet.

Eventualverbindlichkeiten sind mögliche Verpflichtungen gegenüber Dritten oder gegenwärtige 
Verpflichtungen, bei denen ein Ressourcenabfluss nicht wahrscheinlich ist bzw. deren Höhe nicht 
verlässlich bestimmt werden kann. Eventualverbindlichkeiten werden in der Bilanz grundsätzlich 
nicht erfasst. Die im Anhang angegebenen Verpflichtungsvolumina bei den Eventualverbindlichkei-
ten entsprechen dem am Bilanzstichtag bestehenden Haftungsumfang.

Zu den finanziellen	Vermögenswerten gemäß IAS 39 (siehe Abschnitt 7) zählen die folgenden Klas-
sen: Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, langfristige finanzielle Vermögenswerte, sons-
tige Vermögenswerte, Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente.

In den langfristigen finanziellen Vermögenswerten sowie den sonstigen Vermögenswerten sind da-
rüber hinaus Vermögenswerte enthalten, die nicht in den Anwendungsbereich des IAS 39 fallen.

Ein finanzieller Vermögenswert wird erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet, falls er 
zu Handelszwecken gehalten oder bei erstmaligem Ansatz entsprechend bestimmt wird. Finanzielle 
Vermögenswerte, die erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden, werden mit dem 
beizulegenden Zeitwert bewertet und entsprechende Änderungen, welche auch alle Zins- und Divi-
dendenerträge umfassen, werden im Gewinn oder Verlust erfasst.

Zu den finanziellen	Verbindlichkeiten zählen die Finanzschulden, die Verbindlichkeiten aus Liefe-
rungen und Leistungen, die übrigen langfristigen Verbindlichkeiten sowie die kurzfristigen Verbind-
lichkeiten. Auch hier sind in den übrigen langfristigen und kurzfristigen Verbindlichkeiten solche 
Verbindlichkeiten enthalten, die ebenfalls nicht in den Anwendungsbereich des IAS 39 fallen.

Darüber hinaus gehören die ausgegebenen Finanzgarantien ebenfalls zu den Finanzinstrumenten.

Finanzielle Vermögenswerte und finanzielle Verbindlichkeiten werden erstmals in der Bilanz ange-
setzt, wenn Mainova Vertragspartei des Finanzinstruments wird. Mainova bilanziert Kredite und 
Forderungen ab dem Zeitpunkt, in dem sie entstanden sind. Alle anderen finanziellen Vermögens-
werte und Verbindlichkeiten werden erstmals am Handelstag erfasst.

Wesentliche	Ermessensentscheidungen	und	Schätzungen

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses nach IFRS sind bei den Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden Ermessensentscheidungen zu treffen. Diese betreffen insbesondere folgende Sachverhalte:

	› 	Beurteilung,	ob	Indikatoren	für	eine	Wertminderung	vorliegen	(vgl.	Bilanzierungsmethoden	von	
Sachanlagen	und	nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	Finanzanlagen	in	diesem	Abschnitt)

	› 	Abgrenzung	von	zahlungsmittelgenerierenden	Einheiten	für	den	Wertminderungstest	(vgl.	
Bilanzierungsmethoden	von	Sachanlagen	und	nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	Finanzanlagen	
in	diesem	Abschnitt)

	› 	Klassifizierung	von	Termingeschäften	als	Derivate	oder	Eigenverbrauchsverträge

	› 	Klassifizierung	von	Finanzinstrumenten	(z.	B.	zur	Veräußerung	verfügbar,	zu	Handelszwecken	
gehalten)

	› 	Klassifizierung	von	Leasingverträgen	in	Operating-	und	Finanzierungsleasingverhältnisse

Weiterhin sind Annahmen und Schätzungen aufgrund unbestimmter künftiger Ereignisse zum 
 Bilanzstichtag erforderlich. Da die Schätzungen auf Annahmen und Prognosen beruhen, entstehen 
Risiken in Bezug auf den Wertansatz der bilanzierten Vermögenswerte und Schulden sowie der Er-
träge und Aufwendungen. 

Die wichtigsten zukunftsbezogenen Annahmen sowie sonstige am Stichtag bestehende Quellen von 
Schätzungsunsicherheiten, aufgrund derer ein Risiko besteht, dass innerhalb des nächsten Geschäfts-
jahres eine wesentliche Anpassung der Buchwerte von Vermögenswerten und Schulden erforderlich 
sein wird, werden im Folgenden erläutert.

Bei der Bilanzierung und Bewertung von Pensionsrückstellungen und ähnlichen Verpflichtungen 
(Deputate) sowie der Rückstellungen für Altersteilzeitverpflichtungen sind hinsichtlich Abzinsungs-
faktor, Gehaltstrends, Fluktuationsrate sowie Kostenschätzung der Erfüllungsbeträge Annahmen und 
Schätzungen erforderlich. Aufgrund des Umfangs an direkten Pensionszusagen und ähnlichen Ver-
pflichtungen können sich aus möglichen Schätzungsänderungen in der Zukunft Auswirkungen er-
geben (vergleiche Abschnitt 6 (22)). Bewertungsänderungen von Pensionsrückstellungen, welche auf 
Änderungen der versicherungsmathematischen Parameter beruhen, werden erfolgsneutral im Eigen-
kapital erfasst (vergleiche Abschnitt 6 (19)).

Weiterhin sind bei der Durchführung von Werthaltigkeitstests zukunftsbezogene Schlüsselannahmen 
zu machen. Änderungen dieser Annahmen können aus heutiger Sicht zu einem zusätzlichen Wert-
minderungs- bzw. einem Wertaufholungsbedarf führen, da die Bewertung insbesondere auch von 
der Entwicklung der langfristigen Kapitalmarktzinsen und der verwendeten langfristigen Planungs-
rechnungen abhängt. 

Bei den regulierten Strom- und Gasnetzen sind die künftigen Erträge und Aufwendungen durch die 
Änderungen der relevanten Gesetze und Verordnungen sowie durch Entscheidungen der Regulie-
rungsbehörde stark beeinflusst. Für die Planung im Erzeugungsbereich sind energiepolitische Ent-
scheidungen wie z. B. die Energiewende von Bedeutung. Auch künftige Steuerrechtsänderungen kön-
nen zu Auf-/Abwertungen führen. Eine Erhöhung oder Verminderung des Zinssatzes um 0,25 % 
würde ebenfalls zu keinen Wertminderungen oder Wertaufholungen bei der ZGE „Kraftwerke“ oder 
der ZGE „Wassernetz“ führen.

Als Bewertungsgrundlage für den Werthaltigkeitstest von nach der Equity-Methode bilanzierten 
Finanzanlagen und sonstigen Beteiligungen wird jeweils die verabschiedete Mehrjahresplanung 
der Beteiligungen herangezogen, welche jedoch in der langfristigen Planung gewisse Unsicher-
heiten bezüglich der zukünftigen Entwicklung enthält. Im Geschäftsjahr wurde eine Abschreibung 
in Höhe von 1,4 Mio. Euro vorgenommen. Eine Erhöhung des Zinssatzes um 0,25 % ergäbe eine 
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weitere Wertminderung um 3,5 Mio. Euro. Eine Verminderung des Zinssatzes um 0,25 % würde zu 
Zuschreibungen in Höhe von 3,8 Mio. Euro führen.

Bei sonstigen Beteiligungen wurden Wertminderungen in Höhe von 5,1 Mio. Euro vorgenommen. 
Eine Erhöhung des Zinssatzes um 0,25 % würde zu weiteren Abschreibungen in Höhe von 1,0 Mio. 
Euro führen. Ein Rückgang des Zinssatzes hätte um 0,5 Mio. Euro geringere Abschreibungen zur 
Folge.

Eine Änderung des Zinssatzes um 0,25 % würde zu keiner Goodwillabschreibung führen.

Die Rückstellungen für Altlasten basieren auf externen Gutachten und Berechnungen, die jährlich 
aktualisiert werden. Diesen liegen Kostenschätzungen der Erfüllungsbeträge für die jeweilige Ver-
pflichtung zugrunde. Schätzungsunsicherheiten ergeben sich insbesondere aus Änderungen des Ver-
pflichtungsumfangs, Abweichungen von den angenommenen Kostenentwicklungen sowie aus Ände-
rungen des Zinsniveaus und der Zahlungszeitpunkte. Weiterhin kann eine Änderung des 
Diskontierungszinses zu einer Anpassung der Altlastenrückstellungen führen. Bei einer Zinssatzän-
derung um 0,25 % würde sich die Rückstellung um 1,4 Mio. Euro erhöhen bzw. reduzieren. 

Bei der Beurteilung von Rechtsstreitigkeiten im Hinblick auf die Bildung von Rückstellungen wurde 
eine Einschätzung des voraussichtlichen Prozessausgangs vorgenommen.

Es werden nur latente Steuern auf Verlustvorträge aktiviert, von deren Nutzbarkeit mit ausreichen-
der Sicherheit ausgegangen werden kann. Die Einschätzung der Nutzbarkeit erfolgt anhand von steu-
erlichen Ergebnisplanungen. Die zugrunde liegenden Annahmen und Schätzungen basieren auf den 
Gegebenheiten und Einschätzungen am jeweiligen Bilanzstichtag. Durch von den Annahmen abwei-
chende Einschätzungen sowie Entwicklungen können sich die tatsächlichen Beträge von den Schätz-
werten unterscheiden. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Konzernabschlusses ist keine wesentliche 
Änderung der getroffenen Annahmen und Schätzungen zu erwarten.

Kapitalmanagement

Die Mainova aG unterliegt keinen satzungsmäßigen Kapitalerfordernissen und keinen externen Min-
destkapitalanforderungen.

Seit dem Abschluss des Gewinnabführungsvertrags mit der SWFH im Jahr 2001 und gemäß der in 
diesem Zusammenhang erlassenen Konzernrichtlinie ist die Mainova aG als Organgesellschaft in die 
zentrale Konzernfinanzierung der SWFH eingebunden. Die SWFH übernimmt das Cash Management 
aller Organgesellschaften mit dem Ziel, die Kosten der Finanzierung beziehungsweise die Geldanla-
geerlöse zu optimieren.

Da es sich bei der Rücklage aus Cashflow Hedges im sonstigen Ergebnis um eine reine IFRS-Accoun-
ting-Größe handelt, hat diese keine Auswirkungen auf das Kapitalmanagement der Mainova.

Maßnahmen zur Einhaltung einer soliden Eigenkapitalquote werden im Rahmen der mittelfristigen 
Unternehmensplanung berücksichtigt. Zum 31. Dezember 2013 belief sich die Eigenkapitalquote auf 
35,4 % (Vorjahr 36,0 %). Aufgrund des bestehenden Gewinnabführungsvertrags sind Rücklagendo-
tierungen nur begrenzt zulässig. Sofern im Rahmen von Kreditverträgen die Einhaltung bestimmter 
Kennzahlen gefordert wird, orientieren wir uns an diesen Vorgaben. Für durch Kommunalbürgschaf-
ten besicherte Darlehen sind keine Steuerungsmaßnahmen erforderlich.

Änderung	der	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden

änderungen	von	Standards	und	interpretationen
Das IASB und das IFRS IC haben Änderungen an Standards und Interpretationen verabschiedet, die 
ab dem Jahr 2013 verpflichtend anzuwenden waren und sich, wie im Folgenden dargestellt, auf den 
Konzernabschluss der Mainova ausgewirkt haben:

Änderung	IAS	1	„Darstellung	des	Abschlusses“
Die am 6. Juni 2012 veröffentlichten Änderungen des IAS 1 beziehen sich auf die Gesamtergebnis-
rechnung. Eine Aufspaltung des sonstigen Ergebnisses hat danach zu erfolgen, ob die darin erfass-
ten Aufwendungen und Erträge nie oder zu einem späteren Zeitpunkt in die Gewinn- und Verlust-
rechnung umgegliedert werden. Der geänderte Standard ist für Geschäftsjahre anzuwenden, die 
am oder nach dem 1. Juli 2012 beginnen. Die Gesamtergebnisrechnung im Jahresabschluss der 
Mainova wurde im Einklang mit der Neufassung des Standards erstellt.

Änderung	IAS	19	„Leistungen	an	Arbeitnehmer“
Die Änderung betrifft die Behandlung der Aufstockungsleistungen im Rahmen von Altersteilzeitver-
hältnissen. Diese werden nicht mehr als Abfindungsleistungen klassifiziert, sondern als andere lang-
fristig fällige Leistungen an Arbeitnehmer. Die geänderte Bilanzierung sieht vor, dass diese Aufsto-
ckungsleistungen nicht mehr einmalig und sofort in voller Höhe ergebniswirksam erfasst, sondern 
anteilig über einen bestimmten Zeitraum angesammelt werden. Ferner ist das bisherige Wahlrecht 
bei der Erfassung versicherungsmathematischer Gewinne und Verluste weggefallen. Der novellierte 
Standard schreibt für unerwartete Schwankungen der Pensionsverpflichtungen sowie etwaiger Plan-
vermögensbestände (sog. versicherungsmathematische Gewinne und Verluste) künftig die unmittel-
bare Erfassung im sonstigen Ergebnis vor. Die weiteren Änderungen des Standards betreffen unter 
anderem die Verzinsung etwaiger Planvermögen, die Klassifizierung in Bezug auf die Fristigkeit so-
wie die Erweiterung der Anhangangaben. Der geänderte Standard ist für Geschäftsjahre anzuwen-
den, die am oder nach dem 1. Januar 2013 beginnen.

Durch die Neuregelungen im IAS 19 hat sich die Bilanzierung von Altersteilzeitverpflichtungen der 
Mainova geändert. Die ratierliche Ansammlung der Aufstockungsbeträge durch den Arbeitgeber hat 
zu einem erfolgsneutralen Rückgang der Rückstellung für Altersteilzeit geführt. Aufgrund der vorge-
schriebenen retrospektiven Anwendung wurden die Saldovorträge angepasst. Der Wegfall des Wahl-
rechts bezüglich der bilanziellen Abbildung versicherungsmathematischer Gewinne und Verluste 
hatte keine Auswirkungen auf die Bilanzierung der Pensionsverpflichtungen der Mainova, da diese 
bereits in der Vergangenheit vollständig und periodengerecht im Eigenkapital erfasst wurden.

Änderung	IFRS	13	„Bemessung	des	beizulegenden	Zeitwerts“
Der neue Standard präzisiert die Definition und regelt die einheitliche und konsistente Ermittlung 
des beizulegenden Zeitwerts, sofern dessen Verwendung durch einen anderen Standard vorgeschrie-
ben wird oder zulässig ist. Der Standard tritt für Geschäftsjahre in Kraft, die am oder nach dem 1. Ja-
nuar 2013 beginnen, und ist prospektiv anzuwenden. Die Änderungen betreffen bei Mainova insbe-
sondere die Bewertung der derivativen Finanzinstrumente im Bereich des Energiebezugs und der 
Zinssicherungsgeschäfte. Die Höhe der sich daraus ergebenden Anpassungen war zum Stichtag von 
untergeordneter Bedeutung.

Änderung	IFRS	7	„Finanzinstrumente:	Angaben“	und	IAS	32	„Finanzinstrumente:	Darstellung“
Mit den Ergänzungen zu IFRS 7 und IAS 32 wurden Details in Bezug auf die Saldierung von Finanz-
aktiva mit -passiva klargestellt und die Angaben ergänzt. Diese Ergänzungen sind für Geschäftsjahre 
verpflichtend anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2013 (IFRS 7) bzw. 1. Januar 2014 (IAS 
32) beginnen. Wir verweisen hierzu auf Abschnitt 7.
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Die nachfolgenden Standardänderungen hatten keine Auswirkungen auf den Jahresabschluss der 
Mainova:

Änderung	IAS	12	„Ertragsteuern“
Die Änderung betrifft die zum beizulegenden Zeitwert bewerteten als Finanzinvestition gehaltenen 
Immobilien. Für diese Vermögenswerte sind latente Steuern grundsätzlich auf Basis der steuerlichen 
Konsequenzen einer Veräußerung zu bilanzieren, soweit nicht ein eindeutiger Nachweis erbracht 
werden kann, dass der Buchwert dieser Vermögenswerte vollständig durch Nutzung realisiert wird. 

Sammelstandard	zur	Änderung	verschiedener	IFRS
Das IASB überarbeitet in einem jährlichen Verbesserungsprozess („Annual Improvements Projects“) 
bestehende Standards. Diese Änderungen werden durch das IASB als kleine, nicht dringliche, aber 
notwendige Änderungen angesehen, die den Inhalt der Vorschriften konkretisieren, erläutern und 
unbeabsichtigte Inkonsistenzen zwischen den Abschlüssen beseitigen sollen. Das Ergebnis des Ver-
besserungsprozesses wird in einem Gesamtstandard zusammengefasst. Am 17. Mai 2012 veröffent-
lichte das IASB den letzten Sammelstandard „Verbesserungen an den IFRS 2009 – 2011“ (Annual Im-
provements), wodurch fünf Standards geändert wurden. Die Änderungen betreffen im Einzelnen:

IAS 1 Darstellung des Abschlusses – Klarstellung zu Angaben von Vorjahresvergleichsinformationen; 
Zielsetzung der Rechnungslegung;

IAS 16 Sachanlagen – Regelung zur Klassifizierung von Wartungsgeräten;

IAS 34 Zwischenberichterstattung – Klarstellung im Hinblick auf Segmentangaben für das Gesamt-
vermögen und Schulden im Rahmen der Zwischenberichterstattung;

IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards – erneute Anwen-
dung von IFRS 1; Fremdkapitalkosten in Bezug auf qualifizierte Vermögenswerte, bei denen der Ak-
tivierungszeitpunkt vor dem Übergang auf IFRS liegt.

Sonstige	Bilanzierungsänderungen
Die nachfolgend aufgeführten Bilanzierungsänderungen wurden zum Zwecke einer transparenteren 
Darstellung des Konzernabschlusses vorgenommen. Lediglich bei der Anpassung des Minderheiten-
anteils am Eigenkapital, der geänderten Darstellung der Kapitalflussrechnung und der Anpassung 
der Anhangangabe zur Fälligkeitsanalyse handelt es sich um Fehlerkorrekturen.

Änderung	der	Bilanzierung	regulatorischer	Verbindlichkeiten
Im regulierten Netzgeschäft für Strom und Gas werden die von dem Netzbetreiber erzielbaren Erlöse 
durch die Regulierungsbehörde in Form einer Erlösobergrenze vorgegeben. Weichen die tatsächli-
chen Erlöse von den genehmigten Erlösen ab, so werden diese Über- bzw. Unterdeckungen in den 
Folgejahren über Preissenkungen bzw. Preiserhöhungen an die Kunden weitergegeben. In Vor-
jahren haben wir hierfür gemäß IAS 37 keine bilanziellen Abgrenzungen vorgenommen. Seit dem 
Geschäftsjahr 2013 haben wir die Vorgehensweise dahingehend geändert, dass wir bei vereinnahm-
ten Erlösen aus Netzentgelten, die über den genehmigten Erlösen der Periode liegen, auf Basis des 
IAS 18 einen umsatzkürzenden passivischen Abgrenzungsposten bilden. Das Vorjahr wurde entspre-
chend angepasst.

Ausweisänderung	der	geleisteten	Anzahlungen
Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögenswerte und Sachanlagen wurden von den sonsti-
gen Vermögenswerten in die immateriellen Vermögenswerte und Sachanlagen umgegliedert.

Korrektur	des	Minderheitenanteils	am	Eigenkapital
Im Vorjahr wurde den Minderheiten bei einem Tochterunternehmen ein zu hoher Anteil am Eigen-
kapital und Jahresergebnis zugewiesen. Im aktuellen Jahr wurde eine Anpassung vorgenommen.

Änderung	der	Segmentzuordnung	der	Beteiligungen	im	Erzeugungssegment
Die Beteiligungsergebnisse der Erzeugungsbeteiligungen werden seit dem Geschäftsjahr 2013 im 
Segment Beteiligungen ausgewiesen. Die Vorjahreszahlen wurden entsprechend angepasst.

Korrektur	der	Kapitalflussrechnung
Cash-Pooling-Guthaben oder Verbindlichkeiten werden nicht mehr dem Finanzmittelfonds zuge-
rechnet, sondern der Investitionstätigkeit. Ferner wurden die Baukostenzuschüsse der laufenden 
Geschäftstätigkeit anstelle der Finanzierungstätigkeit zugeordnet.

Änderung	der	Anhangangabe	zur	Fälligkeitsanalyse	finanzieller	Verbindlichkeiten
Die Angabe zur Fälligkeitsanalyse finanzieller Verbindlichkeiten wurde hinsichtlich der Zahlungs-
ströme von Strom- und Gasforwards angepasst. Im Jahr 2012 wurden die negativen undiskontierten 
Marktwerte angegeben. Da es bei den Forwards allerdings zu einem Zahlungsabfluss in Höhe des 
Nominalbetrags kommt, werden seit dem Jahr 2013 die Nominalbeträge angegeben. Die Vorjahres-
zahl wurde entsprechend angepasst.

Änderung	der	latenten	Steuern
Die geänderte Bilanzierung regulatorischer Verbindlichkeiten und die Anpassungen nach IAS 19 
führten zu einer Anpassung der latenten Steuerschulden und des latenten Steueraufwands des Vor-
jahres.

Auswirkungen	der	änderungen	von	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden
Alle Änderungen wurden retrospektiv angepasst und stellen sich wie folgt dar:

Bilanz
t	10

31.12.2012

tsd.	€
vor		

AnpAssungen
AnpAssung	

iAs 19

bilAnzierungs-
änderung		

regulAtori-
sche	verbind-

lichkeiten

korrektur	des	
minderheiten-	

Anteils
geleistete		

AnzAhlungen
nAch		

AnpAssungen

langfristige	Vermögenswerte

Immaterielle	Vermögenswerte	und	
Sachanlagen 1.230.737 – – – 1.395 1.232.132

Kurzfristige	Vermögenswerte

Sonstige	Vermögenswerte 172.009 – – – –	1.395 170.614

Eigenkapital

Gewinnrücklagen 582.585 1.116 –	808 3.432 – 586.325

langfristige	Schulden

Übrige	langfristige	Verbindlichkeiten 30.753 – 93 – – 30.846

Andere	langfristige	Rückstellungen 98.474 –	1.611 – – – 96.863

Latente	Steuerschulden 117.549 495 –	358 – – 117.686

Kurzfristige	Schulden

Übrige	kurzfristige	Verbindlichkeiten 251.936 – 1.073 – – 253.009
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t	11

01.01.2012

tsd.	€
vor	

AnpAssungen
AnpAssung	iAs	

19

bilAnzierungs-
änderung		

regulAtori-
sche	verbind-

lichkeiten

korrektur	
des	minder-

heiten-An-
teils

geleistete	An-
zAhlungen

nAch	
AnpAssungen

langfristige	Vermögenswerte

Immaterielle	Vermögenswerte	und	
Sachanlagen 1.122.146 – – – 2.312 1.124.458

Kurzfristige	Vermögenswerte

Sonstige	Vermögenswerte 214.006 – – – –	2.312 211.694

Eigenkapital

Gewinnrücklagen 585.956 2.064 –	17.679 2.171 – 572.512

langfristige	Schulden

Übrige	langfristige		
Verbindlichkeiten 18.834 – 160 – – 18.994

Andere	langfristige		
Rückstellungen 92.663 –	2.978 – – – 89.685

Latente	Steuerschulden 137.689 914 –	7.832 – – 130.771

Kurzfristige	Schulden

Übrige	kurzfristige		
Verbindlichkeiten 241.564 – 25.351 – – 266.915

Gewinn-	und	Verlustrechnung
t	12

jAnuAr	bis	dezember	2012

tsd.	€
vor		

AnpAssungen
AnpAssung		

iAs	19

bilAnzierungs-
änderung		

regulAtori-
sche	verbind-

lichkeiten

korrektur	
des	minder-

heiten-	
Anteils

nAch		
AnpAssungen

Ergebnis	vor	Ertragsteuern 96.612 –	1.367 24.345 – 119.590

Ergebnis	nach	Ertragsteuern 79.935 –	948 16.871 – 95.858

Nicht	beherrschenden	Anteilen	zurechenbares		
Jahresergebnis 1.277 – – –	1.261 16

Gesellschaftern	der	Mainova	AG	zurechenbares	
Jahresergebnis 78.658 –	948 16.871 1.261 95.842

Umsatzerlöse 1.983.879 – 25.276 – 2.009.155

Personalaufwand 201.167 1.457 – – 202.624

Finanzaufwendungen 36.697 –	90 931 – 37.538

Ertragsteuern 16.677 –	419 7.474 – 23.732

In 2013 würden sich aus der Bilanzierungsänderung regulatorischer Verbindlichkeiten und aus den 
Anpassungen nach IAS 19 keine wesentlichen Änderungen ergeben.

Aufgrund der Änderungen gem. IAS 8 erhöhte sich das Ergebnis je Aktie zum 31. Dezember 2012 
von 18,81 Euro auf 22,92 Euro und das Gesamtergebnis der Periode von 48,9 Mio. Euro auf 64,8 Mio. 
Euro. Das den nicht beherrschenden Gesellschaftern zurechenbare Ergebnis verminderte sich hin-
gegen von 2,5 Mio. Euro auf – 0,2 Mio. Euro.

Durch die geänderte Kapitalflussrechnung des Jahres 2012 haben sich die Cashflows aus laufender 
Geschäftstätigkeit von 104,4 Mio. Euro auf 132,4 Mio. Euro und die Cashflows aus Investitionstätig-
keit von – 194,1 Mio. Euro auf – 143,8 Mio. Euro erhöht. Vermindert haben sich die Cashflows aus 
der Finanzierungstätigkeit, die von 8,1 Mio. Euro auf – 21,4 Mio. Euro gesunken sind. Der Finanz-
mittelfonds hat sich von 147,4 Mio. Euro auf 6,1 Mio. Euro vermindert.

Neue	Standards	und	Interpretationen

Das IASB und das IFRS IC haben folgende Standards und Interpretationen verabschiedet, die für das 
Geschäftsjahr 2013 noch nicht verpflichtend anzuwenden sind. Diese Standards und Interpretatio-
nen wurden im Konzernabschluss noch nicht vorzeitig angewendet.

Folgende Standards wurden von der EU übernommen, sind jedoch für das aktuelle Jahr noch nicht 
verpflichtend anzuwenden:

iFrS	10	„Konzernabschlüsse“
Ziel des Standards ist es, ein einheitliches und für alle Unternehmen anwendbares Beherrschungs-
konzept festzulegen und die hiermit verbundene Abgrenzung des Konsolidierungskreises zu schaf-
fen. Der neue Standard ersetzt die geltenden Konsolidierungsregelungen des IAS 27 und SIC 12 und 
tritt für Geschäftsjahre in Kraft, die am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnen.

iFrS	11	„Gemeinsame	Vereinbarungen“
Mit dem Standard soll die Bilanzierung von Gemeinschaftsunternehmen gegenüber dem IAS 31 
 konsistenter und vergleichbarer geregelt werden. Zukünftig ist zwischen „joint operations“ und 
 „joint ventures“ zu unterscheiden. Bei „joint operations“ ist die anteilsmäßige Konsolidierung, bei 
„joint ventures“ die Equity-Methode anzuwenden. Der neue Standard ersetzt die für die Bilanzierung 
von Gemeinschaftsunternehmen bisher einschlägigen Vorschriften IAS 31 und SIC 13 und tritt für 
Geschäftsjahre in Kraft, die am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnen.

iFrS	12	„Angaben	zu	Beteiligungen	an	anderen	unternehmen“
Der Standard regelt die Angabepflichten für Tochterunternehmen, Joint Ventures, assoziierte Unter-
nehmen und strukturierte Unternehmen, sofern diese nicht in den Anwendungsbereich von IFRS 7 
fallen. Der Standard tritt für Geschäftsjahre in Kraft, die am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnen.

änderung	iAS	27	„Einzelabschlüsse“	(überarbeitet	2011)
Mit der Verabschiedung von IFRS 10 und IFRS 12 beschränkt sich der Anwendungsbereich von IAS 27 
allein auf die Bilanzierung von Tochterunternehmen, gemeinschaftlich geführten und assoziierten 
Unternehmen in separaten Einzelabschlüssen eines Unternehmens. Der Konzern stellt einen solchen 
Einzelabschluss nicht auf. 

änderung	iAS	28	„Anteile	an	assoziierten	unternehmen	und	Gemeinschaftsunternehmen“
Durch die Standardänderung wurde der Anwendungsbereich ausgedehnt und umfasst neben den An-
teilen an assoziierten Unternehmen nun auch die Anteile an Gemeinschaftsunternehmen. Diese sind 
zukünftig zwingend nach der Equity-Methode zu bilanzieren. 

änderung	iAS	36	„wertminderung	von	Vermögenswerten“
Die Änderungen betreffen die Pflichtangabe des erzielbaren Betrags sowie Angaben bei Wertminde-
rungen. Danach sind Angaben über den erzielbaren Betrag, wenn dieser Betrag auf dem beizulegen-
den Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten basiert, nur für in der aktuellen Periode wertgeminderte 
Vermögenswerte oder zahlungsmittelgenerierende Einheiten zu machen. Die Änderungen sind für 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 31. Dezember 2013 beginnen.

änderung	iAS	39	„Finanzinstrumente:	Ansatz	und	Bewertung“
Durch die Änderung führt eine Novation eines Sicherungsinstruments auf eine zentrale Gegenpartei 
aufgrund gesetzlicher Anforderungen unter bestimmten Voraussetzungen nicht zur Auflösung einer 
Sicherungsbeziehung. Die Änderungen treten für Berichtsjahre in Kraft, die am oder nach dem 
31. Dezember 2013 beginnen.

änderung	iFrS	10,	iFrS	11,	iFrS	12	und	iAS	27
Die Änderungen betreffen zum einen die Übergangsvorschriften von IFRS 10, IFRS 11 und IFRS 12 
und beinhalten neben der Klarstellung der Übergangsvorschriften zusätzliche Erleichterungen beim 
Übergang auf die genannten IFRS. So werden angepasste Vergleichsinformationen lediglich für die 
vorhergehende Periode verlangt. Ferner entfällt im Zusammenhang mit Anhangangaben zu nicht kon-
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solidierten strukturierten Unternehmen die Pflicht zur Angabe von Vergleichsinformationen für Pe-
rioden, die vor der Erstanwendung von IFRS 12 liegen. Ferner wurden Änderungen an IFRS 10, 12 
und IAS 27 zu Investmentgesellschaften veröffentlicht. Durch die Änderungen an IFRS 10 soll dem 
Geschäftsmodell von Investmentgesellschaften besser Rechnung getragen werden. Die Änderungen 
sind spätestens mit Beginn des ersten am oder nach dem 1. Januar 2014 beginnenden Geschäftsjah-
res anzuwenden.

Folgende IASB-Veröffentlichungen wurden von der EU noch nicht übernommen:

änderung	iAS	19	(2011)	„leistungen	an	Arbeitnehmer“
Die Änderungen an dem novellierten IAS 19 (2011) enthalten eine Klarstellung zu der Frage, wie Un-
ternehmen Beiträge zu leistungsorientierten Plänen zu erfassen haben, die Mitarbeiter oder Dritte 
entrichten. Unter bestimmten Voraussetzungen soll künftig für Unternehmen die Möglichkeit und 
nicht die Verpflichtung bestehen, die Beiträge als Minderung des Dienstzeitaufwands in der Periode 
zu erfassen, in der die Arbeitsleistung erbracht wird. Die Änderungen sind rückwirkend anzuwenden 
für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Juli 2014 beginnen.

änderung	iFrS	9	„Finanzinstrumente“
Am 19. November 2013 hat das IASB im Rahmen der Überarbeitung des IFRS 9 Phase 3 finalisiert 
und das neue Kapitel zum Hedge Accounting bekannt gegeben. Die neuen Regelungen zum Hedge 
Accounting ersetzen die entsprechenden Regelungen in IAS 39. Zudem wurde die Möglichkeit eröff-
net, den ergebnisneutralen Ausweis von bonitätsbedingten Fair Value-Änderungen für Verbindlich-
keiten, die zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden, vorzeitig umzusetzen, ohne die vollständi-
gen Regelungen von IFRS 9 anzuwenden. Der Standard tritt voraussichtlich für Geschäftsjahre in 
Kraft, die am oder nach dem 1. Januar 2015 beginnen.

änderung	iFrS	9	„Finanzinstrumente“
Der veröffentlichte Standard ist das Ergebnis der ersten Phase (Klassifizierung und Bewertung von 
Finanzinstrumenten) des dreistufigen Projekts zur Ablösung des IAS 39 „Finanzinstrumente“. Die 
Änderung vom 16. Dezember 2011 betraf den Verzicht auf die Anpassung der Vorjahreszahlen bei 
Erstanwendung sowie die mit dieser Erleichterung einhergehenden zusätzlichen Anhangangaben 
nach IFRS 7 im Übergangszeitpunkt. 

Sammelstandards	zur	änderung	verschiedener	iFrS
Am 12. Dezember 2013 veröffentlichte das IASB die letzten Sammelstandards „Verbesserungen an 
den IFRS 2010 – 2012“ und „Verbesserungen an den IFRS 2011 – 2013“ (Annual Improvements). Die 
Änderungen betreffen im Einzelnen:

IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards – Klarstellung zur 
Definition „alle IFRS, die am Ende der Berichtsperiode gelten“;

IFRS 2 Anteilbasierte Vergütung – Klarstellung zur Definition „Ausübungsbedingungen“;

IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse – Klarstellung zur Bilanzierung bedingter Kaufpreiszahlun-
gen bei Unternehmenserwerben; Klarstellung zur Ausnahme vom Anwendungsbereich für Gemein-
schaftsunternehmen;

IFRS 8 Geschäftssegmente – Klarstellung zu Anhangangaben in Bezug auf die Zusammenfassung 
von Geschäftssegmenten und zur Überleitungsrechnung vom Segmentvermögen zum Konzernver-
mögen;

IFRS 13 Bemessung des beizulegenden Zeitwerts – Klarstellung zum Unterlassen der Abzinsung von 
kurzfristigen Forderungen und Verbindlichkeiten; Klarstellung zum Anwendungsbereich der sog. 
portfolio exception;

IAS 16 Sachanlagen / IAS 38 Immaterielle Vermögenswerte – Klarstellung zur proportionalen Anpas-
sung der kumulierten Abschreibungen bei Verwendung der Neubewertungsmethode;

IAS 24 Angaben über Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen und Personen – Klarstellung zur 
Definition von „nahestehenden Unternehmen“ und deren Einfluss auf die Auslegung des Begriffs 
„Mitglieder des Managements in Schlüsselpositionen“;

IAS 32 Finanzinstrumente: Darstellung – Bilanzierung von Steuereffekten bei Ausschüttungen an Ei-
genkapitalgeber und bei Transaktionskosten einer Eigenkapitaltransaktion im Einklang mit IAS 12 
Ertragsteuern;

IAS 40 Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien – Klarstellung, dass zur Beurteilung, ob der Er-
werb von als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien einen Unternehmenszusammenschluss dar-
stellt, die Regelungen von IFRS 3 maßgeblich sind.

Die Änderungen treten für Geschäftsjahre in Kraft, die am oder nach dem 1. Juli 2014 beginnen.

Nach den aktuellen Erkenntnissen wird Mainova nur unwesentlich von diesen Änderungen betrof-
fen sein.
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3.	 Konsolidierungsgrundsätze

Die in die Konsolidierung einbezogenen Abschlüsse der Tochterunternehmen sowie die Abschlüsse 
der nach der Equity-Methode bilanzierten assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunterneh-
men wurden einheitlich nach den bei Mainova geltenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
aufgestellt.

Die Kapitalkonsolidierung für die Tochterunternehmen erfolgt nach der Erwerbsmethode zum Er-
werbszeitpunkt. Dabei werden die Anschaffungskosten für Anteile an Tochterunternehmen den Zeit-
werten der erworbenen Vermögenswerte und Schulden gegenübergestellt. Sich ergebende Unter-
schiedsbeträge werden den Vermögenswerten und Schulden der einbezogenen Unternehmen 
zugeordnet. Der den Zeitwert der erworbenen identifizierbaren Vermögenswerte und Schulden über-
steigende Unterschiedsbetrag wird als Geschäftswert aktiviert. Negative Unterschiedsbeträge wer-
den gemäß IFRS 3 nach erneuter Beurteilung der identifizierbaren Vermögenswerte, Schulden und 
Eventualverbindlichkeiten sofort erfolgswirksam erfasst. Die Anteile nicht beherrschender Gesell-
schafter werden nach der Neubewertungsmethode bewertet. Die mit einem Unternehmenszusam-
menschluss verbundenen Kosten werden als Aufwand in der Periode erfasst, in der sie angefallen 
sind. Diese Konsolidierungsgrundsätze gelten analog für die nach der Equity-Methode bilanzierten 
Finanzanlagen.

Forderungen, Verbindlichkeiten und Rückstellungen zwischen vollkonsolidierten Unternehmen wer-
den aufgerechnet. Konzerninterne Erträge werden mit den entsprechenden Aufwendungen verrech-
net. Zwischenergebnisse werden eliminiert, sofern sie nicht von untergeordneter Bedeutung sind. 
Steuerabgrenzungen werden vorgenommen.

4.	 	Konsolidierungskreis	und	änderungen	des	Konsolidierungskreises

Konsolidierungskreis

Nach der Vollkonsolidierungsmethode werden alle Mehrheitsbeteiligungen (Tochterunternehmen) 
der Mainova in den Konzernabschluss einbezogen, auf deren Finanz- und Geschäftspolitik ein be-
herrschender Einfluss ausgeübt werden kann.

Die Konsolidierung nach der Equity-Methode kommt bei assoziierten Unternehmen zur Anwendung, 
wenn ein maßgeblicher Einfluss auf die Finanz- und Geschäftspolitik des assoziierten Unternehmens 
vorliegt. Ferner werden Anteile an Gemeinschaftsunternehmen (Joint Ventures) nach der Equity-Me-
thode bewertet.

Dem Anhang ist eine Liste über den Konsolidierungskreis und den Anteilsbesitz beigefügt, die alle 
wesentlichen Tochterunternehmen, Gemeinschaftsunternehmen und assoziierten Unternehmen mit 
Angaben zum letzten Jahresabschluss nach den Regelungen der IFRS (Umsatz, Eigenkapital und Jah-
resergebnis) enthält.

Der Konsolidierungskreis entwickelte sich wie folgt:
t	13

01.01.2013 zugänge Abgänge 31.12.2013

Vollkonsolidierte	Unternehmen 18 7 – 25

Assoziierte	Unternehmen	(Equity-Methode) 16 1 – 17

Gemeinschaftsunternehmen	(Equity-Methode) 5 2 – 7

t	14

01.01.2012 zugänge Abgänge 31.12.2012

Vollkonsolidierte	Unternehmen 15 5 2 18

Assoziierte	Unternehmen	(Equity-Methode) 13 3 – 16

Gemeinschaftsunternehmen	(Equity-Methode) 5 – – 5

Die Gemeinschafts- und assoziierten Unternehmen ENAG/Maingas Energieanlagen GmbH, Gasver-
sorgung Offenbach GmbH sowie die Ohra Energie GmbH haben als abweichenden Stichtag den 
 30. September und wurden mit den Abschlüssen zu diesem abweichenden Stichtag einbezogen.

Die Gemeinschaftskraftwerk Irsching GmbH (GKI) wird trotz eines Anteilsbesitzes von unter 20 % 
(die Beteiligung der Mainova beträgt 15,6 %) als assoziiertes Unternehmen nach der Equity- 
Methode bewertet, da der Mainova durch den Gesellschaftsvertrag maßgeblicher Einfluss einge-
räumt wird. Bei sämtlichen wichtigen geschäftspolitischen Entscheidungen (z. B. Investitionen, Auf-
nahme von Krediten, Abschluss oder Änderung von Verträgen sowie Bestellung und Abberufung 
von Geschäftsführern) ist die Einstimmigkeit der Gesellschafter erforderlich.
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Änderungen	des	Konsolidierungskreises

Der Kreis der verbundenen Unternehmen wurde 2013 um die nachfolgend aufgeführten sieben Toch-
terunternehmen, davon sechs Photovoltaikparks und ein im Aufbau befindlicher Windpark, erweitert:

t	15

Anteil	Am		
kApitAl

%
eigenkApitAl		

tsd.	€

ergebnis		
nAch	steuern	

tsd.	€

Erwerb

Mainova	PV_Park	2	GmbH	&	Co.	KG 100,00 1.229 27

Mainova	PV_Park	3	GmbH	&	Co.	KG 100,00 1.932 51

Mainova	PV_Park	4	GmbH	&	Co.	KG 100,00 2.119 56

Mainova	PV_Park	5	GmbH	&	Co.	KG 100,00 2.574 73

Mainova	PV_Park	6	GmbH	&	Co.	KG 100,00 2.892 53

Mainova	PV_Park	7	GmbH	&	Co.	KG 100,00 561 6

Ferme	Eolienne	de	Migé	SARL 100,00 –	90 –	90

Durch den Erwerb von Solar- und Windparks haben wir unsere Strategie, den Anteil der erneuerba-
ren Energien im Erzeugungsmix zu erhöhen, konsequent weiterverfolgt. 

Der Ergebnisbeitrag der Gesellschaften ist von untergeordneter Bedeutung für den Konzernabschluss. 
Die Photovoltaikparks wurden zum Erwerbszeitpunkt 19. Februar 2013 zu einem Kaufpreis in Höhe 
von 11,8 Mio. Euro erworben. Im Rahmen des Erwerbs wurden stille Reserven in Höhe von 0,8 Mio. 
Euro aufgedeckt. Aus dem Erwerb der Gesellschaft Ferme Eolienne de Migé SARL, die zum 6. Juni 
2013 erwoben wurde, ergibt sich kein Geschäfts- oder Firmenwert, da sie zum beizulegenden Zeit-
wert des Nettovermögens übernommen wurde.

Die Mainova PV_Park 1 GmbH & Co. KG wurde 2012 zu einem vorläufig festgelegten Kaufpreis in 
Höhe von 6,8 Mio. Euro erworben. Grundlage für die Ermittlung des Kaufpreises war eine Unterneh-
mensbewertung. Die Kaufpreisallokation war im Jahresabschluss 2012 nur vorläufig, da der Abschluss 
zum 31. Dezember 2012, der Basis für die Transaktion ist, noch nicht abschließend erstellt war. Im 
Jahr 2013 wurde der Kaufpreis endgültig festgelegt. Der Geschäfts- oder Firmenwert wurde dadurch 
um 0,1 Mio. Euro auf nun 0,3 Mio. Euro herabgesetzt.

Die identifizierbaren Vermögenswerte und Schulden der erworbenen Gesellschaften zum Erwerbs-
zeitpunkt werden in der unten stehenden Tabelle dargestellt:

t	16

tsd.	€

bei	erstkon-
solidierung	

	Angesetzt

Sachanlagen 50.212

Vorräte,	Forderungen,	sonstige	Vermögenswerte 1.120

Zahlungsmittel	und	Zahlungsmitteläquivalente 3.397

Rückstellungen 340

Verbindlichkeiten 42.570

Beizulegender	zeitwert	des	nettovermögens 11.819

Geschäfts-	oder	Firmenwert –

Die Erlöse der sieben erworbenen Unternehmen belaufen sich im Geschäftsjahr auf 4,8 Mio. Euro, 
der Ergebnisbeitrag nach Ertragsteuern beläuft sich auf 0,2 Mio. Euro. Die Ergebnisbeiträge der er-
worbenen Gesellschaften stehen dem Konzern ab 1. Januar 2013 zu und sind deshalb in voller Höhe 
in den Konzernabschluss einbezogen worden.

Sämtliche Kaufpreisverpflichtungen wurden in bar beglichen.

Im Bereich der Gemeinschafts- und assoziierten Unternehmen wurden die eserv GmbH & Co. KG und 
die eserv Verwaltungsgesellschaft mbH sowie die ABO Wind WP Kirchhain GmbH & Co. KG als neue 
Unternehmen nach der Equity-Methode einbezogen. 

5.	 Erläuterungen	zur	Gewinn-	und	Verlustrechnung

(1)	 umsatzerlöse
t	17

tsd.	€ 2013 2012

Stromverkauf 1.055.421 851.794

Stromsteuer –	91.429 –	81.153

963.992 770.641

Erlös	Stromhandel 221.876 238.072

Gasverkauf 697.115 647.421

Erdgassteuer –	52.489 –	48.670

644.626 598.751

Wärme-,	Dampf-	und	Kälteverkauf 142.893 125.088

Netzentgelte	 90.340 118.329

Wasserverkauf 70.128 64.831

Materialverkauf,	Installationen	und	sonstige	Leistungen 77.306 93.443

2.211.161 2.009.155

(2)	 Sonstige	betriebliche	Erträge
t	18

tsd.	€ 2013 2012

Erträge	aus	Anlagenabgängen 21.017 673

Erträge	aus	der	Auflösung	von	Rückstellungen 20.274 36.799

Konzessionsabgabe 5.940 3.383

Mahnerträge 3.539 3.254

Erträge	aus	Schadensersatz 1.423 1.807

Erträge	aus	Mieten	und	Pachten 1.238 1.340

Übrige	Erträge 34.209 33.106

87.640 80.362
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(3)	 materialaufwand
t	19

tsd.	€ 2013 2012

Aufwendungen	für	Roh-,	Hilfs-	und		Betriebsstoffe 1.712.819 1.512.544

Aufwendungen	für	bezogene	Leistungen 54.163 75.135

1.766.982 1.587.679

Die Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe betreffen überwiegend den Gas-, Strom-, 
Wärme- und Wasserbezug, die Kosten für den Primärenergieeinsatz in den eigenen Kraftwerken so-
wie Netzentgelte.

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen entfallen im Wesentlichen auf von Dritten erbrachte 
Bauleistungen sowie Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen für Verteilungs- und Erzeugungs-
anlagen. 

(4)	 personalaufwand
t	20

tsd.	€ 2013 2012

Löhne	und	Gehälter 160.883 160.167

Soziale	Abgaben	und	Aufwendungen	für		Unterstützung 28.672 28.721

Aufwendungen	für	Altersversorgung 12.423 13.736

201.978 202.624

(5)	 Abschreibungen	und	wertminderungen
Es wird auf die Ausführungen zu immateriellen Vermögenswerten und Sachanlagen in Abschnitt 6 (11) 
verwiesen. Im Geschäftsjahr 2013 haben die Werthaltigkeitstests wie im Vorjahr zu keinen Wertminde-
rungen geführt. 

(6)	 Sonstige	betriebliche	Aufwendungen
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen setzen sich wie folgt zusammen:

t	21

tsd.	€ 2013 2012

Konzessionsabgabe 50.680 52.367

Zuführungen	zu	Rückstellungen 42.689 53.651

Fremdleistungen	(Verwaltung,	IT,	Gebäude) 22.148 25.684

Mieten,	Pachten,	Gebühren 8.112 5.479

Wertminderungen	auf	Forderungen 7.317 5.137

Gutachten	und	Beratung 6.336 8.904

Verluste	aus	Anlageabgängen 4.766 1.245

Werbekosten 4.575 4.637

Sonstige	Steuern 3.867 3.636

Versicherungen 3.230 2.374

Aus-	und	Fortbildungskosten 3.207 3.706

Prüfungs-,	Gerichts-	und	Notarkosten 1.340 2.789

Übrige	Aufwendungen 25.306 20.714

183.573 190.323

Die Aufwendungen aus Operating-Leasingverträgen betragen im Geschäftsjahr 2013 7,4 Mio. Euro 
(Vorjahr 4,7 Mio. Euro).

Die übrigen Aufwendungen enthalten eine Vielzahl von Einzelsachverhalten.

(7)	 Ergebnis	aus	nach	der	Equity-methode	bilanzierten	Finanzanlagen
Das Ergebnis aus nach der Equity-Methode bilanzierten Finanzanlagen setzt sich wie folgt zusam-
men:

t	22

tsd.	€ 2013 2012

Planmäßige	Fortschreibung	 82.844 88.359

Wertaufholungen – 26.627

Wertminderungen 1.400 21.994

81.444 92.992

Bezüglich der Wertaufholungen und Wertminderungen verweisen wir auf Abschnitt 2.

(8)	 Finanzerträge
t	23

tsd.	€ 2013 2012

Zinserträge	aus	Leasing 7.103 7.484

Erträge	aus	Ausleihungen 745 762

Erträge	aus	Beteiligungen 155 1.345

Zinserträge	aus	Geldanlagen 35 709

Sonstige	finanzielle	Erträge 1.432 787

Sonstige	nicht	finanzielle	Erträge 299 11

9.769 11.098

(9)	 Finanzaufwendungen
t	24

tsd.	€ 2013 2012

Zinsaufwand	Fremddarlehen 27.739 24.337

Wertminderungen	auf	Beteiligungen 5.089 –

Zinsaufwand	Pensionsverpflichtungen 1.696 1.790

Aufzinsung	langfristige	Rückstellungen 58 6.724

Sonstige	finanzielle	Aufwendungen 3.810 4.515

Sonstige	nicht	finanzielle	Aufwendungen 165 172

38.557 37.538

Unter den sonstigen finanziellen Aufwendungen werden überwiegend Avalprovisionen ausgewiesen.
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(10)	 Ertragsteuern
t	25

tsd.	€ 2013 2012

Tatsächliche	Ertragsteuern 32.035 26.959

Latente	Steuern –	11.441 –	3.227

20.594 23.732

Der laufende Steueraufwand und -ertrag teilt sich wie folgt auf:

t	26

tsd.	€ 2013 2012

laufender	Steueraufwand 32.035 26.959

Steueraufwand	für	das	laufende	Jahr 32.213 26.726

Periodenfremder	laufender	Steueraufwand	/-ertrag –	120 290

Minderung	des	laufenden	Steueraufwands	aufgrund	der	Nutzung	bisher	nicht	
berücksichtigter	steuerlicher	Verluste	und	Steuergutschriften –	58 –	57

laufender	Steuerertrag –	11.441 –	3.227

Latente	Steuern	aus	temporären	Bewertungsunterschieden –	2.904 –	14.102

Latente	Steuern	aufgrund	des	nachträglichen	Ansatzes	bisher	nicht	berücksichtigter	
steuerlicher	Verluste	und	Steuergutschriften –	4.742 39

Latenter	Steueraufwand	aufgrund	der	Abwertung	eines	latenten	Steueranspruchs	aus	
Vorperioden – 11.262

Periodenfremder	latenter	Steuerertrag –	3.795 –	426

Steueraufwand 20.594 23.732

Aufgrund des am 29. August 2001 geschlossenen Gewinnabführungsvertrags ist Mainova verpflich-
tet, ihren gesamten Gewinn an die SWFH abzuführen. Dies hat nach geltendem Steuerrecht zur Folge, 
dass Mainova einen entstehenden Gewinn nur insoweit der Körperschaftsteuer unterwerfen muss, 
als dieser für Ausgleichszahlungen an außenstehende Aktionäre verwendet wird (§ 16 KStG). Der 
Gewerbeertrag wird bei Mainova unabhängig von der Leistung von Ausgleichszahlungen keiner 
Gewerbesteuer unterworfen.

Mainova verpflichtet sich mit dem 2004 abgeschlossenen Steuerumlagevertrag, den entstehenden 
Steuervorteil der SWFH im Wege einer Steuerumlage zuzuführen. Die Steuerumlagen werden nach 
der sogenannten Belastungsmethode (Stand-alone-Methode) entsprechend der hypothetischen Steu-
erbelastung der Mainova unter Berücksichtigung der bei Mainova direkt anfallenden Steuerbelas-
tung (zurzeit Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag auf die Ausgleichszahlung an außenste-
hende Aktionäre) errechnet, als ob Mainova selbstständig zur Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 
herangezogen würde.

Die Organgesellschaft (Mainova aG) hat ihr Einkommen in Höhe von 20/17 der geleisteten Aus-
gleichszahlungen an außenstehende Aktionäre selbst zu versteuern.

Die tatsächlichen Steuern enthalten im Wesentlichen Steuerumlagen für 2013 an die SWFH für Kör-
perschaftsteuer inkl. Solidaritätszuschlag in Höhe von 14,0 Mio. Euro und Gewerbesteuer in Höhe 
von 15,7 Mio. Euro sowie die Körperschaftsteuer und den Solidaritätszuschlag für die Ausgleichs-
zahlung in Höhe von 2,4 Mio. Euro. 

Der Steuersatz des Mutterunternehmens Mainova aG beträgt wie im Vorjahr 30,7 %.

Bei den in den Konzernabschluss einzubeziehenden Gesellschaften NRM Netzdienste Rhein-Main 
GmbH (NRM), Mainova EnergieDienste GmbH (MED), Mainova ServiceDienste Gesellschaft mbH, 
SRM StraßenBeleuchtung Rhein-Main GmbH, Biomasse-Kraftwerk Fechenheim GmbH (BKF) und 
Energieversorgung Main-Spessart GmbH fallen aufgrund der ertragsteuerlichen Organschaft mit der 
Mainova aG keine laufenden Steuern an. Aufgrund der Verlustvorträge der Erdgas Westthüringen 
Beteiligungsgesellschaft mbH (EWT) sowie der Mainova Beteiligungsgesellschaft mbH entsteht im 

Geschäftsjahr keine Steuerschuld. Kein laufender Steueraufwand entsteht ferner bei der HMD auf-
grund der Organschaft mit der MED, die als Tochtergesellschaft der Mainova aG in den Konzern-
abschluss einbezogen wird. 

Im Berichtsjahr wurden bisher nicht aktivierte steuerliche Verlustvorträge von 0,5 Mio. Euro genutzt.

Die Überleitung vom erwarteten Ertragsteueraufwand zum tatsächlichen Ertragsteueraufwand wird 
nachfolgend dargestellt:

t	27

tsd.	€ 2013 2012

Ergebnis	vor	Ertragsteuern 136.643 119.590

Steuersatz 30,70	% 30,70	%

Erwarteter	Ertragsteueraufwand 41.949 36.714

Steuereffekte	durch:

Erträge	aus	nach	der	Equity-Methode	bilanzierten	Beteiligungen –	24.369 –	27.850

Steuerfreie	Teilwertabschreibung	auf	at	Cost-Beteiligung 1.562 –

Steuersatzeffekte	aus	Nicht-Organgesellschaften	und	Personengesellschaften 41 273

Nicht	abzugsfähige	Aufwendungen 4.595 4.810

Gewerbesteuerliche	Hinzurechnungen	und	Kürzungen 267 105

Veränderung	nicht	bewerteter	Verlustvorträge –	532 11.243

Steuerfreie	Dividenden	 51 240

Periodenfremde	Steuern –	4.036 –	136

Sonstige	permanente	Differenzen 430 –	39

Sonstiges 636 –	1.628

tatsächlicher	Ertragsteueraufwand 20.594 23.732

tatsächlicher	Konzernertragsteuersatz 15,07	% 19,84	%

Bei den steuerfreien Erträgen aus nach der Equity-Methode bilanzierten Finanzanlagen wurde der 
Saldo aus Fortschreibungen abzüglich Wertminderungen zu 95 % (Kapitalgesellschaften) bzw. zu 
100 % (Personengesellschaften für die Gewerbesteuer) unter Berücksichtigung der jeweils anzuwen-
denden Steuersätze angesetzt.

Bei den steuerfreien Dividenden handelt es sich um Ausschüttungen von sonstigen Beteiligungen, 
die nicht in den Konzernabschluss einzubeziehen sind. Diese sind laut § 8b KStG steuerfrei.

Die periodenfremden Steuern enthalten den Ertrag aus der Anpassung des steuerlichen Ausgleichs-
postens in Höhe von – 3,8 Mio. Euro (Vorjahr – 0,4 Mio. Euro). Darüber hinaus ist ein tatsächlicher 
Steueraufwand in Höhe von – 0,1 Mio. Euro (Vorjahr 0,3 Mio. Euro) enthalten.
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6.	 Erläuterungen	zur	Bilanz

(11)	 immaterielle	Vermögenswerte	und	Sachanlagen
Die Aufgliederung der in der Bilanz zusammengefassten Posten der immateriellen Vermögenswerte 
und des Sachanlagevermögens sowie ihre Entwicklung sind auf den folgenden Seiten dargestellt:

t	28

AnschAffungs-	oder	herstellungskosten Abschreibungen	und	wertminderungen restbuchwert

tsd.	€
stAnd	Am	

01.01.2013 zugänge
zugänge	konso-
lidierungskreis Abgänge

Abgänge	konso-
lidierungskreis umbuchungen

stAnd	Am	
31.12.2013

stAnd	Am	
01.01.2013 zugänge Abgänge

Abgänge	konso-
lidierungskreis

stAnd	Am	
31.12.2013

stAnd	Am	
31.12.2013

stAnd	Am	
31.12.2012

immaterielle	Vermögenswerte

Konzessionen	und	ähnliche	Rechte 99.406 7.676 – 5.018 – 2.341 104.405 47.550 6.838 1.030 – 53.358 51.047 51.856

Geschäfts-	oder	Firmenwert 7.810 – – 88 – 655 8.377 – – – – – 8.377 7.810

Geleistete	Anzahlungen 632 – – – – –	92 540 – – – – – 540 632

107.848 7.676 – 5.106 – 2.904 113.322 47.550 6.838 1.030 – 53.358 59.964 60.298

Sachanlagen

Grundstücke	und	Bauten	einschließlich	
der	Bauten	auf	fremden	Grundstücken 384.331 862 – 1.147 – 3.654 387.700 169.139 8.621 702 – 177.058 210.642 215.192

Technische	Anlagen	und	Maschinen

a)		Erzeugungs-,	Gewinnungs-	und	
Bezugsanlagen,	Heizzentralen 645.851 35.215 45.208 8.050 – 60.519 778.743 495.485 16.586 2.778 – 509.293 269.450 150.366

b)	Verteilungsanlagen 1.856.286 35.714 – 2.200 – 11.035 1.900.835 1.184.297 35.642 2.046 – 1.217.893 682.942 671.989

2.502.137 70.929 45.208 10.250 – 71.554 2.679.578 1.679.782 52.228 4.824 – 1.727.186 952.392 822.355

Andere	Anlagen,	Betriebs-	und	
Geschäftsausstattung 167.469 3.496 – 2.772 – 3.228 171.421 123.604 8.248 2.602 – 129.250 42.171 43.865

Geleistete	Anzahlungen	und	Anlagen	im	
Bau 90.422 36.487 5.004 1.367 – –	81.340 49.206 – – – – – 49.206 90.422

3.144.359 111.774 50.212 15.536 – –	2.904 3.287.905 1.972.525 69.097 8.128 – 2.033.494 1.254.411 1.171.834

3.252.207 119.450 50.212 20.642 – – 3.401.227 2.020.075 75.935 9.158 – 2.086.852 1.314.375 1.232.132

t	29

AnschAffungs-	oder	herstellungskosten Abschreibungen	und	wertminderungen restbuchwert

tsd.	€
stAnd	Am	

01.01.2012 zugänge
zugänge	konso-
lidierungskreis Abgänge

Abgänge	konso-
lidierungskreis umbuchungen

stAnd	Am	
31.12.2012

stAnd	Am	
01.01.2012 zugänge Abgänge

Abgänge	konso-
lidierungskreis

stAnd	Am	
31.12.2012

stAnd	Am	
31.12.2012

stAnd	Am	
31.12.2011

immaterielle	Vermögenswerte

Konzessionen	und	ähnliche	Rechte 92.123 8.090 – 3.113 49 2.355 99.406 44.666 5.978 3.088 6 47.550 51.856 47.457

Geschäfts-	oder	Firmenwert 7.378 432 – – – – 7.810 – – – – – 7.810 7.378

Geleistete	Anzahlungen 216 416 – – – – 632 – – – – – 632 216

99.717 8.938 – 3.113 49 2.355 107.848 44.666 5.978 3.088 6 47.550 60.298 55.051

Sachanlagen

Grundstücke	und	Bauten	einschließlich	
der	Bauten	auf	fremden	Grundstücken 365.665 5.130 – 4.557 – 18.093 384.331 164.767 8.350 3.978 – 169.139 215.192 200.898

Technische	Anlagen	und	Maschinen

a)		Erzeugungs-,	Gewinnungs-	und	
Bezugsanlagen,	Heizzentralen 613.940 7.794 25.523 6.849 – 5.443 645.851 494.120 7.669 6.304 – 495.485 150.366 119.820

b)	Verteilungsanlagen 1.794.317 39.771 – 1.599 – 23.797 1.856.286 1.150.018 35.815 1.536 – 1.184.297 671.989 644.299

2.408.257 47.565 25.523 8.448 – 29.240 2.502.137 1.644.138 43.484 7.840 – 1.679.782 822.355 764.119

Andere	Anlagen,	Betriebs-	und	
Geschäftsausstattung 161.862 6.577 – 3.854 784 3.668 167.469 119.002 8.090 3.451 37 123.604 43.865 42.860

Geleistete	Anzahlungen	und	Anlagen	im	
Bau 61.530 56.012 27.024 788 – –	53.356 90.422 – – – – – 90.422 61.530

2.997.314 115.284 52.547 17.647 784 –	2.355 3.144.359 1.927.907 59.924 15.269 37 1.972.525 1.171.834 1.069.407

3.097.031 124.222 52.547 20.760 833 – 3.252.207 1.972.573 65.902 18.357 43 2.020.075 1.232.132 1.124.458
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In den Zugängen der Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind aktivierte Fremdkapitalkosten in 
Höhe von 0,1 Mio. Euro (Vorjahr 0,7 Mio. Euro) enthalten.

Im Geschäftsjahr 2013 wurden 519 Tsd. Euro (Vorjahr 167 Tsd. Euro) für technische Innovationen 
aufgewendet. Es wurden wie im Vorjahr keine immateriellen Vermögenswerte selbst erstellt.

Aus dem jährlich vorzunehmenden Werthaltigkeitstest für den Geschäfts- oder Firmenwert der HMD 
hat sich keine Wertminderung ergeben. Die Geschäftstätigkeit dieser vollkonsolidierten Gesellschaft 
stellt eine eigene ZGE dar. Die Berechnung ergab einen erzielbaren Betrag von 17,5 Mio. Euro.

Bei der ZGE „Kraftwerke“ wurde ein Werthaltigkeitstest durchgeführt. Der Anlass hierfür waren 
 einerseits die Überprüfung der in Vorjahren vorgenommenen Wertminderungen, andererseits die 
Entwicklung der Margen für die Stromerzeugung. Die Überprüfung hat im Geschäftsjahr weder zu 
einer Wertminderung noch zu einer Wertaufhohlung geführt.

Die Grundlagen und Parameter der Werthaltigkeitstests sind in den Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden zum Sachanlagevermögen (Abschnitt 2) dargestellt.

Bei den immateriellen Vermögenswerten sowie im Sachanlagevermögen liegen zum Bilanzstichtag 
keine Beschränkungen hinsichtlich der Verfügungsrechte vor. 

Ferner wurden im Geschäftsjahr 2013 wie im Vorjahr keine Entschädigungen von Dritten für imma-
terielle Vermögenswerte und Sachanlagevermögen, die wertgemindert oder außer Betrieb genom-
men wurden, erfasst.

(12)	 nach	der	Equity-methode	bilanzierte	Finanzanlagen
Die folgende Übersicht zeigt die wesentlichen Posten der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrech-
nung der nach der Equity-Methode bilanzierten Unternehmen:

t	30

tsd.	€

Assoziierte	unternehmen gemeinschAftsunternehmen

2013 2012 2013 2012

Bilanz

Kurzfristige	Vermögenswerte 2.632.466 2.589.804 30.779 29.284

Langfristige	Vermögenswerte 5.062.265 5.050.291 201.651 211.397

Kurzfristige	Schulden 2.436.015 2.454.599 30.621 31.178

Langfristige	Schulden 1.885.125 1.831.675 148.427 161.477

GuV

Umsatzerlöse 9.452.632 9.052.589 79.646 73.729

Periodenergebnis 363.079 336.608 7.168 2.217

Bei den Gemeinschaftsunternehmen beziehen sich die Angaben auf die Beteiligungsquote der Mainova.

Für die nach der Equity-Methode bilanzierten Unternehmen bestehen keine öffentlich verfügbaren 
Preisnotierungen. Diese Unternehmen unterliegen keinen wesentlichen Beschränkungen hinsicht-
lich der Möglichkeit, Zahlungsmittel an die Eigentümer zu transferieren.

Die folgende Übersicht zeigt die Entwicklung des Buchwerts der nach der Equity-Methode bilanzier-
ten Finanzanlagen:

t	31

tsd.	€ 2013 2012

Anfangsbestand	01.01. 786.834 749.389

Jahresergebnisse 82.844 88.359

Aufwand	aus	Wertminderungen –	1.400 –	21.994

Ertrag	aus	Wertaufholungen – 26.627

Dividenden –	66.702 –	60.146

Zugänge 2.713 10.229

Abgänge –	2.964 –	2.652

Im	Eigenkapital	erfasste	erfolgsneutrale	Wertänderungen 3.031 –	2.978

Endbestand	31.12. 804.356 786.834

(13)	 langfristige	sonstige	finanzielle	Vermögenswerte	sowie	sonstige	Vermögenswerte
In den nachfolgenden Tabellen werden die sonstigen Forderungen und Vermögenswerte aufge-
schlüsselt: 

t	32

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ lAngfristig kurzfristig gesAmt lAng	fristig kurzfristig gesAmt

Forderungen	aus	Finanzierungsleasing 68.848 4.779 73.627 73.627 4.410 78.037

Sonstige	Beteiligungen 24.763 – 24.763 29.699 – 29.699

Ausleihungen	an	Beteiligungen 13.917 – 13.917 12.494 – 12.494

Derivative	Finanzinstrumente 4.208 5.155 9.363 256 3.197 3.453

Sonstige	Ausleihungen 3.314 – 3.314 3.215 – 3.215

Forderungen	aus	Cash	Pooling	gegen	den	
Stadtwerke-Konzern – 166.505 166.505 – 123.464 123.464

Übrige	finanzielle	Vermögenswerte 58 16.906 16.964 57 31.674 31.731

Übrige	nicht	finanzielle	Vermögenswerte – 4.941 4.941 – 7.869 7.869

115.108 198.286 313.394 119.348 170.614 289.962

Die derivativen Finanzinstrumente setzen sich wie folgt zusammen:
t	33

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ lAngfristig kurzfristig gesAmt lAngfristig kurzfristig gesAmt

Derivative	Finanzinstrumente 4.208 5.155 9.363 256 3.197 3.453

davon	ohne	Sicherungsbeziehung 3.380 5.075 8.455 4 3.099 3.103

davon	in	Sicherungsbeziehung		
Cashflow	Hedge 828 80 908 252 98 350

Im Jahr 2013 wurden wie im Vorjahr keine Wertberichtigungen auf sonstige Vermögenswerte vor-
genommen.
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(14)	 Vorräte
t	34

tsd.	€ 31.12.2013 31.12.2012

Roh-,	Hilfs-	und	Betriebsstoffe 37.321 24.189

Unfertige	Leistungen 6.273 6.107

Waren 240 283

43.834 30.579

In den roh-,	hilfs-	und	Betriebsstoffen sind hauptsächlich Bau- und Installationsmaterialien sowie 
der Bestand an Kohle, Heizöl und Emissionsrechten für den Betrieb der HKW ausgewiesen. Die ku-
mulierten Gängigkeitsabschreibungen auf den Bestand an Bau- und Installationsmaterial betragen 
insgesamt 6,1 Mio. Euro (Vorjahr 5,9 Mio. Euro). In 2013 wurden somit Abwertungen in Höhe von 
0,2 Mio. Euro ergebniswirksam gebucht.

Die unfertigen	leistungen enthalten noch nicht abgerechnete Bau- und Reparaturleistungen.

Verfügungsbeschränkungen oder andere Belastungen liegen nicht vor. Zuschreibungen und Bewer-
tungen zum Nettoveräußerungspreis wurden nicht vorgenommen.

(15)	 Forderungen	aus	lieferungen	und	leistungen
In den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von 314,9 Mio. Euro (Vorjahr 270,4 Mio. 
Euro) sind abgegrenzte, noch nicht abgerechnete Gas-, Strom-, Wasser- und Wärmelieferungen zwi-
schen Ablese- und Bilanzstichtag enthalten, denen geleistete Abschläge gegenüberstehen.

Zum Stichtag 31. Dezember 2013 betrug der Buchwert der nicht wertgeminderten und nicht über-
fälligen Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 272,9 Mio. Euro (Vorjahr 175,0 Mio. Euro). 
Bei diesen Forderungen deuten zum Abschlussstichtag keine Anzeichen darauf hin, dass die Schuld-
ner ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen werden.

Die folgende Tabelle zeigt den Buchwert der überfälligen Forderungen, die noch nicht wertgemin-
dert wurden:

t	35

Überfällig	seit

tsd.	€ 1	–	30	tAgen 31	–	60	tAgen 61	–	90	tAgen
mehr	Als			
90	tAgen gesAmt

31.12.2013 26.501 3.946 1.569 5.449 37.465

31.12.2012 60.387 6.588 3.626 25.099 95.700

Bei den fälligen Forderungen handelt es sich im Wesentlichen um Energieabrechnungen mit sofor-
tiger Fälligkeit.

Die wertberichtigungen (einschließlich pauschalierter Einzelwertberichtigungen) auf Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen haben sich wie folgt entwickelt:

t	36

tsd.	€ 2013 2012

Stand	01.01. 4.025 2.630

Im	Berichtszeitraum	als	Aufwand	erfasster	Betrag 6.302 1.403

Ausbuchung	von	Forderungen –	1.146 0

Zahlungseingänge	und	Wertaufholungen	auf	ursprünglich	abgeschriebene	Forderungen –	1.544 –	8

Stand	31.12. 7.637 4.025

(16)	 Forderungen	aus	Ertragsteuern
Die Forderungen aus Ertragsteuern betreffen mit 24,2 Mio. Euro (Vorjahr 20,6 Mio. Euro) anre-
chenbare Kapitalertragsteuer sowie mit 4,0 Mio. Euro (Vorjahr 4,9 Mio. Euro) Körperschaftsteuer-
guthaben.

(17)	 latente	Steuern
Die latenten Steueransprüche und -schulden resultieren aus folgenden Posten:

t	37

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€

lAtente	
steuer-

Ansprüche

lAtente	
steuer-

schulden

dAvon	er-
folgswirk-

sAme	ver-
änderungen

lAtente	
steuer-

Ansprüche

lAtente	
steuer-

schulden

dAvon	er-
folgswirk-

sAme	ver-
änder	ungen

langfristige	Vermögenswerte

Immaterielle	Vermögenswerte – 2.429 –	479 – 1.951 –	266

Sachanlagen 1.836 123.853 –	1.879 1.515 121.653 –	3.191

Tochterunternehmen	und	nach	der	
Equity-Methode	bilanzierte	Finanz-
anlagen – 4.318 –	437 – 3.881 –	263

Langfristige	finanzielle	Vermögenswerte – 21.258 –	1.097 – 19.969 1.528

Kurzfristige	Vermögenswerte

Vorräte – – – – – –

Forderungen	aus	Lieferungen	und	
Leistungen – 872 –	322 – 550 –	103

Sonstige	Vermögenswerte 1.000 2.720 177 68 2.100 –	1.255

langfristige	Schulden

Erhaltene	Zuschüsse 2.056 – 389 1.667 – 1.499

Langfristige	Finanzschulden 4 – 20 9 25 1

Übrige	langfristige	Verbindlichkeiten 8.955 – –	137 9.573 – 237

Pensionsrückstellungen 7.988 675 –	29 7.480 646 –	693

Andere	langfristige	Rückstellungen 16.691 149 966 15.716 606 8.608

Kurzfristige	Schulden

Kurzfristige	Finanzschulden 242 – 251 – 10 –	9

Verbindlichkeiten	aus	Lieferungen	und	
Leistungen 50 – 50 – – –

Sonstige	Rückstellungen 27.315 189 12.272 14.865 11 6.523

Übrige	kurzfristige	Verbindlichkeiten 5.869 – 982 3.929 324 1.856

Verlustvorträge 736 – 714 23 – –	11.245

zwischensumme 72.742 156.463 11.441 54.845 151.726 3.227

Wertberichtigung 987 – – – – –

Saldierung 39.272 39.272 – 34.040 34.040 –

Bilanzausweis 32.483 117.191 11.441 20.805 117.686 3.227

Von den latenten Steueransprüchen aus den Pensionsrückstellungen wurden 8,0 Mio. Euro (Vorjahr 
7,5 Mio. Euro) erfolgsneutral gebildet. Von den latenten Steuerschulden aus den übrigen langfris-
tigen Forderungen und finanziellen Vermögenswerten, den sonstigen Vermögenswerten und den 
langfristigen und kurzfristigen Verbindlichkeiten wurden latente Steuerschulden in Höhe von 
8,8 Mio. Euro (Vorjahr 7,7 Mio. Euro) erfolgsneutral gebildet. Insgesamt ergab sich damit eine er-
folgsneutrale Veränderung der latenten Steuern in Höhe von 0,5 Mio. Euro (Vorjahr 12,5 Mio. Euro).

Latente Steueransprüche und -schulden sind je Gesellschaft bzw. Organkreis miteinander saldiert. 
Latente Steuern auf temporäre Differenzen im Zusammenhang mit Anteilen an Tochterunternehmen 
und assoziierten Unternehmen wurden mit den anzuwendenden Steuersätzen gebildet. 

Auf temporäre Unterschiede aus Beteiligungen zwischen Steuerbilanz und Konzernabschluss wur-
den in Höhe von 5,6 Mio. Euro (Vorjahr 3,8 Mio. Euro) keine passiven latenten Steuern erfasst, da 
eine Umkehrung durch Dividendenausschüttungen oder Veräußerung von Gesellschaften in abseh-
barer Zeit nicht wahrscheinlich ist.
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Es werden nur auf solche Verlustvorträge und Vorträge aus der Zinsschranke, von deren Nutzbar-
keit mit ausreichender Sicherheit ausgegangen werden kann, latente Steueransprüche gebildet. 
Steuerliche Verlustvorträge bestehen zum 31. Dezember 2013 bei den Tochtergesellschaften NRM, 
Mainova Beteiligungsgesellschaft mbH, Mainova Wind-Beteiligungsverwaltungs GmbH, Zweite 
Mainova Erneuerbare Energien Verwaltungs GmbH, Mainova Windpark Siegbach GmbH & Co. KG, 
Mainova Windpark Niederhambach GmbH & Co. KG, Mainova PV_Park 3 GmbH & Co. KG, 
Mainova PV_Park 4 GmbH & Co. KG, Mainova PV_Park 5 GmbH & Co. KG, Mainova PV_Park 7 
GmbH & Co. KG und EWT.

Für den bereits im Jahr 2004 eingetretenen steuerlichen Verlust der EWT wurde kein latenter Steu-
eranspruch angesetzt, da die Gesellschaft als Beteiligungsholding nahezu ausschließlich steuerfreie 
Dividendenerträge erzielt und somit gegenwärtig nicht damit gerechnet wird, dass zukünftig ein steu-
erpflichtiges Ergebnis zur Nutzung der Verlustvorträge zur Verfügung stehen wird. 

Aufgrund der seit dem 1. Januar 2012 bestehenden gewerbe- und körperschaftsteuerlichen Organ-
schaft mit der NRM wird davon ausgegangen, dass diese steuerlichen Verluste nicht mehr nutzbar 
sind. 

Latente Steueransprüche auf oben genannte Verlustvorträge wurden in folgender Höhe nicht ange-
setzt:

t	38

tsd.	€ 2013 2012

Gewerbesteuer	 5.206 5.551

Körperschaftsteuer 9.133 9.654

Zinsschranke 16.266 12.994

Eigenkapital

Die Gewinnabführung je Anteil für das Geschäftsjahr 2013 beträgt für die SWFH 10,91 Euro/Stück 
(Vorjahr 9,17 Euro/Stück) und die Dividende je Anteil für die außenstehenden Aktionäre wie im Vor-
jahr 9,48 Euro/Stück.

(18)	 Gezeichnetes	Kapital
Der Nennwert des gezeichneten Kapitals beträgt unverändert 142,3 Mio. Euro und ist vollständig 
eingezahlt. Es ist eingeteilt in 5.560.000 nennbetragslose Stückaktien, davon lauten 5.499.296 auf 
Namen und 60.704 auf Inhaber. Die Anzahl der Aktien ist im Geschäftsjahr unverändert.

(19)	 Gewinnrücklagen
Die Gewinnrücklagen enthalten neben dem Konzernjahresüberschuss abzüglich der Ergebnisabfüh-
rung an die SWFH insbesondere die Anpassungseffekte auf IFRS sowie Ergebnisvorträge von Toch-
tergesellschaften. Darüber hinaus enthalten die Gewinnrücklagen das sonstige neutrale Ergebnis, 
das sich wie folgt zusammensetzt:

t	39

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€
vor	

steuern
lAtente	
steuern

nAch		
steuern

vor	
steuern

lAtente	
steuern

nAch		
steuern

Versicherungsmathematische	Verluste/	
Gewinne	aus	leistungsorientierten	
Pensionszusagen	und	Deputaten –	25.774 7.988 –	17.786 –	24.118 7.480 –	16.638

Cashflow	Hedges –	28.396 7.769 –	20.627 –	24.768 7.750 –	17.018

Nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	
Finanzanlagen –	3.677 – –	3.677 –	6.773 – –	6.773

–	57.847 15.757 –	42.090 –	55.659 15.230 –	40.429

Das sonstige Ergebnis in den Gewinnrücklagen hat sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt verändert:
t	40

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€
vor	

steuern
lAtente	
steuern

nAch		
steuern

vor	
steuern

lAtente	
steuern

nAch		
steuern

Versicherungsmathematische	Verluste/	
Gewinne	aus	leistungsorientierten	
Pensionszusagen	und	Deputaten –	1.656 508 –	1.148 –	13.678 4.199 –	9.479

Cashflow	Hedges –	3.628 19 –	3.609 –	26.889 8.328 –	18.561

Nach	der	Equity-Methode	bilanzierte	
Finanzanlagen 3.096 – 3.096 –	2.771 – –	2.771

–	2.188 527 –	1.661 –	43.338 12.527 –	30.811

(20)	 nicht	beherrschende	Anteile
Die nicht beherrschenden Anteile zeigen den Anteilsbesitz Dritter an der Mainova. Sie betreffen die 
Minderheitenanteile an der BKF, der EWT und der WPH. 

Die sonstigen Transaktionen mit Minderheitengesellschaften umfassen zum einen den Zugang aus 
der Veräußerung von 15% der Anteile an der WPH. Zum anderen kam es durch die Ausgliederung 
der Hanau Netz GmbH aus der NRM zu einem Abgang von nicht beherrschenden Anteilen. 

(21)	 Erhaltene	zuschüsse
Die von Kunden erhaltenen Zuschüsse (Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskostenbeiträge) wer-
den passiviert und über die Nutzungsdauer der bezuschussten Vermögenswerte linear zugunsten der 
Umsatzerlöse aufgelöst.

Rückstellungen

(22)	 pensionsrückstellungen
Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen umfassen die Altersversorgung für 
die Mitarbeiter der Mainova, arbeitsvertragliche Direktzusagen sowie Verpflichtungen aus Betriebs-
vereinbarungen (Deputate). Es handelt sich dabei um leistungsorientierte Versorgungszusagen.

Direktzusagen werden Vorstandsmitgliedern und leitenden Angestellten gewährt. Es handelt sich um 
leistungsorientierte Versorgungspläne. Für diese werden Rückstellungen für Pensionen und Anwart-
schaften, entsprechend den bestehenden Versorgungszusagen für Anwartschaften, und laufende Leis-
tungen an die berechtigten aktiven und ehemaligen Mitarbeiter sowie die Hinterbliebenen gebildet. 
Die Zusagen bemessen sich vor allem nach der Dauer der Betriebszugehörigkeit sowie der Vergü-
tung der Mitarbeiter.

Auf der Basis von Betriebsvereinbarungen sowie einzelvertraglichen Regelungen erhalten nahezu 
alle Mitarbeiter ein jährliches Energiedeputat.

Zudem wurde außertariflichen Mitarbeitern eine betriebliche Altersvorsorge im Rahmen einer Un-
terstützungskasse gewährt. Da Mainova über die Leistung der einkommensabhängigen Beiträge hi-
naus kein Risiko trägt, handelt es sich um eine beitragsorientierte Zusage.

Die Versorgungsverpflichtungen werden aus der operativen Tätigkeit der Mainova finanziert.
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Der Berechnung der leistungsorientierten Versorgungszusagen werden folgende wesentliche versi-
cherungsmathematische Annahmen zugrunde gelegt:

t	41

% 31.12.2013 31.12.2012

Zins 2,93 3,23

Gehaltssteigerungen 2,00 2,00

Rentensteigerungen 2,00 2,00

Inflationsentwicklung	für	Deputate 2,00 2,00

Den Berechnungen für 2013 bezüglich der künftigen Sterblichkeit liegen wie im Vorjahr die Richt-
tafeln 2005 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck zugrunde.

Der Barwert der versicherungsmathematischen Sollverpflichtung hat sich wie folgt entwickelt:
t	42

tsd.	€ 2013 2012

Barwert	der	pensionsverpflichtung	am	01.01. 53.674 39.497

Rentenzahlungen –	2.401 –	2.313

Zinsaufwand 1.696 1.790

Laufender	Dienstzeitaufwand 1.567 1.022

Im	sonstigen	Ergebnis	erfasste	versicherungsmathematische	Gewinne	(–)	und	Verluste	(+) 1.656 13.678

davon	aus	Änderung	der	finanziellen	Annahmen 1.675 10.208

davon	aus	erfahrungsbedingten	Anpassungen –	19 3.470

Barwert	der	pensionsverpflichtung	am	31.12. 56.192 53.674

Der Barwert der leistungsorientierten Verpflichtung entfällt auf folgende Gruppen von Versorgungs-
berechtigten:

t	43

tsd.	€ 2013 2012

Aktive	Mitarbeiter 22.165 20.502

Ausgeschiedene	Mitarbeiter	mit	unverfallbarer	Anwartschaft 372 –

Rentenempfänger 33.655 33.172

Gesamt 56.192 53.674

Ein Anstieg bzw. Rückgang der wesentlichen versicherungsmathematischen Annahmen würde sich 
wie folgt auf den Barwert der Versorgungsverpflichtungen auswirken:

t	44

tsd.	€

leistungsorientierte
verpflichtung

minderung erhöhung

Diskontierungszinssatz	(1	%	Veränderung) 10.701 –	8.195

Gehaltstrend	(0,5	%	Veränderung) –	127 135

Rentenanpassungsfaktor	(0,25	%	Veränderung) –	2.092 2.220

Ferner halten wir eine Änderung der zugrunde gelegten Sterberaten bzw. Lebensdauern für mög-
lich. Nach den aktuellen Berechnungen würde eine um ein Jahr verlängerte Lebensdauer der Ver-
sorgungsberechtigten zum Stichtag zu einem Anstieg der Pensionsverpflichtung um 1.613 Tsd. Euro 
führen. Bei einer Verkürzung der Lebensdauer um ein Jahr würde sich die Verpflichtung um 
1.604 Tsd. Euro verringern.

Das Fälligkeitsprofil der Versorgungsleistungen stellt sich wie folgt dar:

t	45

tsd.	€ <	1	jAhr 1	–	5	jAhre >	5	jAhre gesAmt

31.	Dezember	2013 2.470 9.978 13.337 25.785

Die gewichtete durchschnittliche Laufzeit zum 31. Dezember 2013 beläuft sich bei den Pensions-
verpflichtungen auf 13,55 Jahre (Vorjahr 13,40 Jahre) und bei den Deputatsverpflichtungen auf 
18,19 Jahre (Vorjahr 17,65 Jahre).

Der Aufwand für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen setzt sich wie folgt zusammen:

t	46

tsd.	€ 2013 2012

Beiträge	zur	ZVK	aus	beitragsorientiertem	Plan 12.332 12.620

Zinsaufwand 1.696 1.790

Laufender	Dienstzeitaufwand 1.567 1.022

Rentenzahlungen	aus	beitragsorientiertem	Plan – 111

15.595 15.543

Neben den als beitragsorientierten Verpflichtungen behandelten Beiträgen zur ZVK (Multi-Employer 
Plan) erfolgten im Berichtsjahr weitere beitragsorientierte Leistungen an die gesetzliche Rentenver-
sicherung in Höhe von 14,0 Mio. Euro (Vorjahr 14,7 Mio. Euro) sowie an eine betriebliche Altersvor-
sorge in Höhe von 1,1 Mio. Euro (Vorjahr 1,1 Mio. Euro). Die Gesamtaufwendungen, die im Folge-
jahr in der Gewinn- und Verlustrechnung erwartungsgemäß erfasst werden, belaufen sich auf 3,2 Mio. 
Euro.

(23)	 Andere	langfristige	rückstellungen	und	sonstige	kurzfristige	rückstellungen
Die Rückstellungen berücksichtigen gemäß IAS 37 alle am Bilanzstichtag erkennbaren Verpflichtun-
gen gegenüber Dritten, die bezüglich ihrer Höhe oder Fälligkeit unsicher sind.

Die anderen langfristigen Rückstellungen und sonstigen kurzfristigen Rückstellungen haben sich im 
Geschäftsjahr wie folgt entwickelt:

t	47

tsd.	€
buchwert	
01.01.2013

inAnspruch-
nAhme Auflösung zuführung

Auf-/	
	Abzinsung

zugänge	
konsolidie-
rungskreis

buchwert	
31.12.2013

Personal 19.370 7.151 175 981 154 – 13.179

Umweltrückstellungen 70.537 169 719 2.422 –	273 – 71.798

Rechtliche	und	konzessions-
rechtliche	Risiken 75.360 21.440 11.294 24.203 42 – 66.871

Sonstige	Rückstellungen 55.646 9.479 8.086 38.508 134 340 77.063

220.913 38.239 20.274 66.114 57 340 228.911

Die Personalrückstellungen entfallen überwiegend auf die Rückstellungen für Altersteilzeit. Diese 
werden nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren bewertet. Dabei werden folgende Annahmen zu-
grunde gelegt:

t	48

% 2013 2012

Zins 1,48 0,70

Gehaltssteigerungen 2,00 2,00

Gewichtung	(potenzielle	Mitarbeiter) 25,33 22,98
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Die Umweltrückstellungen betreffen insbesondere Grundstücksrisiken aus früheren Geschäftsbetrie-
ben. Die wesentlichen Sanierungsarbeiten werden voraussichtlich innerhalb der nächsten zehn Jahre 
abgeschlossen. Aus der Änderung des bei der Abzinsung der Umweltrückstellungen zugrunde ge-
legten Zinssatzes hat sich ein Ertrag in Höhe von 1,7 Mio. Euro (Vorjahr 4,4 Mio. Euro) ergeben.

Bei den Rückstellungen für rechtliche und konzessionsrechtliche Risiken handelt es sich um meh-
rere Einzelrisiken, bei denen die Höhe der Inanspruchnahme unsicher ist. Die Bewertung erfolgt aus-
gehend vom erwarteten Prozessergebnis, das nach den aktuell verfügbaren Informationen die höchste 
Eintrittswahrscheinlichkeit besitzt. Die Rückstellungen für rechtliche und konzessionsrechtliche Ri-
siken enthalten unter anderem die Rückstellung für das im Vorjahr durch Vergleich abgeschlossene 
Wasserkartellverfahren.

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten zahlreiche Sachverhalte. Sie enthalten unter anderem Risi-
kovorsorgen im Zusammenhang mit der Energiebeschaffung.

(	24	)	Finanzschulden
t	49

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ lAngfristig kurzfristig gesAmt lAngfristig kurzfristig gesAmt

Verbindlichkeiten	gegenüber		
Kreditinstituten 714.715 32.799 747.514 669.280 41.695 710.975

Sonstige	verzinsliche	Verbindlichkeiten 5.230 7.780 13.010 8.963 20.243 29.206

719.945 40.579 760.524 678.243 61.938 740.181

Von den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind 42,0 Mio. Euro (Vorjahr 54,4 Mio. Euro) 
mit einer Negativklausel belegt und 457,5 Mio. Euro (Vorjahr 472,4 Mio. Euro) mit Bürgschaften der 
Stadt Frankfurt am Main besichert. Zwei weitere sonstige verzinsliche Darlehen in Höhe von insge-
samt 6,3 Mio. Euro (Vorjahr 12,5 Mio. Euro) sind ebenfalls durch eine entsprechende Negativklau-
sel besichert.

Der durchschnittliche Effektivzins der Finanzschulden beträgt in der Berichtsperiode 4,21 % (Vor-
jahr 3,93 %).

(25)	 Übrige	Verbindlichkeiten
Die übrigen Verbindlichkeiten setzen sich wie folgt zusammen:

t	50

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ lAngfristig kurzfristig gesAmt lAngfristig kurzfristig gesAmt

Personal-	und	sonstige	Abgrenzungen – 72.876 72.876 – 81.351 81.351

Verbindlichkeiten	gegenüber	SWFH	aus	
Gewinnabführung – 58.669 58.669 – 51.404 51.404

Verbindlichkeiten	aus	sonstigen	Steuern – 41.786 41.786 – 19.196 19.196

Derivative	Finanzinstrumente 17.844 13.073 30.917 19.090 11.315 30.405

Verbindlichkeiten	aus	Umsatzsteuer – 38.612 38.612 – 8.811 8.811

Erhaltene	Anzahlungen	 – 18.507 18.507 – 16.182 16.182

Verbindlichkeit	Konzessionsabgabe – 11.132 11.132 – 11.075 11.075

Verbindlichkeiten	aus	erhaltenen	
Sicherheiten – 3.943 3.943 – 3.714 3.714

Übrige	finanzielle	Verbindlichkeiten 9.595 31.206 40.801 10.493 19.526 30.019

Übrige	nicht	finanzielle	Verbindlichkeiten 1.604 36.179 37.783 1.263 30.435 31.698

29.043 325.983 355.026 30.846 253.009 283.855

Die derivativen Finanzinstrumente gliedern sich in folgende Kategorien:
t	51

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ lAngfristig kurzfristig gesAmt lAngfristig kurzfristig gesAmt

Derivative	Finanzinstrumente 17.844 13.073 30.917 19.090 11.315 30.405

davon	ohne	Sicherungsbeziehung 545 2.016 2.561 833 4.054 4.887

davon	in	Sicherungsbeziehung		
Cashflow	Hedge 17.299 11.057 28.356 18.257 7.261 25.518

Die übrigen finanziellen Verbindlichkeiten beinhalten im Wesentlichen eine Abgrenzung im Rahmen 
eines Leasingverhältnisses in Höhe von 10,4 Mio. Euro (Vorjahr 11,2 Mio. Euro).

In den übrigen nicht finanziellen Verbindlichkeiten sind wie im Vorjahr Vorauszahlungen von Kun-
den für Baukostenzuschüsse enthalten.

7.	 Berichterstattung	zu	Finanzinstrumenten

Zu den Finanzinstrumenten zählen originäre und derivative Finanzinstrumente.

Die originären Finanzinstrumente umfassen auf der Aktivseite im Wesentlichen die Forderungen, die 
übrigen finanziellen Vermögenswerte, Ausleihungen und Beteiligungen sowie die Zahlungsmittel 
und Zahlungsmitteläquivalente. Die übrigen finanziellen Vermögenswerte werden zu fortgeführten 
Anschaffungskosten angesetzt. Auf der Passivseite enthalten die originären Finanzinstrumente im 
Wesentlichen die zu Anschaffungskosten bewerteten Verbindlichkeiten. Der Bestand an originären 
Finanzinstrumenten wird in der Bilanz ausgewiesen, die Höhe der finanziellen Vermögenswerte gibt 
das maximale Ausfallrisiko an. Soweit bei den finanziellen Vermögenswerten Ausfallrisiken erkenn-
bar sind, werden diese Risiken durch Wertberichtigungen erfasst.

Finanzielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten werden in die folgenden Bewertungskategorien 
eingeteilt:

	› 	Finanzielle	Vermögenswerte	und	Verbindlichkeiten,	die	erfolgswirksam	zum	beizulegenden	
zeitwert	bewertet	werden,	umfassen	Derivate	und	andere	Handelsinstrumente.	Bei	mainova	ge-
hören	dieser	Bewertungskategorie	ausschließlich	Derivate	an.	Derivate	sind	 in	den	 langfristigen	
finanziellen	Vermögenswerten	sowie	in	den	sonstigen	Vermögenswerten	bzw.	in	den	übrigen	lang-	
und	kurzfristigen	Verbindlichkeiten	 ausgewiesen.	Von	der	Möglichkeit,	 Finanzinstrumente	beim	
erstmaligen	Ansatz	als	erfolgswirksam	zum	beizulegenden	Zeitwert	einzustufen	 (sog.	Fair	Value	
Option),	wird	kein	Gebrauch	gemacht.

	› 	Kredite	und	Forderungen	umfassen	die	nicht	an	einem	aktiven	Markt	notierten	finanziellen	Ver-
mögenswerte	mit	festen	oder	bestimmbaren	Zahlungen,	die	keine	Derivate	sind	und	nicht	als	zur	
Veräußerung	verfügbar	eingestuft	werden.	Dieser	Bewertungskategorie	werden	die	Forderungen	
aus	Lieferungen	und	Leistungen	und	die	in	den	Posten	„Langfristige	finanzielle	Vermögenswerte“	
sowie	in	den	sonstigen	Vermögenswerten	enthaltenen	Ausleihungen	und	andere	Forderungen	und	
Darlehen	zugeordnet.

	› 	die	bis	zur	Endfälligkeit	zu	haltenden	finanziellen	Vermögenswerte	umfassen	nichtderivative	
finanzielle	Vermögenswerte	mit	festen	bzw.	bestimmbaren	Zahlungen	und	fester	Laufzeit,	bei	de-
nen	die	Absicht	und	die	Fähigkeit	zum	Halten	bis	zur	Endfälligkeit	bestehen	und	die	keiner	der	
anderen	Bewertungskategorien	zugeordnet	sind.	Bei	mainova	sind	keine	finanziellen	Vermögens-
werte	dieser	Bewertungskategorie	zugeordnet.

	› 	die	 zur	 Veräußerung	 verfügbaren	 finanziellen	 Vermögenswerte	 umfassen	 finanzielle	 Vermö-
genswerte,	die	keine	Derivate	sind	und	keiner	der	zuvor	genannten	Bewertungskategorien	zuge-
ordnet	sind.	Dieser	Bewertungskategorie	sind	die	in	dem	Posten	„Langfristige	finanzielle	Vermö-
genswerte“	enthaltenen,	nicht	nach	der	Equity-Methode	bewerteten	Beteiligungen	zugeordnet.

	› 	Finanzielle	Verbindlichkeiten,	die	keine	Derivate	sind,	umfassen	die	Finanzschulden,	die	Verbind-
lichkeiten	aus	Lieferungen	und	Leistungen	und	die	übrigen	Verbindlichkeiten.
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Die folgende Tabelle stellt die Buchwerte und beizulegenden Zeitwerte (Fair Values) der in den einzelnen Bilanzposten enthaltenen 
 Finanzinstrumente dar:

t	52

wertAnsAtz	bilAnz	nAch	iAs	39

tsd.	€

bewertungs-
kAtegorie	

nAch	iAs	39
buchwert	
31.12.2013

fortgeführte	
AnschAffungs-

kosten

fAir	vAlue	
erfolgs-
wirksAm

derivAte	im	
hedge	

	Accounting
wertAnsAtz	
nAch	iAs	17

fAir	vAlue	
31.12.2013

Vermögenswerte

Forderungen	aus	lieferungen	und	leistungen LaR 314.935 314.935 – – – 314.935

langfristige	finanzielle	Vermögenswerte

Ausleihungen LaR 17.231 17.231 – – – 17.231

Leasingforderungen	 n.a. 68.848 – – – 68.848 68.848

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FAHfT	/	n.a. 3.380 – 3.380 – – 3.380

Derivative	Finanzinstrumente	Zinsen FAHfT	/	n.a. 828 – – 828 – 828

Sonstige	Beteiligungen	 AfS 24.763 18.940 5.823 – – 5.823

Übrige	langfristige	finanzielle	Vermögenswerte LaR 57 57 – – – 57

Sonstige	Vermögenswerte

Forderungen	aus	Cash	Pooling	gegen	den	
Stadtwerke-Konzern	 LaR 166.505 166.505 – – – 166.505

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FAHfT	/	n.a. 5.155 – 5.075 80 – 5.155

Leasingforderungen	 n.a. 4.779 – – – 4.779 4.779

Übrige	kurzfristige	finanzielle	Vermögenswerte LaR 16.906 16.906 – – – 16.906

Flüssige	mittel	 n.a. 16.752 16.752 – – – 16.752

Eigenkapital	und	Schulden

Finanzschulden FLAC 760.524 760.524 – – – 666.771

Verbindlichkeiten	aus	lieferungen	und	leistungen FLAC 236.527 236.527 – – – 236.527

Übrige	langfristige	Verbindlichkeiten

Originäre	Finanzinstrumente FLAC 27 27 – – – 27

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FLHfT	/	n.a. 13.925 – 545 13.380 – 13.925

Derivative	Finanzinstrumente	Zinsen FLHfT	/	n.a. 3.919 – – 3.919 – 3.090

Leasingverbindlichkeiten n.a. 9.568 – – – 9.568 9.568

Übrige	kurzfristige	Verbindlichkeiten

Originäre	Finanzinstrumente FLAC 142.293 142.293 – – – 142.293

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FLHfT	/	n.a. 13.073 – 2.016 11.057 – 13.073

Leasingverbindlichkeiten n.a. 797 – – – 797 797

davon	aggregiert	nach	Bewertungskategorien	
gemäß	iAS	39

Zu	Handelszwecken	gehaltene	finanzielle	
Vermögenswerte	(Financial	assets	held	for	trading) FAHfT 8.455 8.455

Kredite	und	Forderungen	(Loans	and	receivables) LaR 515.634 515.577

Zur	Veräußerung	verfügbare	finanzielle	
Vermögenswerte	(Available	for	sale	financial	
assets) 	AfS 24.763 5.823

Finanzielle	Verbindlichkeiten	zu	fortgeführten	
Anschaffungskosten	(Financial	liabilities	measured	
at	amortized	cost) 	FLAC 1.139.371 1.045.618

Zu	Handelszwecken	gehaltene	finanzielle	
Verbindlichkeiten	(Finanical	liabilities	held	for	
trading) 	FLHfT 2.561 2.561

t	53

wertAnsAtz	bilAnz	nAch	iAs	39

tsd.	€

bewertungs-
kAtegorie	

nAch	iAs	39
buchwert	
31.12.2012

fortgeführte	
AnschAffungs-

kosten

fAir	vAlue	
erfolgs-
wirksAm

derivAte	im	
hedge	

	Accounting
wertAnsAtz	
nAch	iAs	17

fAir	vAlue	
31.12.2012

Vermögenswerte

Forderungen	aus	lieferungen	und	leistungen LaR 270.384 270.384 – – – 270.384

langfristige	finanzielle	Vermögenswerte

Ausleihungen LaR 15.709 15.709 – – – 15.709

Leasingforderungen	 n.a. 73.627 – – – 73.627 73.627

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FAHfT	/	n.a. 256 – 4 252 – 256

Derivative	Finanzinstrumente	Zinsen FAHfT	/	n.a. – – – – – –

Sonstige	Beteiligungen	 AfS 29.699 29.699 – – – –

Übrige	langfristige	finanzielle	Vermögenswerte LaR 57 57 – – – 57

Sonstige	Vermögenswerte

Forderungen	aus	Cash	Pooling	gegen	den	
Stadtwerke-Konzern	 LaR 123.464 123.464 – – – 123.464

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FAHfT	/	n.a. 3.197 – 3.099 98 – 3.197

Leasingforderungen	 n.a. 4.410 – – – 4.410 4.410

Übrige	kurzfristige	finanzielle	Vermögenswerte LaR 31.674 31.674 – – – 31.674

Flüssige	mittel	 n.a. 10.678 10.678 – – – 10.678

Eigenkapital	und	Schulden

Finanzschulden FLAC 740.181 740.181 – – – 723.170

Verbindlichkeiten	aus	lieferungen	und	leistungen FLAC 213.801 213.801 – – – 213.801

Übrige	langfristige	Verbindlichkeiten

Originäre	Finanzinstrumente FLAC 34 34 – – – 34

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FLHfT	/	n.a. 7.237 – 833 6.404 – 7.237

Derivative	Finanzinstrumente	Zinsen FLHfT	/	n.a. 11.853 – – 11.853 – –

Leasingverbindlichkeiten n.a. 10.366 – – – 10.366 10.366

Übrige	kurzfristige	Verbindlichkeiten

Originäre	Finanzinstrumente FLAC 133.624 133.624 – – – 133.624

Derivative	Finanzinstrumente	Commodities FLHfT	/	n.a. 11.315 – 4.054 7.261 – 11.315

Leasingverbindlichkeiten n.a. 797 – – – 797 797

davon	aggregiert	nach	Bewertungskategorien	
gemäß	iAS	39

Zu	Handelszwecken	gehaltene	finanzielle	
Vermögenswerte	(Financial	assets	held	for	trading) FAHfT 3.103 3.103

Kredite	und	Forderungen	(Loans	and	receivables) LaR 441.288 441.231

Zur	Veräußerung	verfügbare	finanzielle	
Vermögenswerte	(Available	for	sale	financial	
assets) AfS 29.699 –

Finanzielle	Verbindlichkeiten	zu	fortgeführten	
Anschaffungskosten	(Financial	liabilities	measured	
at	amortized	cost) FLAC 1.087.640 1.070.629

Zu	Handelszwecken	gehaltene	finanzielle	
Verbindlichkeiten	(Finanical	liabilities	held	for	
trading) FLHfT 4.887 4.887
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Der Posten „Sonstige Beteiligungen“ umfasst zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögens-
werte, deren beizulegende Zeitwerte nicht zuverlässig ermittelt werden können und die zu Anschaf-
fungskosten bewertet werden. Es handelt sich dabei um den Buchwert der nicht nach der Equity-Me-
thode einbezogenen Unternehmen sowie sonstige Beteiligungen, die keinen notierten Marktpreis in 
einem aktiven Markt haben. Mainova beabsichtigt keine Veräußerung dieser Posten.

Aufgrund der kurzen Laufzeiten der Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente, der Forderun-
gen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie der übrigen kurzfristigen Forde-
rungen und Verbindlichkeiten wird angenommen, dass die beizulegenden Zeitwerte den Buchwer-
ten entsprechen.

Die beizulegenden Zeitwerte der Finanzschulden werden als Barwerte der zukünftig erwarteten Cash-
flows ermittelt. Zur Diskontierung werden marktübliche Zinssätze, bezogen auf die entsprechenden 
Fristigkeiten, verwendet. Zudem wird das eigene Ausfallrisiko berücksichtigt. Die Finanzschulden 
sind der Stufe 2 zugeordnet.

Darüber hinaus existieren finanzielle Garantien in Höhe von 26,9 Mio. Euro (Vorjahr 30,7 Mio. Euro). 
Da es sich hier im Wesentlichen um Eventualverbindlichkeiten und Sicherheiten für Adressausfallri-
siken handelt, sind keine Buchwerte und Fair Values ermittelbar (siehe auch Erläuterungen in Ab-
schnitt 10).

Die folgende Tabelle stellt für die zum beizulegenden Zeitwert bewerteten Finanzinstrumente dar, 
anhand welcher Methoden die Bewertung erfolgt:

t	54

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ stufe	1 stufe	2 stufe	3 stufe	1 stufe	2 stufe	3

Übrige	langfristige	Forderungen	und	
finanzielle	Vermögenswerte

Derivative	Finanzinstrumente

ohne	Sicherungsbeziehung – 3.380 – – 4 –

mit	Sicherungsbeziehung	(Cashflow	
Hedge) – 828 – – 252 –

Sonstige	Beteiligungen 5.823 – – – – –

Sonstige	Vermögenswerte

Derivative	Finanzinstrumente

ohne	Sicherungsbeziehung – 5.075 – – 3.099 –

mit	Sicherungsbeziehung	(Cashflow	
Hedge) – 80 – – 98 –

5.823 9.363 – – 3.453 –

Übrige	langfristige	Verbindlichkeiten

Derivative	Finanzinstrumente

ohne	Sicherungsbeziehung – 545 – – 833 –

mit	Sicherungsbeziehung	(Cashflow	
Hedge) – 17.299 – – 18.257 –

Übrige	kurzfristige	Verbindlichkeiten

Derivative	Finanzinstrumente

ohne	Sicherungsbeziehung – 2.016 – – 4.054 –

mit	Sicherungsbeziehung		
(Cashflow	Hedge) – 11.057 – – 7.261 –

– 30.917 – – 30.405 –

5.823 –	21.554 –	26.952

Die einzelnen Stufen sind gemäß IFRS 7 wie folgt definiert:

In Stufe 1 sind die Vermögenswerte und Schulden eingruppiert, deren Notierungen an aktiven und 
zugänglichen Märkten für identische Vermögenswerte und Verbindlichkeiten verfügbar sind.

In Stufe 2 erfolgt die Bewertung anhand von Inputfaktoren, bei denen es sich nicht um die in  Stufe 1 
berücksichtigten notierten Preise handelt, die sich aber für den Vermögenswert oder die Schuld ent-
weder mittelbar oder unmittelbar beobachten lassen.

In Stufe 3 wird die Bewertung der Vermögenswerte und Schulden auf der Basis von Modellen mit 
nicht am Markt beobachtbaren Inputparametern vorgenommen.

Soweit Mainova Geschäfte mit Finanzinstrumenten vereinbart, erfolgt dies auf der Grundlage von 
marktüblichen Rahmenverträgen. Insoweit hat Mainova mit verschiedenen Marktpartnern Rahmen-
verträge auf der Grundlage des von der EFET (European Federation of Energy Traders) bzw. auf der 
Grundlage des vom Bankenverband veröffentlichten DRV FT (deutscher Rahmenvertrag für Finanz-
termingeschäfte) vereinbart. Dieser enthält die Möglichkeit, im Falle eines Ausfalls des Vertragspart-
ners oder einer berechtigten außerordentlichen Kündigung durch Mainova alle unter dem jeweili-
gen Rahmenvertrag abgeschlossenen Geschäfte gegeneinander aufzurechnen. Die nachfolgende 
Übersicht zeigt diejenigen finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlichkeiten, die ge-
mäß IAS 32 saldiert werden können oder rechtlich durchsetzbaren Globalverrechnungssverträgen 
oder ähnlichen Vereinbarungen unterliegen.

t	55

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€

brutto-	
beträge		

von	finAnz-	
instrumen-

ten	in	der	
bilAnz

betref-
fende	

finAnz-
instru-
mente,		

die	nicht	
sAldiert	
wurden

netto-	
betrAg

brutto-
beträge	

von	finAnz-
instrumen-

ten	in	der	
bilAnz

betref-
fende	

finAnz-
instru-
mente,		

die	nicht	
sAldiert	
wurden

netto-	
betrAg

Finanzielle	Vermögenswerte

Strom-	und	Gasforwards 8.394 –	479 7.915 3.101 –	436 2.665

Kohle-,	Öl-	und	Gasswaps 141 –	140 1 352 –	352 –

Zinsswaps 828 –	162 666 – – –

9.363 –	781 8.582 3.453 –	788 2.665

Finanzielle	Schulden

Strom-	und	Gasforwards 528 –	479 49 2.940 –	436 2.504

Kohle-,	Öl-	und	Gasswaps 26.470 –	140 26.330 15.612 –	352 15.260

Zinsswaps 3.919 –	162 3.757 11.853 – 11.853

30.917 –	781 30.136 30.405 –	788 29.617

40.280 –	1.562 38.718 33.858 –	1.576 32.282

Die folgende Tabelle stellt die in der Gewinn- und Verlustrechnung berücksichtigten Nettogewinne 
bzw. -verluste von Finanzinstrumenten, gegliedert nach den Bewertungskategorien des IAS 39, dar:

t	56

tsd.	€ 31.12.2013 31.12.2012

Kredite	und	Forderungen	 –	3.611 –	1.395

Zu	Handelszwecken	gehaltene	Finanzinstrumente 7.131 –	256

Zur	Veräußerung	verfügbare	finanzielle	Vermögenswerte –	4.344 1.345

–	824 –	306
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Die Nettogewinne bzw. -verluste aus Finanzinstrumenten der Kategorie „Kredite und Forderungen“ 
beinhalten im Wesentlichen die Ergebnisse aus Wertminderungen auf Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen in Höhe von 6,3 Mio. Euro (Vorjahr 1,4 Mio. Euro) und erfolgswirksame Wertaufho-
lungen in Höhe von 1,5 Mio. Euro (Vorjahr 8 Tsd. Euro). Wie im Vorjahr wurden keine Wertberich-
tigungen auf sonstige finanzielle Vermögenswerte vorgenommen.

Die Nettogewinne bzw. -verluste aus „Zu Handelszwecken gehaltenen Finanzinstrumenten“ beinhal-
ten die Ergebnisse aus freistehenden Energiederivaten mit einem Ertrag in Höhe von 7,1 Mio. Euro 
(Vorjahr Aufwand 0,3 Mio. Euro).

Das Nettoergebnis der „Zur Veräußerung verfügbaren finanziellen Vermögenswerte“ umfasst Erträge 
aus Beteiligungen sowie Wertminderungen.

t	57

tsd.	€ 2013 2012

Gesamtzinserträge 9.315 9.742

Gesamtzinsaufwendungen 31.549 28.852

Die Gesamtzinserträge und -aufwendungen resultieren aus finanziellen Vermögenswerten und finan-
ziellen Verbindlichkeiten, die nicht erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden. 
Hier handelt es sich im Wesentlichen um Zinserträge aus Finanzierungsleasingverhältnissen, Darle-
hen, Tages- und Festgeldanlagen sowie Ausleihungen. Die Zinsaufwendungen resultieren insbeson-
dere aus Fremddarlehen. Aufgelaufene Zinserträge auf wertgeminderte finanzielle Vermögenswerte 
bestehen nicht, da die wertberichtigten Vermögenswerte ausschließlich kurzfristig sind.

Die hier veröffentlichten Zahlen weichen vom Finanzergebnis ab, da u. a. die Zinskomponenten aus 
Rückstellungen und Pensionsverpflichtungen nicht unter die Angabepflichten des IFRS 7 fallen.

Finanzrisikomanagement

Einsatz	von	derivativen	Finanzinstrumenten

Überblick
Im Rahmen des operativen Geschäfts ist Mainova finanzwirtschaftlichen Preisrisiken im Commodity-
Bereich ausgesetzt. Unternehmenspolitik ist es, diese Risiken durch ein Risikomanagement auszu-
schalten oder zu begrenzen. Hierzu werden seitens der Mainova derivative Finanzinstrumente ein-
gesetzt, z. B. Swaps und Forwards. Sie unterliegen den im Risikomanagementhandbuch des 
Marktrisikokomitees für den Bereich Energiebezug und -handel aufgeführten Arbeitsanweisungen. 
Das Marktrisikokomitee setzt die Rahmenbedingungen für die Energiebeschaffung und -vermarktung 
in Bezug auf den zulässigen Risikogehalt und das Value-at-Risk-Limit. Zur Absicherung der Risiken 
und zur Erzielung von Handelsmargen werden im Commodity-Bereich physisch zu erfüllende Ter-
mingeschäfte sowie finanzielle Sicherungsgeschäfte eingesetzt. Die Risikoposition der Stromge-
schäfte wird durch einen Value-at-Risk-Ansatz (VaR) sowie Volumenlimits begrenzt. Ferner wird auf 
die Erläuterungen zum Risikomanagement im Lagebericht verwiesen. Anzeichen von Risikokonzen-
trationen liegen zum 31. Dezember 2013 nicht vor.

Des Weiteren ist Mainova dem Risiko marktbedingter Schwankungen der Zinssätze ausgesetzt. Das 
Treasury-Gremium legt Rahmenbedingungen und Richtlinien für die Treasury-Aufgaben fest. Dazu 
gehört unter anderem die Festlegung der Zinsabsicherungsstrategie. Mainova setzt zur Begrenzung 
des Risikos Zinsswaps ein.

Bei der Bilanzierung von Derivaten wendet Mainova Hedge Accounting an. Voraussetzung für die 
Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen (Hedge Accounting) ist es, dass der eindeutige Sicherungs-
zusammenhang zwischen Grundgeschäft und Sicherungsgeschäft dokumentiert und deren Effektivi-
tät nachgewiesen ist. Derivative Finanzinstrumente, welche die strengen Anforderungen des IAS 39 
nicht erfüllen, werden als freistehende Derivate bilanziert, d. h., alle Marktwertänderungen werden 
unmittelbar erfolgswirksam in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.

Das Nominalvolumen der im Folgenden dargestellten Geschäfte wird unsaldiert angegeben. Es stellt 
die Summe aller Kauf- und Verkaufsbeträge dar, die den Geschäften zugrunde liegen. Die Höhe des 
Nominalvolumens erlaubt Rückschlüsse auf den Umfang des Einsatzes von Derivaten, gibt aber nicht 
das Risiko des Konzerns aus dem Einsatz von Derivaten wieder.

Derivate	ohne	Sicherungsbeziehung
t	58

nominAl mArktwert

tsd.	€ <	1	jAhr 1	–	5	jAhre summe
summe	

vorjAhr positiv negAtiv summe <	1	jAhr
summe	

vorjAhr

Strom

Forward	(long) 42.697 14.245 56.942 13.264 3 –	363 –	360 –	348 –	1.944

Forward	(short) 33.758 14.941 48.699 13.485 8.276 – 8.276 4.915 2.018

Gas

Forward	(long) 11.082 589 11.671 8.498 38 –	146 –	108 –	127 –	433

Forward	(short) 10.432 – 10.432 8.584 77 –	19 58 58 520

Kohle

Swap	(Payer) 4.333 – 4.333 1.332 – –	902 –	902 –	902 –	65

öl

Swap	(Payer) 37 – 37 549 – –	1 –	1 –	1 –	93

Swap	(Receiver) 38 – 38 – 2 – 2 2 –

Gas

Swap	(Payer) 19.519 15.383 34.902 60.134 – –	1.130 –	1.130 –	597 –	1.787

Swap	(Receiver) 4.816 – 4.816 – 59 – 59 59 –

126.712 45.158 171.870 105.846 8.455 –	2.561 5.894 3.059 –	1.784

Derivate	mit	Sicherungsbeziehung
t	59

nominAl mArktwert

tsd.	€ <	1	jAhr
1	–	5	

jAhre >	5	jAhre summe
summe	

vorjAhr positiv negAtiv summe <	1	jAhr
summe	

vorjAhr

Kohle

Swap	(Payer) 42.149 63.695 – 105.844 122.358 – –	22.297 –	22.297 –	10.846 –	10.715

öl

Swap	(Payer) – – – – 15.971 – – – – –	161

Gas

Swap	(Payer) 20.452 44.922 – 65.374 103.604 80 –	2.140 –	2.060 –	131 –	2.439

zinsen

Swap	(Payer) – – 200.000 200.000 200.000 828 –	3.919 –	3.091 – –	11.853

62.601 108.617 200.000 371.218 441.933 908 –	28.356 –	27.448 –	10.977 –	25.168

Cashflow	Hedges	(Hedge	Accounting)
Im Gasgeschäft werden Öl- und Gasswaps zur Gaspreisfixierung von Bezugsmengen und zur Siche-
rung des Eigenbedarfs abgeschlossen. Ferner werden Kohleswaps zur Sicherung des Kohleindex aus 
einem Virtual-Power-Plant-Vertrag sowie auch zur Sicherung der Eindeckungsmengen für die Kraft-
werke eingesetzt. Die Laufzeiten der Grundgeschäfte betragen in der Regel bis zu drei Jahre. Bei den 
Sicherungsinstrumenten handelt es sich um Swaps, die während der gesamten Vertragslaufzeit Zah-
lungsströme generieren.

Zur Begrenzung des Zinsänderungsrisikos setzt Mainova Forward-Starting-Zinsswaps ein. Durch 
diese Instrumente werden Zahlungsströme aus variabel verzinslichen langfristigen Finanzschulden 
gesichert. Dabei sind die Laufzeiten der Zinsswaps auf die erwartete Rückzahlung der Darlehen ab-
gestimmt. Die Zahlungsströme der Zinsswaps beginnen mit dem Auslaufen der Zinsbindungsfrist der 
entsprechenden Darlehen.
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Beim Cashflow Hedge Accounting werden Bewertungsänderungen des effektiven Teils des Derivats 
zunächst erfolgsneutral in der Rücklage für Cashflow Hedges im sonstigen Ergebnis erfasst und erst 
bei der Realisierung des Grundgeschäfts in die Gewinn- und Verlustrechnung umgegliedert. Der in-
effektive Teil eines Hedges wird sofort erfolgswirksam ausgewiesen.

Der bilanzierte beizulegende Zeitwert der im Rahmen von Cashflow Hedges eingesetzten Sicherungs-
instrumente betrug zum Abschlussstichtag – 27,5 Mio. Euro (Vorjahr – 25,2 Mio. Euro).

Die diskontierten Zahlungen aus den Cashflow Hedges werden nach den am Bilanzstichtag vorlie-
genden Informationen in den folgenden Zeitspannen aus der Rücklage für Cashflow Hedges im sons-
tigen Ergebnis in die Gewinn- und Verlustrechnung umgegliedert.

t	60

tsd.	€
buchwert	
31.12.2013 2014 2015 2016 >	2016

Kohleswaps –	23.196 –	12.122 –	8.841 –	2.233 –

Ölswaps – – – – –

Gasswaps –	2.110 –	1.654 –	456 – –

Zinsswaps –	3.091 – – – –	3.091

Die Ergebnisse aus der Umgliederung werden in dem Posten der Gewinn- und Verlustrechnung aus-
gewiesen, in dem auch das gesicherte Grundgeschäft erfasst wird, d. h. im Materialaufwand bzw. in 
den Finanzaufwendungen. Die Ergebnisse aus den ineffektiven Anteilen von Cashflow Hedges wer-
den ebenfalls im Materialaufwand bzw. in den Finanzaufwendungen erfasst. Im Jahr 2013 wurde ein 
Aufwand in Höhe von 16,5 Mio. Euro (Vorjahr 22,5 Mio. Euro) im sonstigen Ergebnis erfasst. Ein 
Aufwand in Höhe von 12,8 Mio. Euro (Vorjahr Ertrag in Höhe von 4,4 Mio. Euro) wurde aus dem 
sonstigen Ergebnis in die Gewinn- und Verlustrechnung umgegliedert.

Die Rücklage für Cashflow Hedges hat sich demnach wie folgt entwickelt:
t	61	

tsd.	€ 2013 2012

Stand	01.01. –	17.018 1.543	

Zugänge	aus	Marktwertänderungen 9.379 3.257	

Cashflow	Hedges	Kohle 159 1	

Cashflow	Hedges	Öl 48 2.477	

Cashflow	Hedges	Gas 410 779	

Cashflow	Hedges	Zinsen 8.762 –	

Abgänge	aus	Marktwertänderungen –	25.847 –	25.738	

Cashflow	Hedges	Kohle –	24.095 –	17.203	

Cashflow	Hedges	Öl –	127 –	246	

Cashflow	Hedges	Gas –	1.625 –	2.365	

Cashflow	Hedges	Zinsen – –	5.924	

Zugänge	aus	der	Umgliederung	in	Gewinn-	und	Verlustrechnung 13.402 8.354	

Cashflow	Hedges	Kohle 11.940 5.960	

Cashflow	Hedges	Öl 239 450	

Cashflow	Hedges	Gas 1.223 1.944	

Abgänge	aus	der	Umgliederung	in	Gewinn-	und	Verlustrechnung –	562 –	12.762	

Cashflow	Hedges	Kohle – –	103	

Cashflow	Hedges	Öl –	562 –	12.520	

Cashflow	Hedges	Gas – –	139	

Latente	Steuer	auf	erfolgsneutrale	Veränderungen	der	Cashflow	Hedges 19 8.328	

Stand	31.12. –	20.627 –	17.018	

Aus dem ineffektiven Teil von Cashflow Hedges ergab sich zum 31. Dezember 2013 insgesamt ein 
Aufwand in Höhe von 1,2 Mio. Euro (Vorjahr Ertrag in Höhe von 459 Tsd. Euro).

Das Ergebnis in der Gewinn- und Verlustrechnung stellt sich demnach wie folgt dar:
t	62

tsd.	€ 2013 2012

realisiertes	Ergebnis –	12.840 4.408

davon	aus	Cashflow	Hedges	Kohle –	11.940 –	5.857

davon	aus	Cashflow	Hedges	Öl 323 12.070

davon	aus	Cashflow	Hedges	Gas –	1.223 –	1.805

ineffektivität	Sicherungsbeziehung –	1.239 –	459

davon	aus	Cashflow	Hedges	Kohle –	1.298 –	533

davon	aus	Cashflow	Hedges	Öl 9 78

davon	aus	Cashflow	Hedges	Gas 50 –	4

Ergebnis	aus	cashflow	hedge	Accounting –	14.079 3.949

preisrisiken	aus	commodities

Vertrieb	Strom	und	Gas,	Eigenhandel	sowie	Eigenerzeugung
Auf der Erzeugungsseite ergeben sich Risiken vor allem aus der Stromproduktion. Diese wird in star-
kem Maße von der Entwicklung der Marktpreise für Strom, fossile Brennstoffe (insbesondere Kohle 
und Gas) und Co2-Zertifikate beeinflusst. Ein Risiko liegt beispielsweise darin, dass höhere Rohstoff-
notierungen nicht durch entsprechend höhere Stromerlöse kompensiert werden können. Neben der 
Erzeugungsseite ist auch das Vertriebsgeschäft für Strom und Gas mit Risiken verbunden. Diese re-
sultieren z. B. aus unerwarteten Nachfrageschwankungen aufgrund von Wettbewerbs- und Konjunk-
tureinflüssen sowie Temperaturänderungen. Die Preisrisiken auf den Beschaffungs- und Absatzmärk-
ten ermittelt Mainova fortlaufend. Zur Risikominderung auf der Absatz- und Beschaffungsseite setzt 
Mainova unter anderem derivative Finanzinstrumente ein. Der Vorstand wird monatlich über den 
aktuellen Bestand an Derivaten informiert.

Alle Strom-Forwards, die zu Handelszwecken abgeschlossen worden sind, werden als finanzielle Ver-
mögenswerte oder finanzielle Verbindlichkeiten (freistehende Derivate) bilanziert. Die derivativen Fi-
nanzinstrumente sind zu Marktwerten bewertet. Als Marktwert eines Finanzinstruments gilt der Be-
trag, der im Geschäftsverkehr zwischen sachverständigen, vertragswilligen und voneinander 
unabhängigen Vertragspersonen unter aktuellen Marktbedingungen erzielt werden kann. Die Markt-
werte werden aus Börsenkursen oder anhand anerkannter Bewertungsmethoden abgeleitet. Als Teil 
des Risikomanagementsystems von Preisrisiken aus Stromderivaten setzt Mainova eine VaR-Ana-
lyse ein, bei der die Risikoposition gegenüber Änderungen der Marktpreise für Strom, Gas, Kohle 
und Emissionen regelmäßig gemessen wird. Unter Vorgabe eines Konfidenzniveaus und einer Hal-
teperiode wird ein maximaler Verlust berechnet. Folgende Annahmen liegen der Ermittlung des VaR 
zugrunde:

	› 	Potenzielle	Verluste	resultieren	aus	Marktwertänderungen.
	› 	Die	bei	der	VaR-Berechnung	verwendete	Volatilität	wird	nach	statistischen	Verfahren	aus	

historischen	Marktpreisen	ermittelt.
	› Das	Konfidenzniveau	beträgt	99	%	bei	einer	Halteperiode	von	fünf	Tagen.

Der VaR ergibt sich aus den Marktwerten der offenen Positionen unter Berücksichtigung der Volati-
litäten für die einzelnen Commodities. Das 99 %ige Konfidenzniveau und die Halteperiode von fünf 
Tagen implizieren, dass mit einer Wahrscheinlichkeit von 1 % der Portfolioverlust nach fünf Tagen 
größer sein wird als der Betrag des VaR. Die Mainova berechnet regelmäßig einen Gesamt-VaR für 
das Handelsportfolio, der sich aus den VaR für Strom- und Gasbeschaffung, Eigenerzeugung (ein-
schließlich der Brennstoffe für Wärmeerzeugung), virtuelles Kraftwerk, Kraftwerk Irsching und dem 
Eigenhandel für Gas und CO2 zusammensetzt.
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Der maximale Verlust, der mit 99 %iger Wahrscheinlichkeit und einer Halteperiode von fünf Tagen 
nicht überschritten wird, verteilt sich auf kurz- und langfristige Termingeschäfte wie folgt:

t	63

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ <	1	jAhr 1	–	5	jAhre gesAmt <	1	jAhr 1	–	5	jAhre gesAmt

Value-at-Risk	Strombeschaffung 9 2.839 2.848 12 2.516 2.528

Value-at-Risk	Gasbeschaffung 587 5.536 6.123 1.649 3.376 5.025

Value-at-Risk	Eigenerzeugung 159 2.049 2.208 135 2.187 2.322

Value-at-Risk	Gemeinschaftskraftwerk	Irsching 401 144 545 152 325 477

Value-at-Risk	virtuelle	Kraftwerksverträge 7 182 189 17 525 542

Value-at-Risk	Eigenhandel	Gas 13 13 26 – – –

Value-at-Risk	Eigenhandel	CO2 – – – 34 – 34

Absicherung	durch	Kohle-,	Öl-	und	Gasswaps
Sowohl für Kohle-, Öl- als auch Gasswaps wird durch Sensitivitätsanalysen ermittelt, welche Aus-
wirkungen hypothetische Änderungen der jeweiligen Risikovariablen (Änderung des Kohle- bzw. 
Öl- und Gaspreises um 10 %) auf das Jahresergebnis sowie auf das Eigenkapital zum Bilanzstichtag 
hätten. Die beizulegenden Zeitwerte der derivativen Finanzinstrumente werden auf der Basis einer 
hypothetischen Änderung des Marktpreisniveaus neu berechnet. Die Abweichungen von den tat-
sächlich angesetzten beizulegenden Zeitwerten der derivativen Finanzinstrumente stellen die poten-
ziellen Effekte auf das Jahresergebnis sowie auf das Eigenkapital zum Bilanzstichtag dar.

Kohle-, Öl- und Gaspreisänderungen würden sich nach Steuern wie folgt auswirken:
t	64

2013 2012

tsd.	€
ergebnis-	

effekt

eigen-
kApitAl-

effekt
ergebnis-	

effekt

eigen-
kApitAl-

effekt

Kohle

Preissteigerung	um	10	% 1.654 4.328 1.083 6.677

Preissenkung	um	10	% –	238 –	5.743 –	107 –	7.653

öl

Preissteigerung	um	10	% – – 32 1.089

Preissenkung	um	10	% – – –	417 –	705

Gas

Preissteigerung	um	10	% 2.087 4.275 4.013 6.957

Preissenkung	um	10	% –	1.998 –	4.364 –	4.011 –	6.959

Es wurden nicht in vollem Umfang der Grundgeschäfte Sicherungsgeschäfte (Swaps) auf die Roh-
stoffe bzw. auf die Preisindizes Kohle, Öl und Gas abgeschlossen.

zinsänderungsrisiko
Zinsänderungsrisiken resultieren aus marktbedingten Schwankungen der Zinssätze und wirken sich 
auf die Höhe der Zinsaufwendungen aus. Bei Mainova bestehen Zinsänderungsrisiken für variabel 
verzinsliche Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, für welche die Laufzeiten die vereinbar-
ten Zinsbindungsfristen übersteigen, in denen der Zinssatz fixiert ist. Der Buchwert der variabel ver-
zinslichen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten ohne Berücksichtigung der Darlehen für den 
Anteilserwerb an der Thüga Holding GmbH & Co. KGaA (Thüga Holding) beträgt zum Zeitpunkt des 
Auslaufens der Zinsbindungsfristen 36,0 Mio. Euro (Vorjahr 61,6 Mio. Euro). Mainova begegnet der-
artigen Zinsänderungsrisiken durch den Abschluss von Verträgen mit langfristigen Zinsbindungs-
fristen. Bei einer Änderung des Zinssatzes um einen Prozentpunkt würde sich das Ergebnis im Jahr 
2014 um 307 Tsd. Euro (Vorjahr 65 Tsd. Euro) verändern.

Die im Rahmen der langfristigen Finanzierung des Anteilserwerbs an der Thüga Holding abgeschlos-
senen Darlehensverträge haben eine Laufzeit bis zum Jahr 2035. Die Zinsbindung läuft zwischen den 
Jahren 2014 und 2020 aus. Das Risiko potenziell steigender Zinsen und höherer Zinszahlungen wird 
bei dem überwiegenden Teil der Darlehen durch den Abschluss von Zinsswaps begrenzt. Die Zins-
swaps haben eine Laufzeit von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt des Auslaufens der Zinsbindung. Bei 
einer Erhöhung des Zinssatzes um einen Prozentpunkt würde sich der Marktwert der Zinsswaps um 
14,7 Mio. Euro (Vorjahr 16,2 Mio. Euro) erhöhen, bei einer Senkung des Zinssatzes um einen Pro-
zentpunkt würde sich der Marktwert und damit das Eigenkapital um 18,6 Mio. Euro (Vorjahr 21,0 Mio. 
Euro) reduzieren. Der Buchwert der Darlehen zum Zeitpunkt des Auslaufens der Zinsbindungsfris-
ten, bei denen das Zinsänderungsrisiko nicht durch Zinsswaps begrenzt wurde, beträgt 100,0 Mio. 
Euro (Vorjahr 175,0 Mio. Euro).

währungsrisiko
Alle Beschaffungs- und Handelsgeschäfte werden derzeit in Euro abgerechnet. Somit ist Mainova 
keinen Währungsrisiken ausgesetzt.

Kreditrisiko
Das Kredit- oder Ausfallrisiko der Mainova liegt in der Verschlechterung der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse zum einen auf der Kundenseite und zum anderen bei den Kontrahenten im Energiehandel 
begründet.

Ausfallrisiken von Forderungen gegenüber Kunden begegnet Mainova durch eine Straffung der Pro-
zesse im Forderungsmanagement sowie durch verschärfte Bonitätsrichtlinien für den Abschluss von 
neuen Verträgen und für Gewährung von Ratenplänen. Weiterhin sind die 300 größten Kunden an 
ein „Online-Ratingsystem“ angeschlossen. Jegliche Veränderung von externen Ratings dieser Kun-
den erhält das Forderungsmanagement von einer Wirtschaftsauskunftei umgehend online mitgeteilt. 
Beim Ausfall von Kontrahenten im Energiehandel besteht gleichfalls ein Kreditrisiko. Mainova kauft 
und verkauft Strom-, Gas- und Co2-Forwards mit physischer Erfüllung und Derivate auf Kohle, Öl und 
Gas mehrere Jahre im Voraus. Fällt ein Lieferant aus, besteht ein Wiedereindeckungsrisiko für den 
Fall, dass zwischenzeitlich die Marktpreise gestiegen sind, da die Menge zu einem höheren Preis 
wieder eingedeckt werden muss. Um dieses Risiko zu minimieren, schließt Mainova die Geschäfte 
überwiegend mit der Syneco Trading GmbH (Syneco Trading) ab. In einer Art Haftungspool für das 
Adressrisiko für Strom- und Nichtstrom-Geschäfte werden hier die Kreditrisiken aus allen Geschäf-
ten, die über Syneco Trading abgeschlossen werden, zusammengeführt und im Schadensfall zu-
nächst von der Thüga Aktiengesellschaft getragen und im Weiteren auf die Kunden der Syneco ver-
teilt. Aufgrund des umfangreichen Handelspartnerportfolios bestehen für Syneco Trading zudem 
deutlich höhere Netting-Möglichkeiten, wodurch Risiken reduziert werden können. Die (anteilige) 
Haftung betrifft nicht nur Ausfälle von Handelspartnern, sondern auch (als wenig wahrscheinlich 
angesehene) Ausfälle von Poolpartnern. Die Haftungsanteile der einzelnen Poolpartner sind nicht 
statisch, sondern sie bemessen sich nach deren offenen Geschäftsvolumina. Es wird u. a. auch auf 
Abschnitt 10 verwiesen.
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liquiditätsrisiko
Unter Liquiditätsrisiko wird das Risiko verstanden, dass Mainova nicht genügend Finanzmittel be-
sitzt, vertragsgemäß durch Lieferung von Zahlungsmitteln oder anderen finanziellen Vermögenswer-
ten ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Dem Liquiditätsrisiko wird durch ein systemati-
sches Liquiditätsmanagement durch das Konzern-Treasury der SWFH, basierend auf der 
Finanzplanung der Mainova, begegnet. Dabei wird die Liquidität durch die Planung der individuel-
len Ein- und Auszahlungsströme für das laufende und die vier darauf folgenden Jahre ermittelt, um 
die zukünftige Liquiditätsentwicklung aufzuzeigen und frühzeitig einen möglichen Liquiditätsbedarf 
zu erkennen. Zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit verfügt Mainova bei der SWFH über eine vom 
Konzern-Treasury-Gremium genehmigte Kreditlinie von 40 Mio. Euro (Vorjahr 40 Mio. Euro). Kre-
ditlinien bei Banken bestehen nicht.

Die nachfolgende Tabelle zeigt alle zum 31. Dezember 2013 bzw. 31. Dezember 2012 vertraglich fi-
xierten Zins- und Tilgungszahlungen für die bilanzierten finanziellen Verbindlichkeiten sowie Zah-
lungsströme aus derivativen Finanzinstrumenten. Für Kohle-, Öl-, Gas- und Zinsswaps, bei denen ein 
negativer Nettozahlungsausgleich („Net Settlement“) mit den Vertragspartnern erfolgt, werden ne-
gative undiskontierte Marktwerte angegeben. Jederzeit rückzahlbare finanzielle Verbindlichkeiten 
sind dem frühesten Zeitband zugeordnet.

t	65

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€ <	1	jAhr 1	–	5	jAhre >	5	jAhre gesAmt <	1	jAhr 1	–	5	jAhre >	5	jAhre gesAmt

Verbindlichkeiten	gegenüber	Kreditinstituten –	81.153 –	288.329 –	656.908 –	1.026.390 –	59.576 –	208.032 –	772.539 –	1.040.147

Sonstige	verzinsliche	Verbindlichkeiten	 –	18.415 –	12.005 – –	30.420 –	17.082 –	19.045 – –	36.127

Verbindlichkeiten	aus	Lieferungen	und	Leistungen –	236.527 – – –	236.527 –	213.801 – – –	213.801

Übrige	finanzielle	Verbindlichkeiten	 –	143.090 –	3.216 –	6.379 –	152.685 –	118.146 –	11.234 – –	129.380

Derivative	Finanzinstrumente

Strom-Forwards –	42.697 –	14.245 – –	56.942 –	13.264 – – –	13.264

Gas-Forwards –	11.082 –	589 – –	11.671 –	7.887 –	611 – –	8.498

Kohleswaps –	12.945 –	10.300 – –	23.245 –	6.047 –	4.766 – –	10.813

davon	ohne	Sicherungsbeziehung	 –	903 – – –	903 –	65 – – –	65

davon	in	Sicherungsbeziehung	Cashflow	Hedge –	12.042 –	10.300 – –	22.342 –	5.982 –	4.766 – –	10.748

Ölswaps –	1 – – –	1 –	370 – – –	370

davon	ohne	Sicherungsbeziehung	 –	1 – – –	1 –	95 – – –	95

davon	in	Sicherungsbeziehung	Cashflow	Hedge – – – – –	275 – – –	275

Gasswaps –	2.284 –	991 – –	3.275 –	2.561 –	1.912 – –	4.473

davon	ohne	Sicherungsbeziehung	 –	597 –	535 – –	1.132 –	954 –	838 – –	1.792

davon	in	Sicherungsbeziehung	Cashflow	Hedge –	1.687 –	456 – –	2.143 –	1.607 –	1.074 – –	2.681

Zinsswaps	(in	Sicherungsbeziehung	Cashflow	Hedge) – –	1.941 –	2.670 –	4.611 – –	1.771 –	13.212 –	14.983

Finanzielle	Garantien –	26.886 – – –	26.886 –	30.645 – – –	30.645

–	575.080 –	331.616 –	665.957 –	1.572.653 –	469.379 –	247.371 –	785.751 –	1.502.501
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Die Segmentdaten wurden in Übereinstimmung mit den Ansatz- und Bewertungsmethoden im Kon-
zernabschluss ermittelt. In den wesentlichen nicht zahlungswirksamen Effekten sind vor allem die 
Veränderungen der Rückstellungen einschließlich der erfolgsneutralen Veränderungen und die we-
sentlichen zahlungsunwirksamen sonstigen Aufwendungen und Erträge erfasst. Die segmentbezo-
genen Veränderungen des Working Capital wurden nicht ausgewiesen. Die Verrechnungspreise zwi-
schen den Segmenten entsprechen im Wesentlichen den üblichen Marktpreisen. 

Weitere Erläuterungen zu den Segmentergebnissen sind im Lagebericht enthalten.

Die Überleitung auf das Segmentergebnis ergibt sich wie folgt:
t	67

tsd.	€ 2013 2012	(1)

Ergebnis	nach	Ertragsteuern	lt.	GuV 116.049 95.858

Ertragsteuern 20.594 23.732

Segmentergebnis 136.643 119.590

(1)	Anpassung	der	Vorjahreszahlen	siehe	Anhang	Abschnitt	2	unter	Änderung	der	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden

8.	 Segmentberichterstattung

t	66

wärme-	&	strom-
erzeugung stromversorgung gAsversorgung wärmeversorgung wAsserversorgung beteiligungen

sonstige	Aktivitäten/
konsolidierung konzern

tsd.	€ 2013 2012	(1) 2013 2012	(1) 2013 2012	(1) 2013 2012	(1) 2013 2012	(1) 2013 2012	(1) 2013 2012	(1) 2013 2012	(1)

Außenumsatz 46.309 28.069 1.229.050 1.087.314 692.721 664.207 126.610 113.030 74.361 75.095 489 517 41.621 40.923 2.211.161 2.009.155

Innenumsatz 210.656 136.493 8.314 7.817 93.550 96.499 2.822 2.649 373 362 3.334 3.913 –	319.049 –	247.733 – –

Gesamtumsatz 256.965 164.562 1.237.364 1.095.131 786.271 760.706 129.432 115.679 74.734 75.457 3.823 4.430 –	277.428 –	206.810 2.211.161 2.009.155

Segmentergebnis 15.631 18.822 –	8.647 –	29.201 73.264 82.676 2.962 –	149 –	1.016 –	9.955 57.547 77.436 –	3.098 –	20.039 136.643 119.590

Ergebnis	aus	nach	der	
Equity-Methode	bilanzierten	
Finanzanlagen	 – – – – – – – – – – 81.444 92.992 – – 81.444 92.992

Planmäßige		Abschreibungen 17.805 8.729 14.652 15.501 12.837 12.457 5.725 5.770 5.895 5.847 – – 19.021 17.598 75.935 65.902

Wertminderungen – – – – – – – – – – 1.400 21.993 – – 1.400 21.993

Wertaufholungen – – – – – – – – – – – 26.627 – – – 26.627

Wesentliche	nicht	
zahlungswirksame	Posten –	11.636 188 –	3.327 32.583 –	512 163 3.087 –	252 18.726 19.631 68 – 4.319 6.698 10.725 59.011

Zinserträge 6.937 6.520 1.159 1.151 176 250 29 26 5 29 154 143 409 872 8.869 8.991

Zinsaufwendungen 7.358 2.478 1.731 2.180 1.641 8.580 563 908 793 1.036 19.088 18.363 2.088 3.152 33.262 36.697

(1)	Anpassung	der	Vorjahreszahlen	siehe	Anhang	Abschnitt	2	unter	Änderung	der	Bilanzierungs-	und	Bewertungsmethoden

Die Segmentberichterstattung der Mainova hat das Ziel, Informationen über die wesentlichen Ge-
schäftssegmente des Konzerns zur Verfügung zu stellen. Die Abgrenzung der berichtspflichtigen Seg-
mente ist nach dem verpflichtend anzuwendenden „Management Approach“ allein auf die intern vom 
Management zur Steuerung des Konzerns verwendete Berichtsstruktur ausgerichtet. Bei dem Seg-
mentergebnis handelt es sich um das Ergebnis vor Steuern (EBT). Da Mainova stark regional einge-
grenzt und ausschließlich innerhalb Deutschlands tätig ist, wurde auf eine Darstellung nach geogra-
fischen Merkmalen verzichtet.

Die Segmentberichterstattung untergliedert sich in die im Folgenden genannten Geschäftssegmente:

	› Wärme-	und	Stromerzeugung
	› Stromversorgung
	› Gasversorgung
	› Wärmeversorgung
	› Wasserversorgung
	› Beteiligungen
	› Sonstige	Aktivitäten/Konsolidierung

Das Segment wärme-	und	Stromerzeugung umfasst das Geschäft der Wärme- und Stromerzeu-
gungsanlagen der Mainova aG und der Tochterunternehmen. 

Die Segmente Strom-,	Gas-,	wärme-	und	wasserversorgung decken jeweils die Wertschöpfungs-
kette vom Bezug bzw. Handel über die Verteilung und den Vertrieb unserer Produkte ab.

Dem Segment Beteiligungen ist unser gesamtes Beteiligungsportfolio von 23 nach der Equity-Me-
thode einbezogenen Gemeinschafts- und assoziierten Unternehmen sowie 17 weiteren Beteiligungs-
gesellschaften zugeordnet.

Unter Sonstige	Aktivitäten/Konsolidierung werden Konsolidierungseffekte sowie andere, nicht den 
gesondert dargestellten Segmenten zuzuordnende Tätigkeiten von untergeordneter Bedeutung aus-
gewiesen; hierzu zählen Dienstleistungen der Zentralbereiche der Mainova für Dritte.
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9.	 Angaben	zur	Kapitalflussrechnung

Der Finanzmittelfonds in Höhe von 16,7 Mio. Euro (Vorjahr 10,7 Mio. Euro) besteht ausschließlich aus 
Kassenbeständen und Bankguthaben. Unter Berücksichtigung der Guthaben aus dem Cash Pooling 
bei der SWFH ergibt sich ein Finanzmittelbestand in Höhe von 172,6 Mio. Euro (Vorjahr 65,8 Mio. 
Euro).

Der positive Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit nahm gegenüber dem Vorjahr um 
79,0 Mio. Euro zu und beträgt 211,4 Mio. Euro. Neben einem gestiegenen Jahresüberschuss und 
höheren Abschreibungen ist der Anstieg insbesondere durch die Entwicklung der Verbindlichkei-
ten aus Lieferungen und Leistungen und der Steuerverbindlichkeiten verursacht. 

Im Geschäftsjahr 2013 liegen die Mittelabflüsse aus Investitionstätigkeit um 33,1 Mio. Euro über 
dem Vorjahr und betragen 143,8 Mio. Euro. Ursächlich hierfür sind im Wesentlichen höhere Auszah-
lungen aus Geldanlagen im Rahmen des Cash Poolings mit der SWFH. Gegenläufig haben sich die 
höheren Einzahlungen aus Anlageabgängen sowie die geringeren Investitionen in Sachanlagen und 
Tochterunternehmen ausgewirkt.

Der mit 61,6 Mio. Euro negative Cashflow aus Finanzierungstätigkeit ist gegenüber dem Vorjahr um 
40,2 Mio. Euro gestiegen. Dies ist vor allem auf geringere Darlehensaufnahmen und höhere Dar-
lehenstilgungen zurückzuführen.

Insgesamt konnten die Mittelabflüsse aus der lnvestitions- und Finanzierungstätigkeit aus der lau-
fenden Geschäftstätigkeit gedeckt werden, sodass sich der Finanzmittelbestand um 6,0 Mio. Euro er-
höht hat.

10.	 Sonstiges

Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeiter

Im Jahresdurchschnitt waren bei Mainova 2.858 (Vorjahr 2.974) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigt.

Ergebnis	je	Aktie
t	68

31.12.2013 31.12.2012

unver-
wässert ver	wässert

unver-
wässert ver	wässert

Gesellschaftern	der	Mainova	AG	zurechenbares	Ergebnis	in	Tsd.	€ 114.366 114.366 95.842 95.842

Gewichtete	Anzahl	der	Aktien	der	SWFH	als	Organträger	in	Tsd. 4.182 4.182 4.182 4.182

Ergebnis	je	Stückaktie	in	€ 27,35 27,35 22,92 22,92

Da nur die Stückaktien der SWFH als Organträger an der Gewinnverwendung teilnehmen, erfüllen 
nur diese Stückaktien die Definition „Ordinary Shares“ nach IAS 33. Die Anteile der anderen Gesell-
schafter partizipieren nicht am Gewinn und Verlust der Gesellschaft, sondern erhalten vom Organ-
träger eine feste Garantiedividende in Höhe von 9,48 Euro je Stückaktie. Das Ergebnis je Aktie ist 
daher der Quotient aus dem Ergebnis der Mainova vor Gewinnabführung und der Anzahl der Stück-
aktien der SWFH.

Eventualverbindlichkeiten	und	finanzielle	Verpflichtungen

Die Eventualverbindlichkeiten setzen sich zum 31. Dezember 2013 wie folgt zusammen:
t	69

2013 2012

tsd.	€
nominAl-

betrAg vAlutA
nominAl-

betrAg vAlutA

Bürgschaften 23.525 16.317 25.525 19.910

Gewährleistungsverträge 9.440 10.569 12.726 10.790

32.965 26.886 38.251 30.700

Für die Beteiligung GKI hat Mainova im Zusammenhang mit der Finanzierung des Kraftwerks zu-
gunsten einer Geschäftsbank eine selbstschuldnerische und unbefristete Teilbürgschaft für den Kre-
ditrahmen bei der Bank abgegeben. Der Anteil der Mainova beträgt 20,3 Mio. Euro und entspricht 
15,6 % des Kreditrahmens. Die Verpflichtung valutiert zum Stichtag mit 13,2 Mio. Euro.

Auf der Basis der bis zum Aufstellungszeitpunkt gewonnenen Erkenntnisse geht die Mainova der-
zeit davon aus, dass die den vorab genannten Eventualverbindlichkeiten zugrunde liegenden Ver-
pflichtungen von den jeweiligen Hauptschuldnern erfüllt werden können. Daher schätzt die Mainova 
bei allen Eventualverbindlichkeiten die Wahrscheinlichkeit einer Inanspruchnahme als gering ein.

Finanzielle	Verpflichtungen ergeben sich aus den nachfolgend aufgeführten Sachverhalten:
t	70

dAvon	mit	einer	restlAufzeit

tsd.	€
gesAmt-	
betrAg

bis	zu		
1	jAhr 1	–	5	jAhre

über		
5	jAhre

Verpflichtungen	aus	abgeschlossenen	Energielieferverträgen 596.298 351.035 245.263 –

Bestellobligo	für	begonnene	Investitions-	und	Instandsetzungs-
maßnahmen 14.231 14.231 – –

Verpflichtungen	durch	Erwerb	von	Emissionsrechten 26.213 15.127 11.086 –

Verpflichtungen	zur	Einzahlung	in	die	Kapitalrücklage	der	
Gemeinschaftskraftwerk	Bremen	GmbH	&	Co.	KG 7.726 7.726 – –

Nominalwerte	aus	Miet-,	Pacht-	und	Leasingverträgen	(Operating	
Leasing) 28.729 4.183 10.949 13.597

Nachschussverpflichtung	MHKW	Müllheizkraftwerk	Frankfurt	am	
Main	GmbH 1.000 1.000 – –

Verpflichtung	zur	Leistung	einer	Einlage	in	das	Eigenkapital	der	
Thüga	Erneuerbare	Energien	GmbH	&	Co.	KG 134 134 – –

Gesamt 674.331 393.436 267.298 13.597

Das Bestellobligo steht insbesondere in Zusammenhang mit diversen Bau- und Modernisierungs-
maßnahmen.

Die Verpflichtungen zur Einzahlung in die Kapitalrücklage des Gemeinschaftskraftwerk Bremen 
GmbH & Co. KG (GKB) entstehen im Rahmen der Inanspruchnahme von Baufinanzierungsmitteln 
durch die GKB im Zusammenhang mit dem Kraftwerksbau.

Die Verpflichtungen aus Miet-, Pacht- und Leasingverträgen (Operating Leasing) betreffen überwie-
gend langfristige Pachtverträge für Stromerzeugungs- und Versorgungsanlagen, Miet- und Leasing-
verpflichtungen für Lager- und Verwaltungsgebäude sowie für die Grundstücke unserer Windparks.

Die Nachschussverpflichtung bezüglich der MHKW Müllheizkraftwerk Frankfurt am Main GmbH 
(MHKW) beruht auf § 17 des Gesellschaftsvertrags in der Fassung vom 11. November 2008. Danach 
kann die Gesellschafterversammlung mit Mehrheitsbeschluss von den Gesellschaftern Nachschüsse 
bis zu der Höhe von 2,0 Mio. Euro (davon Mainova 1,0 Mio. Euro) einfordern. Aufgrund der Betei-
ligungsverhältnisse kann eine Nachschusspflicht ohne Zustimmung der Mainova nicht beschlossen 
werden.
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Leasing

Die nachstehende Tabelle stellt die Investitionen in Finanzierungsleasingverhältnisse dar:
t	71

31.12.2013 31.12.2012

tsd.	€

brutto-	
investi-	
tionen

bArwert		der		
mindest-	
leAsing-	

zAhlungen

brutto-	
investi-	
tionen

bArwert	der		
mindest-	
leAsing	-

zAhlungen

Fällig	bis	1	Jahr 11.464 10.874 11.514 10.922

Fällig	1	bis	5	Jahre 44.792 33.256 45.210 33.624

Fällig	über	5	Jahre 60.873 26.996 71.918 31.184

117.129 71.126 128.642 75.730

Barwert	des	nicht	garantierten	Restwerts 2.501 2.307

leasingforderungen 73.627 78.037

Die Bruttoinvestition lässt sich wie folgt in den Barwert der Mindestleasingzahlungen überleiten:
t	72

tsd.	€ 31.12.2013 31.12.2012

Ausstehende	Mindestleasingzahlungen 111.693 123.206

Nicht	garantierte	Restwerte 5.436 5.436

Bruttoinvestition 117.129 128.642

Nicht	realisierter	Finanzertrag 43.502 50.605

nettoinvestition 73.627 78.037

Barwert	der	nicht	garantierten	Restwerte 2.501 2.307

Barwert	der	mindestleasingzahlungen 71.126 75.730

Die im Jahr 2013 im Rahmen von Finanzierungsleasingverhältnissen als Ertrag erfassten bedingten 
Mietzahlungen betragen 0,3 Mio. Euro (Vorjahr 0,2 Mio. Euro).

Bei den Finanzierungsleasingverhältnissen handelt es sich um Pachtverträge über Kraftwerke und 
Versorgungsnetze sowie Contracting-Projekte, bei denen Mainova zwar rechtlicher Eigentümer ist, 
die wesentlichen Chancen und Risiken aus der Nutzung des Vermögenswerts aber beim Kunden lie-
gen. Dies hat zur Folge, dass die Vermögenswerte nicht im Sachanlagevermögen der Mainova, son-
dern stattdessen in den Forderungen aus Finanzierungsleasing zu bilanzieren sind.

Mit der AVA GmbH besteht ein Vertrag über die Verpachtung eines HKW in Frankfurt am Main Nord-
weststadt einschließlich Grundstück. Die AVA GmbH verpachtet ihre Abfallverbrennungsanlage ge-
meinsam mit dem von Mainova gepachteten HKW an die MHKW zum Betrieb eines einheitlichen 
Müllheizkraftwerks. Das Vertragsverhältnis mit der AVA GmbH hat eine Laufzeit von 22,5 Jahren und 
endet am 30. Juni 2029.

Die AVA GmbH zahlt einen Pachtzins, der sich aus mehreren festen Bestandteilen und einem varia-
blen Bestandteil zusammensetzt. Der Pachtzins ist hinsichtlich des festen Teils wertgesichert. Die 
jährliche Preisanpassung ist an die Entwicklung des Preisindex der Erzeugnisse von Investitionsgü-
terproduzenten gebunden.

Im Rahmen des mit der Süwag Energie AG abgeschlossenen Pachtvertrags verpachtet Mainova ihr 
in den Gebieten Unterliederbach, Sindlingen, Zeilsheim und Sossenheim liegendes Stromnetz. Der 
Vertrag hat eine Laufzeit von 20 Jahren und endet am 31. Dezember 2026.

Bei den Contracting-Projekten handelt es sich insbesondere um einen bereits im Jahr 2001 abge-
schlossenen Energieliefervertrag mit der Fraport AG, zu dessen Zweck die Mainova eigens ein Heiz-/
Kältewerk errichtet hat und dieses betreibt. Der jährliche Grundpreis des Energieliefervertrags, der 
auch die Kosten für die Nutzungsüberlassung des Heiz-Kältewerks enthält, ist an die Entwicklung 

des Investitionsgüterindex geknüpft. Der Vertrag hat eine Laufzeit von elf Jahren und endet am 
 31. Dezember 2020.

Beziehungen	zu	nahestehenden	Unternehmen	und	Personen

Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen und Personen, welche die Mainova beherrschen oder 
maßgeblich beeinflussen, sowie Beziehungen zu Unternehmen, die von Mainova beherrscht oder 
maßgeblich beeinflusst werden, müssen angegeben werden.

Durch die Beteiligung der Stadt Frankfurt am Main über den Mehrheitsgesellschafter SWFH ist 
Mainova ein von diesen Gesellschaftern beherrschtes Unternehmen.

Im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit unterhält Mainova mit seinen Tochterunternehmen 
Geschäftsbeziehungen zu zahlreichen nahestehenden Personen und Unternehmen.

Mit nahestehenden natürlichen Personen des Managements in Schlüsselpositionen sowie deren 
nächsten Familienangehörigen haben keine wesentlichen Transaktionen stattgefunden. Als Manage-
ment in Schlüsselpositionen ist bei der Mainova nur der Vorstand anzusehen.

Mit den nahestehenden Unternehmen wurden in den Geschäftsjahren 2013 und 2012 Geschäfte 
getätigt, die zu folgenden Abschlussposten führten:

t	73

stAdtwerke	frAnkfurt	
Am	mAin	holding	gmbh	
sowie	deren	tochter-,	
gemeinschAfts-	und	

Asso	ziierte	unterneh-
men

stAdt	frAnkfurt	Am	
mAin	sowie	deren	
tochter-,	gemein-

schAfts-	und	Asso-
ziierte	unternehmen

thügA	Ag	und	deren	
tochter-	und	gemein-
schAftsunternehmen

gemeinschAfts	-
unternehmen

Assoziierte	
	unternehmen	(*)

tsd.	€ 2013 2012 2013 2012 2013 2012 2013 2012 2013 2012

Energie-	und	
wasserlieferungen

Umsatzerlöse	 31.414 29.664 82.337 83.383 232.632 241.566 22.372 33.658 89.877 104.409

Materialaufwand 1.437 415 1.314 1.109 484.020 437.631 15.438 16.978 538.601 525.258

Forderungen 5.900 8.061 32.572 28.023 5.920 1 3.054 1.366 13.829 56.334

Verbindlichkeiten 18 1.089 526 800 333 769 2.012 3.463 77.182 110.116

Sonstiges

Erträge	 18.214 18.738 20.790 24.895 4.587 3.677 11.561 8.011 65.482 80.797

Aufwendungen 97.539 83.608 54.473 51.036 701 539 2.578 1.725 4.820 28.049

Forderungen 118.220 143.797 6.476 9.501 1 – 1.733 150 1.484 3.298

Verbindlichkeiten 49.180 86.780 45.965 33.790 25.527 3.298 10.667 8.502 410 4.716

(*)	einschließlich	der	Thüga	Holding	GmbH	&	Co.	KGaA

Alle Geschäftsbeziehungen mit nahestehenden Unternehmen und Personen sind zu marktüblichen 
Konditionen abgeschlossen worden und unterscheiden sich grundsätzlich nicht von den Finanzie-
rungskonditionen bzw. den Liefer- und Leistungsbeziehungen mit anderen Unternehmen.
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Grundzüge	der	Vergütung	von	Vorstand	und	Aufsichtsrat

Für die Festlegung der Gesamtbezüge der einzelnen Vorstandsmitglieder ist gemäß dem am 5. August 
2009 in Kraft getretenen Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsvergütung (VorstAG) das Aufsichts-
ratsplenum zuständig.

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich aus einer fixen und einer variablen Vergütung zu-
sammen. Die fixe Vergütung besteht aus einer Grundvergütung und einem Tantiemeanteil. Lediglich 
die Grundvergütung ist ruhegehaltsfähig. Zusätzlich erhalten die einzelnen Vorstandsmitglieder Sach-
leistungen. Diese umfassen im Wesentlichen marktübliche Versicherungsleistungen und Dienst-
wagen. Die variable Vergütung teilt sich in eine kurzfristige variable Vergütungskomponente sowie 
ein langfristiges Anreizprogramm (LAP) auf.

Die Höhe der kurzfristigen variablen Vergütungskomponente ist an das Erreichen von Finanzzielen 
gekoppelt. Sie bemisst sich dabei am Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (EBT Mainova-
Konzern) zuzüglich des außerordentlichen Ergebnisses gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB des 
Mainova-Konzerns.

Um die Nachhaltigkeit und Langfristigkeit der Vergütungsstruktur zu erhöhen und den Anforderun-
gen des VorstAG in vollem Umfang zu genügen, nehmen die Vorstandsmitglieder an dem langfristi-
gen Anreizprogramm LAP teil. Die Auszahlung im Rahmen des LAP erfolgt am Ende eines dreijähri-
gen Performancezeitraums. Dabei bestimmt das Erreichen von vorab definierten finanziellen und 
qualitativen Erfolgszielen die Höhe der Auszahlung. Als finanzielles Erfolgsziel dient dabei das er-
reichte kumulierte Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (EBT Mainova-Konzern) zuzüglich 
des außerordentlichen Ergebnisses gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB des Mainova-Konzerns wäh-
rend des Performancezeitraums. Als qualitative Erfolgsziele werden die „Mitarbeiterzufriedenheit“ 
und „Kundenzufriedenheit“ herangezogen.

Die Auszahlung der langfristigen variablen Vergütungskomponente ist nach oben hin begrenzt 
(Kappung). Werden die Mindestziele in allen Komponenten nicht erreicht, so entfällt eine Auszah-
lung der langfristigen variablen Vergütung vollständig.

Für die kurzfristige und langfristige variable Vergütung hat der Aufsichtsrat eine Anpassungsmög-
lichkeit für außerordentliche Entwicklungen vereinbart.

Die Vorstandsmitglieder bzw. deren Hinterbliebene haben Anspruch auf Ruhegehalt bzw. Hinter-
bliebenenversorgung. Als Ruhegehalt werden ab dem Eintritt in den Vorstand der Mainova 35 % der 
zuletzt bezogenen Grundvergütung garantiert. Abweichend hiervon erhält ein Vorstandsmitglied 
 aufgrund der hohen Versorgungsanwartschaften aus früheren Anstellungsverhältnissen, welche 
 angerechnet werden, ab dem Eintritt in den Vorstand der Mainova 45 % der zuletzt bezogenen 
Grundvergütung. Der Anspruch von 35 % bzw. 45 % erhöht sich mit dem Ablauf eines jeden Jahres 
als Vorstandsmitglied der Mainova um jeweils 2 % bis zum im Dienstvertrag geregelten Höchstbe-
trag. Der fixe Tantiemeanteil wird bei der Berechnung des Ruhegehalts nicht berücksichtigt.

Die Bezüge des Vorstands im Geschäftsjahr 2013 gehen aus der nachfolgenden Übersicht hervor:
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Dr.	Constantin	
H. Alsheimer 264.996 46.000 53.238 108.640 41.195 514.069 520.625 82.123

Prof.	Dr.	Peter	Birkner 199.992 46.000 35.302 66.080 10.261 357.635 212.066 87.673

Norbert	Breidenbach 109.998 23.000 23.610 48.720 14.997 220.325 22.723 22.723

Lothar	Herbst 199.992 46.000 36.482 78.400 21.211 382.085 1.051.051 158.657

Dr.	Marie-Luise	
Wolff-Hertwig 100.002 23.000 – – 9.246 132.248 261.066 –

Summe 874.980 184.000 148.632 301.840 96.910 1.606.362 2.067.531 351.176

Für das Geschäftsjahr 2012 wurden im Jahr 2013 erfolgsabhängige Tantiemen von 799.774,00 Euro 
ausgezahlt.

Im Geschäftsjahr 2013 wurden Vorstandsmitgliedern keine Kredite oder Vorschüsse gewährt.

Für den Fall, dass die Stadt Frankfurt am Main mit dem ihr direkt und indirekt zuzurechnenden An-
teil nicht mehr die Mehrheit am stimmberechtigten Grundkapital der Mainova aG innehat (Kontroll-
wechsel), oder im Falle eines Rechtsformwechsels gemäß §§ 190 ff. UmwG oder beim Abschluss ei-
nes wirksamen Vertrags, der die Mainova aG der Beherrschung eines anderen Unternehmens 
außerhalb des Stadtwerke-Frankfurt-Konzerns unterstellt (Beherrschungsvertrag gemäß § 291 Abs. 1 
S. 1 1. Alt. AktG), gewährt die Mainova aG dem Vorsitzenden des Vorstands ein Sonderkündigungs-
recht und das Recht zur Niederlegung seines Amts. Für den Fall der wirksamen und fristgerechten 
Kündigung und Amtsniederlegung erhält der Vorsitzende des Vorstands eine Abfindung in Höhe des 
Zweifachen seiner letztmaligen Jahresgesamtbezüge. Maximale Obergrenze ist jedoch die Höhe der 
Gesamtvergütung für die Restlaufzeit des Dienstvertrags.

Im Geschäftsjahr 2013 bestand für die Unternehmensleitung sowie für die Mitglieder des Aufsichts-
rats eine Vermögensschadenshaftpflichtversicherung (D & O-Versicherung). Hierfür sind Versiche-
rungsprämien in Höhe von 77.533,50 Euro aufgewendet worden.
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Die Vergütung des Aufsichtsrats ist in der Satzung geregelt und beträgt für 2013:
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€
fixe	
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Dr.	h.	c.	Petra	Roth 10.417 3.600 14.017

Uwe	Becker 20.833 6.800 27.633

Peter	Arnold 17.000 7.600 24.600

Ewald	Woste	 17.000 3.600 20.600

Peter	Bodens 11.833 4.000 15.833

Hans-Dieter	Bürger 15.000 4.400 19.400

Jutta	Ebeling 12.000 2.800 14.800

Reinhold	Falk 12.000 6.400 18.400

Markus	Frank	 12.000 3.600 15.600

René	Gehringer	 10.000 3.600 13.600

Dr.	h.	c.	Ernst	Gerhardt 12.000 4.400 16.400

Rosemarie	Heilig 11.833 4.000 15.833

Holger	Klingbeil	 12.000 4.400 16.400

Cornelia	Kröll 10.000 1.600 11.600

Klaus	Oesterling 5.833 1.200 7.033

Bernd	Rudolph 10.000 3.600 13.600

Nicole	Salm 12.000 4.400 16.400

Edwin	Schwarz	 10.000 2.800 12.800

Ralf-Rüdiger	Stamm 12.000 6.800 18.800

Jürgen	Wachs 7.500 2.400 9.900

Frank	Wiese	 12.000 4.800 16.800

Thomas	Wissgott 3.000 800 3.800

Summe 256.249 87.600 343.849

Die Bezüge des Beirats beliefen sich auf 62.400,00 Euro.

Die Bezüge ehemaliger Vorstandsmitglieder und ihrer Hinterbliebenen belaufen sich auf 648.404,06 
Euro. Für diese Personengruppe sind Pensionsansprüche in Höhe von 8.366.038,00 Euro zurück-
gestellt worden.

Erklärung	des	Vorstands	und	des	Aufsichtsrats	der	Mainova	AG	gemäß	
	§ 161	AktG

Nach § 161 AktG haben börsennotierte Unternehmen jährlich eine Erklärung zur Beachtung der Emp-
fehlungen der Regierungs kommission Deutscher Corporate Governance Kodex zu veröffentlichen. 
Die entsprechende Erklärung von Mainova für den Zeitraum bis zum 4. Dezember 2013 wurde am 
5. Dezember 2013 im Internet (www.mainova.de/governance-bericht) abgegeben und den Aktio nären 
dauerhaft zugänglich gemacht.

Honorare	des	Abschlussprüfers

Das im Geschäftsjahr 2013 für den Konzernabschlussprüfer, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, erfasste Honorar betrug für die Prüfung des Konzernabschlusses 408 Tsd. Euro. Ferner 
betrug das Honorar für sonstige Leistungen 247 Tsd. Euro. 

Angaben	zu	Konzessionen	und	Gestattungen

Zwischen Mainova und der Stadt Frankfurt am Main sowie einer Reihe von weiteren Städten und 
Gemeinden bestehen Wegenutzungs- und Gestattungsverträge im Strom-, Gas-, Fernwärme- und 
Wasserbereich.

In den Wegenutzungsverträgen zur Strom- und Gasversorgung wird die Nutzung von öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen und städtischen bzw. gemeindeeigenen Grundstücken für die Verlegung 
und den Betrieb von Leitungen sowie Anlagen zur Strom- bzw. Gasversorgung geregelt. Der Netz-
betrieb zur allgemeinen Versorgung mit Strom und Gas erfolgt durch die NRM. Es besteht in den je-
weiligen Stadt- bzw. Gemeindegebieten eine gesetzliche Pflicht des Netzbetreibers zur Gewährleis-
tung eines diskriminierungsfreien Netzanschlusses und -zugangs.

Die Laufzeit der Wegenutzungsverträge im Strom und Gas ist auf 20 Jahre begrenzt. Während der 
Laufzeit der Wegenutzungsverträge besteht die Verpflichtung zur Zahlung von Konzessionsabgaben, 
deren Höchstgrenzen nach der Verordnung über Konzessionsabgaben für Strom und Gas (KAV) fest-
gesetzt sind. Die Konzessionsabgaben werden den Endkunden im Rahmen der Energielieferung von 
den jeweiligen Händlern in Rechnung gestellt und von diesen an den Netzbetreiber abgeführt. Der 
Netzbetreiber wiederum führt die eingezogenen Konzessionsabgaben an Mainova ab. Mainova leis-
tet schließlich Konzessionsabgaben an die jeweilige Stadt oder Gemeinde auf der Grundlage des 
Wegenutzungsvertrags und im Rahmen der KAV.

Soweit eine Stadt oder Gemeinde nach dem Ablauf der Vertragslaufzeit den Wegenutzungsvertrag 
nicht mehr mit Mainova fortführen möchte, besteht eine gesetzliche Übereignungspflicht bezüglich 
der örtlichen Strom- bzw. Gasverteilungsanlagen an den neuen Konzessionsnehmer oder die Stadt 
bzw. Gemeinde, falls diese den Netzbetrieb selbst übernehmen will. Die Überlassung erfolgt gegen 
Zahlung einer wirtschaftlich angemessenen Vergütung an Mainova.

Mit den Gestattungs- und Konzessionsverträgen über Wasser und Fernwärme werden das Recht und 
die Verpflichtung zur Bereitstellung von Wasser- und Abwasserdienstleistungen bzw. zur Versorgung 
mit Fernwärme, zum Betrieb der entsprechenden Infrastruktur und zur Durchführung von Investiti-
onen geregelt. Die Gestattungen und die Konzessionen laufen in der Regel über einen Zeitraum von 
20 Jahren.

Frankfurt am Main, den 10. März 2014

dr.	Alsheimer	 prof.	dr.	birkner		 breidenbAch	 herbst
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Konsolidierungskreis	und	Anteilsbesitzliste	des	mainova-Konzerns

t	76
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Anteil	Am	

	kApitAl eigenkApitAl
ergebnis		

nAch	steuern umsAtzerlöse jAhr

% tsd.	€ tsd.	€ tsd.	€

Verbundene	unternehmen

Biomasse-Kraftwerk	Fechenheim	GmbH	 Frankfurt	am	Main 90,00 12.953 633 9.161 2013

Energieversorgung	Main-Spessart	GmbH	 Aschaffenburg 100,00 18.038 3.182 22.405 2013

Erdgas	Westthüringen	Beteiligungsges.	mbH Bad	Salzungen 56,00 27.209 5.042 – 2013

Ferme	Eolienne	de	Migé	SARL Toulouse 100,00 –	90 –	90 – 2013

Hotmobil	Deutschland	GmbH Gottmadingen 100,00 4.088 1.306 11.097 2013

Mainova	Beteiligungsgesellschaft	mbH Frankfurt	am	Main 100,00 116.273 29.732 – 2013

Mainova	EnergieDienste	GmbH Frankfurt	am	Main 100,00 4.795 –	1.157 43.766 2013

Mainova	Erneuerbare	Energien	Verwaltungs	GmbH Frankfurt	am	Main 100,00 30 3 12 2013

Mainova	Gemeinschaftswindpark	Hohenahr	GmbH	&	Co.	KG Frankfurt	am	Main 85,00 9.279 372 3.083 2013

Mainova	Wind	Onshore	Verwaltungs	GmbH	 Frankfurt	am	Main 100,00 28 2 – 2013

Mainova	ServiceDienste	Gesellschaft	mbH Frankfurt	am	Main 100,00 63 6.137 56.390 2013

Mainova	PV_Park	1	GmbH	&	Co.	KG Frankfurt	am	Main 100,00 6.150 –	37 3.032 2013

Mainova	PV_Park	2	GmbH	&	Co.	KG	(4) Eggebek 100,00 1.229 27 521 2013

Mainova	PV_Park	3	GmbH	&	Co.	KG	(5) Eggebek 100,00 1.932 51 827 2013

Mainova	PV_Park	4	GmbH	&	Co.	KG	(6) Eggebek 100,00 2.119 56 911 2013

Mainova	PV_Park	5	GmbH	&	Co.	KG	(7) Eggebek 100,00 2.574 73 1.102 2013

Mainova	PV_Park	6	GmbH	&	Co.	KG	(8) Eggebek 100,00 2.892 53 1.229 2013

Mainova	PV_Park	7	GmbH	&	Co.	KG	(9) Eggebek 100,00 561 6 242 2013

Mainova	Wind	Beteiligungs	GmbH	&	Co.	KG Frankfurt	am	Main 100,00 18 –	16 – 2013

Mainova	Windpark	Niederhambach	GmbH	&	Co.	KG	(11) Frankfurt	am	Main 100,00 6.172 108 1.348 2013

Mainova	Windpark	Remlingen	GmbH	&	Co.	KG	 Frankfurt	am	Main 100,00 6.622 284 2.457 2013

Mainova	Windpark	Siegbach	GmbH	&	Co.	KG Frankfurt	am	Main 100,00 3.776 53 1.497 2013

NRM	Netzdienste	Rhein-Main	GmbH Frankfurt	am	Main 90,00 5.051 2.522 543.314 2013

SRM	StraßenBeleuchtung	Rhein-Main	GmbH Frankfurt	am	Main 100,00 36 1.039 11.403 2013

Zweite	Mainova	Erneuerbare	Energien	Verwaltungs	GmbH	 Frankfurt	am	Main 100,00 36 9 19 2013

Assoziierte	unternehmen	

ABO	Wind	UW	Uettingen	GmbH	&	Co.	KG	(3) Heidesheim 28,80 –	6 –	6 52 2012

ABO	Wind	WP	Kirchhain	GmbH	&	Co.	KG Heidesheim 30,00 – 	– – 2012

book`n`drive	mobilitätssysteme	GmbH	(3) Wiesbaden 33,00 –	215 –	163 2.579 2012

Eisenacher	Versorgungsbetriebe	GmbH	(2) Eisenach 23,90 26.429 2.753 38.855 2012

Gas-Union	GmbH Frankfurt	am	Main 34,27 179.397 37.723 1.979.651 2012

Gasversorgung	Offenbach	GmbH	(1) Offenbach	am	Main 25,10 20.323 3.197 39.562 2012

Gemeinschaftskraftwerk	Bremen	GmbH	&	Co.	KG Bremen 25,10 67 –	4.787 – 2012

Gemeinschaftskraftwerk	Irsching	GmbH	 Vohburg 15,60 306.801 9.817 141.062 2012

Hessenwasser	GmbH	&	Co.	KG Groß-Gerau 36,36 90.855 862 67.555 2012

Infranova	Bioerdgas	GmbH	 Frankfurt	am	Main 49,90 965 294 6.190 2012

Metegra	GmbH	 Laatzen 25,00 –	243 –	516 1.886 2012

Ohra	Energie	GmbH	(1) Hörselgau 49,00 36.075 5.213 37.155 2012

Stadtwerke	Dreieich	GmbH Dreieich 26,25 41.101 4.539 50.162 2012

Stadtwerke	Hanau	GmbH Hanau 49,90 66.314 5.103 204.060 2012

Thüga	Holding	GmbH	&	Co.	KGaA	(2) München 20,53 2.574.900 297.700 6.846.200 2012

Werraenergie	GmbH Bad	Salzungen 49,00 30.936 1.313 37.698 2012

WPE	–	Hessische	Windpark	Entwicklungs	GmbH Wiesbaden 49,90 25 52 – 2013
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Gemeinschaftsunternehmen

ENAG	/	Maingas	Energieanlagen	GmbH	(1) Eisenach 50,00 12.681 2.427 12.372 2012

eserv	GmbH	&	Co.	KG	(10) Frankfurt	am	Main 50,00 – – – 2012

eserv	Verwaltungsgesellschaft	mbH	(10) Frankfurt	am	Main 50,00 – – – 2012

Gasversorgung	Main-Kinzig	GmbH	 Gelnhausen 50,00 43.152 4.031 43.172 2012

MHKW	Müllheizkraftwerk	Frankfurt	am	Main	GmbH	 Frankfurt	am	Main 50,00 27.774 5.476 71.669 2012

Oberhessische	Gasversorgung	GmbH Friedberg 50,00 22.404 2.372 28.936 2012

Service4EVU	GmbH	 Coburg 50,00 396 30 3.143 2012

Sonstige	Beteiligungen

8KU	Renewables	GmbH	(3) Berlin 12,50 303 9 329 2012

ABGnova	GmbH	(3) Frankfurt	am	Main 50,00 129 11 753 2012

ABO	Wind	AG	(3) Wiesbaden 10,37 39.899 5.488 51.920 2012

Dynega	Energiehandel	GmbH	(3) Frankfurt	am	Main 13,34 257 20 451 2012

Hanau	Netz	GmbH	 Hanau 10,00 50 –	14 – 2012

Hessenwasser	Verwaltungs	GmbH	(3) Groß-Gerau 36,33 62 3 – 2012

Joblinge	gemeinnützige	AG	FrankfurtRheinMain	 Frankfurt	am	Main 20,00 96 1 – 2012

Netzwerk	Offshore	Wind	GmbH	&	Co.	KG Frankfurt	am	Main 100,00 –	9 –	39 – 2013

Netzwerk	Offshore	Wind	Verwaltungs	GmbH Frankfurt	am	Main 100,00 15 –	2 – 2013

Offshore	Wind	für	Hessen	GmbH	&	Co.	KG Frankfurt	am	Main 60,00 8 –	35 – 2013

Offshore	Wind	für	Hessen	Verwaltungs	GmbH Frankfurt	am	Main 100,00 30 – 3 2013

SWM	Wind	Havelland	Holding	GmbH	&	Co.	KG	(3) München 12,50 90.172 2.257 41 2012

Südwestdeutsche	Rohrleitungsbau	GmbH	(3) Frankfurt	am	Main 29,90 4.036 77 20.343 2012

Syneco	Verwaltungs	GmbH	(3) München 25,10 5.034 29 90 2012

Syneco	GmbH	&	Co.	KG	(3) München 17,01 48.293 2.167 – 2012

	 (1)	Bilanzstichtag	30.	September
	 (2)	Konzernabschluss
	 (3)	Angaben	nach	HGB
	 (4)	ehemals:	PV	NordStrom	Eggebek	XIII	GmbH	&	Co.	KG
	 (5)	ehemals:	PV	NordStrom	Eggebek	XIV	GmbH	&	Co.	KG
	 (6)	ehemals:	PV	NordStrom	Eggebek	XV	GmbH	&	Co.	KG
	 (7)	ehemals:	PV	NordStrom	Eggebek	XVI	GmbH	&	Co.	KG
	 (8)	ehemals:	PV	NordStrom	Eggebek	XVII	GmbH	&	Co.	KG
	 (9)	ehemals:	PV	NordStrom	Eggebek	XVIII	GmbH	&	Co.	KG
(10)	Neugründung	in	2013
(11)	ehemals	ABO	Wind	WP	Niederhambach	GmbH	&	Co.	KG
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Bestätigungsvermerk	des	Abschlussprüfers

Wir haben den von der Mainova Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, aufgestellten Konzernab-
schluss – bestehend aus Gewinn- und Verlustrechnung, Gesamtergebnisrechnung, Bilanz, Eigenka-
pitalveränderungsrechnung, Kapitalflussrechnung und Anhang – sowie den Konzernlagebericht für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Aufstellung von Konzernab-
schluss und Konzernlagebericht nach den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergän-
zend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtlichen Vorschriften liegt in der Verant-
wortung des Vorstands der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht 
abzugeben. 

Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der anzu-
wendenden Rechnungslegungsvorschriften und durch den Konzernlagebericht vermittelten Bildes 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstä-
tigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Konzernabschluss 
und Konzernlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, der 
Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen des Vorstands sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Konzernabschluss den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315a 
Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung dieser 
Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Konzerns. Der Konzernlagebericht steht in Einklang mit dem Konzernabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Eschborn / Frankfurt am Main, den 10. März 2014

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Hauptmann   Galic
Wirtschaftsprüfer   Wirtschaftsprüfer
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Gemäß § 289 a HGB und gemäß der Emp-
fehlung in Ziff. 3.10 des Deutschen 
 Corporate Governance Kodex berichten 
Vorstand und Aufsichtsrat nachfolgend 
über die Unternehmensführung bzw. die 
Corporate Governance des Mainova- 
Konzerns.

Vorstand und Aufsichtsrat sind sich der 
großen Verantwortung der Mainova aG 
als kommunaler Energieversorger und 
Dienstleistungsunternehmen gegenüber 
Kunden, Geschäftspartnern, Aktionären, 
Mitarbeitern, der Umwelt und der Rhein-
Main-Region bewusst. Ziele unseres Han-
delns sind daher wirtschaftlicher Erfolg 
und moralische Integrität. Diese sehen 
wir als Basis einer nachhaltigen Unter-
nehmensentwicklung und einer transpa-
renten Unternehmensführung und -kont-
rolle.

Arbeitsweise	von	Vorstand	und	
Aufsichtsrat
Unser unternehmerisches Handeln orien-
tiert sich an den geltenden Rechtsvor-
schriften und den Vorgaben des Deut-
schen Corporate Governance Kodex in 
seiner jeweils aktuellen Fassung.

leitung	und	überwachung
Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben, 
besteht bei der Mainova aG ein duales 
Führungssystem, das dem Vorstand die 
Leitung des Unternehmens und dem Auf-
sichtsrat die Beratung und Überwachung 
des Vorstands zuweist. Diese beiden Gre-
mien sind sowohl personell als auch hin-
sichtlich ihrer Kompetenzen streng von-
einander getrennt.

zusammensetzung	und	Arbeitsweise	
des	Vorstands
Unserem Vorstand gehören vier Mitglie-
der an. Aufgrund des Ausscheidens eines 
Vorstandsmitglieds war der Vorstand  in 
der Zeit vom 16. Februar 2013 bis 
30. Juni 2013 nur mit drei Mitgliedern be-
setzt. Nähere Informationen zur Zusam-
mensetzung des Vorstands und zu den 
einzelnen Vorstandsmitgliedern finden 
Sie im Nachgang zu diesem Bericht.

Erklärung	zur	Unternehmensführung	/	

Corporate-Governance-Bericht	2013

Der Vorstand leitet das Unternehmen in 
eigener Verantwortung und vertritt die 
Gesellschaft. Er entwickelt die strategi-
sche Ausrichtung des Unternehmens, 
stimmt diese mit dem Aufsichtsrat ab und 
sorgt für deren Umsetzung. Dabei ist er 
an das Unternehmensinteresse gebunden 
und der nachhaltigen Steigerung des Un-
ternehmenswerts verpflichtet. Die Sat-
zung der Mainova aG sieht vor, dass Ge-
schäfte, die für die weitere Entwicklung 
des Unternehmens von besonderer Be-
deutung und nicht bereits in der dem Auf-
sichtsrat vorgelegten und von ihm gebil-
ligten Unternehmensplanung enthalten 
sind, der Zustimmung des Aufsichtsrats 
bedürfen.

Unbeschadet der Gesamtverantwortung 
des Vorstands ist jedes Vorstandsmit-
glied im Rahmen seines Verantwortungs-
bereichs allein geschäftsführungsbefugt. 
Dem Vorstandsvorsitzenden obliegen ins-
besondere die Leitung des Gesamtvor-
stands sowie die Federführung in der Ge-
schäftspolitik des Konzerns. Darüber 
hinaus trägt er die Verantwortung für ver-
schiedene Bereiche, wie z. B. Recht, in-
terne Revision, Unternehmensstrategie, 
Compliance und Finanzen. Die drei Berei-
che „Technik,“ „Personal“ sowie „Handel 
und Vertrieb“ sind jeweils einem anderen 
Vorstandsmitglied zugewiesen. Die Ge- 
schäftsordnung des Vorstands und der 
Geschäftsverteilungsplan regeln im Ein-
zelnen die Aufgaben und Zuständigkeiten 
des Vorstands. In der Geschäftsordnung 
sind insbesondere Regelungen zu Sitzun-
gen und Beschlussfassungen sowie zur 
Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat 
enthalten.

In den Aufsichtsratssitzungen berichtet 
der Vorstand schriftlich oder mündlich zu 
den ihn betreffenden Tagesordnungs-
punkten und Beschlussvorlagen und be-
antwortet die Fragen der einzelnen Auf-
sichtsratsmitglieder. Des Weiteren berät 
der Vorstandsvorsitzende zusammen mit 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden regelmä-
ßig über die Strategie und die Geschäfts-
entwicklung des Konzerns. Der Vorstand 

stellt den Jahres- und Konzernjahresab-
schluss auf. Vorstandsausschüsse beste-
hen nicht.

zusammensetzung	und	Arbeitsweise	
des	Aufsichtsrats	und	von	dessen	
Ausschüssen
Unser Aufsichtsrat besteht in Überein-
stimmung mit dem deutschen Mitbestim-
mungsgesetz (MitbestG) aus jeweils zehn 
Vertretern der Anteilseigner und Arbeit-
nehmer. Nähere Informationen zu den 
Aufsichtsratsmitgliedern, ihren Mandaten 
und der Zusammensetzung der Aufsichts-
ratsausschüsse finden Sie im Nachgang 
zu diesem Bericht.

Der Aufsichtsrat weist mit Vertretern 
 aus  der kommunalen Verwaltung, der 
Thüga  AG als deutschlandweitem Ver-
bundnetzwerk sowie Vertretern der Ar-
beitnehmer eine hohe Vielfalt und breite 
Branchenkenntnis auf.

Gegenwärtig gehören dem Aufsichtsrat 
vier Frauen an. Der Aufsichtsrat hat seine 
klare Präferenz erklärt, dass die Quote 
künftig weiter steigen soll. Dabei herrscht 
jedoch auch Einigkeit darüber, dass ne-
ben dem Geschlecht die fachliche Eig-
nung weiterhin das ausschlaggebende 
Kriterium sein soll.

Der Aufsichtsrat hat auch von der Festset-
zung von Zielgrößen für eine Beteiligung 
ausländischer, international besonders er-
fahrener und unabhängiger Mitglieder, 
von Vorgaben zur Vermeidung potenziel-
ler Interessenkonflikte und von der Fest-
legung einer Altersgrenze abgesehen. Der 
Aufsichtsrat hält derartige Vorgaben im 
Hinblick auf die nationale Tätigkeit der 
Mainova aG, deren besondere Aktionärs-
struktur mit einem kommunalen Großak-
tionär und die Notwendigkeit fachlicher 
Erfahrungen, Kenntnisse und Fähigkeiten 
seiner Mitglieder nicht für dem Interesse 
des Unternehmens dienlich und hat dies 
in der Entsprechenserklärung bekannt ge-
macht.

Der Aufsichtsrat überwacht und berät den 
Vorstand bei der Geschäftsführung. Er ist 
zuständig für die Bestellung der Mit-
glieder des Vorstands und den Widerruf 
der Bestellung. Die entsprechenden Be-
schlüsse erfordern eine Mehrheit, die 
mindestens zwei Drittel der Stimmen sei-
ner Mitglieder umfasst.

Der Aufsichtsrat tagt mindestens zweimal 
im Kalenderhalbjahr. Er fasst seine Be-
schlüsse grundsätzlich mit einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Aufsichtsratsvor-
sitzenden.

Der Vorstand berichtet dem Aufsichtsrat 
regelmäßig, zeitnah und umfassend über 
die Geschäftsentwicklung, die Planung 
sowie die Risikolage des Unternehmens 
und stimmt mit dem Aufsichtsrat die Stra-
tegie und deren Umsetzung ab. Ebenso 
legt er dem Aufsichtsrat die Jahresab-
schlüsse der Mainova aG und des 
 Mainova-Konzerns unter Berücksichti-
gung der Berichte des Abschlussprüfers 
zur Feststellung bzw. Billigung vor. Be-
stimmte Geschäfte und Maßnahmen des 
Vorstands bedürfen der vorherigen Zu-
stimmung des Aufsichtsrats.

Der Aufsichtsrat hat zur Steigerung der 
Effizienz seiner Arbeit aus dem Kreise sei-
ner Mitglieder vier ständige Ausschüsse 
gebildet, die unter anderem seine Be-
schlüsse vorbereiten und ihre Beschlüsse 
grundsätzlich mit einfacher Mehrheit 
 fassen.

Präsidium
Das Präsidium besteht aus sechs Mitglie-
dern. Es bereitet gemeinsam mit dem Vor-
stand die langfristige Nachfolgeplanung 
für die Besetzung des Vorstands vor und 
unterbreitet dem Aufsichtsrat mit vorbe-
reitender Funktion Vorschläge:
a)	 	zur	Bestellung	und	Abberufung	von	

Vorstandsmitgliedern	sowie	für	den	
Inhalt	der	Geschäftsordnung	des	
Vorstands,

b)	 	zu	den	Anstellungsbedingungen	und	
dem	Vergütungssystem	der	Vor-	
standsmitglieder.

Das Präsidium tagt mindestens einmal im 
Jahr, im Übrigen nach Bedarf.

Wirtschafts-,	finanz-	und	Prüfungsaus-
schuss
Der Ausschuss besteht aus zehn Mitglie-
dern und berät
a)	 	Angelegenheiten,	die	der	Beschluss-	

fassung	durch	die	Hauptversammlung	
unterliegen	(Kapital-	und	Satzungs-
änderungen,	Unternehmensverträge	
u. Ä.),

b)	 	Fragen	der	Rechnungslegung,	des	
Risikomanagements	und	der	Compli-
ance,	der	erforderlichen	Unabhängig-
keit	des	Abschlussprüfers,	der	
Erteilung	des	Prüfungsauftrages	an	
den	Abschlussprüfer,	der	Bestimmung	
von	Prüfungsschwerpunkten	und	der	
Honorarvereinbarung,

c)	 	den	nach	§	90	Abs.	1	AktG	zu	
erstattenden	Bericht	des	Vorstands	
über	die	beabsichtigte	Geschäftspoli-
tik	und	andere	grundsätzliche	Fragen	
der	Unternehmensplanung	(insbeson-
dere	die	Finanz-,	Investitions-	und	
Erfolgsplanung),

d)	 	nach	der	Satzung	oder	der	Geschäfts-	
ordnung	des	Vorstands	zustimmungs-	
bedürftige	Maßnahmen	des	Vorstands

und gibt dem Aufsichtsrat Beschluss- 
empfehlungen, soweit der jeweilige Ge-
genstand der Beschlussfassung des Auf-
sichtsrats unterliegt.

Darüber hinaus holt der Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Prüfungsausschuss zur Vorbe-
reitung der Wahl des Abschlussprüfers 
eine Erklärung des vorgeschlagenen Jah-
resabschlussprüfers ein, ob und ggf. wel-
che beruflichen, finanziellen oder sonsti-
gen Beziehungen zwischen dem Prüfer 
und seinen Organen und Prüfungsleitern 
einerseits und dem Unternehmen und sei-
nen Organmitgliedern andererseits beste-
hen, die Zweifel an seiner Unabhängig-
keit begründen können. Die Erklärung hat 
sich auch darauf zu erstrecken, in wel-
chem Umfang im vorausgegangenen Ge-
schäftsjahr andere Leistungen für das 
 Unternehmen, insbesondere auf dem Be-
ratungssektor, erbracht wurden bzw. für 
das folgende Jahr vertraglich vereinbart 
sind.

Der Ausschuss tagt zweimal jährlich, im 
Übrigen bei Bedarf.

Personalausschuss
Der Personalausschuss besteht aus acht 
Mitgliedern und berät
a)	 	die	Personalplanung	und	die	ihr	

zugrunde	liegende	Personalpolitik	des	
Unternehmens,

b)	 	den	Bericht	über	die	Personalentwick-	
lung	des	Unternehmens	(Personalbe-	
richt),

c)	 	die	Erteilung	von	handelsrechtlichen	
Vollmachten	(Handlungsvollmacht,	
Prokura).

Der Ausschuss tagt zweimal jährlich, im 
Übrigen bei Bedarf.

Vermittlungsausschuss
Der gemäß § 27 Abs. 3 Mitbestimmungs- 
gesetz zu bildende Vermittlungsaus-
schuss besteht aus vier Mitgliedern. Er 
unterbreitet Personalvorschläge an den 
Aufsichtsrat, wenn für die Bestellung oder 
Abberufung von Vorstandsmitgliedern 
eine Zweidrittelmehrheit nicht erreicht 
wurde. Der Vermittlungsausschuss tagt 
nur bei Bedarf.

Die Ausschussvorsitzenden berichten re-
gelmäßig an den Gesamtaufsichtsrat über 
die Arbeitsergebnisse der Ausschüsse.

Die Geschäftsordnung für den Aufsichts-
rat regelt neben den Aufgaben und Zu-
ständigkeiten das Prozedere der Sitzun-
gen und Beschlussfassungen.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats nehmen 
die für ihre Aufgaben erforderlichen Aus- 
und Fortbildungsmaßnahmen eigenver-
antwortlich wahr. Die Gesellschaft unter-
stützt den Aufsichtsrat im gesetzlich 
zulässigen Umfang, informiert ihn regel-
mäßig über aktuelle Gesetzesänderungen 
und stellt einschlägige Fachliteratur zur 
Verfügung.

Weitere Einzelheiten zu der konkreten Ar-
beit des Aufsichtsrats und seiner Aus-
schüsse können Sie dem Bericht des Auf-
sichtsrats entnehmen.
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relevante	Unternehmensführungs-
praktiken
Die geschäftlichen Aktivitäten der Mainova aG 
unterliegen vielfältigen Rechtsvorschriften 
und selbst gesetzten Verhaltensstandards.

Verhaltenskodex
Der gute Ruf und die Reputation als leis-
tungsfähiges Dienstleistungsunterneh-
men sowie verlässlicher und seriöser 
Energie- und Wasserversorger sind ent-
scheidende Voraussetzungen im Wett-
bewerb. Um ein einheitliches und vor-
bildliches Handeln und Verhalten zu 
gewährleisten, statuiert der Verhaltens- 
kodex für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Mainova-Konzerns verbindliche 
Regeln für den Umgang mit den morali-
schen, wirtschaftlichen und juristischen 
Herausforderungen des Berufsalltags. 
Leitlinie sind unsere Grundwerte Recht-
schaffenheit, Eigenverantwortung, Auf-
richtigkeit, Vertrauenswürdigkeit, Loyali- 
tät, Fairness sowie Respekt gegenüber 
den Mitmenschen und der Umwelt. Von 
daher verpflichtet der Verhaltenskodex 
insbesondere zu gesetzes- und regelkon-
formem Verhalten, zur Verschwiegenheit 
bei allen vertraulichen Angelegenheiten, 
zu parteipolitischer Neutralität, zur För-
derung des Gemeinwohls, zum Schutz der 
Umwelt, zur Schonung der natürlichen 
Ressourcen, zu Arbeits- und Anlagensi-
cherheit, zum Gesundheitsschutz, zur 
Achtung der Würde und Persönlichkeit 
 eines jeden Mitarbeiters, zu Diversity, 
 Loyalität, Transparenz, Datenschutz und 
Datensicherheit und zur Beachtung der 
Insider-Regeln.

Der Verhaltenskodex kann im Internet 
 unter www.mainova.de/verhaltenskodex 
eingesehen werden.

Compliance
Unser Compliance-System schafft die or-
ganisatorischen Voraussetzungen dafür, 
dass das jeweils geltende Recht sowie un-
sere internen Regelungen und Richtlinien 
konzernweit bekannt sind und ihre Ein-
haltung sichergestellt wird. Klar struktu-
rierte Audit- und Meldesysteme gewähr-
leisten eine rechtzeitige Entdeckung 
potenzieller Verstöße und die notwendige 
Vertraulichkeit von Hinweisen. Das Com-
pliance-Management ist als Stabsstelle 
mit dem Chief Compliance Officer organi-
satorisch direkt unter dem Vorstand an-
gesiedelt.

Umweltverantwortung	und	Mitgestal-
tung	der	Energiewende
Nachhaltiges Handeln ist für den Mainova- 
Konzern eine maßgebliche Voraussetzung 
für eine langfristig erfolgreiche Unter-
nehmensführung, die insbesondere sozi-
ale und ökologische Verantwortung für 
gegenwärtige und zukünftige Generatio-
nen umfasst.

Vorstand und Aufsichtsrat sind sich be-
wusst, dass der Mainova aG als Energie-
versorgungsunternehmen eine besondere 
Verantwortung im Hinblick auf die Be-
wahrung unserer Umwelt zukommt, und 
wir arbeiten gerne daran mit, die Energie-
versorgung in Deutschland sowohl um-
weltschonend als auch zukunftssicher neu 
zu gestalten. Die Mainova aG begrüßt 
 daher grundsätzlich die Entscheidung der 
Bundesregierung zum Ausstieg aus der 
Atomenergie, weist aber auch auf die 
 Herausforderungen hin, vor die unsere 
Gesellschaft durch die Energiewende ge-
stellt wird.

Mit unserer Erzeugungsstrategie, die 
 die  Strom- und Wärmeversorgung mit 
höchsten Anforderungen an Ökologie und 
Energieeffizienz regelt, streben wir eine 
signifikante Steigerung des Anteils erneu-
erbarer Energien in unserem Erzeugungs-
mix an.

Als regional verwurzeltes Unternehmen 
sehen wir es auch als unsere Aufgabe an, 
den Bürgern die Notwendigkeit der An-
passungsmaßnahmen zur erfolgreichen 
Energiewende nahezubringen. Durch Mo-
delle, wie etwa die Beteiligung von Bür-
gern an Windparks in ihrer Gemeinde, 
versuchen wir, den Bürger an den Gewin-

nen, die ein überlegter Umstieg auf er-
neuerbare Energien bringen kann, zu be-
teiligen.

Transparenz	und	Wahrung	der	Aktio-
närsinteressen
Unser Ziel ist es, unsere Aktionäre durch 
regelmäßige, offene und aktuelle Kom- 
munikation gleichzeitig und gleichbe-
rechtigt über die Lage des Unternehmens 
zu informieren. Alle wesentlichen Infor-
mationen, wie z. B. Presse-, Ad-hoc- und 
Stimmrechtsmitteilungen, sowie sämtli-
che Finanzberichte veröffentlichen wir im 
Internet. Darüber hinaus stehen dort auch 
sämtliche Dokumente und Informationen 
zu unserer Hauptversammlung zur Verfü-
gung. Bei unserer nächsten Hauptver-
sammlung, die am 21. Mai 2014 in Frank-
furt am Main stattfinden wird, werden wir 
unseren Aktionären erneut einen best-
möglichen Service bieten. Durch unsere 
aktive Investor-Relations-Tätigkeit stehen 
wir in enger Verbindung mit unseren Ak-
tionären.

Angemessenes	risikomanagement
Unternehmerisches Handeln, das auf 
Wachstum ausgerichtet ist, beinhaltet na-
turgemäß gewisse Risiken. Zur optimalen 
Benennung und Bewertung von Risiken 
hat die Mainova aG ein Risikomanage-
ment-System geschaffen, in dem klare 
Verantwortlichkeiten für Risikobereiche 
zugewiesen, eindeutige Verhaltensrichtli-
nien kommuniziert sowie geeignete Risi-
kosteuerungs- und Kontrollprozesse ent-
wickelt und bereitgestellt werden.

Das Risikomanagement dient der Beherr-
schung von Risiken und ist Ausdruck des 
Prinzips des nachhaltigen Wirtschaftens. 
Unsere Investitionsentscheidungen wer-
den konsequent daran gemessen, ob das 
dabei einzugehende Risiko in angemesse-
nem Verhältnis zu den erwarteten Vortei-
len steht.

Aktienbesitz	von	Vorstand	und	
Aufsichtsrat
Der Gesamtbesitz aller Vorstands- und 
 Aufsichtsratsmitglieder an Aktien der 
 Mainova aG betrug am Ende des Geschäfts-
jahres 2013 weniger als 1 % der von der 
Gesellschaft ausgegebenen Aktien. Die Vor-
stands- und Aufsichtsratsmitglieder haben 
keine Geschäfte mit Mainova-Aktien i. S. d. 
§ 15 a WpHG getätigt.

rechnungslegung	und	Abschlussprü-
fung
Die Mainova aG erstellt den Jahresab-
schluss nach den Vorschriften des Han-
delsgesetzbuches (HGB) und des Aktien-
gesetzes (AktG). Der Konzernabschluss 
wird nach den Grundsätzen der Internati-
onal Financial Reporting Standards 
(IFRS), wie sie in der EU anzuwenden 
sind, und den ergänzend nach § 315 a 
HGB anzuwendenden handelsrechtlichen 
Vorschriften aufgestellt.

Als Abschlussprüfer für den Jahresab- 
schluss und den Konzernabschluss 2013 
wurde die KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Berlin, von der Haupt-
versammlung gewählt.

Umsetzung	des	deutschen	
Corporate	Governance		kodex

Mindestens einmal jährlich erörtern wir 
die in der Mainova aG gelebte Corporate 
Governance. Zuletzt geschah dies in der 
Aufsichtsratssitzung am 4. Dezember 
2013. In seiner Sitzung am 28. Februar 
2013 hatte sich der Aufsichtsrat zuvor in-
tensiv mit dem Thema Diversity befasst.

Erfüllung	der	Anregungen	des	deut-
schen	Corporate	Governance	kodex
Die Mainova aG entspricht freiwillig den 
Anregungen des Deutschen Corporate 
Governance Kodex in der Fassung vom 
13. Mai 2013 mit im Wesentlichen folgen-
den Ausnahmen:
	› 	Die	Hauptversammlung	wird	nicht	über	

moderne	Kommunikationsmedien,	wie	
z.	B.	 das	 Internet,	 übertragen	 (Ziffer	
2.3.3	des	Deutschen	Corporate	Gover-
nance	Kodex).	Die	Aktionäre	haben	so	
die	 Möglichkeit,	 unbelastet	 von	 einer	
weitgehend	 öffentlichen	 Übertragung	
mit	der	Verwaltung	zu	diskutieren.

	› 	Die	Mitglieder	des	Vorstands	werden	
auch	bei	der	Erstbestellung	regel-
mäßig	für	die	maximal	mögliche	
Bestelldauer	von	fünf	Jahren	bestellt	
(Ziffer	5.1.2	des	Deutschen	Corporate	
Governance	Kodex).	Eine	derartige	
Bindung	wird	in	einem	besondere	
Fachkenntnisse	erfordernden	Markt	
den	Interessen	des	Unternehmens	
gerecht.

Entsprechenserklärung
Die Mainova aG erfüllt einen Großteil der 
Empfehlungen des Deutschen Corporate 
Governance Kodex. Die Befolgung sämt-
licher Empfehlungen ist für ein kommu-
nales Unternehmen mit einem Großaktio-
när nicht interessengerecht.

Die nach § 161 AktG zu veröffentlichende 
jährliche Erklärung zur Beachtung der 
Empfehlungen der Regierungskommission 
Deutscher Corporate Governance Kodex 
kann im Internet unter www.mainova.de/
unternehmen/unternehmensprofil/unter-
nehmensführung/gremien/corporate_
governance.html eingesehen werden.

Sie lautet wie folgt:

deutscher	Corporate	
	Governance	kodex

Erklärung	gemäß	§	161	AktG

Vorstand und Aufsichtsrat der Mainova 
Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, 
erklären, dass seit der Abgabe der letzten 
Entsprechenserklärung vom 28. Februar 
2013 den Empfehlungen der „Regie-
rungskommission Deutscher Corporate 
Governance Kodex“ in der vom Bundes- 
ministerium der Justiz im amtlichen Teil 
des elektronischen Bundesanzeigers am 
15. Juni 2012 bekannt gemachten Fas-
sung vom 15. Mai 2012 und am 10. Juni 
2013 bekannt gemachten Fassung vom 
13. Mai 2013 mit folgenden Abweichun-
gen entsprochen wurde und wird:

keine	Vereinbarung	eines	Selbstbe-
halts	in	der	d	&	O-Versicherung	für	
Mitglieder	des	Aufsichtsrats	
(Abschnitt	3.8	Abs.	3	i.	V.	m.	Abs.	2):
Die D & O-Versicherungen für Aufsichts-
ratsmitglieder der Mainova sehen derzeit 
keinen Selbstbehalt vor. Die Mainova aG 
ist nicht der Auffassung, dass durch die 
Vereinbarung eines solchen Selbstbehalts 
die Leistungsbereitschaft, die Motivation, 
die Loyalität und das Verantwortungs-
bewusstsein ihrer Aufsichtsratsmitglieder 
zusätzlich gefördert werden.

diversity	in	führungspositionen	
(Abschnitt	4.1.5):
Der Vorstand der Mainova aG implemen-
tiert aktuell ein Konzept mit Maßnahmen 
für alle Führungsebenen, um die in Ab-
schnitt 4.1.5 genannte Empfehlung um-
zusetzen, und wird dieses permanent wei-
terentwickeln.

Vertikaler	Abgleich	der	Vorstands	ver-	
gütung	sowie	festlegung	des	Versor-
gungsniveaus	und	Berücksichtigung	
des	daraus	abgeleiteten	Aufwands	für	
das	Unternehmen	(Abschnitt	4.2.2	
Abs. 2	S.	3	und	Abschnitt	4.2.3	Abs.	3):
Der Aufsichtsrat wird nach den Vorgaben 
der Neufassung des Kodex vom 10. Juni 
2013 prüfen, ob und inwieweit bei der 
Festsetzung der Vergütung des Vorstands 
ein vertikaler Abgleich mit einer Ver-
gleichsgruppe aus dem oberen Führungs-
kreis oder der Belegschaft und ob und in-
wieweit bei Versorgungszusagen die 
Festlegung eines jeweils angestrebten 
Versorgungsniveaus unter Berücksichti-
gung des daraus abgeleiteten jährlichen 
und langfristigen Aufwands für das Unter-
nehmen angemessen ist. Die entspre-
chenden Entscheidungen erfordern eine 
eingehende Beratung und Abstimmung 
im Aufsichtsrat sowie im vorberatenden 
Fachausschuss (Präsidium).

keine	höchstgrenzen	bei	der	Vergü-
tung	des	Vorstands	(Abschnitt	4.2.3	
Abs.	2):
Die bestehenden Vorstandsverträge wei-
sen aktuell keine betragsmäßigen Höchst-
grenzen auf, wie diese in der Neufassung 
des Kodex vom 10. Juni 2013 empfohlen 
werden. Der Aufsichtsrat wird sich bei 
seinen Erwägungen im Hinblick auf die 
Anpassung der Vergütungssystematik 
 (s. Abschnitt 4.2.2 Abs. 2 S. 2 und Ab-
schnitt 4.2.3 Abs. 3) auch mit der Ange-
messenheit der Implementierung von 
Höchstgrenzen befassen.

keine	Altersgrenzen	für	Mitglieder	des	
Vorstands	(Abschnitt	5.1.2):
Altersgrenzen für Mitglieder des Vorstands 
wird für die Mainova aG aufgrund der not-
wendigen Flexibilität in einem besondere 
Fachkenntnisse erfordernden Markt als 
nicht den Unternehmensinteressen gerecht 
werdend erachtet.
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Gleichzeitiger	Vorsitz	von	Aufsichtsrat	
und	Prüfungsausschuss	
(Abschnitt	5.2	Abs.	2):
Der mit Wirkung zum 30. Mai 2013 bestellte 
neue Aufsichtsratsvorsitzende hat schon seit 
Jahren den Vorsitz im Wirtschafts-, Finanz- 
und Prüfungsausschuss inne. Der Vorsit-
zende weist zu dem Vorstand keine größere 
Nähe auf als die übrigen Mitglieder des Auf-
sichtsrats. Er verfügt über sehr gute Kennt-
nisse über das Unternehmen und eine hohe 
Fachkompetenz.

Die Arbeit des Prüfungsausschusses wird 
durch den doppelten Vorsitz ebenso wenig 
beeinträchtigt wie die des Aufsichtsrats 
selbst. Die unmittelbare Kenntnis des In-
halts der Vorberatungen im Prüfungsaus-
schuss erleichtert vielmehr die Sitzungslei-
tung. Von daher bestehen auch im Hinblick 
auf die Arbeitsbelastung keinerlei Beden-
ken gegen einen Doppelvorsitz.

Vom	Abschlussprüfer	zusätzlich	
erbrachte	leistungen	(Abschnitt	5.3.2):
Die Mainova aG ist dabei, ein System zur 
zentralen Erfassung sämtlicher im Unter- 
nehmen durch die Abschlussprüfer zusätz-
lich erbrachten Leistungen zur regel- 
 mäßigen Vorlage an den Prüfungsausschuss 
und den Aufsichtsrat zu erarbeiten. Vor 
dem Hintergrund der Komplexität eines 
entsprechenden Systems und des An-
spruchs des Unternehmens auf eine mög-
lichst lückenlose Erfassung ist für die 
 Implementierung eine ausführliche Um- 
setzungszeit erforderlich.

keine	Bildung	eines	nominierungs-
ausschusses	durch	den	Aufsichtsrat	
(Abschnitt	5.3.3):
Nach den bisherigen Erfahrungen erachtet 
der Aufsichtsrat der Mainova aG die Bil-
dung eines Nominierungsausschusses 
nicht für erforderlich, um geeignete Kandi-
daten vorzuschlagen. Die Entscheidung 
über die Wahlvorschläge des Aufsichtsrats 
an die Hauptversammlung soll dem gesam-
ten Aufsichtsrat obliegen.

keine	Benennung	konkreter	ziele	zur	
zusammensetzung	des	Aufsichtsrats	
(Abschnitt	5.4.1	Abs.	2	und	3):
Der Aufsichtsrat der Mainova aG weist ak-
tuell einen Frauenanteil von 20 % auf. Bei 
der Mainova als mitbestimmtem kommu-
nalen Unternehmen sind mehrere vonein-
ander unabhängige Gruppen an der Vorbe-
reitung der Empfehlungen an die 
Wahlgremien beteiligt. Der Aufsichtsrat 
empfiehlt diesen Gruppen, bei der Vor-
nahme der Vorbereitungshandlungen den 
weiteren Ausbau des vorhandenen Anteils 
von Frauen zu berücksichtigen. Auf eine 
diesbezügliche Umsetzung hat der Auf-
sichtsrat keine direkte Einflussmöglichkeit 
und sieht daher von einer Benennung kon-
kreter Ziele und deren Darstellung im Cor-
porate-Governance-Bericht ab. Bei diesen 
Erwägungen werden auch die Eigentums-
rechte der Anteilseigner im Hinblick auf 
die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder be-
rücksichtigt.

Keine Notwendigkeit sieht der Aufsichtsrat 
für die Benennung von Zielen im Hinblick 
auf einen festen Anteil von ausländischen 
oder international besonders erfahrenen 
Mitgliedern, die Vermeidung von poten-
ziellen Interessenkonflikten und eine fest-
zulegende Altersgrenze für Aufsichtsrats-
mitglieder. Ersteres ist für die Mainova aG 
als hauptsächlich national tätiges Unter-
nehmen nicht sinnvoll. Eine Vorgabe im 
Hinblick auf potenzielle Interessenkonflikte 
ist aufgrund der besonderen Aktionärs-
struktur der Mainova aG mit einem kom-
munalen Großaktionär nur eingeschränkt 
umsetzbar. Eine Altersgrenze ist ange-
sichts der besonderen Anforderungen an 
die Fachkenntnisse der Aufsichtsratsmit-
glieder eine nicht mit dem Unternehmens-
interesse zu vereinbarende Einschränkung 
der Rechte unserer Aktionäre und Arbeit-
nehmer. Der Aufsichtsrat sieht auch davon 
ab, sich entsprechend der Empfehlung 
in  Abschnitt 5.4.1 des Kodex in seiner 
 Neufassung vom 15. Mai 2012 auf 
eine bestimmte Anzahl unabhängiger 

Aufsichtsratsmit glieder als Ziel für die Zu-
sammensetzung des Aufsichtsrats festzule-
gen. Der Aufsichtsrat hält eine solche for-
malisierte Zielvorgabe für die Anzahl 
unabhängiger Aufsichtsratsmitglieder für 
nicht erforderlich, da es im Interesse der 
Gesellschaft liegt, dass die Entscheidung 
über einen Aufsichtsratskandidaten weiter-
hin im Wesentlichen danach zu treffen ist, 
ob der jeweilige Kandidat über die notwen-
digen Kenntnisse, Fähigkeiten und fachli-
chen Erfahrungen zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner Aufsichtsratstätig-
keit  verfügt. Insoweit würden konkrete 
Zielvorgaben nach der Ansicht des Auf-
sichtsrats sein Auswahlermessen zu stark 
einschränken. Im Übrigen sieht es der Auf-
sichtsrat als entscheidend an, bei seiner 
Arbeit stets dafür Sorge zu tragen, dass die 
Unabhängigkeit seiner Mitglieder vom Vor-
stand gegeben ist. Da entsprechende Ziele 
nicht festgelegt werden, entfällt eine ei-
gene Darstellung in einem Corporate-
Governance-Bericht.

keine	Beschränkung	der	Mitglieder	des	
Aufsichtsrats	hinsichtlich	Tätigkeiten	
bei wesentlichen	Mitbewerbern	(Ab-
schnitt	5.4.2	Satz	4):
Die Mitglieder des Aufsichtsrats der 
 Mainova aG üben Organfunktionen bei Un-
ternehmen aus, die je nach Betrachtungs-
weise als Wettbewerber der Mainova aG 
beurteilt werden könnten. Ihre Mitglied-
schaft im Aufsichtsrat der Mainova aG ist 
jedoch aufgrund ihrer langjährigen Erfah-
rung und hohen fachlichen Qualifizierung 
im Unternehmensinteresse überaus wich-
tig. Nach der Auffassung von Vorstand und 
Aufsichtsrat begründen die ausgeübten Or-
ganfunktionen keinen Interessenkonflikt 
zum Nachteil des Unternehmens, der die 
erforderliche Unabhängigkeit für die Erfül-
lung der Kontroll- und Überwachungsauf-
gabe des Aufsichtsrats beeinträchtigen 
würde.

keine	Beschränkung	der	Mitglieder	des	
Vorstands	hinsichtlich	Mandaten	in	
Aufsichtsgremien	(Abschnitt	5.4.5):
Aufgrund der besonderen Erfordernisse des 
Geschäftshandelns kommunaler Energie-
versorger entspricht es nicht dem Unter-
nehmensinteresse, die Sitze der Vorstands-
mitglieder in Aufsichtsräten  konzernexterner 
börsennotierter Gesellschaften oder in Auf-
sichtsgremien von konzernexternen Gesell-
schaften mit vergleichbaren Anforderungen 
auf drei zu limitieren. Zur Wahrung der er-
forderlichen Flexibilität hat die Mainova aG 
daher die Übernahme von Nebentätigkeiten 
durch die Vorstandsmitglieder, insbeson-
dere von Aufsichtsratsmandaten in konzern-
externen Unternehmen, nicht von der An-
zahl der Mandate, sondern der Zustimmung 
des Aufsichtsrats abhängig gemacht.

Die Unterstützung von Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahmen für Aufsichtsratsmit-
glieder erfolgt im gesetzlich zulässigen 
Umfang.

kein	Bericht	des	Aufsichtsrats	über	
interessenkonflikte	und	deren	Behand-
lung	(Abschnitt	5.5.3	Satz	1):
Der Aufsichtsrat berichtet in seinem Be-
richt an die Hauptversammlung nicht über 
aufgetretene Interessenkonflikte und deren 
Behandlung, sondern räumt dem Grund-
satz der Vertraulichkeit von Beratungen im 
Aufsichtsrat (vgl. § 116 Satz 2 AktG und 
Abschnitt 3.5 des Kodex) den Vorrang ein. 
Im Übrigen gelten die Regelungen des 
 Kodex und der Geschäftsordnung des 
 Aufsichtsrats zur Offenlegung von Interes-
senkonflikten durch einzelne Aufsichtsrats-
mitglieder gegenüber dem Gesamtplenum 
des Aufsichtsrats sowie die sonstigen akti-
enrechtlichen Vorgaben.

keine	Beendigung	des	Aufsichtsrats-	
mandats	bei	interessenkonflikten	
(Abschnitt	5.5.3	Satz	2):
Vorstand und Aufsichtsrat streben ange-
sichts der Unbestimmtheit der Regelung 
an, bei etwaigen Interessenkonflikten in 
der Person eines Aufsichtsratsmitglieds 
eine der jeweiligen Situation angemessene 
individuelle Lösung zu finden, durch wel-
che die Unabhängigkeit des Aufsichtsrats 
gewährleistet bleiben soll.

keine	öffentliche	zugänglichmachung	
des	konzernabschlusses	binnen	90 Ta-
gen	nach	Geschäftsjahresende	und	des	
zwischenberichts	binnen	45	Tagen	nach	
dem	Ende	des	Berichtszeitraums	
(Abschnitt	7.1.2):
Die sachbedingten besonderen Schwierig-
keiten der Erstellung des Konzernabschlus-
ses und der Zwischenberichte erfordern 
eine eingehende Zusammenstellung und 
Prüfung des Zahlenmaterials, die in den 
kurzen Fristen von 90 Tagen nach dem Ge-
schäftsjahresende bzw. 45 Tagen nach dem 
Ende des Berichtszeitraums nicht in der 
gebotenen Gründlichkeit durchgeführt 
werden können.

Frankfurt am Main, den 19. Februar 2014 

Für den Aufsichtsrat der Mainova aG Für den Vorstand der Mainova aG

Uwe	Becker	 dr.	constantin	H.	alsHeiMer	 lotHar	HerBst
(vorsitzender	des	aufsichtsrats)	 (vorsitzender	des	vorstands)	 (vorstandsmitglied)
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Aufsichtsrat Aufsichtsrat

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	
zu	bildenden	Aufsichtsräten

	Mitgliedschaft	in	vergleichbaren	
in-	und	ausländischen	kontroll	gremien	von	
Wirtschaftsunternehmen

Uwe	Becker
Stadtkämmerer	der	
Stadt	Frankfurt	am	Main	
Vorsitzender	des	Aufsichtsrats		
(ab	30.	Mai	2013)

•		ABG	FRANKFURT	HOLDING	Wohnungsbau-	und	
Beteiligungsgesellschaft	mit	beschränkter	Haftung,	
Frankfurt	am	Main	(K)

•		Frankfurter	Aufbau-Aktiengesellschaft,	
Frankfurt	am	Main	(K)

•		Fraport	AG	Frankfurt	Airport	Services	Worldwide,	
Frankfurt	am	Main	(K)	(ab	31.	Mai	2013)

•	Messe	Frankfurt	GmbH,	Frankfurt	am	Main	(K)
•		Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH,	

Frankfurt	am	Main	(K)
•		Stadtwerke	Verkehrsgesellschaft	Frankfurt	am	Main	

mbH,	Frankfurt	am	Main	(K)	(V)
•	Süwag	Energie	AG,	Frankfurt	am	Main	(K)

•		AVA	Abfallverbrennungsanlage	Nordweststadt	
Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung,	Frankfurt	am	
Main	(bis	21.	März	2013	(stv	V))

•		Betriebskommission	der	Hafenbetriebe	der		
Stadt Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	Main

•		Betriebskommission	Kommunale	Kinder-,	Jugend-	
und	Familienhilfe	Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	
Main

•		Betriebskommission	der	Marktbetriebe	der	Stadt	
Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	Main

•		Betriebskommission	der	Stadtentwässerung	Frankfurt	
am	Main,	Frankfurt	am	Main	(stv	V)

•		Betriebskommission	der	Kita	Frankfurt,		
Frankfurt	am	Main

•		Betriebskommission	der	Städtische	Kliniken	Frankfurt	
am	Main-Höchst,	Frankfurt	am	Main	(stv	V)

•		Betriebskommission	der	Volkshochschule	Frankfurt	
am	Main,	Frankfurt	am	Main

•		Dom	Römer	GmbH,	Frankfurt	am	Main
•		Erdgas	Westthüringen	Beteiligungsgesellschaft	mbH,	

Bad	Salzungen
•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main		

(ab	6.	November	2013	(V))
•		Gateway	Gardens	Projektentwicklungs-GmbH,		

Frankfurt	am	Main
•		Klinikum	Frankfurt	Höchst	GmbH,	Frankfurt	am	Main
•		RMA	Rhein-Main	Abfall	GmbH,	Offenbach	am	Main		

(bis	31.	Oktober	2013)
•		Sportpark	Stadion	Frankfurt	am	Main	Gesellschaft	für	

Projektentwicklungen	mbH,	Frankfurt	am	Main
•		Tourismus-	und	Congress	GmbH	Frankfurt	am	Main,	

Frankfurt	am	Main
•		Wirtschaftsförderung	Frankfurt	-	Frankfurt	Economic	

Development	-	GmbH,	Frankfurt	am	Main
•		Zentrale	Errichtungsgesellschaft	mit	beschränkter	

Haftung,	Frankfurt	am	Main

dr.	h.	c.	Petra	roth
Oberbürgermeisterin	a.	D.	der	
Stadt	Frankfurt	am	Main	
Vorsitzende	des	Aufsichtsrats
(bis	29.	Mai	2013)

•		AXA	Konzern	Aktiengesellschaft,	Köln
•		EUREX	Frankfurt	Aktiengesellschaft,	Frankfurt	am	

Main
•		EUREX	Zürich	Aktiengesellschaft,	Zürich
•		Fraport	AG	Frankfurt	Airport	Services	Worldwide,	

Frankfurt	am	Main	(K)	(bis	30.	Mai	2013)
•		Thüga	Holding	GmbH	&	Co.	KGaA,	München	(stv	V)

•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main		
(bis	6.	November	2013	(V))

•		Grontmij	GmbH,	Bremen

Peter	Arnold
Freigestellter	Vorsitzender	des	
Betriebsrats	der	Mainova	AG,	Frankfurt	
am	Main
1.	stellv.	Vorsitzender	des		Aufsichtsrats

•		Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH,	
Frankfurt	am	Main

•		Erdgas	Westthüringen	Beteiligungsgesellschaft	mbH,	
Bad	Salzungen

•		Energieversorgung	Main-Spessart	Gesellschaft	mit	
beschränkter	Haftung,	Aschaffenburg

•		Gasversorgung	Main-Kinzig	GmbH,	Gelnhausen		
(ab	1.	April	2013)

•		Hanau	Netz	GmbH,	Hanau	(ab	5.	März	2013)
•		Oberhessische	Gasversorgung	Gesellschaft	mit	

beschränkter	Haftung,	Friedberg
•		Stadtwerke	Hanau	Gesellschaft	mit	beschränkter	

Haftung,	Hanau	(ab	5.	März	2013)

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	
zu	bildenden	Aufsichtsräten

	Mitgliedschaft	in	vergleichbaren	
in-	und	ausländischen	kontroll	gremien	von	
Wirtschaftsunternehmen

Ewald	Woste
Vorsitzender	des	Vorstands	der	Thüga	
Aktiengesellschaft,	München
2.	stellv.	Vorsitzender	des	Aufsichtsrats

•		ESWE	Versorgungs	AG,	Wiesbaden	(stv	V)		
(bis	31.	Dezember	2013)

•		Koblenzer	Elektrizitätswerk	und	Verkehrs-Aktienge-
sellschaft,	Koblenz	(stv	V)	

•		N-ERGIE	Aktiengesellschaft,	Nürnberg	(stv	V)
•		Städtische	Werke	Aktiengesellschaft,	Kassel
•		Stadtwerke	Essen	Aktiengesellschaft,	Essen	(stv	V)
•		Stadtwerke	Hannover	Aktiengesellschaft,	Hannover
•		Thüringer	Energie	AG,	Erfurt	(V)	(ab	1.	Januar	2013)
•		WEMAG	AG,	Schwerin	(V)

•		EKO2	GmbH,	Koblenz	(stv	V)
•		Energie	Südbayern	GmbH,	München		

(bis	31.	Dezember	2012	(stv	V))		
(ab	1.	Januar	2013	(V))	

•		Energieversorgung	Mittelrhein	GmbH,	Koblenz	(stv	V)
•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main		

(bis	31.	Dezember	2013)
•		RhönEnergie	Fulda	GmbH	(bis	27.	Juni	2013	Gas-	und	

Wasserversorgung	Fulda	GmbH),	Fulda	(stv	V)
•		Städtische	Werke	Energie	+	Wärme	GmbH		

(bis	7.	Januar	2013	Kasseler	Fernwärme	GmbH),	
Kassel

•		Städtische	Werke	Netz	+	Service	GmbH,	Kassel
•		Stadtwerke	Energie	Jena-Pößneck	GmbH,	Jena	
•		Stadtwerke	Neuss	Energie	und	Wasser	GmbH,	Neuss
•		Thüga	Assekuranz	Services	München	Versicherungs-

makler	GmbH,	München

Peter	Bodens	
Kfm.	Angestellter	Finanzen	der	
Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

keine keine

hans-dieter	Bürger
Beamter	im	Ruhestand		
Stadtrat	a.	D.		
der	Stadt	Frankfurt	am	Main

keine keine

jutta	Ebeling
Bürgermeisterin	a.	D.	
der	Stadt	Frankfurt	am	Main

keine •		Alte	Oper	Frankfurt	Konzert-	und	Kongresszentrum	
GmbH,	Frankfurt	am	Main	(bis	2.	September	2013)

•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main	
(bis	5.	November	2013)

reinhold	falk
Freigestellter	stellv.	Vorsitzender	des	
Betriebsrats	der	Mainova	AG,	Frankfurt	
am	Main

•		Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH,	
Frankfurt	am	Main

keine

Organe	der	Gesellschaft
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Aufsichtsrat Aufsichtsrat

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	
zu	bildenden	Aufsichtsräten

	Mitgliedschaft	in	vergleichbaren	
in-	und	ausländischen	kontroll	gremien	von	
Wirtschaftsunternehmen

Markus	frank
Stadtrat	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

•		Messe	Frankfurt	GmbH,	Frankfurt	am	Main	(K) •		AVA	Abfallverbrennungsanlage	Nordweststadt	
Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung,	Frankfurt	am	
Main

•		BäderBetriebe	Frankfurt	GmbH,	Frankfurt	am	Main	
(V)

•		Betriebskommission	der	Hafenbetriebe	der	Stadt	
Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	Main	

•		Betriebskommission	der	Marktbetriebe	der	Stadt	
Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	Main

•		Brandschutz-,	Katastrophenschutz-	und	Rettungs-
dienstzentrum	–	Grundstücksgesellschaft	mbH	&	Co.	
KG,	Frankfurt	am	Main	(V)	

•		FIZ	Frankfurter	Innovationszentrum	Biotechnologie	
GmbH,	Frankfurt	am	Main	(V)

•		FrankfurtRheinMain	GmbH	International	Marketing	of	
the	Region,	Frankfurt	am	Main

•		Frischezentrum	Frankfurt	am	Main	–	Großmarkt	
GmbH,	Frankfurt	am	Main	(V)

•		HFM	Managementgesellschaft	für	Hafen	und	Markt	
mit	beschränkter	Haftung,	Frankfurt	am	Main	

•		House	of	Logistics	&	Mobility	(HOLM)	GmbH,	
Frankfurt	am	Main	(stv	V)

•		Sportpark	Stadion	Frankfurt	am	Main	Gesellschaft	für	
Projektentwicklungen	mbH,	Frankfurt	am	Main	(V)

•		Tourismus-	und	Congress	GmbH,	Frankfurt	am	Main	
(V)	(ab	6.	Dezember	2013)	

•		Wirtschaftsförderung	Frankfurt	-	Frankfurt	Economic	
Development	-	GmbH	Frankfurt	am	Main	(stv	V)

rené	Gehringer
Anwendungsberater		
Freigestelltes	Mitglied	des	Betriebsrats	
der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

keine keine

dr.	h.	c.	Ernst	Gerhardt
Unternehmensberater		
Beamter	im	Ruhestand		
Stadtkämmerer	a.	D.
der	Stadt	Frankfurt	am	Main

keine •		WOHNHEIM	GmbH,	
Frankfurt	am	Main

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	
zu	bildenden	Aufsichtsräten

	Mitgliedschaft	in	vergleichbaren	
in-	und	ausländischen	kontroll	gremien	von	
Wirtschaftsunternehmen

rosemarie	heilig
Stadträtin	
der	Stadt	Frankfurt	am	Main

•		Stadtwerke	Verkehrsgesellschaft	Frankfurt	am	Main	
mbH,	Frankfurt	am	Main	(K)	(bis	21.	März	2013)

•		Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH,	
Frankfurt	am	Main	(ab	28.	Januar	2013)

•		AVA	Abfallverbrennungsanlage	Nordweststadt	
Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung,		
Frankfurt	am	Main	(V)

•		Betriebskommission	der	Hafenbetriebe	der		
Stadt	Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	Main	

•		Betriebskommission	der	Marktbetriebe	der		
Stadt	Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	Main

•		Betriebskommission	der	Stadtentwässerung		
Frankfurt	am	Main,	Frankfurt	am	Main

•		Betriebskommission	der	Kita	Frankfurt,		
Frankfurt	am	Main

•		Betriebskommission	der	Städtische	Kliniken		
Frankfurt	am	Main-Höchst,	Frankfurt	am	Main	(V)

•		DRK	-	Blutspendedienst	Baden-Württemberg-Hessen	
gemeinnützige	GmbH,	Mannheim	

•		FES	Frankfurter	Entsorgungs-	und	Service	GmbH,	
Frankfurt	am	Main	(ab	19.	März	2013)		
(ab	23.	April	2013	(V))

•		Stiftung	Hospital	zum	Heiligen	Geist	GmbH,		
Frankfurt	am	Main	(V)

•		FÄZ	Fachärztezentrum	Frankfurt	GmbH,		
Frankfurt	am	Main	(V)	(1)

•		Hospital-Service	&	Catering	GmbH,		
Frankfurt	am	Main	(V)	(1)

•		HP	Hospital-Pflege	GmbH,	Frankfurt	am	Main	(V)	(1)

•		Krankenhaus	Nordwest	GmbH,		
Frankfurt	am	Main	(V)	(1)

•		Klinikum	Frankfurt	Höchst	GmbH,		
Frankfurt	am	Main	(V)	

•		Medizinisches	Versorgungszentrum	am	Klinikum	
Frankfurt	Höchst	GmbH,	Frankfurt	am	Main	(V)	(2)

•		Regionalpark	Ballungsraum	RheinMain	Gemeinnützige	
Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung,		
Flörsheim	am	Main

•		Regionalpark	Rhein-Main	Taunushang	Gesellschaft	
mit	beschränkter	Haftung,	Bad	Homburg	v.	d.	Höhe	

•		RMA	Rhein-Main	Abfall	GmbH,	Offenbach	am	Main	
•		Gemeinnützige	Umwelthaus	GmbH,	Wiesbaden	
•		Zentrale	Errichtungsgesellschaft	mit	beschränkter	

Haftung,	Frankfurt	am	Main	(V)

holger	klingbeil
Anwendungsberater	
Mitglied	des	Betriebsrats		
der	Mainova	AG,
Frankfurt	am	Main

keine keine

Cornelia	kröll
Stellv.	Landesleiterin
ver.di	–	Landesbezirk	Hessen,	Frankfurt	
am	Main

•		Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH		
Frankfurt	am	Main	(ab	23.	Mai	2013)		
(ab	27.	Juni	2013	(stv	V))

•		APS	Airport	Personal	Service	GmbH,	Frankfurt	am	
Main	(ab	19.	März	2013)

keine

(1)	Mitgliedschaft	begründet	durch	Amt	in	Stiftung	Hospital	zum	Heiligen	Geist,	Frankfurt	am	Main
(2)	Mitgliedschaft	begründet	durch	Amt	in	Klinikum	Frankfurt	Höchst	GmbH,	Frankfurt	am	Main
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Aufsichtsrat Aufsichtsrat

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	
zu	bildenden	Aufsichtsräten

	Mitgliedschaft	in	vergleichbaren	
in-	und	ausländischen	kontroll	gremien	von	
Wirtschaftsunternehmen

klaus	Oesterling		
(ab	30.	Mai	2013)
Geschäftsführer	der	SPD-Fraktion	im	
Römer,	Frankfurt	am	Main

•		Stadtwerke	Verkehrsgesellschaft	Frankfurt	am	Main	
mbH,	Frankfurt	am	Main	(K)

•		tiQs	traffiQ-Servicegesellschaft	mbH,	Frankfurt	am	
Main	(ab	14.Oktober	2013)

•		traffiQ	Lokale	Nahverkehrsgesellschaft	Frankfurt	am	
Main	mbH,	Frankfurt	am	Main	(ab	14.	Oktober	2013)

Bernd	rudolph
Stellv.	Vorsitzender	des	Vorstands	der	
Thüga	Aktiengesellschaft,	München

•		N-ERGIE	Aktiengesellschaft,	Nürnberg
•		Stadtwerke	Hannover	Aktiengesellschaft,	Hannover
•		SWK	Stadtwerke	Kaiserslautern	Versorgungs-AG,	

Kaiserslautern	(stv	V)
•		WEMAG	AG,	Schwerin

•		DREWAG	Stadtwerke	Dresden	GmbH,	Dresden
•		eins	energie	in	sachsen	GmbH	&	Co.	KG,		

Chemnitz	(stv	V)
•		Energie	Südbayern	GmbH,	München	
•		Energieversorgung	Sylt	GmbH,	Westerland	(Sylt)		

(stv	V)
•		erdgas	schwaben	gmbh,	Augsburg		

(bis	31.	Dezember	2012	(stv	V),	ab	1.	Januar	2013	(V))
•		Freiberger	Erdgas	GmbH,	Freiberg	(stv	V)
•		GEW	Wilhelmshaven	GmbH,	Wilhelmshaven	(stv	V)
•		Harz	Energie	GmbH	&	Co.	KG,	Osterode	am	Harz		

(stv	V)
•		Stadtwerke	-	Erdgas	Plauen	GmbH,	Plauen	(stv	V)
•		Stadtwerke	Bad	Harzburg	GmbH,	Bad	Harzburg		

(stv	V)
•		Stadtwerke	Freudenstadt	GmbH	&	Co.	KG,	

Freudenstadt	
•		Stadtwerke	Zweibrücken	GmbH,	Zweibrücken	(stv	V)
•		SWP	Stadtwerke	Pforzheim	GmbH	&	Co.	KG,		

Pforzheim	(stv	V)
•		Thüga	Assekuranz	Services	München	Versicherungs-

makler	GmbH,	München	(V)
•		Versorgungs-	und	Verkehrsgesellschaft	Hannover	mit	

beschränkter	Haftung,	Hannover
•		Zwickauer	Energieversorgung	GmbH,	Zwickau	(stv	V)

nicole	Salm
Referentin	Abschluss	und	
Berichterstattung		
Mitglied	des	Betriebsrats		
der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

keine keine

Edwin	Schwarz
Stadtrat	a.	D.	
der	Stadt	Frankfurt		am	Main

keine •		Dom	Römer	GmbH,	Frankfurt	am	Main	(stv	V)

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	
zu	bildenden	Aufsichtsräten

	Mitgliedschaft	in	vergleichbaren	
in-	und	ausländischen	kontroll	gremien	von	
Wirtschaftsunternehmen

ralf-rüdiger	Stamm
Landesfachbereichsleiter	Ver-	und	
Entsorgung	ver.di	–	Landesbezirk	
Hessen,	Frankfurt	am	Main

•		Oberhessische	Versorgungs-	und	Verkehrsgesellschaft	
mbH,	Friedberg

•		Oberhessische	Versorgungsbetriebe	AG,	Friedberg
•		Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH,	

Frankfurt	am	Main

•		FES	Frankfurter	Entsorgungs-	und	Service	GmbH,	
Frankfurt	am	Main

jürgen	Wachs
(ab	1.	April	2013)
Gewerkschaftssekretär	ver.di		
Bezirk	Frankfurt	am	Main	und	Region,	
Friedberg

keine keine

frank	Wiese
Bereichsleiter	der	Mainova	AG,	
Frankfurt	am	Main

keine keine

Thomas	Wissgott
(bis	31.	März	2013)
Geschäftsführer	ver.di		
Bezirk	Frankfurt	am	Main	und	Region,	
Frankfurt	am	Main

•		Lufthansa	Cargo	Aktiengesellschaft,	Frankfurt	am	
Main	(bis	31.	März	2013)

•		Stadtwerke	Frankfurt	am	Main	Holding	GmbH,	
Frankfurt	am	Main	(stv	V)	(bis	31.	März	2013)

•		Stadtwerke	Verkehrsgesellschaft	Frankfurt	am	Main	
mbH,	Frankfurt	am	Main	(stv	V)	(bis	31.	März	2013)

keine

(K)	Konzernmandate	gemäß	§	100	Abs.	2	S.	2	AktG
(V)	Vorsitz
(stv	V)	stellvertretender	Vorsitz
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(1)	Gesellschafter-	und	Finanzausschuss	(V)
(2)	Gesellschafterausschuss
(3)	Konsortialausschuss
(4)	Koordinierungsausschuss

Vorstand

(K)	 	Konzernmandate	gem.	§	100	Abs.	2	S.	2	AktG
(V)	 Vorsitz
(stv	V)	 stellvertretender	Vorsitz

Die	Angaben	zu	den	Mitgliedschaften	in	Aufsichtsräten	und	anderen	
Kontrollgremien	beziehen	sich	auf	den	31.	Dezember	2013	bzw.	den	
Zeitpunkt	des	Ausscheidens	aus	dem	Aufsichtsrat	der	Mainova.

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	zu			
bildenden	Aufsichtsräten

Mitgliedschaft	in	vergleichbaren		
in-		und ausländischen	kontrollgremien		
von Wirtschaftsunternehmen

dr.	Constantin	h.	Alsheimer
bestellt	vom	1.	Januar	2006	bis		
31.	Dezember	2018
Vorsitzender	des	Vorstands	der	
Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

keine •		Eisenacher	Versorgungs-Betriebe		
Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung,	Eisenach	
(ab	16.	September	2013	(stv	V))	

•		Erdgas	Westthüringen	Beteiligungsgesellschaft	mbH,	
Bad	Salzungen	(V)

•		Gasversorgung	Main-Kinzig	GmbH,	Gelnhausen
•		Gasversorgung	Offenbach	GmbH,	Offenbach		

(ab	06.	März	2013	(stv	V))
•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main	(4)

•		Hanau	Netz	GmbH,	Hanau	(stv	V)	
•		Hessenwasser	Verwaltungs-GmbH,	Groß-Gerau		

(ab	01.	Januar	2013	(V))
•		Ohra	Energie	GmbH,	Hörsel
•		Stadtwerke	Dreieich	GmbH,	Dreieich		

(ab	14.	März	2013	(stv	V))
•		Stadtwerke	Hanau	Gesellschaft	mit	beschränkter	

Haftung,	Hanau	(stv	V)
•		Thüga	Assekuranz	Services	München		

Versicherungsmakler	GmbH,	München
•		Thüga	Holding	GmbH	&	Co.	KGaA,	München	(1)

•		Werraenergie	GmbH,	Bad	Salzungen	(stv	V)

Prof.	dr.	Peter	Birkner
bestellt	vom	1.	Juli	2011	bis		
30.	Juni	2016
Mitglied	des	Vorstands	der		
Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

keine •		Biomasse-Kraftwerk	Fechenheim	GmbH,		
Frankfurt	am	Main	(2)

•		Energieversorgung	Main-Spessart	Gesellschaft	mit	
beschränkter	Haftung,	Aschaffenburg		
(ab	04.	März	2013	(V))

•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main		
(ab	21.	Juni	2013)

•		Gasversorgung	Main-Kinzig	GmbH,	Gelnhausen		
(bis	31.	Juli	2013)

•		Gemeinschaftskraftwerk	Bremen	GmbH	&	Co.	KG,	
Bremen	(3)

•		Hanau	Netz	GmbH,	Hanau
•		Hessenwasser	Verwaltungs-GmbH,	Groß-Gerau
•		Stadtwerke	Dreieich	GmbH,	Dreieich		

(ab	14.	März	2013)
•		Stadtwerke	Hanau	Gesellschaft	mit	beschränkter	

Haftung,	Hanau
•		Südwestdeutsche	Rohrleitungsbau	Gesellschaft	mit	

beschränkter	Haftung,	Frankfurt	am	Main	(stv	V)
•		Syneco	GmbH	&	Co.	KG,	München		

(vom	21.	März	bis	17.	Oktober	2013)

norbert	Breidenbach
bestellt	vom	1.	Juli	2013	bis		
30.	Juni	2018
Mitglied	des	Vorstands	der		
Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

keine •		Energieversorgung	Main-Spessart	Gesellschaft	mit	
beschränkter	Haftung,	Aschaffenburg		
(ab	18.	Juli	2013)

•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main		
(ab	06.	November	2013)	(4)

•		Gasversorgung	Main-Kinzig	GmbH,	Gelnhausen	
(ab 01	August	2013)

•		Gasversorgung	Offenbach	GmbH,	Offenbach	am	Main	
(ab	09.	August	2013)

•		Gemeinschaftskraftwerk	Bremen	GmbH	&	Co.	KG,	
Bremen	(ab	18.	Juli	2013)	3

•		Oberhessische	Gasversorgung	Gesellschaft	mit	
beschränkter	Haftung,	Friedberg	(ab	01.	Juli	2013)

•		Ohra	Energie	GmbH,	Hörsel		
(vom	18.	Juli	bis	27.	November	2013)

•		Syneco	GmbH	&	Co.	KG,	München		
(ab	17.	Oktober	2013)

•		Werraenergie	GmbH,	Bad	Salzungen		
(ab	18.	Juli	2013)

Mitgliedschaft	in	gesetzlich	zu			
bildenden	Aufsichtsräten

Mitgliedschaft	in	vergleichbaren		
in-		und ausländischen	kontrollgremien		
von Wirtschaftsunternehmen

lothar	herbst
bestellt	vom	1.	Januar	2006	bis	
31.	Dezember	2015
Mitglied	des	Vorstands	der	
Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

•		Joblinge	gemeinnützige	AG	FrankfurtRheinMain,	
Frankfurt	am	Main

•		Energieversorgung	Main-Spessart	Gesellschaft	mit	
beschränkter	Haftung,	Aschaffenburg

•		Erdgas	Westthüringen	Beteiligungsgesellschaft	mbH,	
Bad	Salzungen

•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main	4

•		Gasversorgung	Main-Kinzig	GmbH,	Gelnhausen		
(stv	V)

•		Gasversorgung	Offenbach	GmbH,	Offenbach	am	Main
•		Oberhessische	Gasversorgung	Gesellschaft	mit	

beschränkter	Haftung,	Friedberg		
(vom	01.	März	2013	bis	12.	Juni	2013	(stv	V);		
ab	13.	Juni	2013	(V))

•		Ohra	Energie	GmbH,	Hörsel	(stv	V)
•		Werraenergie	GmbH,	Bad	Salzungen

dr.	Marie-luise	Wolff-hertwig
bestellt	vom	1.	Oktober	2009	bis		
16.	Februar	2013
Mitglied	des	Vorstands	der		
Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main	

keine •		Energieversorgung	Main-Spessart	Gesellschaft	mit	
beschränkter	Haftung,	Aschaffenburg		
(bis	20.	Februar	2013	(V))

•		Gas-Union	GmbH,	Frankfurt	am	Main		
(bis	20.	Februar	2013)

•		Gasversorgung	Main-Kinzig	GmbH,	Gelnhausen		
(bis	20.	Februar	2013)

•		Gasversorgung	Offenbach	GmbH,	Offenbach	am	Main	
(stv	V)	(bis	20.	Februar	2013)

•		Gemeinschaftskraftwerk	Bremen	GmbH	&	Co.	KG,	
Bremen	(bis	20.	Februar	2013)

•		Hanau	Netz	GmbH,	Hanau	(bis	05.	März	2013)	
•		Oberhessische	Gasversorgung	Gesellschaft	mit	

beschränkter	Haftung,	Friedberg	(stv	V)		
(bis	20.	Februar	2013)

•		Ohra	Energie	GmbH,	Hörsel	(bis	20.	Februar	2013)
•		Stadtwerke	Dreieich	GmbH,	Dreieich	(stv	V)		

(bis	20.	Februar	2013)
•		Stadtwerke	Hanau	Gesellschaft	mit	beschränkter	

Haftung,	Hanau	(bis	05.	März	2013)
•		Syneco	GmbH	&	Co.	KG,	München		

(bis	21.	März	2013)
•		Werraenergie	GmbH,	Bad	Salzungen		

(bis	20.	Februar	2013)
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Stand 31. Dezember 2013

Mitglieder des Beirats

Prof. Achim Morkramer 
Professor (emer.) 
der FH Frankfurt,  
Dekan des Fachbereichs  Informatik

Dr. Ulrich Reuter 
Landrat  
des Landkreises Aschaffenburg

Dr. Norbert Schraad 
Mitglied des Vorstands  
der  Landesbank Hessen-Thüringen

Gisela Stang 
Bürgermeisterin  
der Stadt Hofheim am Taunus

Dr. Matthias Zieschang 
Mitglied des Vorstands  
der Fraport AG

Michael Haack
Geschäftsführer  
der GWH Immobilien Holding 
GmbH

Karl-Christian Schelzke  
Geschäftsführender Direktor  
des Hessischen Städte- und  
Gemeindebundes

Georg Friedrich Sommer 
Managing Director  
der Commerzbank AG

Klaus Temmen 
Bürgermeister  
der Stadt Kronberg im Taunus

Dieter Zimmer  
Bürgermeister  
der Stadt Dreieich

Ludger Stüve 
Verbandsdirektor  
Regionalverband FrankfurtRhein-
Main

Helmut Becker 
Leiter HA Finanz- und  
Rechnungswesen 
Thüga Aktiengesellschaft

Dr. Roland Mohr  
Geschäftsführer  
der Infraserv GmbH & Co.  
Höchst KG

Horst Schneider  
Oberbürgermeister  
der Stadt Offenbach

Gregor Sommer 
Bürgermeister  
der Gemeinde Wehrheim

Claus Wisser 
Vorsitzender des Aufsichtsrats  
der AVECO Holding AG

Claus Kaminsky 
Oberbürgermeister  
der Stadt Hanau,  
Vorsitzender

Ulrich Krebs 
Landrat  
des Hochtaunuskreises

Christiane Augsburger 
Bürgermeisterin  
der Stadt Schwalbach am Taunus

Hans-Georg Brum  
Bürgermeister  
der Stadt Oberursel (Taunus)

Bernd Ehinger
Präsident  
der Handwerkskammer  
Frankfurt-Rhein-Main und  
geschäftsführender Gesellschafter 
der Firma Elektro Ehinger GmbH

Hans-Jürgen Hielscher 
Erster Kreisbeigeordneter  
des Main-Taunus-Kreises

Wilhelm Speckhardt 
Bürgermeister  
der Stadt Eschborn,  
stellv. Vorsitzender

Matthias Kruse
Managing Direktor  
der Lazard Asset Management 
GmbH

Prof. Dr.-Ing. Gerd Balzer 
Professor (emer.) 
der TU Darmstadt, Fachbereich 
Elektrotechnik und 
 Informationstechnik

Horst Burghardt  
Bürgermeister  
der Stadt Friedrichsdorf

Herbert Hans Grüntker  
Vorsitzender des Vorstands  
der Frankfurter Sparkasse

Thomas Horn 
Bürgermeister  
der Stadt Kelkheim (Taunus)

Peter Knapp 
Geschäftsführer  
der Interxion Deutschland GmbH

Joachim Arnold 
Landrat  
des Wetteraukreises

Heinz-Peter Becker  
Bürgermeister  
der Stadt Mörfelden-Walldorf

Leonhard Helm 
Bürgermeister  
der Stadt Königstein im Taunus

Frank Junker 
Geschäftsführer  
der ABG FRANKFURT HOLDING 
Wohnungsbau- und Beteiligungs-
gesellschaft mbH

Antje Köster 
Bürgermeisterin  
der Stadt Hattersheim am Main

Michael Korwisi 
Oberbürgermeister  
der Stadt Bad Homburg v. d. Höhe

Wolfgang Marzin 
Vorsitzender der Geschäftsführung 
der Messe Frankfurt GmbH

Peter Mensinger 
Stadtrat  
der Stadt Frankfurt am Main
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Präsidium

Wirtschafts-,	finanz-	und	Prüfungsausschuss

Ausschüsse	des	Aufsichtsrats	der	Mainova	AG

Uwe	Becker
Stadtkämmerer	der	Stadt	Frankfurt	am	Main
Vorsitzender	des	Ausschusses

Peter	Arnold
Vorsitzender	des	Betriebsrats	der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main	
stellv.	Vorsitzender	des	Ausschusses

reinhold	falk
Freigestellter	stellv.	Vorsitzender	des		
Betriebsrats	der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

rosemarie	heilig
Stadträtin	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

dr.	h.	c.	Petra	roth	(bis	29.	Mai	2013)
Oberbürgermeisterin	a.	D.	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

ralf-rüdiger	Stamm
Landesfachbereichsleiter	Ver-	und	Entsorgung		
ver.di	–	Landesbezirk	Hessen,	Frankfurt	am	Main

Ewald	Woste
Vorsitzender	des	Vorstands	der	Thüga	Aktiengesellschaft,	München

Uwe	Becker
Stadtkämmerer	der	Stadt	Frankfurt	am	Main
Vorsitzender	des	Ausschusses

Peter	Arnold
Vorsitzender	des	Betriebsrats	der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main
stellv.	Vorsitzender	des	Ausschusses

Peter	Bodens
Kfm.	Angestellter	Finanzen	der	Mainova	AG,		
Frankfurt	am	Main

Markus	frank
Stadtrat	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

dr.	h.	c.	Ernst	Gerhardt
Unternehmensberater		
Beamter	im	Ruhestand
Stadtkämmerer	a.	D.	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

rosemarie	heilig
Stadträtin	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

nicole	Salm
Referentin		
Abschluss	und	Berichterstattung		
der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main

ralf-rüdiger	Stamm
Landesfachbereichsleiter	Ver-	und	Entsorgung		
ver.di	–	Landesbezirk	Hessen,		
Frankfurt	am	Main

frank	Wiese
Bereichsleiter	der	Mainova	AG,		
Frankfurt	am	Main

Ewald	Woste
Vorsitzender	des	Vorstands
der	Thüga	Aktiengesellschaft,	München

Personalausschuss

hans-dieter	Bürger
Beamter	im	Ruhestand,
Stadtrat	a.	D.	der	Stadt	Frankfurt	am	Main
Vorsitzender	des	Ausschusses

reinhold	falk
Freigestellter	stellv.	Vorsitzender	des		
Betriebsrats	der	Mainova	AG,		
Frankfurt	am	Main
stellv.	Vorsitzender	des	Ausschusses

Peter	Arnold
Vorsitzender	des	Betriebsrats	der	Mainova	AG,		
Frankfurt	am	Main

jutta	Ebeling
Bürgermeisterin	a.	D.	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

Markus	frank
Stadtrat	der	Stadt	Frankfurt	am	Main

holger	klingbeil
Anwendungsberater	der	Mainova	AG,	
Frankfurt	am	Main

Cornelia	kröll
Stellv.	Landesleiterin
ver.di	–	Landesbezirk	Hessen,	Frankfurt	am	Main

Thomas	Wissgott	(bis	31.	März	2013)
Geschäftsführer
ver.di	Bezirk	Frankfurt	am	Main	und	Region,	Frankfurt	am	Main

Ewald	Woste
Vorsitzender	des	Vorstands
der	Thüga	Aktiengesellschaft,	München

Ausschuss	gemäß	§	27	Abs.	3	Mitbestimmungsgesetz	(musste	im	abgelaufenen	Geschäftsjahr	nicht	einberufen	werden)	

Uwe	Becker
Stadtkämmerer	der	Stadt	Frankfurt	am	Main	
Vorsitzender	des	Aufsichtsrats

Peter	Arnold
Vorsitzender	des	Betriebsrats	der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main
1.	stellv.	Vorsitzender	des	Aufsichtsrats

Ewald	Woste
Vorsitzender	des	Vorstands
der	Thüga	Aktiengesellschaft,	München
2.	stellv.	Vorsitzender	des	Aufsichtsrats		
Aufsichtsratsmitglied	der	Anteilseigner

reinhold	falk
Freigestellter	stellv.	Vorsitzender	des		
Betriebsrats	der	Mainova	AG,	Frankfurt	am	Main
Aufsichtsratsmitglied	der	Arbeitnehmer
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Bereichsleiter Stabsstellenleiter

Stand	31.	Dezember	2013 Stand	31.	Dezember	2013

Bereichsleiter	und	Stabsstellenleiter	der	Mainova Geschäftsführer	Mainova-Verbund

dr.	jörg	Becker
Asset	Netze	und	Regulierung

lothar	huber
Asset	und	Anlagenbau	Erzeugung

jürgen	kellner	
Energiebezug	und	-handel

Uwe	kettner	
Finanzen,	Rechnungswesen	und	Controlling

Philipp	lübcke
IT

Mirko	Maier	
Beteiligungsmanagement	und	-controlling

kersten	Paul	nebel	
Personal

Thomas	riemenschneider
Vertrieb	Geschäftskunden

Peter	Springer
Zentraleinkauf

dr.	klaus	Stallmann	
Betrieb	und	Instandhaltung	Kraftwerke

Bernhard	Vogt
Konzernmarketing,
Vertrieb	Privatkunden

frank	Wiese
Interne	Dienste	und	Immobilienmanagement

julia	Antoni
Innovations-	und	Wissensmanagement

Björn	Broda
Unternehmensstrategie,	M	&	A-Projekte	und	Nachhaltigkeit

Martina	Butz
Recht

Peter	dorosz
Arbeitssicherheit	und	Umweltschutz

Martin	kronenberger
Datenschutz	und	Unternehmenssicherheit

dorothea	leidner
Verbände

francisco	rodriguez
Kommunalmanagement

Stefan	Schlink
Vorstandsangelegenheiten	und	Compliance	Management

Alexander	zell
Konzernkommunikation

Mainova	Energiedienste	Gmbh

Christoph	Armbruster
Technischer	Geschäftsführer

johannes	kofler
Kaufmännischer	Geschäftsführer

Mainova	Servicedienste	Gmbh

n.	n.
Sprecher	der	Geschäftsführung	und	Kaufmännischer	Geschäftsführer

Bertram	May
Technischer	Geschäftsführer

netzdienste	rhein-Main	Gmbh

dr.	Stefan	herz	(komm.)
Kaufmännischer	Geschäftsführer

dr.	Bernhard	Müller
Technischer	Geschäftsführer

Straßenbeleuchtung	rhein-Main	Gmbh

Thomas	Erfert	
Technischer	Geschäftsführer

johannes	kofler
Kaufmännischer	Geschäftsführer
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Glossar

Barrel	
Weltweite	Maßeinheit	für	Rohöl.	Dabei	entspricht	
	1 US-Barrel	158,987	Liter.

Base	
Grundlastprodukt	mit	konstanter	Leistung	über	den	
Lieferzeitraum.

Betafaktor	
Der	Betafaktor	ist	das	Maß	für	das	relative	Risiko		einer	
einzelnen	Aktie	im	Vergleich	zum	Gesamtmarkt.	Bei	
einem	Faktor	größer	als	eins	besteht	ein	höheres	Risi-
ko	und	bei	einem	Faktor	kleiner	als	eins	ein	niedrige-
res	Risiko	als	im	Vergleichsmarkt.

Biogas	
Gas	z.	B.	aus	Bioabfallvergärungsanlagen,	welches	zur	
Erzeugung	von	Strom	und	Wärme	verwendet	wird.	
Biogas	entsteht	bei	der	bakteriellen	Zerstörung	von	or-
ganischen	Stoffen.	Es	besteht	vorwiegend	aus	Methan	
(ca.	60	%),	Kohlendioxid	(ca.	35	%)	sowie	Stickstoff,	
Wasserstoff	und	Schwefelwasserstoff.	Bevor	es	als	Heiz-
gas	verwendet	wird,	wird	es	teilweise	entschwefelt.	

Biomassekraftwerk	
Ein	Biomassekraftwerk	(BMKW)	erzeugt	Strom	und/
oder	Wärme	durch	die	Verbrennung	von	Biomasse.	
Wird	nur	Wärme	erzeugt,	spricht	man	von	Biomasse-
heizwerk	(BMHW),	wird	neben	Strom	auch	Wärme	ab-
gegeben,	von	Biomasseheizkraftwerk	(BMHKW).	

Blockheizkraftwerk	(BHKW)
Ein	BHKW	ist	ein	modular	aufgebautes	kleineres	Heiz-
kraftwerk.	Blockheizkraftwerke	nutzen,	wie	auch	Heiz-
kraftwerke,	das	Prinzip	der	Kraft-Wärme-Kopplung.	
Dabei	verwerten	sie	die	bei	der	Stromerzeugung	anfal-
lende	Abwärme	zu	Heizzwecken.	Übliche	BHKW-	
Module	sind	mit	einer	elektrischen	Leistung	zwischen	
5	KW	und	5	MW	deutlich	kleiner	als	Heizkraftwerke	mit	
500	MW	und	mehr	elektrischer	Leistung.	BHKW	mit	
einer	elektrischen	Leistung	unter	15	KW	dienen	zur	
Versorgung	von	einzelnen	Gebäuden.	Als	Antrieb	für	die	
Stromerzeugung	werden	meistens	Verbrennungsmoto-
ren	(Diesel-	oder	Gasmotoren),	aber	auch	Gasturbinen	
verwendet.	Durch	die	Kraft-Wärme-Kopplung	wird	die	
eingesetzte	Primärenergie	mit	einem	Gesamtwirkungs-
grad	bis	über	90	%	genutzt.

Bündelkunden
Mehrere	Energiekunden	können	sich	zusammenschlie-
ßen,	um	durch	die	Summe	ihres	Bedarfs	als	Großab-
nehmer	aufzutreten	und	günstigere	Energiepreise	aus-
zuhandeln.	

Bundesnetzagentur	
Die	Bundesnetzagentur	für	Elektrizität,	Gas,	Telekom-
munikation,	Post	und	Eisenbahnen	(BnetzA)	informiert	
über	den	deutschen	Elektrizitäts-,	Gas-,	Telekommuni-
kations-	und	Postmarkt,	die	rechtlichen	Grundlagen	
und	wichtige	Verbraucherrechte	in	diesen	Märkten.	
Das	Ziel	der	Regulierung	ist	die	Schaffung	eines	wirk-
samen	und	unverfälschten	Wettbewerbs	bei	der	Ver-
sorgung	mit	Elektrizität	und	Gas.	Die	Bundesnetz	agentur	
hat	daher	unter	anderem	die	Aufgabe,	einen	diskrimi-
nierungsfreien	Netzzugang	zu	gewährleisten	und	die	
von	den	Unternehmen	erhobenen	Netznutzungsentgelte	
zu	kontrollieren.

Cashflow	
Der	Cashflow	bezeichnet	alle	Zu-	und	Abflüsse	von	
Zahlungsmitteln	und	Zahlungsmitteläquivalenten	in	
	einem	festgelegten	Zeitraum.

ifrS	
Die	International	Financial	Reporting	Standards	(IFRS)	
sind	internationale	Rechnungslegungsvorschriften,	die	
aufgrund	einer	Verordnung	der	Europäischen	Union	
(EU)	von	kapitalmarktorientierten	Unternehmen	in	der	
EU	bei	der	Erstellung	des	Konzernabschlusses	anzu-
wenden	sind.	

konzessionsabgabe	
Gebühren	der	Energieversorger	an	Städte	und	Gemein-
den.	Energieversorger,	die	Strom-	oder	Gasleitungen	zu	
den	Endverbrauchern	verlegen	und	betreiben	wollen,	
müssen	hierfür	an	die	jeweiligen	Städte	und	Gemeinden	
Gebühren	zahlen	–	sogenannte	Konzessions	abgaben.	
Besaß	bislang	der	örtliche	Energieversorger –	wie	z.	B.	
die	Stadtwerke	–	das	alleinige	Leitungsnutzungsrecht,	
so	haben	nun	im	liberalisierten	Energiemarkt	alle	An-
bieter	das	Recht	auf	Durchleitung.

kraft-Wärme-kopplung	(kWk)
Bei	KWK	werden	elektrische	Energie	und	Wärme	in	
	einem	gemeinsamen	Prozess	erzeugt.	Dadurch	wird	
beispielsweise	in	einem	Blockheizkraftwerk	ein	höhe-
rer	thermischer	Wirkungsgrad	erreicht	als	bei	der	aus-
schließ	lichen	Stromerzeugung.	Somit	liegt	der	Nut-
zungsgrad	ungleich	höher.	In	Heizkraftwerken	wird	
durch	Entnahme	von	Dampf	aus	der	Turbine	die	
Stromerzeugung	leicht	reduziert,	dafür	aber	wesent-
lich	mehr	Heizenergie	gewonnen.	So	lässt	sich	der	
Wirkungsgrad	von	40	%	bei	der	reinen	Stromgewin-
nung	auf	bis	zu	90	%	Gesamt-Wirkungsgrad	steigern.	
Kraft-Wärme-Kopplung	führt	zu	besserer	Umweltver-
träglichkeit	und	hilft,	Energie	einzusparen.	

kraft-Wärme-kopplungsgesetz	
Das	Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz	ist	am	1.	April	
2002	in	Kraft	getreten.	Ihm	ging	das	Gesetz	zum	
Schutz	der	Stromerzeugung	aus	Kraft-Wärme-Kopp-
lung	vom	12.	Mai	2000	als	Vorschaltgesetz	zur	Be-
standssicherung	von	KWK-Anlagen	voraus.	Im	Mai	
2012	wurde	eine	Novellierung	des	KWKg	vom	Bundes-
tag	beschlossen.	Kernpunkte	der	Novelle	sind	die	Ver-
besserung	der	Förderung	von	KWK-Anlagen	durch	hö-
here	KWK-Zuschlagsätze,	flexiblere	Laufzeitmodelle,	
Entbürokratisierung,	neue	Modernisierungsoptionen	
sowie	eine	neue	Anlagenkategorie	für	Anlagen	von	50	
bis	250	kW	elektrischer	Leistung.	Zudem	wurde	die	
Förderung	von	Wärme-	und	Kältespeichern	sowie	von	
Kältenetzen	erstmals	in	das	KWK-Gesetz	aufgenom-
men.	Der	Zweck	des	Gesetzes	ist	es,	einen	Beitrag	zur	
Erhöhung	der	Stromerzeugung	aus	Kraft-Wärme-
Kopplung	in	der	Bundesrepublik	Deutschland	auf	
25	%	bis	zum	Jahr	2020	zu	erreichen.

netzentgelte	
Im	liberalisierten	Strom-	und	Gasmarkt	erhalten	die	
Netzbetreiber	diese	Entgelte	als	Gegenleistung	zur	
Netznutzung.

Off-Shore-Umlage	
Die	Betreiber	von	Offshore-Anlagen	(Windparks	auf	
See)	haben	ab	dem	1.	Januar	2013	Anspruch	auf	Scha-
densersatzzahlungen	für	eine	gestörte	oder	verzögerte	
Netzanbindung.	Der	Gesetzgeber	hat	entschieden,	
dass	neben	den	Übertragungsnetzbetreibern	auch	die	
Letztverbraucher	mit	einem	Aufschlag	auf	die	Netzent-
gelte	(§	17	f	EnWG)	an	den	zusätzlichen	Kosten	betei-
ligt	werden.

Peak
Spitzenlastprodukt	mit	Lieferung	zu	Zeiten	hoher	
Stromnachfrage.

Commodity
Bei	Commodities	handelt	es	sich	um	standardisierte	
handelbare	Ware,	zum	Beispiel	Strom,	Gas,	Kohle	oder	
CO2-Zertifikate.

Compliance	
Compliance	verpflichtet	ein	Unternehmen,	die	relevan-
ten	gesetzlichen	und	rechtlichen	Bestimmungen	sowie	
ethischen	Standards	einzuhalten.

Contracting	
Beim	Contracting	übernimmt	ein	Energieversorgungs-
unternehmen	den	Betrieb	einer	bestehenden	techni-
schen	Anlage	eines	Kunden.	Möglich	ist	auch	die	In-
vestition	in	eine	neue	Anlage,	die	der	Versorgung	des	
Kunden	dient.	Der	Kunde	zahlt	für	die	Laufzeit	des	
Contracting-Vertrags	einen	Preis	für	die	Energieliefe-
rung,	der	sich	aus	einem	Fixkosten-	und	einem	ver-
brauchsabhängigen	Anteil	zusammensetzt.	Der	Kunde	
spart	bei	dieser	Lösung	eigenes	Investitionskapital,	
bezieht	Nutzenergie	aus	hocheffizienten	Energieanla-
gen	und	profitiert	von	der	Erfahrung	eines	professio-
nellen	Anlagenbetreibers.

EBT
Das	EBT	ist	das	Ergebnis	vor	Steuern,	welches	die	Ba-
sis	für	die	Segmentsteuerung	der	mainova	bildet.

Emission	
Unter	Emissionen	versteht	man	die	Abgabe	von	Stof-
fen	und	Energien	(z.	B.	Schall,	Erschütterung,	Strah-
lung,	Wärme,	Schadstoffe)	aus	einer	Quelle	an	die	Um-
welt.	Die	Höhe	der	zulässigen	Emissionswerte	wird	
durch	Vorschriften	geregelt.

Emissionshandel	
Das	Emissionshandelssystem	schafft	eine	wirtschaftli-
che	Basis,	den	Ausstoß	des	klimaschädlichen	Gases	
CO2	dort	zu	reduzieren,	wo	es	am	kostengünstigsten	
ist.	Den	Wirtschaftssektoren	und	jeder	betroffenen	An-
lage	wurden	konkrete	Minderungsziele	zugeordnet.	
Die	Zertifikate	sind	handelbar	und	dienen	somit	als	
eine	Art	Währung.	Erreicht	das	Unternehmen	die	Ziele	
durch	eigene	kostengünstige	CO2-Minderungsmaßnah-
men,	kann	es	nicht	benötigte	Zertifikate	am	Markt	ver-
kaufen.	Alternativ	muss	es	Zertifikate	am	Markt	zukau-
fen,	wenn	eigene	Minderungsmaßnahmen	teurer	
würden.	In	Deutschland	werden	die	CO2-Emissions-
rechte	an	der	Leipziger	Strombörse	European	Energy	
Exchange	(EEX)	gehandelt.	

Equity-Methode
Die	Equity-Methode	ist	ein	Verfahren	zur	Berücksichti-
gung	von	Beteiligungsgesellschaften,	die	nicht	auf	der	
	Basis	einer	Vollkonsolidierung	mit	allen	Aktiva	und	
Passiva	in	den	Konzernabschluss	einbezogen	werden.	
Der	Beteiligungsbuchwert	wird	dabei	um	die	Entwick-
lung	des	anteiligen	Eigenkapitals	fortgeschrieben.

Erneuerbare	Energien	
Erneuerbare	Energien	–	auch	regenerative	oder	alter-
native	Energien	genannt	–	sind	Energieträger/-quellen,	
die	sich	ständig	erneuern	bzw.	nachwachsen	und	so-
mit	nach	menschlichem	Ermessen	unerschöpflich	sind.	
Hierzu	zählen	Sonnenenergie	(mit	den	indirekten	For-
men	Biomasse,	Wasserkraft,	Windenergie,	Umge-
bungswärme	etc.)	sowie	Erdwärme	(Geothermie)	und	
Gezeitenenergie.

Photovoltaik	(PV)
Photovoltaik	ist	die	unmittelbare	Umwandlung	von	
Sonnenstrahlung	in	elektrische	Energie	mithilfe	von	
Solarzellen.	Durch	absorbiertes	Licht	werden	in	diesen	
Solarzellen,	die	zumeist	aus	dem	Halbleitermaterial	Si-
lizium	bestehen,	freie	Ladungen	erzeugt.	Diese	bewir-
ken	an	der	Zelle	eine	elektrische	Spannung,	sodass	
Gleichstrom	durch	ein	angeschlossenes	Gerät	fließt.	
Die	PV,	die	dem	Verbraucher	durch	Solartaschenrech-
ner	oder	Solaruhren	bereits	lange	bekannt	ist,	kann	
auch	für	die	Stromversorgung	privater	Haushalte	ein-
gesetzt	werden.

Primärenergie	
Energieträger	in	ihrer	natürlichen	Form	sind	Primär-
energien.	Hierzu	zählen	Erdöl,	Erdgas	und	Kohle,	So-
larenergie,	Wasserkraft	und	Windenergie.	Werden	die	
Primärenergien	in	eine	andere	Energieform	–	wie	bei-
spielsweise	Strom	oder	Heizwärme	–	umgewandelt,	
entstehen	Sekundärenergien.	

regelenergie
Regelenergie	ist	elektrische	Energie	oder	Leistung,	die	
zum	Ausgleich	von	unvorhergesehenen	Schwankun-
gen	von	Angebot	und	Nachfrage	benötigt	wird.	In	
Stromnetzen	muss	die	insgesamt	erzeugte	elektrische	
Leistung	jederzeit	an	den	momentanen	Verbrauch	an-
gepasst	sein.	Der	Bedarf	an	Leistung	kann	schwanken.	
Auf	der	Erzeugungsseite	schwankt	das	Angebot,	ins-
besondere	durch	Windräder	und	Photovoltaikanlagen.	
In	einem	großen	Versorgungsnetz	mitteln	sich	solche	
Schwankungen	von	vielen	kleinen	Ursachen	zum	gu-
ten	Teil	aus.	Jedoch	verbleiben	gewisse	Schwankun-
gen.	Diese	sind	teilweise	vorhersehbar,	teilweise	aber	
auch	unvorhergesehen.	Auf	die	vorhersehbaren	Werte	
stellt	sich	das	Stromversorgungssystem	ein,	indem	es	
den	Bedarf	über	die	Strombörse	regelt.	Die	benötigten	
Erzeugungskapazitäten	werden	dort	gehandelt.	Es	ver-
bleiben	die	unvorhergesehenen	Schwankungen	des	
Verbrauchs	und	auch	bei	der	Erzeugung,	für	deren	
Ausgleich	die	Übertragungsnetzbetreiber	sogenannte	
Regelenergie	benötigen.	Diese	wird	an	einem	separa-
ten	Regelenergie-Markt	gehandelt,	also	nicht	an	der	
regulären	Strombörse.	Als	Regelenergie	gilt	also	nur	
Energie,	die	zum	Ausgleich	unvorhergesehener	
Schwankungen	gebraucht	wird.

Smart	Meter	
Ein	Smart	Meter	ist	ein	Zähler	für	Energie,	z.	B.	Strom	
oder	Gas,	der	dem	jeweiligen	Anschlussnutzer	den	tat-
sächlichen	Energieverbrauch	und	die	tatsächliche	Nut-
zungszeit	anzeigt	und	in	ein	Kommunikationsnetz	ein-
gebunden	ist.

Spannungsebene
Um	elektrische	Energie	vom	Energieversorger	zum	
Endverbraucher	zu	übertragen,	sind	abgestufte	Span-
nungsebenen	notwendig.	Höchstspannung	ab	150	Kilo-
volt	(kV)	dient	zur	überregionalen	Energieübertragung	–	
zum	Beispiel	Hochspannung	(60	kV	bis	150	kV)	wird	
für	die	überregionale	und	regionale	Energieübertra-
gung	genutzt.	In	den	regionalen	und	lokalen	Verteil-
netzen	wird	mit	Mittelspannung	von	1	kV	bis	60	kV	
gearbeitet.	Haushalte	werden	mit	Niederspannung	bis	
zu	1	kV	versorgt.

Strom	zu	Gas	
Mithilfe	der	Systemlösung	Strom	zu	Gas	kann	Strom	
aus	erneuerbaren	Energien	in	Wasserstoff	oder	syn-
thetisches	Erdgas	umgewandelt	und	im	Erdgasnetz	
	gespeichert	werden.	Dies	wäre	eine	Möglichkeit,	um	
große	Mengen	Strom	aus	erneuerbaren	Energien	lang-
fristig	zu	speichern.	Die	Umwandlung	von	Strom	in	
synthetisches	Erdgas	erfolgt	in	zwei	Schritten:	Zu-
nächst	wird	Wasserstoff	mittels	Elektrolyse	erzeugt,	
anschließend	folgt	die	Methanisierung.

Erneuerbare-Energien-Gesetz	(EEG)	
Das	deutsche	Gesetz	für	den	Vorrang	erneuerbarer	
Energien	regelt	die	bevorzugte	Einspeisung	von	Strom	
aus	erneuerbaren	Quellen	ins	Stromnetz	und	garan-
tiert	deren	Erzeugern	feste	Einspeisevergütungen.	Das	
eeg	dient	dem	Klima-	und	Umweltschutz	und	soll	eine	
nachhaltige	Entwicklung	der	Energieversorgung	er-
möglichen.	Die	Kosten	der	Energieversorgung	sollen	
durch	die	Einbeziehung	langfristiger	externer	Effekte	
verringert	werden.	Weiterhin	sollen	fossile	Energieres-
sourcen	geschont	und	Technologien	zur	Erzeugung	
von	Strom	aus	erneuerbaren	Quellen	gefördert	wer-
den.	Der	Anteil	erneuerbarer	Energien	an	der	Strom-
versorgung	soll	bis	zum	Jahr	2020	auf	mindestens	
35	%	erhöht	werden,	auf	50	%	bis	2030,	auf	65	%	bis	
2040	und	auf	80	%	bis	2050	steigen.	Nach	der	Ein-
führung	des	eeg	im	Jahr	2000	ist	das	Gesetz	2004	und	
2009	durch	Neufassungen	angepasst	worden.	2011	
sind	umfassende	Novellierungen	beschlossen	worden,	
die	überwiegend	2012	in	Kraft	getreten	sind,	sodass	
die	aktuelle	Gesetzesfassung	kurz	als	„eeg	2012“	be-
zeichnet	wird.

fossile	Energieträger
Zu	den	fossilen	Energieträgern	zählen	Erdöl,	Erdgas,	
Braun-	und	Steinkohle.	Sie	entstanden	vor	Jahrmillio-
nen	bei	der	Zersetzung	abgestorbener	Pflanzen	und	
Tiere	unter	Sauerstoffabschluss,	hohen	Temperaturen	
sowie	unter	dem	Druck	darüber	liegender	Gesteins-
schichten.	Grenzen	für	die	Nutzung	fossiler	Energie-
träger	ergeben	sich	–	je	nach	Technologieeinsatz	und	
Entwicklung	des	technischen	Fortschritts	–	aus	den	
unterschiedlichen	Ressourcenverfügbarkeiten	sowie	
aus	deren	Umwelt-	und	Klimaverträglichkeit.	

Gaskraftwerk	(auch	Gasturbinenkraftwerk)	
Gaskraftwerke	sind	Elektrizitätswerke	zur	Stromerzeu-
gung,	die	mit	brennbaren	Gasen	(z.	B.	Erdgas)	betrie-
ben	werden.	Dabei	treiben	die	Gase	eine	Gasturbine	
an,	die	ihrerseits	einen	angekuppelten	Generator	an-
treibt.	Gaskraftwerke	haben	den	Vorteil,	dass	sie	nur	
geringe	Investitionskosten	benötigen,	haben	aber	
durch	ihren	geringen	Wirkungsgrad	vergleichsweise	
hohe	Betriebskosten.	Die	Abgase	der	Turbine	besitzen	
beim	Verlassen	der	Turbine	noch	eine	hohe	Tempera-
tur,	sie	können	daher	zur	Beheizung	eines	Dampferzeu-
gers	im	Gas-	und	Dampfkraftwerk	verwendet	werden.	
Die	Anfahrzeit	bzw.	Hochfahrzeit	eines	Gaskraftwerks	
ist	in	der	Regel	sehr	kurz,	diese	Anlagen	werden	daher	
vor	allem	zur	Ab	deckung	von	Lastspitzen	im	Strom-
netz	ein	gesetzt.	

Gas-	und	dampfkraftwerk	(GUd-kraftwerk)
Das	Gas-	und	Dampfkraftwerk	ist	ein	Kraftwerk,	in	
dem	in	einer	Gasturbine	Erdgas	verbrannt	wird.	Der	
Antrieb	der	Dampfturbine	erfolgt	durch	die	Wärme	der	
Verbrennungsabgase.	Die	Gasturbine	ist	mit	einem	
Stromgenerator	über	eine	Welle	verbunden	und	er-
laubt	somit	die	Generierung	von	Strom.	Mit	den	hei-
ßen	Abgasen	der	Gasturbine	wird	Dampf	erzeugt,	der	
die	Dampfturbine	antreibt.	Durch	die	Kombination	von	
Gas-	und	Dampfturbine	kann	die	Energie	der	Verbren-
nungsabgase	besser	genutzt	werden.

Gradtagszahlen	
Gradtagszahlen	helfen	dabei,	den	temperaturabhängi-
gen	Heizbedarf	zu	ermitteln.	Sie	errechnen	sich	aus	
der	Differenz	der	Rauminnentemperatur	(20	Grad	Cel-
sius)	und	der	tagesmittleren	Außentemperatur	unter	
der	Heizgrenztemperatur	(15	Grad	Celsius).

intelligente	Ortsnetzstation
Intelligente	Ortsnetzstationen	können	sowohl	die	Mit-
telspannungs-	als	auch	die	Niederspannungsnetze	
überwachen	und	steuern.	Sie	ermöglichen	damit	den	
Aufbau	eines	Smart	Grids	und	sparen	hohe	Investitio-
nen	in	den	Ausbau	des	Verteilnetzes.

Strombörse	
Mit	der	Liberalisierung	des	Strommarkts	ist	Strom	zur	
Handelsware	geworden.	Sein	Preis	wird	zukünftig	in	
Deutschland	auch	an	Strombörsen	–	ähnlich	wie	bei	
der	Wertpapierbörse –	durch	Angebot	und	Nachfrage	
geregelt.	

Transformator	
Ein	Transformator	ist	ein	zur	Erhöhung	oder	Herabset-
zung	der	elektrischen	Spannung	von	Wechselströmen	
dienendes	Gerät.	Er	besteht	vorwiegend	aus	einer	Pri-
mär-	und	einer	Sekundärwicklung.	Durch	den	fließen-
den	Wechselstrom	in	der	Primärwicklung	wird	in	der	
Sekundärwicklung	(Spule)	Spannung	erzeugt,	welche	
proportional	dem	Verhältnis	der	Windungszahlen	ist.	
Dabei	bleibt	die	Leistung	gleich,	sodass	bei	der	Span-
nungserhöhung	auf	der	Sekundär	seite	ein	geringerer	
Strom	entnommen	werden	kann.	

Umspannwerk	
Ein	Umspannwerk	ist	eine	elektrische	Anlage,	die	zum	
Umspannen	von	elektrischem	Strom	dient.	Sie	wandelt	
die	Wechselspannung	von	380	kV	bzw.	220	kV	auf	
110 kV	um	und	mit	diesen	110	kV	erfolgt	eine	weitere	
regionale	Verteilung	des	Stroms	zu	den	Umspann-
werken	von	110	kV	auf	20	kV.	

Value	at	risk	
Eine	Value	at	Risk	(VaR)-Analyse	zeigt	den	aus	Markt-
wertänderungen	von	Risikopositionen	(Portfolios)	re-
sultierenden	Verlust.	Das	von	mainova	verwendete	
Konfidenzniveau	von	99	%	bei	einer	Haltedauer	von	
fünf	Tagen	impliziert,	dass	mit	einer	Wahrscheinlich-
keit	von	1	%	der	Portfolioverlust	nach	fünf	Tagen	grö-
ßer	sein	wird	als	der	Betrag	des	VaR.

Versorgungssicherheit	
Als	Versorgungssicherheit	bezeichnet	man	den	An-
spruch	des	Kunden	auf	ununterbrochene	Stromversor-
gung.	Die	Verantwortungsbereiche	für	die	Versorgung	
des	Kunden	mit	Strom	sind	durch	vertragliche	Rege-
lungen	zwischen	Netzbetreibern	und	Stromerzeugern	
festgelegt.	Für	den	ordnungsgemäßen	Betrieb	seines	
Netzes	und	somit	für	die	Versorgungssicherheit	ist	der	
Netzbetreiber	zuständig.

Virtuelles	kraftwerk	
Ein	virtuelles	Kraftwerk	sieht	dezentrale,	jedoch	mitei-
nander	vernetzte	Energieversorgung	vor.	Dazu	werden	
zum	Beispiel	kleine	Brennstoffzellen-Einheiten	zentral	
gesteuert.	In	der	Summe	soll	dann	die	Wirkung	eines	
Kraftwerks	entstehen.

Weighted	Average	Cost	of	Capital	(WACC)
Der	WACC	ist	ein	gewichteter	durchschnittlicher	
Kapital	kostensatz	(Eigen-	und	Fremdkapital)	und		findet	
Verwendung	bei	der	Bestimmung	der	Mindestrendite	
für	Investitionsprojekte	und	beim	Werthaltigkeitstest.	
Die	Eigenkapitalkosten	ergeben	sich	aus	einem	risiko-
losen	Basiszinssatz,	einer	Risikoprämie	und	dem	
	Betafaktor.

Werthaltigkeitstest	(impairment-Test)	
Ein	Werthaltigkeitstest	wird	grundsätzlich	für	jeden	
Vermögensgegenstand	durchgeführt,	sobald	sich	inter-
ne	oder	externe	Anzeichen	einer	Wertminderung	erge-
ben.	Für	immaterielle	und	noch	nicht	nutzungsbereite	
immaterielle	Vermögensgegenstände	sowie	für	den	Ge-
schäfts-	oder	Firmenwert	muss	zwingend	ein	jährlicher	
Werthaltigkeitstest	durchgeführt	werden,	auch	wenn	
keine	Anzeichen	einer	Wertminderung		vorliegen.	Über-
schreitet	der	Buchwert	den	erzielbaren	Betrag,	so	ist	
aufwandswirksam	eine	Wertminderung	zu	buchen.
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ausgewählte ereignisse  
2013

15.02.2013

Der Aufsichtsrat der Mainova aG hat 
dem Abschluss des Aufhebungsver- 
trages mit dem Vorstandsmitglied 
Dr. Marie-Luise Wolff-Hertwig zuge- 
stimmt. Dr. Wolff-Hertwig verlässt die 
Mainova auf eigenen Wunsch, um 
sich neuen Aufgaben zuzuwenden. 

17.04.2013

Die Vorsitzende des Aufsichtsrats der 
Mainova aG Oberbürgermeisterin 
a. D. Dr. h. c. Petra Roth scheidet aus 
ihrem Amt aus. Sie hat dem Aufsichts- 
rat mitgeteilt, dass sie ihr Amt zum 
30. Mai niederlegen wird. Nachfolger 
als Aufsichtsratsvorsitzender wird der 
Frankfurter Stadtkämmerer Uwe 
Becker.

03.07.2013

Baubeginn der Strom-zu-Gas-Demons-
trationsanlage. In der Anlage wird 
Strom aus Wind und Sonne durch Elek- 
trolyse in Wasserstoff umgewandelt 
und in das Gasnetz eingespeist. In 
einem dreijährigen Betrieb wollen 
13 Partner der Thüga-Gruppe die 
Speichertechnologie erproben.

19.02.2013

Die Mainova aG erwirbt einen Solar-
park in Eggebek / Schleswig-Holstein. 
Die PV-Anlage hat eine Leistung von 
23,4 MW und ist Teil eines der größten 
PV-Parks Deutschlands. Die Mainova 
produziert dort im Jahr rund 22 Mio.
KWh regenerativen Strom aus Son- 
nenkraft. Dies entspricht dem Bedarf 
von rund 6.300 Haushalten.

05.06.2013

Die Mainova aG hat einen Windpark 
im französischen Migé erworben. Die 
fünf Windkraftanlagen haben eine 
Gesamtkapazität von 10,25 MW. Sie 
sollen Anfang 2014 in Betrieb gehen. 
Mit einer jährlichen Stromerzeugung 
von rund 26 Mi. KWh decken sie den 
Bedarf von über 10.000 Haushalten. 

17.12.2013

Die Mainova aG und die Hamburger 
Beteiligungsgesellschaft CEE erwer- 
ben vorbehaltlich einer kartellrecht- 
lichen Genehmigung gemeinsam 
einen Windpark im mittelhessischen 
Kirchhain. CEE, eine Tochtergesell-
schaft des Bankhauses Lampe, hält 
70 % der Anteile.

19.03.2013

Die Mainova aG erwirbt einen Wind-
park im unterfränkischen Remmlingen. 
Rund 35 Mio. KWh Strom pro Jahr 
sollen die je 2,4 MW starken Anlagen 
insgesamt produzieren. Das reicht, um 
14.000 Haushalte mit klimafreundli-
cher Energie zu versorgen.

01.07.2013

Norbert Breidenbach ist neuer Vor- 
stand der Mainova aG. Breidenbach 
verantwortet künftig Vertrieb, Handel 
und Beschaffung. Er ist vom Aufsichts- 
rat für fünf Jahre bestellt. 

20.12.2013

Seit 100 Jahren versorgt die Mainova aG 
Bad Soden zuverlässig mit Erdgas. Bad 
Soden war die dritte Kommune in der 
Region, die 1913 ans Frankfurter Gas-
netz angeschlossen wurde. Heute ver- 
sorgt das 62 Kilometer lange Verteilnetz 
rund 3.500 private Haushalte sowie 
Großkunden mit über 130.000 MWh 
Erdgas im Jahr.

erzeugungsstandorte  
deutschland
(mit Beteiligung)

erzeugungsstandorte  
rhein-main-gebiet

(1)  im Besitz des Wasser- und Schifffahrtsamts Aschaffenburg
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Photovoltaik 
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kraftwerk  
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Niederhambach

Photovoltaik  
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schule

Windpark 
Kirchhain
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Migé



einheit 31.12.2013 31.12.2012 31.12.2011 31.12.2010 31.12.2009

Absatz

Strom Mio. kWh 11.024 9.973 9.919 8.609 7.616

Gas Mio. kWh 15.169 14.268 12.017 14.077 14.802

Wärme Mio. kWh 2.027 1.841 1.914 1.973 1.867

Wasser Mio. m3 45,2 41,5 42,1 41,8 41,3

Umsatz Mio. € 2.211,2 2.009,2 1.785,5 1.670,6 1.661,0

Ergebnis vor Ertragsteuern (EBT) Mio. € 136,6 119,6 104,4 144,2 90,6

Konzernergebnis (1) Mio. € 114,4 95,8 96,3 115,4 54,2

Bilanzsumme 2.868,4 2.667,4 2.522,7 2.548,1 2.206,5

Investitionen in immaterielle 
Vermögenswerte und Sachanlagen Mio. € 119,5 127,5 134,7 110,3 97,9

Beteiligungen / Tochterunternehmen Mio. € 12,2 41,4 12,1 7,5 484,5

Mitarbeiter (31.12.) Anzahl 2.810 2.943 2.970 2.884 2.859

 

(1) bezogen auf die von der Mainova gehaltenen Anteile

unsere kennzahlen 
im überblick

Ergebniskennzahlen  
Stromversorgung

Ergebniskennzahlen  
Wärmeversorgung

Ergebniskennzahlen  
Gasversorgung

Ergebniskennzahlen  
Wasserversorgung

tsd. € 2013

Umsatz 1.237.364

EBT – 8.647

tsd. € 2013

Umsatz 786.271

EBT 73.264

tsd. € 2013

Umsatz 74.734

EBT – 1.016

tsd. € 2013

Umsatz 129.432

EBT 2.962
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